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das Treuhandverbältnis im Steueranpaſſungsgeſetz 
Von Rechtsanwalt Dr. Kurt Frey, Berlin 


le 


Im Steuerrecht hat das Treuhandverhältnis von jeher 
eine beſondere Bedeutung genoſſen. Einer der oberſten Grund⸗ 
ſätze des Steuerrechts — die Forderung nach Steuergerechtig⸗ 
eit — verlangt, daß die Steuerlaſt dem wirtſchaftlichen 
Herrn des Steuerguts obliegen ſoll. Aus dieſer rechtspoliti⸗ 
chen Forderung hatte ſich, vornehmlich ſeit Einführung der 
eichsabgabenordnung mit ihrer Betonung der wirtſchaftlichen 
Heſtchts punkte. als Grundregel für die ſteuerliche Behandlung 
er Treuhandverhältniſſe der Satz herausgebildet, daß Steuer⸗ 
chuldner regelmäßig der Treugeber und nicht der Treuhänder 
15 Aber dieſe Regel gab keine ſehr ſichere Auskunft über 
ie jeweilige rechtliche Behandlung eines Steuertatbeſtandes. 
Denn einerſeits ſtand nicht feſt, wann überhaupt ein Treu⸗ 
andverhältnis als vorliegend zu erachten ſei, und andrer⸗ 
eits hatte die Rechtſprechung für verſchiedene Steuerarten. 
usnahmen von jener Regel aufgeſtellt. Zu dieſen beiden 
Punkten bringt das ſoeben verkündete, in ſeinem hierauf be⸗ 
züglichen § 11 am 1. Jan. 1935 in Kraft tretende Steuer⸗ 
anpaſſilngsgeſetz v. 16. Okt. 1934 beachtliche Veränderungen. 


II. 


Betrachten wir zunächſt die Frage nach dem Vorliegen 
eines Treuhandverhältniſſes, ſo braucht nur auf die Verhand⸗ 
ungen des 36. Deutſchen Juriſtentages und das dort er⸗ 
ſtatkete umfangreiche Gutachten von Friedmann (Empfiehlt 
ich eine geſetzliche Regelung des Treuhänderverhältniſſes? 
1930) hingewieſen zu werden, um zu zeigen, wie unklar und 
unſcharf der Treuhandbegriff in unſerem Rechtsleben umriffen 
iſt. Auch das ſpäter erſchienene, über 400 Seiten ſtarke Werk 
von Siebert (Das rechtsgeſchäftliche Treuhandverhältnis, 
1933) beweiſt das gleiche: Wenn man die geſetzlich kaum ge⸗ 
regelte Treuhandſchaft für die Bedürfniſſe des praktiſchen 
Rechtslebens darſtellen will, muß man — wie die beiden ge⸗ 
nanuten Schriftſteller es getan haben — dicke Erläuterungs⸗ 
ücher ſchreiben, um aus dem Wuſt widerſpruchsvoller Recht⸗ 
prechung und ſtreitender Lehrmeinungen wenigſtens einiger⸗ 
maßen brauchbare Grundlagen für die Rechtsanwendung 
herauszuſchälen. Naturgemäß iſt dann das Ergebnis bis auf 


wenige allgemein anerkannte Grundſätze mehr oder minder 

doch nur die perſönliche Anſicht des Verfaſſers. Zu jenen 

wenigen anerkannten Grundſätzen gehört der Satz, daß ein 

„eigentliches“ Treuhandverhältnis nur dann vorliegt, wenn 

das Treugut unmittelbar vom Treugeber auf den Treuhänder 

übertragen worden iſt (ſeit Friedmann „Unmittelbarkeits⸗ 
grundſatz“ genannt). In geradezu unerſchütterter Recht- 
ſprechung hat das RG. ausgeſprochen, daß von einem Treu⸗ 
handverhältnis im Rechtssinne nur dann geſprochen werden 
könne, „wenn der eine (Treugeber) aus ſeinem Vermögen 
dem anderen (Treuhänder) einen Gegenſtand zu treuen Hän⸗ 
den anvertraut, d. h. übereignet, und zwar derart, daß der 
andere das übertragene Recht im eigenen Namen ausüben, 
aber nicht zu ſeinem Vorteil gebrauchen ſoll. Das Treugut 
ſcheidet hierbei rechtlich, wenn auch nicht wirtſchaftlich, aus 
dem Vermögen des Treugebers aus. Der Begriff des Treu⸗ 
händerverhältniſſes würde aber völlig ins Unbeſtimmte zer⸗ 
fließen, wenn man dabei vom Erforderniſſe des „Anver⸗ 
trauens zu treuen Händen“ ganz abſehen und ein ſoiches 

Verhältnis überall ſchon da als vorhanden anſehen wollte, 

wo jemand im Auftrag eines anderen für deſſen Rechnung, 

aber im eigenen Namen handelt“ (RG. 84, 214, a ee 

1914, 596). Das NG. hat, meift unter wörtlicher Übernahme 

jener Stelle, an dieſem Satz ſtändig feſtgehalten, wie die 

folgende, zeitlich geordnete Überſicht ergibt: 

15. Okt. 1909, VII, Gruch. 54, 623 = IW. 1910, 4: fidu⸗ 
ziariſches Eigentum nicht bei mittelbarem Erwerb. 

19. Dez. 1914, VII, RG. 84, 214 (217) = IW. 1914, 596. 

29. Mai 1915, V, 22. 1915, 1022: wörtlich wie RG. 84, 217. 

10. Okt. 1917, V, RG. 91, 12 (15): Ausſonderungsanſpruch 
nur bei unmittelbarer Übereignung. 

22. März 1918, II, RG. 92, 341 (342): wörtlich wie RG. 
84, 217. 

5. Nov. 1918, VII, RG. 94, 305 (307): fiduziariſches Eigen⸗ 
tum nur bei unmittelbarer Übertragung. 

27. März 1925, VI, JW. 1925, 1760 (1762) = RG. 110, 
354 (wo aber dieſer Teil der Gründe nicht abgedruckt 
iſt): bei Erwerb in verdeckter Stellvertretung kein Treu⸗ 
handverhältnis. 
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25. Jan. 1926, V, JW. 1926, 2571 (2572) = Gruch. 68, 
551: ein eigentliches Treuhandverhältnis im Rechtsſinne 
nur wie in RG. 84, 217; bei mittelbarem Erwerb 
höchſtens Treuverhältnis im weiteren Sinne mit rein 
ſchuldrechtlichen und nicht dinglichen Wirkungen. 

27. Febr. 1928, VI, IW. 1928, 1653 — 23. 1928, 889 
= Warn. 1928 Nr. 54: wörtlich wie RG. 84, 217. 

5. Juli 1928, VI, JW. 1928, 2446: wörtlich wie RG. 84, 
217. 

28. Sept. 1928, VII, HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 42 = Konk⸗ 
Treuh. 1928, 168. 

21. Jan. 1929, VI, HöchſtgRſpr. 1929 Nr. 946: wörtlich wie 
RG. 84, 217, mit Ausnahme für 8 3 Ziff. 7 AufwG. 

27. Mai 1929, VI, KonkTreuh. 1929, 105: wörtlich wie RG. 
84, 217. 

6. März 1930, VI, RG. 127, 341 (344) = JW. 1930, 2394: 
wörtlich wie RG. 84, 217. 

5. Dez. 1930, II, Warn. 1931 Nr. 51 (S. 107): ein Treu⸗ 
handverhältnis, das die Ausſonderung eines Gegen- 
ſtandes oder Rechtes begründet, nur bei Unmittelbarkeit. 

20. Febr. 1931, III, KonkTreuh. 1931, 54 (deutlicher in dent 
dort nicht abgedruckten Teil der Entſch.): Treuhandver⸗ 
hältnis im eigentlichen Sinne nicht bei indirekter Stell⸗ 
vertretung. 

9. Juni 1931, VII, NG. 133, 84 (87) = ZW. 1931, 3105: 
wörtlich wie RG. 84, 217. 

8. Juli 1931, V, RG. 133, 201 (205) = JW. 1931, 2909: 


wenn der echte Treuhänder einer Grundſchuld aus dieſer 
vollſtreckt und in der Zwangsverſteigerung gem. SS 118, 
128 ZwVerſtG. eine Sicherungshypothek erwirbt, dann 
iſt er mit dieſer Sicherungshypothek nicht mehr Treu⸗ 
händer, denn ſie iſt „für ihn entſtanden“. 

— Abweichend nur eine Entſcheidung, HöchſtRRſpr. 1929 
Nr. 1303 = KonkTreuh. 1929, 86, genauer beſprochen 
bei Friedmann S. 865, bei Siebert S. 192. Sie⸗ 
bert leugnet die Abweichung zu Unrecht, das RG. 
ſpricht ganz allgemein von „einem“ Treuhandverhältnis, 
micht lediglich von dem rein ſchuldrechtlich wirkenden. — 


Es wird ſich ſomit kaum leugnen laſſen, daß das RG. 
als Vorausſetzung eines Treuhandverhältniſſes den unmittel- 
baren Erwerb des Treuguts ſeitens des Treuhänders vom 
Treugeber aufſtellt. Die Bedeutung dieſes Unmittelbarkeits⸗ 
grundſatzes war allerdings ſchon für den rechtsgeſchäftlichen 
Verkehr zweifelhaft. Die herrſchende Meinung und das RG. 
neigten dazu, das Beſtehen eines Treuhandverhältniſſes bei 
mittelbarem Erwerb — ſog. Erſterwerb des Treuhänders — 
überhaupt zu verneinen, wohingegen Siebert nicht ohne 
Grund darauf hinwies, daß jener Grundſatz immer nur bei 
der Frage der quaſidinglichen Wirkungen des Treuhandver⸗ 
hältniſſes ausgeſprochen worden ſei, ſo ſchon in Anm. zu RG. 
133, 84: JW. 1931, 3105, ſodann ausführlich in ſeinem 
genannten Werk S. 191 ff., 211 f. (allerdings iſt im rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr gerade jene quaſidingliche Wirkung das 
Typiſche des Treuhandverhältniſſes; die ſchuldrechtliche Aus⸗ 
geſtaltung wickelt ſich im Rahmen der Vertragsfreiheit ähn⸗ 
lich dem Auftragsverhältnis ohne beſondere Schwierigkeiten 
ab). Im Steuerrecht vollends hatte man ſich über derartige 
Fragen wenig Gedanken gemacht. Dort beurteilte man die 
Frage nach dem Vorliegen eines Treuhandverhältniſſes, wenn 
ein ſolches für die Steuerlaſtverteilung Bedeutung erlangte, 
rein nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten (ſo z. B. RF. 17, 
254, 258; 19, 21, 24). Vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkt 
aus konnten die rechtsdogmatiſchen Fragen, mit denen ſich 
das NG. befaßte, nur eine geringe Rolle ſpielen. Gewißheit 
beſtand aber in dieſer Hinſicht nicht; jederzeit konnte der Fall 
eintreten, daß der RFH., gedrängt durch die Steuerbedürf⸗ 
niſſe des Staates, auf die Jahrzehnte hindurch gleichbleibende 
Rechtſprechung des RG. zurückgriff und Treuhandverhält⸗ 
niſſe unbeachtet ließ, bei denen das Treugut nicht unmittel⸗ 
bar aus dem Vermögen des Treugebers, ſondern nur mit 
Mitteln des Treugebers durch den Treuhänder von dritter 
Seite erworben wurde. 

Dieſe Frage iſt für das Steuerrecht jetzt durch 8 11 
Ziff. 3 StAnpG. eindeutig geregelt, wonach Wirtſchaftsgüter, 


die durch einen Treuhänder zu treuen Händen für einen 
Treugeber erworben worden ſind, dem Treugeber zugerechnet 
werden. Für die Vermögenszurechnung im Steuerrecht iſt alſo 
die Auffaſſung durchgedrungen, die Siebert hinſichtlich der 
ſchuldrechtlichen Wirkungen des Treuhandverhältniſſes be 
reits für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr vertreten hatte: der 
Unmittelbarkeitsgrundſatz gilt hier nicht, es ſpielt keine Rolle, 
ob das Treugut dem Treuhänder aus dem Vermögen de 
Treugebers unmittelbar anvertraut wurde oder ob er es im 
Wege des Erſterwerbs von dritter Seite für den Treugeber 
erlangt. 


III. 


Der ſteuerrechtliche Oberſatz in Treuhandfragen — Be- 
ſteuerung des Treuguts nur beim Treugeber, nicht beim 
Treuhänder — iſt insbeſ. ausgeſprochen für die Ver? 
mögen ſteuer (z. B. RFH. 19, 21ff.; Kartei RAbgd. 
5,80 Abſ. 1 R. 33), für die Umſa tz ſteuer (Rö. 20, 4, 
20, 286), für die Einkommenſteuer (Rey. 15, 111; 
RFch.: SW. 1925, 323/24; RFH.: JW. 1929, 3332 = 
Kartei EinkSt. § 13 R. 96) und mitunter auch zur Kapital“ 
verkehrs ſteuer (z. B. RF. 24, 47 — Kartei KapVerkst. 
§6b R. 34; R39.: JW. 1929, 1085 — Kartei a. a. O. 
R. 41). 


Dagegen iſt nach der bisherigen Rechtſprechung für die 
Grunderwerbſteuer der formaljuriſtiſche Eigentumsüber⸗ 
gang nach bürgerlich⸗rechtlichen Geſichtspunkten entfcheibend, 
weil — wie der RFH. jagt — das GrErwStG. die Steuer 
pflicht bewußt an den bürgerlich⸗ rechtlichen Eigentumsübel 
gang geknüpft hat. Dies ergebe ſich ſchon aus § 1 Gr&rm 
St., vornehmlich aber aus 8 4, der die Steuerpflicht durch 
die Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuche entſtehen 
laſſe. Jede eingetragene Auflaſſung ſei demnach grunderwerb⸗ 
ſteuerpflichtig, auch wenn durch dieſen Vorgang an der ſchon 
beſtehenden wirtſchaftlichen Verfügungsmacht nichts geändert 
werde (Aich): ZW. 1928, 82 — Kartei GrErwStcz. 94 
R. 13; ſtändige Rſpr., vgl. z. B. RFH. 8, 89 [91]; 12, 301; 
15, 132, neueftens wieder RFH. 33, 67 69)). Daher iſt 
insbeſ. die Übertragung des Grundſtücks vom Treuhänder 
auf den Treugeber ſteuerpflichtig, dagegen der Wechſel des 
Treugebers ſteuerfrei (RFH.: JW. 1927, 1445 — Kartei 
GrErmwSt®. 8 1 R. 31 und in Kartei GrErw StG. 8 4 R. 7) 
Genau das gleiche wird von den zuſtändigen OVG. für die 
Wertzuwachs ſteuer und die Grundvermögens⸗ und 
Hauszins ſteuer angenommen. Auch dieſe ſollen lediglich 
auf den bürgerlich⸗rechtlichen Eigentumsbegriff abgeſtellt ſein. 
Daher entſteht die Wertzuwachsſteuer ſowohl beim Übergang 
vom Treuhänder auf den Treugeber wie beim Wechſel de 
Treuhänders trotz gleichbleibendem Treugeber; frei iſt nut 
der Wechſel des Treugebers — obwohl doch gerade darin die 
eigentliche wirtſchaftliche Veräußerung liegt (HambO VG. für 
die Wertzuwachsſteuer: JW. 1928, 1013; 1929, 2656; 1931, 
2334. PrO VG. für Wertzuwachsſteuer: OVG. 80, 80; 88, 
128 f.; Entſch. VII C 222/30: Steuer und Recht v. 29. Okt. 
1931. Prof. für Grundvermögens⸗ und Hauszinsſteuer: 
JW. 1929, 809, auch OVG. 84, 31 ff. [wo aber eine Aus 
nahme anerkannt ift, wenn der Treuhänder für eine nicht 
rechtsfähige Vielheit von Perſonen auftritt: die Befreiung?“ 
gründe richten ſich dann nach den Eigenſchaften der Treu? 
geber, nicht nach denen des eingetragenen Treuhänders] 
Vielfach hat der RFH. auch auf dem Gebiet der Kapital 
verkehrsſteuer Treuhandverhältniſſe für unbeachtlich erklärt, 
z. B. NH. 18, 323. 

Aber ſelbſt in dem unumſtrittenen „Ausnahmebereich Del 
Grunderwerbſteuer mußten die Treuhandverhältniſſe für be’ 
ſtimmte Fälle berückſichtigt werden. Wo nämlich im Ge / 
ſelbſt zwecks Verhinderung von Steuerumgehungen der Über 
gang des wirtſchaftlichen Eigentums zur Steuer herangezoge, 
wird (88 3, 5, 6 GrErwStck.), entfällt der oben erwähnte 
Anlaß, Treuhandverhältniſſe außer acht zu laſſen. So be 
ſteuert z. B. 86 GrErwStch. auch die bloße Übertragung 
des wirtſchaftlichen Eigentums (nämlich jeden Rechtsvorgang 
der es ohne Übertragung des Eigentums einem anderen eg 
möglicht, über das Grundſtück wie ein Eigentümer zu ver 
fügen, z. B. Einräumung einer unwiderruflichen Vollmacht). 
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Mit Recht hat der NFH. eine derartige Übertragung des wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentums als ſteuerfrei augeſehen, wenn der 
Ibertragende bereits bei feinem, nach 881, 4 ſteuerpflich⸗ 
tigen Grundſtückserwerb als Treuhänder für den jetzt zu Be⸗ 
vollmächtigenden handelte. Denn in dieſem Falle war das 
wirtſchaftliche Eigentum, deſſen übergang nach § 6 ſteuer⸗ 
pflichtig iſt, ſchon mit dem gem. SS 1, 4 GrErwStG. ver⸗ 
teuerten Grundſtückserwerb des Treuhänders auf den Treu⸗ 
geber übergegangen (RTH. 18, 90 (91/92). Ahnlich für die 
umgekehrte Sachlage RH. 15, 223: eine AktG. erwirbt 
ſämtliche Anteile einer GmbY., zu deren Vermögen Grund⸗ 
ſtücke gehören; dies iſt nach 83 Gr&rwötd. ſteuerpflichtig; 
die ſpätere Auflaſſung der Grundſtücke durch die GmbH. an 
die AktG. iſt ſteuerfrei. 


Von derartigen, ausdrücklich an den Übergang des wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentums geknüpften Fällen abgeſehen, neigte 
aber die Rechtſprechung auf dem Gebiet des Grunderwerb⸗ 
ſteuerrechts grundſätzlich dazu, möglichſt alle im Geſetz ver⸗ 
wendeten Rechtsbegriffe im ſtreng bürgerlich⸗rechtlichen Sinne 
auszulegen. Ein gutes Beiſpiel iſt die Rechtſprechung zu 8 14 
GrErwStG. Nach deſſen erſten beiden Ziffern iſt der Grund⸗ 
ſtückserwerb von der Steuer befreit, wenn ein Hypotheken⸗ 
gläubiger, dem die Hypothek bereits ſeit einem Jahr vor der 
erſten Beſchlagnahme des Grundſtücks zuſtand, das Grund⸗ 
ſtück erſteigert, um ſeine Hypothek zu retten. Da das Geſetz 
hier nicht von einem „eingetragenen Hypothekengläubiger“, 
ſondern nur von dem Zuſtehen der Hypothek ſpricht, hatte 
es wohl nahe gelegen, die Steuerfreiheit jedem Erſteher zu ge⸗ 
währen, dem die Hypothek während des letzten Jahres vor 
der erſten Beſchlagnahme wirtſchaftlich zuſtand. Der R§H. hat 
jedoch die Frage, wer wirtſchaftlich der Gläubiger ſei, nur 
dann berückſichtigt, wenn ſie dem Steuerpflichtigen un⸗ 
günſtig war: Der Erwerb durch den grundbuchmäßig ein⸗ 
getragenen Hypothekengläubiger reicht zur Steuerbefreiung 
nicht aus, wenn dieſer Gläubiger im Innenverhältnis nur 
Einziehungsbevollmächtigter für einen Dritten, den wahren 
wirtſchaftlichen Gläubiger, ift (R 5d. 31, 98 (102). Soweit 
ſich dagegen die Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Gläu⸗ 
bigerſtellung zugunſten des Steuerpflichtigen auswirken 
würde, beruft fi) der NFH. auf die hier anzuwendende 
ſtrenge, bürgerlich-rechtliche Auslegung. So wurde das Be 
freiungsvorrecht des § 14 abgelehnt für den Gläubiger, der 
die Hypothek gepfändet und zahlungshalber überwieſen er⸗ 
halten hatte (NFH. 31, 39). Aber auch dem Gläubiger, der 
die Hypothek nur zu treuen Händen an einen Dritten ab⸗ 
getreten hatte, wurde die Steuerfreiheit aus § 14 verſagt. 
So Rh. 31, 210: war der bis kurz vor der Beſchlag⸗ 
nahme eingetragene Gläubiger nur Treuhänder für den wirk⸗ 
lichen Gläubiger, ſo iſt die Erſteigerung durch dieſen letzteren, 
trotz der noch vor der Beſchlagnahme erfolgten Rückzeſſion 
und Grundbucheintragung, nicht ſteuerfrei, denn dieſer Gläu⸗ 
iger war nicht während des ganzen letzten Jahres vor der 
Beſchlagnahme Hypothekengläubiger i. S. des Liegenſchafts⸗ 
rechts. Und RF. 33, 322: Keine Steuerfreiheit aus $ 14, 
wenn der erſteigernde Gläubiger die Hypothek vor Jahren zur 
Sicherheit für eine gegen ihn beſtehende Forderung an ſeinen 
Gläubiger abgetreten, dieſe Schuld längſt beglichen, die Rück⸗ 
übertragung der Hypothek aber aus Koſtenerſparnisgründen 
vermieden hatte. 

Das StAnpG. wird die Rechtſprechung nötigen, zu all 
dieſen Fragen erneut Stellung zu nehmen. Bisher wurde der 
Oberſatz: „Treuhaudgut ift beim Treugeber zu verſteuern“ 
im weſentlichen auf die Auslegungsvorſchriften der 88 4 und 
80 (Faſſung von 1931 88 9 und 98) NAbgdO. geſtützt. Da 
Auslegungsvorſchriften ſtets recht dehnbar find, konnte die 
Rechtſprechung bei einzelnen Steuerarten ohne große Schwierig⸗ 
keiten Ausnahmen von der Regel aufſtellen. Das StAnpG. 
hat aber jenem Oberſatz geſetzlichen Ausdruck verliehen, in⸗ 
dem es in 8 11 Ziff. 1 und 2 vorſchreibt: 

Für die Zurechnung bei der Beſteuerung gelten, ſoweit 
nichts anderes beſtimmt iſt, die folgenden Vorſchriften: 

1. Wirtſchaftsgüter, die zum Zweck der Sicherung über⸗ 

eignet worden ſind, werden dem Veräußerer zu⸗ 
gerechnet; 


2. Wirtſchaftsgüter, die zu treuen Händen (entgeltlich 
oder unentgeltlich) übereignet worden ſind, werden dem 
Treugeber zugerechnet. 


Es fragt ſich, wie weit der RF§H. angeſichts dieſes Geſetzes⸗ 
befehls ſeine bisherige Rechtſprechung wird aufrechterhalten 
können. Wenn man von dem Vorbehalt des 8 11 „ſoweit 
nichts anderes beſtimmt iſt“ abſieht, müßte in Zukunft jene 
Rechtſprechung, die das Treuhandverhältnis für die Zu⸗ 
rechnung bei der Beſteuerung unberückſichtigt läßt, aufgegeben 
werden. In Frage ſteht ſomit nur, wieweit man aus den 
Vorſchriften derjenigen Geſetze, deren Rechtsbegriffe in der 
bisherigen Rechtſprechung ſtreng bürgerlich⸗rechtlich ausgelegt 
wurden, die in 811 StAnpG. vorbehaltene „anderweitige 
Beſtimmung“ herausleſen kann. 

Hier wird man unterſcheiden müſſen. Wo die Erwägun⸗ 
gen des RF. ſich lediglich auf den ſteuerpolitiſchen Zweck 
der betreffenden Steuervorſchrift beziehen, werden ſie kaum 
ausreichen, um eine „anderweitige Beſtimmung“ des Geſetzes 
zu begründen. Wo der NFD. aber auf geſetzliche Vorſchriften 
verweiſt, die mit hinreichender Deutlichkeit den Steuervor⸗ 
gang mit bürgerlich-rechtlichen Begriffen verknüpfen, liegt in 
eben dieſen Vorſchriften die „anderweitige Beſtimmung“ des 
Geſetzes. 

Zu den letztgenannten möchte ich vornehmlich die Vor⸗ 
ſchrift des SA GrErwStG. rechnen: denn dieſe knüpft die 
Steuerpflicht ohne Einſchränkung an jede Eintragung einer 
Rechtsänderung im Grundbuch. Daher wird auch unter der 
Herrſchaft des StAnpG. die im Grundbuch eingetragene Auf⸗ 
laſſung ſtets grunderwerbſteuerpflichtig ſein, gleichgültig, ob 
der Eingetragene Treuhänder für einen Dritten iſt oder nicht. 
Die auf Grund der 88 3, 5 und 6 GrErwStG. bisher hier⸗ 
von anerkannten Ausnahmen werden natürlich beſtehen bleiben. 

Dagegen wird die Befreiungsvorſchrift des 8 14 Ziff. 1 
und 2 GrErwStG. eine erheblich weitere Anwendung er⸗ 
fahren müſſen, als es nach der bisherigen Rechtſprechung des 
RF. der Fall war. Wenn für die Zurechnung bei der Be⸗ 
ſteuerung eine Hypothek, die der Hypothekengläubiger A. 
an B. zur Sicherung oder zu treuen Händen übertragen hat, 
dem Veräußerer bzw. Treugeber, alſo dem A. zuzurechnen iſt, 
dann rettet A. mit der Erſteigerung des Grundſtücks die 
ſteuerlich ihm zuſtehende Hypothek, und es genügt zur 
Steuerbefreiung nach § 14, daß während des letzten Jahres 
vor der erſten Beſchlagnahme des Grundſtücks kein anderer 
als A. oder B. eingetragener Hypothekengläubiger war. Die 
vom NFH. 31, 210 und 33, 322 entſchiedenen Fälle wären 
alſo ab 1. Jan. 1935 im umgekehrten Sinne zu entſcheiden. 
Ja, nach 8 11 Ziff. 3 StAnpG. muß die Steuerfreiheit gem. 
814 GrErwStG. ſogar dann eintreten, wenn B. die Hypothek 
von vornherein treuhänderiſch für A. erwarb und nun A. 
erſteigert: nur wird man naturgemäß an den Nachweis der 
rechtsgeſchäftlichen Treuhandabrede und der wirtſchaftlichen 
Treuhandlage hier beſonders ſtarke Anforderungen ſtellen 
dürfen, da ſonſt der unredlichen Erſchleichung von Steuervor⸗ 
teilen Tür und Tor geöffnet wäre. 

Auf der anderen Seite führen die neuen Zurechnungs⸗ 
beſtimmungen dazu, die Befreiung aus 8 14 GrErwStG. zu 
verſagen, wenn der eingetragene Gläubiger, der das Grund⸗ 
ſtück für ſich ſelbſt erſteigert, nur Treuhänder (z. B. im 
Innenverhältnis Einziehungsbevollmächtigter) für einen an⸗ 
deren oder gar nur Pfandgläubiger der Hypothek iſt. Bei der 
Einziehungsvollmacht wird die Hypothek nach 8 11 Ziff. 2 
StAnpG. dem Vollmachtgeber zugerechnet, jo daß der Ein- 
getragene mit der Erſteigerung keine ihm zuſtehende Hypothek 
retten würde. Der Pfändungspfandgläubiger (dem die Hypo⸗ 
thek zur Einziehung zahlungshalber überwieſen iſt) könnte 
ſich höchſtens auf eine entſprechende Anwendung des 8 11 
Ziff. 1 EtAnpG. berufen mit dem Ergebnis, daß er wie ein 
Sicherungsgläubiger behandelt und ſomit gerade der Steuer⸗ 
freiheit aus 814 GrErwStG. verluſtig gehen würde. Die 
Entſcheidungen RFH. 31, 39 und 31, 98 find daher auch 
nach neuem Recht zutreffend. 

Auf die landesrechtlichen Wertzuwachs⸗ und Grundver⸗ 
mögensſteuern fand bisher die RAbgo. (bis auf die Be⸗ 
griffsbeſtimmungen in § 1 Abf. 1, die Vorſchriften über 
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Steuergeheimnis und Erſatzpflicht) keine Anwendung, da dieſe 
Steuern nicht von den Finanzämtern verwaltet werden (vgl. 
88 3-8 NAbgöO.). Diefe Anmwendungsvorfchriften der 
RAbgO. find durch das StAnp®. nicht geändert worden (vgl. 
§ 21 StAnpG.). Aber der oben beſprochene §8 11 StalnpG. 
tritt nicht als neues Stück der RAbgO., ſondern als Teil 
eines ſelbſtändigen Reichsgeſetzes über „Allgemeines Steuer⸗ 
recht“ in Kraft (vgl. die überſchrift des J. Abſchnittes des 
StAnpG.). § 11 gilt daher für alle Steuern. Die zuſtändige 
Rechtſprechung wird ſomit auch auf dem Gebiet der landes⸗ 
rechtlichen Grundvermögenſteuer und der — meiſt gemeind⸗ 
lichen — Wertzuwachsſteuer zu prüfen haben, ob die be⸗ 
treffende Steuerordnung für die Zurechnung bei der Be⸗ 
ſteuerung die Berückſichtigung von Treuhandverhältniſſen 
ausſchließt (i. S. des § 11 StAnpG. alſo „etwas anderes 
beſtimmt“). 


IV. 


Zum Schluß ſei die Frage geſtreift, ob die ausdrück— 
liche Anerkennung des Treuhandverhältniſſes bei der ſteuer⸗ 
lichen Zurechnung auch für den Treuhandbegriff des bürger⸗ 
lichen Rechts Wirkungen äußern wird. Eine unmittelbare 
Einwirkung muß verneint werden. Schon mehrfach hat der 
Geſetzgeber für Sondergebiete einen beſonderen — meiſt wei⸗ 
teren — Treuhandbegriff aufgeſtellt, ohne daß dadurch die 
zahlreichen der Löſung harrenden Fragen des bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Treuhandverhältniſſes berührt oder gar geklärt wor⸗ 
den find. So iſt z. B. nach 83 Ziff. 7 AufwG. für die Be⸗ 
rechnung des Goldmarkbetrages bei Erwerb auf Grund eines 
Treuhandverhältniſſes der Erwerb durch den Treugeber (den 
Geſchäftsherrn), jedoch im Falle des Erſterwerbs durch den 
Treuhänder der Erwerb durch dieſen maßgebend; der Un⸗ 
mittelbarkeitsgrundſatz iſt dort alſo nicht Vorausſetzung des 
Treuhanbverhältniſſes. Die Rechtſprechung betrachtet dies aber 
lediglich als Ausnahmevorſchrift für ein Sondergebiet (z. B. 
RG. 127, 341, 346 JW. 1930, 2394 und RG. : Höchſt⸗ 
RRſpr. 1929 Nr. 946). Ebenſowenig wird ſich die Ausnahme 
vom Unmittelbarkeitsgrundſatz, die 8 11 Ziff. 3 StAnp®. 
enthält, auf das bürgerlich rechtliche Treuhandverhältnis über⸗ 
tragen laſſen. 


Aber in einer Beziehung geben die neuen ſteuerrechtlichen 


Vorſchriften doch zu denken: von Jahr zu Jahr mehren ſich 
die Fälle, in denen der Geſetzgeber für irgendwelche Sonder⸗ 
gebiete das Treuhandverhältnis ausdrücklich regeln und vet‘ 
werten muß (vgl. die Zuſammenſtellung bei Friedmann 
S. 908 f., bei Siebert S. 8 Anm. 8). Iſt das nicht doch 
ein Beweis für das Bedürfnis einer allgemeinen geſetzlichen 
Regelung des Treuhandverhältniſſes? Es iſt richtig, daß der 
Ruf nach dem Geſetzgeber bisher von den verſchiedenen 
Seiten in recht verſchiedener Stärke laut geworden iſt. Der 
Lübecker Juriſtentag konnte ſich auf einen beſtimmten Vor- 
ſchlag nicht einigen. Friedmann wollte die „kiducia“, die 
Vollrechtsübertragung mit nach innen wirkender Treuabrede, 
überhaupt nicht, dafür aber die „offene“ — von Siebert wohl 
beſſer deutſchrechtlich genannte — Treuhand, eine beſondere 
dingliche Rechtsſtellung, ſehr eingehend geregelt wiſſen. Auch 
Siebert iſt für die von Friedmann befürwortete Unter 
ſcheidung zwiſchen fiduziariſcher und deutſchrechtlicher Treu’ 
hand eingetreten; er will aber, m. E. mit Recht, beide Arten 
des Treuhandverhältniſſes geregelt ſehen. Siebert iſt je 
doch der Anſicht, daß im weſentlichen ſchon das bisherige 
Recht, oder doch feine Ausgeſtaltung durch die Rechtſprechung, 
genüge; er befürwortet zunächſt nur eine Anderung des 8 137 
Satz 1 BGB., der die dinglich wirkende Zweckbeſchränkung 
einer Verfügungsbefugnis verbietet. 

Zweifellos muß eine geſetzgeberiſche Löſung!) des Treu? 
handproblems von 8137 Satz 1 BGB. ihren Ausgang 
nehmen, worauf vor Siebert ſchon Jeſſen: JW. 1930, 
1370 und auch, etwas weniger deutlich, Friedmann im 
Gutachten S. 1006 hingewieſen haben. Vom Standpunkt det 
praktiſchen Rechtsanwendung aus geſehen erſcheint mir aber 
die Anderung des § 137 Satz 1 BGB. nicht ausreichend. 
Die Praxis benötigt genauere Anhaltspunkte. Es liſt zu 
hoffen, daß die Welle der Rechtserneuerung, die mit bi 
fortſchreitenden Erſtarken des nationalſozialiſtiſchen Staates 
immer kräftiger anſchwillt und ſicher nicht vor dem bürger 
lichen Recht Halt machen wird, auch zu einer geſetzlichen Rege 
lung des bürgerlich-rechtlichen Treuhandverhältniſſes führt. 


1) Über die Notwendigkeit einer allgemeinen gefeglichen Bache 
lung vgl. auch knapp, aber treffend Klauſing, Art. Fiduziariſch 
Rechtsgeſchäfte im Rechtsvergl. Hdwb. II (1930) S. 368 ff., insbeſ. 
S. 396/403. 


Steuer⸗, Devifen- und volksverratamneſtie 1934 für den Auslandsbeſitz 


Verlängerung der Anzeigepflicht nach dem BVG. bis 31. Dez. 1934 
Von Rechtsanwalt Dr. Heinz Meilicke, Berlin 


Das VVG. ſah eine allgemeine Beſtandsaufnahme des 
deutſchen Auslandsbeſitzes (vgl. IW. 1933, 1627) vor, 
während die vielbefürchtete Ablieferungspflicht für deutſchen. 
Auslandsbeſitz — im Gegeuſatz zu den von der Tſchecho⸗ 
ſlowakei getroffenen Maßnahmen: Frankfurter Ztg. vom 
21. Nov. 1934 — von der Reichsregierung nicht angeordnet 
worden iſt. Die Tragweite der Beſtimmungen über die An⸗ 
zeigepflicht iſt trotz der bedeutenden Aufmerkſamkeit, die 
ſeinerzeit in Preſſe und Rundfunk dem Thema geſchenkt 
wurde, nicht allenthalben erkaunt worden und hat deshalb zu 
einer Reihe von Verletzungen der Anzeigepflicht geführt, die 
nach dem bisher geltenden Recht mit Zuchthaus nicht unter 
1 Jahr, meiſt ſogar mit 3 Jahren Zuchthaus beſtraft wer⸗ 
den mußten, ohne daß ein Irrtum über die Anzeigepflicht 
ſtrafrechtlich berückſichtigt werden konnte. 

Dieſe Härten gleicht die Novelle zum VVG., die 
Abſchu. III StAnp®. v. 16. Okt. 1934 (RGBl. I, 925) 
gebracht hat, aus, indem ſie bei Nichtanzeige von Werten 
unter 10000 AH die Strafe mildert, dem Irrtum über die 
Anzeigepflicht eine ſtrafrechtliche Bedeutung beimißt und 
gleichzeitig eine allerletzte Amneſtie in ſteuerrechtlicher, 
deviſenrechtlicher und volksverratrechtlicher Beziehung gewährt, 
wenn die Anzeige bis zum 31. Dez. 1934 nachgeholt wird. 

1. Die Steueramneſtie wird, wie bisher, lediglich 


durch eine Anzeige der anzeigepflichtigen Auslandswerte beim 
Fin A. oder einer anderen Finanzbehörde erworben. Sie tritt 
jetzt auch dann ein, wenn die Auslandswerte bereits der 
Steuerbehörde bekannt geworden waren und hängt — enk 
gegen der Regelung der Selbſtanzeige aus 8 410 RAbgO. — 
nicht mehr davon ab, daß die nachveranlagken Steuern friſt⸗ 
gemäß gezahlt werden. Die verkürzten Steuern ſind, ſoweit ſi 
auf die Zeit ſeit dem 1. Jan. 1930 entfallen, nachzußahleg 
jedoch werden Zinſen und Verzugszuſchläge überhaupt nich 
mehr (bisher ab 1. Nov. 1933) erhoben. Soweit Zinſen — 
Verzugszuſchläge ab 1. Nov. 1933 bereits entrichtet ſind, lan 
ihre Erſtattung nicht verlangt werden (§ 34 StAnp®.). 1 

Statt der Nachveranlagung für die Zeit ab 1. Jan. 195 
kann die nachzuzahlende Steuer in einem Pauſchbetrage fell 
geſetzt werden, der in keinem Falle mehr als 400% des 11 5 
gezeigten Vermögens nach dem Stande v. 1. Juni 1933 1 
tragen darf (vgl. § 3 Abſ. 2 DurchfVO. z. VVG. Ro 5 
1933, I, 6970). Die Wertberechnung dürfte nach dem Vene, 
Std. 1931 vorzunehmen fein, fo daß z. B. bei Anzeige bishe⸗ 
verſchwiegener Rentenrechte der Wert der Rente nach RBew 
VermSturchfBeſt. 1931 zu kapitaliſieren iſt. A 

Anhängige Verfahren wegen Steuerzuwiderhandlunge⸗ 
werden eingeſtellt, rechtskräftig bis zum 17. Okt. 1934 9 5 
kannte Strafen erlaſſen, wenn die Steuerzuwiderhand 
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lungen anzeigepflichtige Werte oder Werte, die zum Erwerb 
anzeigepflichtiger Werte verwandt worden ſind oder die Er⸗ 
träge oder Umſätze ſolcher Werte (amneſtiefähige Werte) be⸗ 
trafen. Jedoch wird die Einſtellung und der Straferlaß hin⸗ 
ällig, wenn der Anzeigepflicht nunmehr nicht bis zum 
31. Dez. 1934 genügt wird. Bemerkenswert iſt, daß auch 
vor dem 14. Juni 1933 (Inkrafttreten des VVG.) erkannte 
Strafen, wenn fie Steuerzuwiderhandlungen für amneſtie⸗ 
fähige Werte betrafen, zu erlaſſen ſind. 


2. Die Deviſenamneſtie kann durch 

a) finanzbehördliche Anzeige, 

b) durch Deviſenandienung, 

e) durch Reichsbankanzeige und Deviſenandienung 

erworben werden. 
a) Die finanzbeh ördliche Anzeige bewirkt für 
die hinſichtlich der amneſtiefähigen Werte bis zum 17. Okt. 
1934 (Inkrafttreten des StAnpG.) begangenen Deviſen⸗ 
zuwiderhandlungen eine Straffreiheit. 

Eine Ausnahme gilt nur für vor dem 14. Juni 1933 
(Inkrafttreten des VVG.) in Nichtdeviſen umgewandelte, an⸗ 
bietungspflichtig geweſene Deviſen, die zur Anſchaffung eines 
nach dem VVG. anzeigepflichtigen Vermögensſtückes ver⸗ 
wandt worden ſind; z. B. jemand hat mit den Deviſen ein 
Auslandsgrundſtück vor dem 1. Juni 1933 erworben. Hier kann 
die Deviſenamneſtie nur durch Reichsbankanzeige und Kandie⸗ 
nung erworben werden (vgl. unten o; 87 Abſ. 3 VVG. n. J.; 
Böttcher, Anzeigepflichten über Auslandsbeſitz, 1933, S. 98). 

Sind z. B. Reichsmark in das Ausland verbracht wor⸗ 

den, aus ihnen ausländiſche Wertpapiere angeſchafft worden, 
die ausländiſchen Wertpapiere in deutſche, im Ausland auf⸗ 
gekaufte Werte getaufcht worden, dieſe deutſchen Wertpapiere 
vor dem 1. Juni 1933 wieder in ausländiſche Werte zurück⸗ 
getauſcht worden, fo werden alle dieſe Geſchehniſſe einſchließ⸗ 
lich der Verbringung der Reichsmark in das Ausland jetzt 
amneſtiert. Würde dagegen von einem abermaligen Umtauſch 
in Auslandspapiere — die am 1. Juni 1933 anbietungs⸗ 
pflichtig waren — abgeſehen worden ſein, ſo daß am 1. Juni 
1933 deutſche Wertpapiere im Ausland vorhanden waren, 
ſo würde nach 8 7 Abſ. 3 VVG. n. F. die VVG.⸗Anzeige 
nicht zur Erlangung der Deviſenamneſtie ausreichen, es be⸗ 
dürfte vielmehr noch einer Reichsbankanzeige und einer An⸗ 
ietung der von der Reichsbank angeforderten Erſatzdeviſen. 
Sind die Erträge der Werte im Ausland verbraucht worden, 
3. B. anläßlich einer Auslandsreiſe, ohne daß aus dieſen am 
1. Juni 1933 vorhandene, nach dem VVG. anzeigepflichtige 
Nichtdeviſen angeſchafft wurden, ſo tritt auch inſoweit eine 
Amneſtie ein, ohne daß Erſatzdeviſen angedient werden müſſen 
(ogl. Böttcher, Anzeigepflichten über Auslandsbeſitz, 1933, 
S. 93 oben). 


Hat jemand am 1. Juni 1933 anzeige⸗ und anbietungs⸗ 
pflichtige Auslandswerte gehabt, ift er im Auguſt 1933 aus⸗ 
gewandert und hat er den größten Teil ſeiner Auslands⸗ 
werte zwiſchenzeitlich verbraucht, ſo kann er jetzt durch finanz⸗ 
behördliche Anzeige (nicht durch Deviſenandienung (ſiehe 
Schultze⸗Schlutius: JW. 1934, 3041 oben links) volle 
Amneſtie erlangen, ohne etwa nachträglich Deviſen andienen 
zu müſſen. Hat der Betreffende bis zum 31. Okt. 1933 be⸗ 
reits eine finanzbehördliche VVG.⸗Anzeige erſtattet, fo wer⸗ 
den durch dieſe Anzeige jetzt nachträglich alle Deviſen⸗ 
verſtöße, die bezüglich der angezeigten Werte bis zum 17. Okt. 
1934 begangen worden ſind, geheilt. Es ergibt ſich alſo die 
eigentümliche Folge, daß durch einen nachträglichen Geſetzes⸗ 
akt die finanzbehördliche Anzeige von Oktober 1933 Deviſen⸗ 
vergehen heilt, die erſt nach dem Oktober 1933 bis zum 
17. Okt. 1934 begangen worden ſind. 


Dem von Schultze⸗Schlutius: JW. 1934, 3040 
und von Turowski: Deutſche Juſtiz, 1934, 1466, rechts 
unten vertretenen Standpunkt, daß bei am 1. Juni und 
14. Juni 1933 vorhanden geweſenen Deviſen, über die in 
der Zwiſchenzeit verfügt worden iſt, neben der VVG.⸗Anzeige 
zur Erlangung der Deviſenamneſtie noch eine Reichsbank⸗ 
anzeige mik anſchließender Andienung von Erſatzdeviſen er⸗ 
forderlich ift, vermag ich nicht zuzuſtimmen. Dieſe Einſchräu⸗ 
kung gilt nur für ſolche Devifen, die vor dem 14. Junt BE: 


in Nichtdeviſen umgewandelt wurden, welche am 1. Juni 1933 
als anzeigepflichtige Auslandswerte vorhanden waren (vgl. 
87 Abſ. 3 VVG. n. F.), d. h. die Umwandlung in Nichte 
deviſen muß ſpäteſtens am 1. Juni 1933 erfolgt ſein. 

Wenn im 87 Abſ. 1 VVG. n. F. ausgeſprochen iſt, daß 
die Amneſtiewirkungen vorbehaltlich des 87 Abſ. 3 PV. 
n. F. und vorbehaltlich des 823 Abſ. 2 Durchf VO. z. VVG. 
ergehen, fo ergibt ein Vergleich des 87 Abſ. 3 VVG. mit 
823 Abſ. 2 DurchfVO. z. VVG., daß erſtere Beſtimmung 
unter Hinzufügung des Wörtchens „nur“ $7 Abſ. 1 VVG. 
einſchränkt, während letztere Beſtimmung das Wörtchen „nur“ 
nicht enthält, fo daß die Amneſtie nach 8 7 Abſ. 1 neben 
die Amneſtie nach 823 Abſ. 2 DurchfVoO. z. VVG. tritt, 
was übrigens auch dem bisherigen Rechtszuſtand entſpricht. 
Bisher ſtand die Amneſtie nach § 7 Abſ. 1 VVG. a. F. neben 
der Amneſtie nach § 23 Abſ. 2 DurchfVO. z. VVG. a. F. Die 
gegenteilige Auffaſſung würde dazu führen, daß jemand, der 
am 1. Juni 1933 Deviſen gehabt hat, die er bis zum 
14. Juni 1933 im Auslande verzehrt hat (Inkrafttreten des 
Volksverratgeſetzes), Amneſtie durch bloße finanzbehördliche 
Anzeige nicht mehr erlangen kann, es ſei denn, daß er eine 
Reichsbankanzeige erſtattet und Erſatzdeviſen anbietet, was 
nach bisherigem Rechtszuſtand nicht erforderlich war. Auch 
Schultze-Schlutius und Turowski wollen dieſe Fol⸗ 
gerung wohl nicht ziehen. 

Die finanzbehördliche Anzeige erwirkt auch dann Amneſtie, 
wenn die Deviſenzuwiderhandlung bereits einer Reichsbank⸗, 
Deviſen⸗ oder Zollfahndungsſtelle bekannt geworden iſt. An⸗ 
hängige Verfahren, die Deviſenzuwiderhandlungen für amneſtie⸗ 
fähige Werte betreffen, find einzuſtellen (8 29 Abſ. 1 St⸗ 
AnpGh.), rechtskräftig bis zum 17. Okt. 1934 erkannte Strafen 
zu erlaſſen (8829 Abſ. 2, 30 StAnpG.). Auch wenn nach 
den bisherigen Vorſchriften durch die VVG.⸗Anzeige Amneſtie 
nicht erwirkt wurde, weil die Auslandswerte bei Eingang der 
VVG.⸗Anzeige bekannt waren, jo wird die Amneſtie er⸗ 
worben, ſo daß z. B. bereits rechtskräftig vor oder nach dem 
14. Juni 1933 ausgeſprochene Beſtrafungen wegen Verletzung 
der Anbietungspflicht jetzt hinfällig werden, wenn nur am 
1. Juni 1933 die Deviſen noch vorhanden waren und deshalb 
der Anzeigepflicht nach VVG. unterlagen. Sind vor dem 
1. Juni 1933 Deviſen in Nichtdeviſen umgewandelt worden 
und iſt deshalb eine Verurteilung wegen Deviſenzuwiderhand⸗ 
lungen erfolgt, ſo tritt Straferlaß und Verfahrenseinſtellung 
auch dann ein, wenn keine Anzeige an die Reichsbank und 
keine Anbietung von Erſatzdeviſen erfolgt, 835 StAnpG. 
Hier liegt eine Anomalie vor. Der wegen VBeviſenzuwiderhand⸗ 
lungen Verurteilte und derjenige, gegen den bereits ein De⸗ 
viſenſtrafverfahren anhängig iſt, wird beſſer geſtellt als der⸗ 
jenige, gegen den ein ſolches Verfahren noch nicht anhängig 
oder rechtskräftig iſt. 

b) Durch bloße Deviſenandienung bis zum 
31. Dez. 1934 kann eine Deviſenamneſtie erworben werden, 
wenn Werte vor dem 17. Okt. 1934 anbietungspflichtig ge⸗ 
worden find, aber nicht rechtzeitig angeboten wurden. Dieſe 
Amneſtie gilt nicht nur für nach dem Volksverratgeſetz an⸗ 
zeigepflichtige, alſo am 1. Juni 1933 vorhanden geweſene 
Werte, ſondern für ſämtliche deviſenrechtlich anbietungspflich⸗ 
tigen Werte. Es werden alſo auch nach dem 1. Juni 1933 
angefallene Deviſen betroffen. Von beſonderer Wichtigkeit iſt 
dies für Forderungen gegen Ausländer, die erſt nach der 
8. DurchfVO. z. VO. über die Deviſenbewirtſchaftung vom 
17. April 1934 (RG Bl. 1934, 313) anbietungspflichtig ge⸗ 
worden find (vgl. Runderlaß Nr. 136/84 der Reichsſtelle für 
Deviſenbewirtſchaftung). Auch für dieſe Reichsmarkforderun⸗ 
gen kann jetzt eine Deviſenamneſtie erworben werden. Ebenſo 
können nach Deutſchland Zurückgewanderte, die 
ihre Auslandswerte nicht der Reichsbank angeboten haben, 
jetzt Deviſenamneſtie durch nachträgliche Anbietung dieſer 
Werte erlangen. Die Deviſenamneſtie durch bloße Andienung 
iſt für viele Perſonen deshalb beſonders reizvoll, weil ſie, ſo⸗ 
weit es ſich um Deviſen handelt, anonym erfolgen kann. Ins⸗ 
beſondere können abzuliefernde Deviſen durch einen Treu⸗ 
händer, etwa einen Anwalt oder Notar, verkauft werden, ohne 
daß der Amneſtierende in die Erſcheinung zu treten braucht. 

Auhängige Strafverfahren wegen Verletzung der deviſen⸗ 
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rechtlichen Anbietungspflicht, überhaupt alle Deviſenzuwider⸗ 
handlungen, die ſich auf die abgelieferten Werte oder die zu 
ihrem Erwerb erforderlich geweſenen Werte oder auf den Er⸗ 
trag oder den Umſatz eines dieſer Werte (amneſtiefähige 
Werte) beziehen, ſind, wenn nachträglich die Anbietung er⸗ 
folgt, einzuſtellen, JH 23 Abſ. 5 der 1. DevVO. z. BV., 8 29 
Abſ. 1 StAnpch. Rechtskräftig erkannte Strafen werden da⸗ 
gegen nicht erlaſſen, wenn vor oder nach dem 17. Okt. 1934 
die Ablieferung der Deviſen erfolgt iſt. 


Hat jemand z. B. eine Deviſengenehmigung erſchlichen, 
indem er etwa Zahlungen für fingierte Lizenzen oder für fin⸗ 
gierte Warenlieferungen leiſtete, ſo kann er jetzt durch die Ab⸗ 
lieferung der ſo erworbenen Deviſen ſtillſchweigend 
Amneſtie auch hinſichtlich der Erſchleichung der Genehmigung 
erlangen; denn dieſe iſt hinſichtlich der abgelieferten Werte 
begangen worden. Hat er über die Zinſen zwiſchenzeitlich ver⸗ 
fügt, ſo braucht er in Höhe der Zinſen keine Deviſen abzu⸗ 
liefern, weil ſich die Amneſtie nach § 23 Abſ. 1 i. Verb. m. 
8 23 Abſ. 2 DurchfVO. z. VVG. auch auf die Erträge aus 
den nachträglich angebotenen Werten beſchränkt. Eine Be⸗ 
ſchränkung der Amneſtiewirkung ähnlich wie in 87 Abſ. 3 
VVG. für den Fall, daß aus den Binfen Nichtdeviſen an⸗ 
geſchafft worden ſind, iſt nicht vorhanden. 


c) Durch Reichs bankanzeige bis zum 31. Dez. 
1934 und Deviſenandienung kann eine Deviſenamneſtie 
erworben werden, wenn der deviſenrechtlichen Ablieferungs⸗ 
pflicht unterliegende Werte nicht rechtzeitig der Reichsbank 
angedient worden ſind und dieſe Andienung durch bis zum 
17. Okt. 1934 vorgenommene Verfügungen rechtlicher oder tat⸗ 
ſächlicher Art unmöglich geworden iſt. Die Reichsbank kann 
in dieſem Falle die Ablieferung von Erſatzdeviſen dem Pflich⸗ 
tigen auferlegen. Dem Verlangen hat der Pflichtige innerhalb 
der ihm von der Reichsbank geſtellten Friſt nachzukommen, 
wenn die Amneſtiewirkungen nicht entfallen ſollen. Die 
Reichsbank pflegt nach meiner Erfahrung aber in geeigneten 
Fällen großes Entgegenkommen zu beweiſen und kann von 
der Ablieferung von Erſatzdeviſen überhaupt abſehen, wenn 
der Pflichtige keinerlei Auslandswerte beſitzt. 


Hat jemand Auslandswaren unter Preis in das Ausland 
geliefert und ſich dadurch im Ausland ein Guthaben ge⸗ 
ſchaffen, über dieſes Guthaben aber teilweiſe bis zum 17. Okt. 
1934 verfügt, ſo kann er durch Reichsbankanzeige und an⸗ 
ſchließende Deviſenandienung Deviſenamneſtie erlangen. 


Handelt es ſich um bereits am 1. Juni 1933 vorhanden 
geweſene, der Volksverratanzeige unterliegenden Werte, ſo iſt 
eine Reichsbankanzeige zur Erlangung der Deviſenamneſtie 
— neben der beſtehenbleibenden Anzeigepflicht nach VVyG. — 
erforderlich, ſofern Deviſen in dem VVG. unterliegende Nicht⸗ 
deviſen umgewandelt worden ſind. Iſt dagegen ſonſt über am 
1. Juni 1933 vorhandene Auslandswerte zwiſchenzeitlich ver⸗ 
fügt worden, z. B. durch Verzehr im Ausland, ohne daß der 
Erlös der Reichsbank angeboten worden iſt, ſo bedarf es zur 
Erlangung der Deviſenamneſtie nicht einmal einer Reichs⸗ 
bankanzeige (ſiehe oben a). 


Anhängige Strafverfahren wegen Deviſenzuwiderhand⸗ 
lungen, die ſich auf der Reichsbank angezeigte Werte oder die 
Werte, aus denen ſie angeſchafft worden ſind, oder auf das 
Einkommen aus einem dieſer Werte beziehen, ſind einzuſtellen. 
Rechtskräftig erkannte Strafen werden dagegen nicht erlaſſen, 
wenn jetzt eine Anzeige an die Reichsbank vorgenommen wird. 


3. Volksverratamneſtie. 

Wegen der Verlängerung der Anzeigepflicht nach dem 
VVG. werden ſämtliche anhängigen Strafverfahren wegen 
Verbrechens oder Vergehens gegen das VVG. eingeftellt, 
328 Abſ. 1 StAnpG., rechtskräftig erkannte Strafen, ſoweit 
ſie noch nicht getilgt find, erlaſſen, 88 28 Abſ. 2, 30 Abſ. 1 
StAnp®. Der Täter hat aber bis zum 31. Dez. 1934 die 
Volksverratanzeige nachzuholen, da er ſonſt mit einer Wieder⸗ 
aufnahme des eingeſtellten Verfahrens bzw. mit einem Hin 
fälligwerden des Straferlaſſes zu rechnen hat. 

4. Für Mittäter und Gehilfen iſt entgegen der 
Regelung durch die Steueramneſtie 1931 und die Arbeit⸗ 
ſpendenamneſtie keine Beſtimmung vorgeſehen, daß die Am⸗ 
neſtie auch ihnen zugute kommt. Infolgedeſſen wurde bisher 
die Amneſtie nach dem VVG. und nach § 23 DurchfVO. 3. 
VVG. nur als perſönlicher Strafausſchließungsgrund für 
denjenigen angeſehen, der die finanzbehördliche Anzeige, die 
Deviſenandienung oder die Reichsbankanzeige vornimmt (vgl. 
Böttcher, Anzeigepflichten über Auslandsbeſitz, 1933, 
S. 67; Meilicke: JW. 1933, 1629). Die amtliche Be⸗ 
gründung zum StAnpG. (RStBl. 1934, 1424) will aber 
auch Mittätern und Gehilfen die Amneſtiewirkungen zugute 
kommen laſſen, wenn in der Perſon des Haupttäters die Vor⸗ 
ausſetzungen erfüllt ſind, die zur Erlangung der Straffreiheit 
erforderlich ſind. Man wird ſich dieſer Anſicht gern an⸗ 
ſchließen, obwohl es wünſchenswert geweſen wäre, die Er” 
ſtreckung der Amneſtie auf Mittäter und Gehilfen durch eine 
beſondere Beſtimmung klarzuſtellen. 

Sind mehrere Perſonen zur Erſtattung der VVG.⸗An⸗ 
zeige oder zur Deviſenandienung verpflichtet, ſo kommt auch 
dieſen Anzeige⸗ und Andienungspflichtigen die von einem 
Mitverpflichteten erſtattete Anzeige oder erfolgte Andienung 
zugute. Infolgedeſſen kommt die VVG.⸗Anzeige eines Ver 
treters dem Vertretenen, die Andienung durch einen direkten 
oder einen indirekten Stellvertreter dem Vertretenen zugute. 

5. Die Steueramneſtie umfaßt nur Steuerzuwiderhand⸗ 
lungen, Deviſenzuwiderhandlungen und Verbrechen gegen das 
VVG. Verbrechen und Vergehen gegen andere Geſetze, die 
nicht unter eine der drei Vergehensgruppen fallen, werden 
nicht amneſtiert. Infolgedeſſen wird eine anläßlich einer 
Deviſenzuwiderhandlung begangene Urkundenfälſchung auch 
weiterhin beſtraft. Ebenſo wird die unrichtige Abgabe einer 
eidesſtattlichen Verſicherung gegenüber einer Steuerbehörde 
oder Deviſenbehörde nicht amneſtiert. 

Sind Einzelſtrafen für amneſtierte Vergehen mit anderen 
Einzelſtrafen zu einer Geſamtſtrafe zuſammengefaßt, ſo wir 
der Teil der Geſamtſtrafe, der nach dem Verhältnis der ver⸗ 
wirkten Einzelſtrafe auf die amneſtierte Zuwiderhandlung 
entfällt, von der Geſamtſtrafe abgezogen. Beſondere Schwierig⸗ 
keiten dürften ſich ergeben, wenn wegen einer fortgeſetzten 
Verletzung der deviſenrechtlichen Anbietungspflicht eine Ber 
urteilung erfolgt iſt und ein Teil der Werte vor dem 1. Juni 
1933 der Reichsbank angedient worden iſt, während ein an⸗ 
derer Teil erſt nach dem 1. Juni 1933 angedient wurde. J 
in einem ſolchen Falle eine rechtskräftige Verurteilung er⸗ 
folgt, fo kann bezüglich der vor dem 1. Juni 1933 angedienten 
Deviſen keine Amneſtie mehr erlangt werden. Soweit dar 
gegen andienungspflichtige Deviſen am 1. Juni 1933 noch 
vorhanden geweſen ſind, kann inſoweit durch Erſtattung der 
Volksverratanzeige Deviſenamneſtie erworben werden, ſofern 
nur der Betrag der andienungspflichtigen Deviſen mindeſtens 
200 RA erreichte. 


Der Strafrechtsirrtum im Deviſenſtrafrecht 


Von Regierungsrat Dr. Baer, Berlin 


I. In ſtändiger Rechtſprechung hat das RG. betont, 
daß zur Strafbarkeit ſchuldhafte Verwirklichung des geſetz⸗ 
widrigen und mit Strafe bedrohten Tatbeſtands ausreicht. 
„Nur das geſetzwidrige Verhalten muß ſchuldhaft ſein, nicht 


das Begehen einer Geſetzwidrigkeit. Soweit nichts anderes ber 
ſtimmt iſt, kommt es nicht darauf an, ob der zu Strafende 
die Vorſtellung hatte oder haben konnte, ſein Verhalten ſei 
ſtrafbar oder doch unerlaubt“ (RGSSt. 57, 407). Dieſe Auf 
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faſſung hat das RG. auch auf dem Gebiet des Deviſenſtraf⸗ 
rechts vertreten. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz iſt 
nicht zugelaſſen worden (vgl. 3. StrSen. v. 27. Okt. 1932: 
RSS. 66, 401 — ZW. 1933, 58; 1. StrSen. v. 7. Febr. 
1933: RGSt. 67, 114 = JW. 1933, 950). Demnach ſind all 
die zahlreichen und verwickelten Beſtimmungen der Dev VO. 
und ihrer DurchfVO. Strafgeſetze, weil ſämtliche Tatbeſtände 
mit Strafe bedroht ſind. Man kann dabei unterſcheiden zwi⸗ 
ſchen Handlungen, deren Vornahme genehmigungsbedürftig 
iſt (z. B. 88 3—10, 12—20 Dev O.) und ſolchen, die ſchlecht⸗ 
hin verboten (3. B. § 36 Nr. 7, 8 36 Abſ. 4 Dev VO.) oder 
geboten find (z. B. § 31 Dev O.). Es iſt aber ohne Be⸗ 
deutung, ob die Strafdrohung in demſelben Paragraphen 
wie die Norm enthalten iſt oder in einem beſonderen, der auf 
die Norm bezug nimmt (vgl. 88 36, 37 Dev VO.). Die Straf⸗ 
drohungen der deviſenwirtſchaftlichen Verordnungen ſind ſehr 
hoch: Gefängnis, in beſonders ſchweren Fällen Zuchthaus, 
daneben Geldſtrafe und empfindliche Nebenfolgen (Einziehung). 
Es iſt klar, daß bei dieſer Sachlage die Durchführung der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung teilweiſe zu unbefriedigen⸗ 
den Ergebniſſen in der Praxis geführt hat. Jeder rechtlich 
Denkende wird es für billig halten, wenn das Geſetz für 
gewerbsmäßige Schieber und Schädlinge der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft ſtrenge Strafen vorſah. In vielen Fällen wird ſich 
jedoch ergeben haben, daß die Perſon des Täters nicht eine 
o ſtrenge oder auch gar keine Beſtrafung rechtfertigte, weil 
er ſich offenbar der Tragweite ſeiner Verfehlung nicht bewußt 
war und das Geſetz, namentlich zu Beginn der Deviſen⸗ 
zwangswirtſchaft, ohne Verſchulden nicht kannte. Die Recht⸗ 
ſprechung des RG. war im Schrifttum ſtark beſtritten (vgl. 
ion⸗Hartenſtein, Anm. 10, 11 zu § 36 Dev O.; 
Hartenſtein: JW. 1933, 59 u. a.). Den bisherigen Rechts⸗ 
zuſtand hat neuerdings ausführlich behandelt Dr. Thiele: 
JW. 1934, 733; auch er lehnt die Rechtſprechung des RG. ab. 

II. Dieſe Rechtslage iſt nunmehr geändert. Mit Wirkung 
b. 17. Okt. 1934 iſt durch 8 27 StAnp®. v. 16. Okt. 1934 
(RGBl. I, 925) folgender neue 8 36a der DevVO. v. 23. Mai 
1932 (RGBl. I, 231) in der Faſſung des Geſetzes vom 
16. Febr. 1934 (RG Bl. I, 92) eingefügt worden: 

1. Straffrei bleibt, wer in unverſchuldetem Irrtum 
über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit deviſenrechtlicher 
Vorſchriften die Tat für erlaubt gehalten hat. 

2. Wer aus Mangel an der Sorgfalt, zu der er nach 
den Umſtänden verpflichtet und nach ſeinen perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen fähig war, die Tat für erlaubt gehalten hat, wird 
wegen Fahrläſſigkeit beſtraft. 

Der Gedanke der Berückſichtigung des Strafrechtsirr⸗ 
tums ſtammt aus dem Kriegsnotrecht. Zum erſtenmal hat 
er Ausdruck gefunden in der BundRVOO. v. 18. Jan. 1917 
(RGBl. I, 58), Irrtums VO. genannt. Die Menge der Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen der Kriegszeit zwang dazu, den 
Härten abzuhelfen, die ſich aus der Durchführung des Rechts⸗ 
ſatzes ergaben, daß Unkenntnis des Strafgeſetzes nicht vor 
Strafe ſchützt. Die gleiche Beſtimmung fand Eingang in die 
RAHGDO. v. 13. Dez. 1919 (R&Bl. I, 1993, § 358) und vom 
22. Mai 1931 (RG Bl. I, 161, § 395) in der Faſſung des 
StAnpG®. v. 16. Okt. 1934 (RGBl. I, 925, $ 21 Nr. 35). 

Die Berückſichtigung des Strafrechtsirrtums gem. $ 36 a 
Dev Vo. kann zwei Folgen haben: Straffreiheit oder Be⸗ 
ſtrafung wegen Fahrläſſigkeit. 

1. Strafbefreiender Irrtum iſt an folgende Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft: der Täter muß in Unkenntnis über das 
Beſtehen oder die Anwendbarkeit deviſenrechtlicher Vorſchrif⸗ 
ten gehandelt und daher die Tat für erlaubt gehalten haben, 
und die Unkenntnis darf nicht verſchuldet fein. Vor Auwen⸗ 
dung der Irrtumsbeſtimmung iſt die ſtrafrechtliche Schuld 
des Täters feſtzuſtellen. Kann dem Täter Vorſatz oder Fahr⸗ 
läſſigkeit ſchon nach allgemeinen Strafrechtsgrundſätzen nicht 
nachgewieſen werden, jo kommt § 36a Dev O. nicht zu 
Raum. Das hat das NG. zur IrrtVO. feſtgeſtellt (RGSt. 
53, 81). Ob der Täter in Unkenntnis gehandelt hat, iſt nach 
Lage des Falles zu beurteilen. Dabei wird zu berückſichtigen 
ein, daß nunmehr die Deviſenbewirtſchaftung über 3 Jahre 
dauert und die weſentlichſten Grundſätze (Erhaltung und 
Vermehrung des Deviſenbeſtands der Reichsbank, Jurück— 


haltung der Reichsmark im Inland und Erhaltung der aus⸗ 
ländiſchen Kapitalbeteiligung im Inland) in weiten Kreiſen 
des Volkes bekannt ſind. Die geſetzlichen Vorſchriften werden 
zudem heute mehr als früher durch Rundfunk und Preſſe 
verbreitet. Die Gerichtsurteile eines ſo wichtigen Gebietes 
wie des Deviſenrechts werden häufig in der Preſſe und noch 
mehr in den Fachblättern erörtert. Man wird deshalb nur 
in den ſeltenſten Fällen heute annehmen können, daß jemand 
von der Tatſache, daß es Deviſenbeſtimmungen gibt, nichts 
wußte. Wohl aber wird es auch heute noch vorkommen, daß 
jemand von einer einzelnen Geſetzesbeſtimmung keine Ahnung 
hat. Daß demnach der Irrtum unverſchuldet iſt, kann nur 
aus der Perſon des Täters heraus beurteilt werden. Man 
wird an Leute, die nicht regelmäßig mit Auslandszahlungen 
zu tun haben, einen weniger ſtrengen Maßſtab anlegen, als 
bei Perſonen, die im Geſchäftsverkehr mit dem Ausland 
ſtehen. Dies um ſo mehr, weil verlangt werden muß, daß 
ſolche Perſonen ein größeres wirtſchaftliches Verſtändnis für 
die gegenwärtige Lage des deutſchen Volkes aufbringen und 
weil ſie zudem laufend von ihren Fachblättern unterrichtet 
werden. Man wird bei ihnen auch dann von einem Ver⸗ 
ſchulden ſprechen müſſen, wenn ſie ſich nicht rechtzeitig an 
maßgebender Stelle erkundigen; es wird jede zuverläſſige 
Auskunftsſtelle genügen, nicht bloß die zuſtändige Deviſen⸗ 
ſtelle (vgl. RGSt. 57, 329). Auch wer ſonſt regelmäßig oder 
öfters Anträge bei der Deviſenſtelle einreicht, wird verpflichtet 
ſein, ſich auch in ſonſtigen Fällen bei der Deviſenſtelle Rat 
zu holen. Wenn im Genehmigungsbeſcheid eine Zahlung unter 
beſtimmten Vorausſetzungen ausdrücklich für unzuläſſig er⸗ 
klärt wird, ſo wird man Verſchulden des Täters, der ſich mit 
Nichtleſen des Genehmigungsbeſcheides entſchuldigt, annehmen 
müſſen. Ganz allgemein wird bei allen Perſonen der Bil⸗ 
dungsgrad, der Beruf und die perſönliche Gewandtheit im 
Leben ausſchlaggebend für die Beurteilung der Anwendung 
des § 364 Dev O. fein. Hierbei iſt insbeſ. wichtig, was 
das RG. 57, 179 zur IrrtVoO. ausgeführt hat: „Wer trotz 
des Irrtums mit dem Bewußtſein des Unerlaubtſeins, der 
Rechtswidrigkeit gehandelt hat, kann ſich nicht auf die Irrt⸗ 
VO. berufen. Unbeachtlich iſt insbeſ. die irrige Annahme des 
Beſchuldigten, die von ihm als unerlaubt erkannte Tat ſei 
nicht mit Strafe bedroht; auch ſchärfere Strafdrohung 
brauchte er nicht zu kennen.“ 

Hielt der Täter die DevOV. oder eine DurchfVO. nicht 
für rechtsverbindlich und iſt er zu dieſer Auffaſſung ohne 
Verſchulden gelangt, ſo liegt ebenfalls Irrtum über das Be⸗ 
ſtehen einer Vorſchrift vor (RGSt. 56, 254). Dieſer Fall 
dürfte allerdings heute kaum vorkommen. Glaubte der Täter, 
ſeine Handlungsweiſe ſei nicht genehmigungsbedürftig und 
daher nicht ſtrafbar, irrte er alſo entſchuldbar über die Aus⸗ 
legung einer geſetzlichen Vorſchrift, ſo liegt darin ein Irr⸗ 
tum über die Anwendbarkeit deviſenrechtlicher Vorſchriften. 
Das gleiche wird gelten, wenn er in entſchuldbar falſcher 
Auslegung eine Befreiungsvorſchrift der Richtlinien zur Dev⸗ 
VO. v. 23. Juni 1932 (DR Anz. Nr. 147, mehrfach geändert) 
für ſich in Anſpruch nahm. 

Die unverſchuldete Unkenntnis deviſenrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften oder ihrer Anwendbarkeit wird vom Richter oder in 
Unterwerfungsverfahren (88 41 b ff. Dev VO.) von den De⸗ 
viſenſtellen nuch Lage des Einzelfalles und in freier Beweis⸗ 
würdigung feſtgeſtellt. Das Geſetz ſtellt keine Vermutung in 
pofitiver oder negativer Richtung auf. Zweifel darüber, ob 
der Täter ſich nicht in einem beachtlichen Rechtsirrtum be⸗ 
funden hat, genügt nicht. Es muß feſtgeſtellt werden, daß 
ein entſchuldbarer Rechtsirrtum des Täters wirklich dazu 
geführt hat, daß er ſein Tun für erlaubt hielt. Kann nicht 
bewieſen werden, daß der Irrtum verſchuldet war, ſo iſt da⸗ 
mit noch keineswegs bewieſen, daß er nicht verſchuldet war 
(RGSt. 56, 409). 

. Die IrrtoO. von 1917 ſagte nichts darüber, wann 
der Irrtum verſchuldet war. Doch galt auch damals ſchon 
fahrläſſige Unkenntnis als verſchuldete und war daher wie 
Fahrläſſigkeit zu beſtrafen (RGSt. 53, 14). $ 36a Abi. 2 
Dev VO. umſchreibt dieſen fahrläſſigen Irrtum ausdrücklich. 
Fahrläſſig iſt der Irrtum dann herbeigeführt, wenn jemand 
nicht die ihm zuzumutende Sorgfalt zur Verhütung des Irr⸗ 
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tums aufgewendet hat. Es kommt dabei auf die verletzte 
Beſtimmung und die Fähigkeit des einzelnen an, dies zu er⸗ 
kennen. Beruf und Bildungsgrad werden entſcheidend ſein. 
Das Verſchulden darf jedoch nicht im Vorſatz beſtehen, d. h. 
der Täter darf nicht den Vorſatz haben, ſich nicht um die 
Geſetze zu kümmern, ſelbſt wenn er dazu imſtande wäre. Er 
würde dann mit bedingtem Vorſatz das Geſetz übertreten, 
weil ihm die Tatſache des Verbotes gleichgültig iſt. Hier 
müßte demnach Beſtrafung wegen Vorſatz erfolgen. 

3. Die Berückſichtigung des Strafrechtsirrtums iſt eine 
Ausnahme gegenüber dem allgemein im Strafrecht geltenden 
Grundſatz, daß Unkenntnis des Geſetzes nicht vor Strafe 
ſchützt. Es ſind, wie oben gezeigt, beſondere in der Perſon des 
Täters liegende Gründe erforderlich, um ihn von Strafe zu 
befreien. Die ſtrafrechtliche Schuld (Vorſatz oder Fahrläſſig⸗ 
keit) bleibt beſtehen. Es müſſen außerdem die Umſtände dar⸗ 
getan werden, die trotz bewieſener Schuld den Täter ſtraffrei 
erſcheinen laſſen. Es handelt ſich ſomit um einen Strafaus⸗ 
ſchließungsgrund (RGSt. 53, 81). Daher iſt die Beſtrafung 
der Teilnehmer nicht ausgeſchloſſen, wenn der Täter gemäß 
$ 36a DevVO. ſtraffrei bleibt. Eine weitere Folge entſteht 
für die Einziehung (8 36 Abſ. 5 DevO V.). Da dieſe ſelb⸗ 
ſtändig, ohne Verurteilung eines Haupttäters ausgeſprochen 
werden kann und ſogar dann, wenn die Werte dem Täter 
nicht gehören, iſt ſie ihrer Rechtsnatur nach keine Nebenſtrafe, 
ſondern eine polizeiliche Maßnahme (vgl. KG., 2. StrSen., 
v. 18. April 1934: JW. 1934, 1373). Sie iſt daher auch dann 
zuläſſig, wenn dem Täter $ 36a Dev O. zugute kam. 


4. Ob 5 362 Dev VO. auch im Ordnungsſtrafverfahren 
zur Anwendung kommen kann, mag zweifelhaft erſcheinen. 
Gemäß § 39 Dev O. kann auf Antrag einer Deviſenſtelle 
vom RWIG. eine Ordnungsſtrafe bis zu 300 000 At feſt⸗ 
geſetzt werden. Vorausſetzung iſt, daß im Betrieb eines Unter 
nehmens eine nach 8 36 oder § 37 Dev O. ſtrafbare Hand⸗ 
lung begangen würde. Mit der Ordnungsſtrafe belegt werden 
der Inhaber oder Leiter, ſofern ſie nicht nachweiſen, daß ſie 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der 
ſtrafbaren Handlung angewandt haben. Die Strafe iſt keine 
kriminelle. Die ſtrafbare Handlung braucht nicht vom Inhaber 
oder Leiter begangen zu ſein. Die Ordnungsſtrafe kann aber 
nur feſtgeſetzt werden, wenn eine ſtrafbare Handlung vorliegt 
und der Täter ſchuldhaft gehandelt hat. Das bloße Vorliegen 
eines objektiven Verſtoßes gegen die Deviſenbeſtimmungen ge⸗ 
nügt nicht (vgl. Lion⸗Hartenſtein S. 567). Andererſeits 
wird der Einwand, daß der Täter gem. § 36a Dev VO. ſtraf⸗ 
frei bleibt, nicht zuläſſig ſein; denn das Geſetz fordert ledig⸗ 
lich eine nach 88 36, 37 Dev VO. ſtrafbare Handlung als 
Grundlage der Verhängung einer Ordnungsſtrafe (vgl. Urt. 
des RWich. v. 27. April 1932, abgedr. bei Lion⸗Harten⸗ 
ſtein S. 568, teilweiſe JW. 1932, 1990). Iſt der Täter zu⸗ 
gleich die Perſon, gegen die eine Ordnungsſtrafe verhängt 
wird, ſo wird ſie allerdings für ihn nicht in Frage kommen, 
wenn er in entſchuldbarem Irrtum nach 8 362 Dev VO. ge 
handelt hat. Denn dann wird er den im 8 39 Dev O. ge 
forderten Nachweis erbringen können, daß er die nötige Sorg⸗ 
falt zur Verhütung der ſtrafbaren Handlung angewandt hat, 


Die Bedeutung des $ 18 Abſ. 1 Dev v. im Deviſenſtrafrecht 


Von Gerichtsaſſeſſor Hans Seeliger, Berlin 
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Nach § 18 Abſ. 1 DevBD. v. 23. Mai 1932 bedarf bie 
Verfügung über eine auf Reichsmark oder Goldmark lautende 
Forderung, die zugunſten eines Ausländers nach dem 11. Nov. 
1931 durch die Veräußerung von Wertpapieren entſtanden iſt, 
der Genehmigung. Nach $ 18 Abſ. 2 DevVO. darf ein In⸗ 
länder Wertpapiere von einem Ausländer nur mit Genehmi⸗ 
gung in Zahlung nehmen. Zuwiderhandlungen gegen dieſe 
Vorſchrift werden gemäß 8 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. mit 
Gefängnis und Geldſtrafe, in beſonders ſchweren Fällen mit 
Zuchthaus und Geldſtrafe beſtraft. Darüber hinaus darf nach 
9,2 der 4. DurchfVO. zur DevVO. v. 9. Mai 1933 (RGBl. I, 
278) ein Inländer, der nicht die Rechtsſtellung einer Deviſen⸗ 
bank hat, Wertpapiere nur mit Genehmigung entgeltlich von 
einem Ausländer erwerben, es ſei denn, daß eine Deviſen⸗ 
bank den Erwerb als Kommiſſionär vermittelt. Für Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſe Vorſchrift gelten gemäß § 5 Abſ. 2 
55 En ebenfalls die Strafvorſchriften des 8 36 

eb 0 


Ein Ausländer kann alſo ſeinen deutſchen Effektenbeſitz 
im Inland an eine Deviſenbank ohne Genehmigung ver⸗ 
äußern. Will er aber über den Gegenwert legal verfügen, ſo 
bedarf er dazu der Genehmigung der Deviſenſtelle, es ſei 
denn, daß er ihn nach näherer Vorſchrift des 818 Abi. 1 
Satz 2 Deo®D. und II 58 A der Richtlinien wiederum zum 
Erwerb von Wertpapieren verwendet. Da die Genehmigung 
mit Rückſicht auf die Deviſenlage des Reiches nur in Aus⸗ 
nahmefällen erteilt werden kann, hat ſich der illegale Effek⸗ 
tenhandel dieſer Geſchäfte bemächtigt, um unter Umgehung 
der geſetzlichen Vorſchriften Wertpapiere aus Auslandsbeſitz 
zu veräußern und den Erlös entweder in das Ausland zu 
verbringen oder im Inland zur Bezahlung der Schulden von 
Ausländern zu verwenden. Ein beſonderer Anreiz beſteht für 
dieſe Geſchäfte zufolge der Tatſache, daß die deutſchen Wert⸗ 
papiere im Ausland zu einem Kurſe von 60 bis 700% erworben 
und infolgedeſſen im Inlande mit einem Gewinn von 30 bis 
40% verkauft werden können. 


Der Ausländer, der ein derartiges Geſchäft vornehmen 
will, kann naturgemäß nicht ſelbſt ſeine Wertpapiere bei der 
Bank verkaufen. Ihm wird der Erlös nicht ausgezahlt, da 
das eine nach 8 18 DevVO. verbotene Verfügung über die 
Kaufpreisforderung wäre, ſondern nur auf einem geſperrten 
Konto gutgeſchrieben. Infolgedeſſen bedient er ſich in einem 
ſolchen Falle einer oder meiſt ſogar mehrerer inländiſcher 
Mittelsperſonen. Der Inländer verkauft dann die Stücke 
unter Vorlage eines inländiſchen Reiſepaſſes über den Tisch 
bei der Bank, ohne bei dieſer einen Verdacht zu erregen. 
Wird ihm der Erlös ausgezahlt, fo iſt damit der Erfolg er“ 
reicht, den zu verhindern 8 18 Abſ. 1 Dev O. beſtimmt iſt 


II. 


Da die ausländiſchen Effektenverkäufer ſich im Hinter 
grunde halten, ſind für die deutſche Strafjuſtiz in der Regel 
nur deren Mittelsleute erreichbar, die beim Abſatz der PA 
piere an das Licht der Öffentlichkeit treten. Die Frage nach 
der Strafbarkeit dieſer für den Ausländer tätig werden“ 
den Perſonen wird nicht einheitlich beantwortet. Im ein⸗ 
zelnen ſind hier verſchiedene Fälle zu unterſcheiden, je nach⸗ 
dem, wie die Mittelsleute der Bank gegenüber beim Verkauf 
auftreten. 


1. Der Fall, daß jemand als Bote oder als offener 
Stellvertreter des ausländiſchen Wertpapierbeſitzers die 
Stücke veräußert, wird für die ſtrafrechtliche Beurteilung nich 
praktiſch, denn die Bank würde an denjenigen, der für einen 
Ausländer zu handeln erklärt, den Erlös wegen § 18 Abs. 
Dev VO. ebenſowenig auszahlen, wie an den Ausländer ſelbſt. 
Denkbar wäre lediglich, daß der Mittelsmann zwar angibt, 
für einen andern verkaufen zu wollen, dabei aber unter Vor 
lage glaubhaften Materials vortäuſcht, daß ſein Hintermann 
Inländer ſei. Zieht er hier den Erlös ein, ſo verfügt er ent⸗ 
gegen dem Verbot des § 18 Abſ. 1 Dev VO. über die For⸗ 
derung, die zugunſten ſeines ausländiſchen Auftraggeber? 
aus der Veräußerung der Wertpapiere entſtanden iſt, und 
macht ſich nach 8 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev O. ſtrafbar. 
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2. In der Praxis iſt allein der Fall von Bedeutung, daß 
der Mittelsmann die Wertpapiere in eigenem Namen ver⸗ 
kauft. Hierbei kann er entweder für eigene oder für fremde 
Rechnung handeln. 

Verkauft der Inländer die aus dem Auslande ſtammen⸗ 
den Stücke in eigenem Namen und für eigene Rech⸗ 
nung, ſo verſtößt er durch Einziehung des Erlöſes nicht 
gegen 88 18 Abſ. 1, 36 DevVO. Die aus dem Veräußerungs⸗ 
geſchäft entſtehende Forderung ſteht ſowohl formaljuriſtiſch wie 
auch wirtſchaftlich nicht dem Ausländer, ſondern dem ver⸗ 
kaufenden Inländer zu. Der Verkäufer wird hier aber in der 
Regel gegen § 18 Abſ. 2 DevVO. oder gegen 8 2 der 
4. DurchfVO. verſtoßen, denn er betätigt den Willen, die 
Stücke für ſich zu erwerben, ſpäteſtens mit dem Augenblick 
des Handelns für eigene Rechnung, wenn er nicht ſchon vor⸗ 
her auf Grund eines anderen Rechtsvorganges erworben hat. 

Anders iſt die Rechtslage, wenn der Inländer in eige⸗ 
nem Namen, aber für Rechnung des ausländiſchen 
Hintermanns verkauft. Dies iſt der häufigſte Fall. Des⸗ 
halb iſt eine Klärung der hier auftauchenden ſtrafrechtlichen 
Fragen von beſonderer Bedeutung. 


III. 


Das NG. vertritt hierbei einen Standpunkt, der den 
Erforderniſſen der deviſenrechtlichen Praxis nicht gerecht wird. 
Die beiden grundlegenden Entſcheidungen find in JW. 1934, 
104 ff. u. IW. 1934, 1786 ff. veröffentlicht. Das RG. geht 
von einer rein formalen bürgerlich⸗ rechtlichen Auffaſſung des 
Tatbeſtandes aus und ſtellt folgende Erwägungen an: Da der 
inländiſche Mittelsmann in eigenem Namen handelt, entſteht 
die Forderung aus dem Kaufvertrage in der Perſon des Mit⸗ 
telsmanns und nicht zugunſten des Ausländers. Zieht der 
Mittelsmann als verdeckter Stellvertreter den Erlös ein, ſo 
verfügt er nicht über eine zugunſten eines Ausländers ent⸗ 
ſtandene Forderung, ſondern über ſeinen eigenen Anſpruch. 
Dagegen iſt die Forderung des Ausländers gegen den Mit⸗ 
telsmann aus dem Auftragsverhältnis eine Forderung im 
Sinne des § 18 Abſ. 1 DevVO. Der verdeckte Stellvertreter 
macht ſich alſo nicht ſchon dann nach dieſer Vorſchrift ſtraf⸗ 
bar, wenn er den Erlös bei der Bank einkaſſiert, ſondern erſt 
dann, wenn er den Erlös ſeinem Auftraggeber zukommen läßt. 


Gegenüber der formalen Auffaſſung des RG. hatte die 
Reviſion in den erwähnten Entſcheidungen den Standpunkt 
vertreten, daß es nicht darauf ankomme, wer nach bürgerlich⸗ 
rechtlichen Grundſätzen Gläubiger der Forderung aus der 
Wertpapierveräußerung ſei, ſondern wem dieſe Forderung 
wirtſchaftlich zuſtehe. 

Das NG. begründet feine Auslegung des § 18 Abſ. 1 
DevVO. in erſter Linie mit dem Wortlaut „zugunſten eines 
Ausländers entſtanden“ (vgl. ZW. 1934, 1787). Es führt 
dazu aus, daß der Ausdruck an ſich allerdings mehrdeutig ſei. 
Wenn aber 813 Abſ. 3 Dev VO. zum Vergleich herangezogen 
werde, ſo ergebe ſich, daß dort der Ausdruck in Satz 1 in 
demſelben Sinne zu verſtehen ſei, wie in Satz 2, wo von 
Forderungen geſprochen werde, „die einem Ausländer zu⸗ 
ſtehen“. Ebenſo jet es bei § 18 Abſ. 1 Dev O., denn aus 
ſeiner Faſſung ergebe ſich nicht mit irgendwelcher Sicherheit, 
daß hier über die Gläubigerſtellung nach bürgerlichem Recht 
hinaus auch die nur wirtſchaftliche Berechtigung zur For⸗ 
derung gemeint ſei. Eine zugunſten eines Ausländers ent⸗ 
ſtandene Forderung liege alſo regelmäßig nur dann vor, 
wenn dieſer nach bürgerlichem Recht Gläubiger der Forderung 
ſei. Dieſe Rechtslage beſtehe nicht, wenn ein Inländer in 
eigenem Namen als mittelbarer Stellvertreter eines Aus⸗ 
länders Wertpapiere verkaufe und den Kaufpreis in eigenem 
Namen entgegennehme. 

Hieran iſt ſoviel richtig, daß der Wortlaut der Vorſchrift 
nicht eindeutig iſt. Das nötigt jedoch nicht zu dem vom RG. 
gezogenen Schluß. Wenn die Ausdrucksweiſe eines Geſetzes 
nicht eindeutig iſt, ſo erſcheint es um ſo notwendiger, die 
Auslegung auf den Sinn und Zweck des Geſetzes abzuſtellen. 
Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, daß nach dem Wortlaut 
an ſich unter einer „zugunſten eines Ausländers entſtandenen 
Forderung“ auch eine ſolche verſtanden werden kann, die nur 


wirtſchaftlich dem Ausländer zuſteht. Ob dieſe Auslegung ge⸗ 
boten erſcheint, entſcheidet ſich nicht nach dem Buchſtaben, ſon⸗ 
dern nach dem Geiſt des Geſetzes (vgl. auch Richtlinien I, 1). 
Das RG. erkennt ſelbſt an, daß die Zwecke der Deviſenbeſtim⸗ 
mungen wirtſchaftlicher Art ſind (JW. 1934, 1788), und daß 
aus dieſem Grunde die Begriffe der Deviſenverordnung weniger 
mit den „Mitteln rechtswiſſenſchaftlicher Technik“ als viel⸗ 
mehr nach wirtſchaftlichen Rückſichten auszulegen ſind. Streng 
juriſtiſch genommen, iſt auch die Forderung des Ausländers 
gegen den verdeckten Stellvertreter nicht „durch die Ver⸗ 
äußerung von Wertpapieren entſtanden, ſondern durch den 
Abſchluß eines Auftrags oder Geſchäftsbeſorgungsvertrages. 
Trotzdem unterſtellt das RG. (JW. 1934, 105), wie oben 
erwähnt, dieſe Forderung dem Verfügungsverbot des 8 18 
Abſ. 1 DevVO., weil es „nach dem Zwecke der DevVO.“ not⸗ 
wendig iſt. Wenn im Gegenſatz dazu das RG. bei der Aus⸗ 
legung des Begriffs „zugunſten eines Ausländers entſtanden“ 
dem Wortlaut ausſchlaggebende Bedeutung beimeſſen will, er⸗ 
ſcheint das um deswillen nicht angängig, weil dieſer Wortlaut 
verſchieden gedeutet werden kann. 

Hiernach iſt nur die Frage, ob Sinn und Zweck der 
Vorſchriften über die Deviſenbewirtſchaftung die 
weitere Auslegung des 8 18 Abf. 1 DevVO., die das RG. 
ablehnt, gebieten. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Der Zweck des $ 18 Dev VO. iſt es, den Stillhalte⸗ 
grundſatz auch auf das in Wertpapieren angelegte aus⸗ 
ländiſche Kapital in Deutſchland zur Auswirkung zu bringen. 
Für die in Form von Forderungen angelegten ausländiſchen 
Vermögen hatte bereits die erſte DevVO. v. 1931 den Still⸗ 
haltezwang mit den SS 3 und 6 eingeführt (jetzt 88 13, 14 
DevVO.). Die notwendige Schranke gegen den durch Ver⸗ 
äußerung ausländiſchen Effektenbeſitzes eintretenden Deviſen⸗ 
abfluß nach dem Ausland wurde zuerſt durch die Beſtimmung 
des § 1 der 7. DurchfVO. v. 10. Nov. 1931 aufgerichtet, die 
1255 . 818 in die DevVO. von 1932 aufgenommen wor⸗ 

en iſt. 


Die verſchiedenen zum Schutze der deutſchen Währung 
und Volkswirtſchaft aufgeſtellten deviſenrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen unterſcheiden ſich ihrem Weſen nach in ſolche, die der 
Verhinderung einer unmittelbar drohenden Gefahr dienen, und 
in ſolche, die ſich gegen ein vorangehendes Tun richten, das 
eine Sachlage vorbereitet oder herſtellt, aus der das eigentlich 
bekämpfte Ergebnis herauszuwachſen droht (RG.: IW. 1934, 
106). Eine Vorſchrift der erſteren Art iſt z. B. das Verbot, 
deutſche oder ausländiſche Zahlungsmittel nach dem Auslande 
zu verbringen (8 12 Dev O.). Zu der zweiten Art der Vor⸗ 
ſchriften gehört die Beſtimmung des 818 DevVO. Die Ver⸗ 
fügung über die aus der Veräußerung der Wertpapiere ent⸗ 
ſtandene Forderung iſt ſelbſt noch nicht der die Deviſenlage 
unmittelbar gefährdende Vorgang. Sie ſchafft aber bereits eine 
Gefahrenlage, aus der heraus der im Intereſſe der deutſchen 
Volkswirtſchaft zu verhindernde Enderfolg leicht eintreten 
kann. Wird erſt einmal über die Forderung verfügt, wird ſie 
insbeſ. durch den Ausländer oder für ihn eingezogen, ſo iſt 
es nur noch ein Schritt bis zum endgültigen Deviſenverluſt. 
Daher iſt ſchon die Vorbereitung diefer Gefahr durch 8 18 
Abſ. 1 in Verbindung mit § 36 DevVO. unter Strafe 
geſtellt. 

Dieſer Zweck des § 18 Abſ. 1 DevVO., die Herbeiführung 
einer Gefahrenlage zu verhindern, iſt der für ſeine Aus⸗ 
legung maßgebliche wirtſchaftliche Geſichtspunkt. Die Ge⸗ 
fahrenlage entſteht zweifelsohne, wenn der Ausländer oder 
ſein in offener Stellvertretung handelnder Beauftragter den 
Erlös einzieht. In noch viel höherem Maße aber wird die 
Gefahrenlage dann herbeigeführt, wenn der Mittelsmann des 
Ausländers nach außen hin in eigenem Namen auftritt, wenn 
alſo die Veräußerung ſich äußerlich als reines Inlands⸗ 
geſchäft darſtellt. Das RG. (JW. 1934, 1789) erkennt dies 
auch an, hält es jedoch für gleichgültig, weil eben dem Ge⸗ 
ſchäft äußerlich ſeine Bedeutung für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung nicht anzuſehen ſei. Dem iſt gegenüberzuhalten, daß es 
für die Strafbarkeit nicht darauf ankommen kann, ob das ge⸗ 
ſamte Geſchäft in ſeiner Bedeutung von Dritten erkannt wer⸗ 
den kann. Das ſind Fragen der Ermittlung und Fahndung, 
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mit denen ſich die Strafverfolgungsbehörden auseinander⸗ 
zuſetzen haben. Maßgebend kann vielmehr nur der wahre In⸗ 
halt des Geſchäfts ſein. 

Wollte man bei dem offenen Stellvertreter die Ein⸗ 
ziehung des Erlöſes aus dem Verkauf für genehmigungs⸗ 
pflichtig halten, bei dem verdeckten Stellvertreter aber die 
Genehmigungsbedürftigkeit verneinen, ſo würde man bei 
gleichbleibender Gefahrenlage für das letztere Geſchäft den 
Anſatzpunkt für die Überwachung ohne gerechtfertigten Grund 
auf eine ſpätere Zeit verſchieben. Hierbei iſt zu berückſichtigen, 
daß der Veräußerungsakt bei einer Bank die einzige Gelegen⸗ 
heit iſt, bei der das Geſchäft wenigſtens in gewiſſem Um⸗ 
fange an das Licht der Offentlichkeit tritt und rechtlich greif⸗ 
bar iſt. Unterſtellt man dieſen Rechtsvorgang nicht der Ge⸗ 
nehmigungspflicht, ſo iſt ſpäterhin eine Beaufſichtigung des 
Verbleibs des Verkaufserlöſes ſchlechthin ausgeſchloſſen. Der 
Angelpunkt der Überwachung des Wertpapierverkehrs kann 
nur bei den Deviſenbanken liegen. Aus dieſen Erwägungen 
heraus iſt auch die eingangs erwähnte Beſtimmung des 8 2 
der 4. DurchfVO. v. 9. Mai 1933 geſchaffen worden, wie ſich 
aus dem nicht veröffentlichten Runderlaß 35/33 des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters v. 17. Mai 1933 (teilweiſe abgedr. in 
R.: JW. 1934, 1790) ergibt. Es hatte ſich gezeigt, daß 
als Käufer der aus dem Ausland ſtammenden Wertpapiere 
vielfach Privatperſonen auftraten. Verkauften dieſe dann die 
Wertpapiere ſpäter für eigene Rechnung bei einer Bank, ſo 
unterlag ihre Kaufpreisforderung gegen die Bank nicht den 
Beſchränkungen des 8 18 Abſ. 1 Dev VO. Geſperrt war ledig⸗ 
lich die ſich gegen ſie richtende Kaufpreisforderung des Aus⸗ 
länders, die aber in der Regel in keinen Büchern hervortrat 
und nach außen hin nicht kenntlich war. Um dieſen Zuſtand 
zu beſeitigen, wurde der geſamte Verkehr mit den aus dem 
Auslande ſtammenden Wertpapieren in der Weiſe auf die 
Deviſenbanken konzentriert, daß dieſe die Stücke entweder ſelbſt 
erwerben oder bei einem Erwerb durch andere Perſonen als 
Kommiſſionär eingeſchaltet werden müſſen. Das RG. beruft 
ſich zur Begründung ſeiner Anſicht gerade auf dieſen Rund⸗ 
erlaß, m. E. jedoch zu Unrecht. Wenn man ſchon den Erlaß 


als authentiſche Interpretation des Geſetzes anſehen will, fo. 


ergibt ſich doch lediglich daraus, daß derartige Geſchäfte auch 
von dem Reichswirtſchaftsminiſterium nicht gebilligt werden, 
und daß aus dieſem Grunde die Abwicklung der in Rede 
ſtehenden Effektengeſchäfte der Überwachung durch die Deviſen⸗ 
5 5 als Vertrauensbanken des Reiches unterſtellt werden 
ollten. 

Wenn das NG. überwiegend auf die äußere Form 
des Geſchäftes abſtellen will, ſo erſcheint das um ſo weniger 
gerechtfertigt, als auch vom bürgerlichen Recht aus betrachtet 
die Rechtsnatur der mittelbaren Stellvertretung zum min⸗ 
deſten ſtark umſtritten iſt. Verkauft der mittelbare Stellver⸗ 
treter für ſeinen nicht in Erſcheinung tretenden Auftraggeber 
einen Gegenſtand, fo iſt allerdings formalrechtlich er der Be⸗ 
rechtigte aus dem Geſchäft. Wirtſchaftlich betrachtet iſt jedoch 
der Vertretene der Geſchäftspartner, und es erſcheint über⸗ 
ſpitzt, das einheitliche Geſchäft in nahezu voneinander un⸗ 
abhängige verſchiedene Rechtsbeziehungen zu zerlegen. Mit 
Recht wird auch im bürgerlichen Recht Klage darüber geführt, 
daß die wahre Intereſſenlage bei dem durch einen mittelbaren 
Stellvertreter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft infolge einer zu 
formallogiſchen Betrachtungsweiſe nicht die genügende Berück⸗ 
ſichtigung erfährt (vgl. Müller⸗Erzbach, Handelsrecht 
1928, Kap. 33 zu III). Bei einem Sonderfall der mittelbaren 
Stellvertretung, dem handelsrechtlichen Kommiſſionsgeſchäft, 
erfährt die wirtſchaftliche Intereſſenlage bereits im Geſetz 
ſelbſt eine gewiſſe Berückſichtigung, indem § 392 Abſ. 2 HGB. 
die Anſprüche des Kommiſſionärs aus dem Ausführungs⸗ 
geſchäft dem Kommittenten zuſtehen läßt. Darüber hinaus hat 
das RG. ſelbſt durch ſeine Rechtſprechung zur ſogenannten 
„Schadensliquidation im Drittintereſſe“ (RG. 40, 174 u. 
187; 93, 39 JW. 1918, 561; RG. 109, 21) das Gebiet 
der reinen Begriffsjurisprudenz verlaſſen. Wenn dort das 
RG. die wirtſchaftliche Intereſſenlage zur Grundlage feiner 
Entſcheidung macht, um dem Geſchädigten zu helfen, dem es 
an unmittelbaren Rechtsbeziehungen zu dem Erfabpflichtigen 
fehlt, ſo iſt nicht einzuſehen, warum es hier, wo die Exiſtenz 


der deutſchen Wirtſchaft und Währung auf dem Spiele ſteht, 
den wirtſchaftlichen Zuſammenhängen die Bedeutung abſpricht. 
Ein weiteres kommt hinzu. Iſt allein die äußere Form des 
Geſchäftes maßgebend, ſo wird der Umgehung Tür und Tor 
geöffnet. Der Ausländer, der feinen Effektenbeſitz abſtoßen 
will, braucht zur Abhebung des Erlöſes lediglich einen 
Mittelsmann als verdeckten Stellvertreter dazwiſchenzuſchal⸗ 
ten, um die Beſtimmung des § 18 Abſ. 1 Dev VO. für ihn ge⸗ 
fahrlos zu machen. Daß dieſe Vorſchrift damit jede praktiſche 
Bedeutung verliert, liegt auf der Hand. Das OLG. Stuttgart 
(JW. 1933, 791) wählt, um dem zu begegnen, einen Mittel⸗ 
weg und will nach 88 18 Abſ. 1, 36 DevVO. dann beſtrafen, 
wenn der Ausländer ſich des Inländers lediglich als Stroh⸗ 
mann bedient. 

Das RG. (JW. 1934, 1789) befürchtet, daß bei Zu⸗ 
grundelegung der hier vertretenen Anſicht der redliche in⸗ 
ländiſche Effektenverkehr eine hinderliche Erſchwe⸗ 
rung erfahren würde. Dem iſt nicht beizutreten. Reine In⸗ 
landsgeſchäfte unterliegen der Verfügungsſperre nach wie 
vor in keiner Weiſe. Soweit aber in der vorher gekennzeich⸗ 
neten Art verdeckte Auslandsgeſchäfte vorgenommen werden, 
beſteht kein Bedürfnis, dieſe zu ſchützen. Auch die das Geſchäft 
abwickelnde Bank wird in keiner Weiſe beeinträchtigt. Zahlt 
ſie den Erlös in Unkenntnis der wahren Sachlage aus, ſo 
kann die wegen Fehlens der vorgeſchriebenen deviſenrechtlichen 
Genehmigung eintretende Nichtigkeit des Geſchäftes nach 8 29 
DevO. ihr gegenüber nicht geltend gemacht werden. Straf 
rechtlich iſt der Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung nach 88 18, 
36 Dev VO. zwar objektiv erfüllt; eine Beſtrafung des Ver⸗ 
antwortlichen in der Bank entfällt jedoch, wenn er den wahren 
Sachverhalt nicht kannte und auch nicht erkennen konnte, aus 
ſubjektiven Gründen. Wenn nach Anſicht des RG. in dieſen 
Fällen ſchon objektiv eine ſtrafbare Handlung niemals vor⸗ 
liegt, ſo muß das im Ergebnis dazu führen, daß die be⸗ 
treffenden Angeſtellten bei der Bank nicht mit der nötigen 
Sorgfalt prüfen, ob die eingelieferten Stücke aus dem Aus⸗ 
lande ſtammen. Es würde alſo eine für die Aufdeckung von 
Effektenſchiebungen ſehr wichtige Kontrollinſtanz entfallen. 

In den beiden vom RG. entſchiedenen Fällen lag der 
Sachverhalt ſo, daß der mittelbare Stellvertreter nach der 
Abhebung des Erlöſes bei der Bank dieſen dem Ausländer 
ausgehändigt und dadurch noch gegen $ 14 Dev VO. verſtoßen 
hatte. Eine Freiſprechung des Täters kam alſo nicht in Frage. 
Bei Zugrundelegung der vom RG. vertretenen Auffaſſung 
kann aber ein Zugriff erſt dann erfolgen, wenn der endgültige 
verbotene Erfolg eingetreten iſt, während es im Intereſſe 
einer folgerichtigen Deviſenpolitik liegt, ſchon vor Eintritt 
des Schadens vorbeugend eingreifen zu können, wie oben des 
näheren ausgeführt iſt. 

Endlich nötigt auch noch der Vergleich mit der Vor⸗ 
ſchrift des 8 15 Abf. 2 DevVO. zu der hier gegebenen Aus⸗ 
legung des § 18 Abſ. 1 Dev BO. Hiernach bedarf die Ein“ 
löſung von Zinsſcheinen und Gewinnanteilsſcheinen 
zugunſten eines Ausländers der Genehmigung. Nach dem 
Wortlaut dieſer Beſtimmung iſt es klar, daß hier auch der 
mittelbare Vertreter nicht ohne Genehmigung einlöſen darf. 
Es wäre nun ein merkwürdiges Ergebnis, wenn der in⸗ 
ländiſche Mittelsmann für die ohne Genehmigung erfolgte 
Einlöſung von Zins⸗ oder Gewinnanteilsſcheinen beſtraft 
wird, während er bei der für die Deviſenbewirtſchaftung viel 
einſchneidenderen Einlöſung der Wertpapiere ſelbſt ſtraffrei 
bleiben ſollte. 

Alle hier dargelegten Gründe ſprechen alſo überzeugend 
für folgende Auslegung des § 18 Abſ. 1 DevVO.: Die vr 
derung des mittelbaren inländischen Stellvertreters eined 
Ausländers aus dem Verkauf von Wertpapieren iſt „eine zu⸗ 
gunſten eines Ausländers entſtandene Forderung“; verfüg 
der Stellvertreter über die Forderung, zieht er insbeſ. den 
Erlös ein, ohne im Beſitz der Genehmigung zu ſein, ſo macht 
er ſich nach 8 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev VO. ſtrafbar. 


D 


Durch § 6 der 8. DurchfVO. v. 17. April 1934 iſt eine 
weitere Kontrollmaßnahme geſchaffen worden, die über die 


63. Jahrg. 1934 Heft 49] 

durch die bisher erwähnten geſetzlichen Beſtimmungen gewähr⸗ 
leifteten Überwachungsmöglichkeiten hinausgeht. Liefert eine 
Privatperſon bei einer Bank Wertpapiere an, ſo darf dieſe 
ſie überhaupt nur entgegennehmen, wenn entweder eine Ge⸗ 
nehmigung der Deviſenſtelle oder eine Unbedenklichkeitsbeſchei⸗ 
nigung der Reichshauptbank für Werrpapiere vorliegt, in wel⸗ 
cher dieſe auf Grund des ihr dank der Nummernkontrolle vor⸗ 
liegenden Materials beſcheinigt, daß die gemeldeten Stücke 
nicht aus dem Auslande ſtammen. Hierdurch wird vielfach die 
Aushändigung des Erlöſes an die Mittelsmänner verhindert 
werden können. 

Trotzdem behalten die für die Auslegung des $ 18 Abſ. 1 
Dev O. aufgeſtellten Grundſätze ihre Bedeutung, da die Kon⸗ 
trolle nicht allumfaſſend iſt. Einmal werden die ſogenannten 
„weißen Stücke“, die ſich ſchon vor der Einführung der Wert⸗ 
papierüberwachung durch die Reichsbank im Auslande be⸗ 
fanden und bisher nicht in das Inland gekommen waren, nicht 
durch die Nummernkontrolle erfaßt. Zum andern gilt § 6 der 
8. DurchfVO. gemäß II, 74 und 76 der Richtlinien nicht, 
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wenn die im Einzelfalle aufgelieferten Stücke den Betrag von 
1000 RM nicht überſteigen, es ſei denn, daß es ſich um Aktien 
handelt oder daß von dem Einlieferer innerhalb des letzten 
Kalendermonats bereits eine Einlieferung erfolgt war. Die 
beteiligten Kreiſe haben bereits verſtanden, dieſe Vorſchrift 
auszunutzen, indem ſie die abzuſetzenden Wertpapiere auf die 
entſprechende Anzahl von Mittelsmännern verteilten. 

Darüber hinaus wird § 18 Abf. 1 DevVoO. auch dann 
praktiſch, wenn das Geſchäft vor endgültiger Durchführung 
durch die Kontrollmaßnahmen aufgedeckt wird oder wenn es 
durch Werbung von Mittelsperſonen erſt vorbereitet wird. 
Nach der hier vertretenen Auffaſſung kann in dieſen Fällen 
wegen Verſuchs bzw. Anreizung ($ 36 Abſ. 2 u. 4 Dev VO.) 
zu der nach $ 18 Abf. 1 verbotenen Handlung beſtraft werden. 
Nach der Anſicht des RG. müßte darüber hinaus noch nach⸗ 
gewieſen werden, daß der Täter eine nicht unter $ 18 Abſ. 1 
DevO. fallende weitere Tätigkeit, beiſpielsweiſe die Aus⸗ 
händigung des Erlöſes an den ausländiſchen Auftraggeber 
(8 14 Abſ. 1 Dev VO.) in Ausſicht genommen hatte. 


Die Srunderwerbsfteuerfreiheit für Nettungskäufe in der Fwangs⸗ 
verſteigerung 
Von Regierungsrat Dr. Kuno Frieſecke, Rudolſtadt 


Nach 8 14 GrErwStG. kann ein Hypotheken⸗ oder ſon⸗ 
ſtiger Realgläubiger das belaſtete Grundſtück zur Rettung 
ſeiner Forderung grundſteuerfrei erwerben. Außer der Real⸗ 
gläubigereigenſchaft des Erſtehers und ſeiner Abſicht, das 
Grundſtück zur Rettung ſeiner Forderung zu erwerben, ſind 
weitere Vorausſetzungen für die Steuervergünſtigung, daß 

1. der Erſteher ſich das Recht ſeinerzeit nicht zur Abgaben⸗ 
erſparnis bei dem beabſichtigten Erwerbe hat beſtellen 
oder abtreten laſſen, 

2. das Realrecht dem Erſteher oder zuſammengerechnet ihm 
und ſeinem Erblaſſer oder Ehegatten ſeit mindeſtens 
einem Jahre vor der erſten Beſchlagnahme des Grund⸗ 
ſtücks bereits zugeſtanden hat und 

3. das Meiſtgebot oder der Geſamtbetrag der Realforderung 
des Erſtehers und der dieſer vorgehenden gleichartigen 
Forderungen mindeſtens 800% des Einheitswertes des 
Grundſtücks beträgt. 

Bei Erfüllung aller dieſer Bedingungen iſt auf Antrag 
des Steuerſchuldners der Erwerb inſoweit ſteuerfrei zu laſſen, 
als der Einheitswert oder das Meiſtgebot den Geſamtbetrag 
der Realforderung des Erſtehers und der dieſer vorgehenden 
gleichartigen Forderungen nicht überſteigt. 

Die Realgläubigereigenſchaft im Sinne des $ 4 a. a. O. 
beſteht bereits, wenn zwar das Realrecht ſelbſt als ſolches 
im Grundbuch noch nicht eingetragen iſt, die Eintragung des⸗ 
jelben jedoch bereits durch eine Vormerkung im Grund⸗ 
buch geſichert iſt r). Denn die Vormerkung zur Sicherung des 
Anſpruchs auf Einräumung eines dinglichen Rechts ſteht, 
wenn ſie auch ſelbſt noch kein ſolches Recht iſt, doch in ihren 
Wirkungen einem ſolchen gleich. Insbeſ. beſtimmt ſich der 
Rang des dinglichen Rechts, auf deſſen Einräumung der durch 
die Vormerkung geſicherte Anſpruch gerichtet iſt, nicht nach 
dem Zeitpunkte der ſpäteren Eintragung des Rechts ſelbſt, 
ſondern nach dem Zeitpunkte der Eintragung der Vormerkung. 
Die Eintragung der Vormerkung hat ferner inſoweit bereits 
eine unmittelbare dingliche Wirkung ebenſo wie das Recht 
ſelbſt, als Verfügungen, durch die der Anſpruch auf Ein⸗ 
räumung des dinglichen Rechts beeinträchtigt wird, rechts⸗ 
unwirkſam ſind. Endlich iſt die Vormerkung auf Einräumung 
eines dinglichen Rechts dieſem ſelbſt im Konkurſe und in der 
Zwangsverſteigerung gleichgeſtellt, da der durch Eintragung 


1) Ri. v. 12. April 1932, II. 119/32: Rich. 31, 43, RStBl. 
1932, 587 u. JW. 1932, 2475. 


einer Vormerkung geſicherte Gläubiger ein Recht auf ab⸗ 
geſonderte Befriedigung im Konkurſe hat (ogl. 88 24, 47 
KO.) und bei Feſtſtellung des geringſten Gebotes in der 
Zwangsverſteigerung durch Eintragung einer Vormerkung 
geſicherte Rechte ebenſo wie eingetragene Rechte zu berückſich⸗ 
tigen find (vgl. 8 48 ZwVerſtG.). 

Dagegen ſteht einem Realgläubiger im Sinne des $ 14 
a. a. O. nicht der bloße Pfandgläubiger eines ding⸗ 
lichen Rechtes gleich ). Denn dem Pfandgläubiger ſteht 
nicht wie dem durch eine Vormerkung geſicherten Realgläu⸗ 
biger ein Recht an dem Grundſtück als eigenes Recht, ſondern 
nur ein von einem Realglaäubiger abgeleitetes Recht an deſſen 
dinglichem Recht am Grundſtück zu. Die Vergünſtigung des 
8 14 a. a. O. iſt aber nach Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte 
auf Gläubiger aus eigenem dinglichen Recht am Grundſtück 
beſchränkt. 

Ein anderer als der urſprüngliche Realgläubiger kann ein 
dingliches Recht als eigenes Recht nur dadurch erwerben, daß 
er es ſich abtreten — bezw. als Pfandgläubiger auf Grund 
der 88 1282 Abſ. 1 Satz 3, 1291 BGB. i. Verb. m. 8 385 
Abſ. 2 3PO. überweiſen läßt. — Die Realgläubigerſchaft im 
Sinne des 8 14 a. a. O. wird nicht nur durch eine Ab⸗ 
tretung an Erfüllungs Statt, ſondern auch durch eine bloße 
Abtretung zur Sicherung einer Forderung er⸗ 
worben, da auch bei der Sicherheitsabtretung der Abtretungs⸗ 
empfänger bürgerlich⸗rechtlich die Stellung eines Realgläu⸗ 
bigers erlangt und die bürgerlich⸗rechtliche Stellung als 
Realgläubiger und nicht wirtſchaftliche Erwägungen oder der 
Umſtand, daß der Abtretende einen ſchuldrechtlichen Anſpruch 
auf Rückabtretung oder Herausgabe des Verſteigerungserlöſes 
in Höhe des die durch die Abtretung des Realrechts geſicherte 
Forderung überſteigenden Betrages hat, für die Realgläu⸗ 
bigereigenſchaft im Sinne des § 14 a. a. O. maßgebend ſind. 
Vorausſetzung iſt nur, daß dem Abtretungsempfänger, der 
das Grundſtück erſteht, im Zeitpunkt der Anſteigerung die 
Forderung, zu deren Sicherheit das Realrecht abgetreten iſt, 
tatſächlich zuſtand ). Umgekehrt verliert der bisherige Real⸗ 
gläubiger durch die Abtretung zur Sicherheit einer gegen ihn 
beſtehenden Forderung die Realgläubigerſchaft im Sinne des 
§ 14 a. a. O. Der bisherige Realgläubiger hat alſo keinen 

2) NFD. v. 12. April 1932, II A 102/32: RJ. 31, 39, NEHME. 
1932, 587 u. JW. 1932, 2475. 

3) RH. v. 24. Jan. 1933, II A 205/32: RF. 32, 322 u. 
JW. 1933, 1358. 
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Anſpruch auf die Steuervergünſtigung, wenn er, um eigenen 
Schaden abzuwenden, ſich zur Anſteigerung genötigt ſieht, 
weil ſein Gläubiger, dem er das Realrecht zur Sicherheit 
übereignet hat, es ablehnt, — z. B. weil er noch andere 
Sicherheit für ſeine Forderung hat — als Meiſtbietender im 
Zwangsverſteigerungsverfahren ſich zu beteiligen). 


Ehegatten ſind hinſichtlich der Realgläubigerſchaft 
nicht als Perſoneneinheit zu behandeln. 8 14 a. a. O. greift 
alſo nicht Platz, wenn ein Ehemann ein Grundſtück erſteht, 
um ein für ſeine Frau eingetragenes dingliches Recht zu retten 
oder umgekehrt. Anders würde es nur ſein, wenn die Ehe⸗ 
gatten in Gütergemeinſchaft leben und ſowohl das dingliche 
Recht, zu deſſen Rettung das Grundſtück erſtanden iſt, zum 
Geſamtgut gehört, als auch das erſtandene Grundſtück in 
das Geſamtgut fällt. 


Bei offenen Handelsgeſellſchaften, Kom- 
manditgeſellſchaften u. dgl. iſt zwiſchen der Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt und den einzelnen Geſellſchaftern zu unterſchei⸗ 
den. Erſteht z. B. eine offene Handelsgeſellſchaft als ſolche 
ein Grundſtück zur Rettung eines für einen einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter eingetragenen dinglichen Rechts in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung, ſo hat ſie keinen Anſpruch auf die Steuerfreiheit 
des § 14 a. a. O. und umgekehrt ein Geſellſchafter nicht, 
wenn er ein Grundſtück zur Rettung eines für die Geſell⸗ 
ſchaft als ſolche eingetragenen dinglichen Rechts erwirbts). 
Das gleiche gilt, wenn ein Miterbe ein Grundſtück er⸗ 
ſteigert, auf dem für die Erbengemeinſchaft ein dingliches 
Recht eingetragen iſt. Dagegen kommt die Vergünſtigung des 
§ 14 a. a. O. zur Anwendung, wenn ein Miterbe in einer 
Zwangsverſteigerung, die von einer Erbengemeinſchaft wegen 
eines zum Nachlaß gehörenden dinglichen Rechts betrieben 
wird, auf Grund einer mit den anderen Miterben getroffenen 
Vereinbarung im eigenen Namen auf das Grundſtück geboten 
hat und den Zuſchlag erhält e). 

Dem Realgläubiger iſt nach 8 14 Abſ. 2 a. a. O. für 
die Anwendung der Vergünſtigung der Bürge gleichgeſtellt. 
Eine Bürgſchaft im Sinne des § 14 Abſ. 2 a. a. O. liegt 
auch vor, wenn ſie für eine Forderung übernommen iſt, zu 
deren wirtſchaftlichen Sicherung für den Gläubiger auf dem 
verſteigerten Grundſtück eine Grundſchuld eingetragen iſt. 
Denn wenn auch rechtlich die Grundſchuld von der perſönlichen 
Forderung, für welche die Bürgſchaft übernommen iſt, los⸗ 
gelöſt iſt und daher ſtreng genommen die Bürgſchaft nicht für 
eines der in 8 14 a. a. O. genannten Schuldverhältniſſe 
übernommen iſt, ſo ſteht doch dem Gläubiger der perſönlichen 
Forderung und der zu deren wirtſchaftlichen Sicherung ein⸗ 
getragenen Grundſchuld nicht etwa neben der perſönlichen 
Forderung und unabhängig von dieſer noch ein Anſpruch auf 
Auszahlung der Grundſchuld gegen den Grundſtückseigentümer 
zu. Wirtſchaftlich gehört demnach eine perſönliche Forderung, 
zu deren Sicherung eine Grundſchuld eingetragen iſt, ebenſo 
zu ben in § 14 Abſ. 1 a. a. O. genannten Schuldverhält⸗ 
niſſen, wie wenn zur Sicherung eine Hypothek eingetragen 
worden wäre ). Dagegen liegt keine Bürgſchaft im Sinne des 
§ 14 Abſ. 2 a. a. O. vor, wenn jemand ſich für eine wirt⸗ 
ſchaftlich durch eine Grundſchuld geſicherte perſönliche Schuld 
in nicht ſchriftlicher Form und daher rechtsungültig verbürgt 
und zur Sicherheit dafür einen Wechſel unterſchrieben hat. 
Denn der Mangel der Schriftform wird nicht durch Wechſel⸗ 
giros erſetzt s). 

Einen Bürgen im Sinne des 8 14 Abſ. 2 a. a. O. ſteht 
gleich, wer zugunſten eines Realgläubigers für deſſen ding⸗ 
liches Recht die Sicherheitsgewähr oder Heraus- 
bietungsgarantie übernommen hat. Zwar iſt die Ge⸗ 
währleiſtung für die Sicherheit eines dinglichen Rechts bzw. 


Rg. v. 23. Nov. 1932, II 4 492/32: StW. 1933 Nr. 396 
u. v. 19. Jan. 1933, IIA 316/32: RStBl. 1933, 270 u. JW. 1933, 730. 

5) NH. v. 20. Sept. 1932, II A 372/32; RStsl. 1932, 1036. 

6) Ri. v. 9. Mai 1934, II A 254/33: REIBL. 1934, 830. 

5) RD. v. 19. Okt. 1932, IIA 464/32: NFH.32, 45 u. NStBl. 
1932, 1113. 

) RH. v. 15. Nov. 1932, II A 503/32: NStBl. 1933, 149 u. 
JW. 1933, 732. 


die Herausbietungsgarantie keine Bürgſchaft im Sinne des 
bürgerlichen Rechts, da dieſes nur die Bürgſchaft für einen 
perſönlichen Anſpruch und nicht auch für ein dingliches Recht 
kennt. Jedoch kann § 14 Abf. 2 a. a. O., da er ſelbſt von 
„Bürgſchaft für eines der in Abſ. 1 genannten Schuldverhalt⸗ 
niſſe“ ſpricht, und hierzu auch reine — von einer perſönlichen 
Forderung losgelöſte — dingliche Rechte, wie z. B. Grund⸗ 
ſchulden und Reallaſten, gehören, nach dem Willen des Ge⸗ 
ſetzes nicht auf Bürgſchaften in ſtreng bürgerlich⸗ rechtlichem 
Sinne beſchränkt ſein. Vielmehr it in 8 14 Abſ. 2 a. a. O. 
offenbar auch an bürgſchaftsähnliche Rechtsverhältniſſe wie 
die Gewährleiſtung für die Sicherheit eines dinglichen Rechts 
oder die Herausbietungsgarantie gedacht, ſo daß dieſe für die 
Anwendung der Vergünſtigung einer Bürgſchaft in ſtreng 
bürgerlich⸗ rechtlichem Sinne gleichzuſtellen ſind ). 

Hat eine offene Handelsgeſellſchaft gegenüber einem Real 
gläubiger die Bürgſchaft oder Herausbietungsgarantie über⸗ 
nommen, ſo kann auch jeder Geſellſchafter das Grundſtück in 
der Zwangsverſteigerung unter den ſonſtigen Vorausſetzungen 
ſteuerfrei erſtehen. Denn nach 8 128 HGB. haften für Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſellſchaft den Gläubigern gegenüber die 
Geſellſchafter als Geſamtſchuldner perſönlich, ſo daß im Falle 
der Bürgſchaftsübernahme oder Herausbietungsgarantie gegen⸗ 
über einem Realgläubiger jeder Geſellſchafter unmittelbar 
hätte in Anſpruch genommen werden können, ſo daß alſo jeder 
Geſellſchafter als Bürge anzuſehen iſt 10). 

Einem Bürgen im Sinne des § 14 a. a. O. ſteht da⸗ 
gegen nicht gleich, wer nicht zugunſten des Realgläubigers 
ſelbſt, ſondern nur zugunſten deſſen, der ein Pfandrecht an 
dem dinglichen Recht beſaß, eine Herausbietungsgarantie über⸗ 
nommen hatte. Denn ebenſowenig, wie der Pfandgläubiger 
ſelbſt als Erſteher Anſpruch auf die Steuerfreiheit des 8 14 
a. a. O. haben würde, kann ſie demjenigen zugeſtanden wer⸗ 
den, der nur eine Herausbietungsgarantie zugunſten des 
Pfandgläubigers übernommen hat, da ein bloßes Pfandrecht 
an einem dinglichen Recht keines der in 814 Abi. 1 a. a. O. 
genannten Schuldverhältniſſe darſtellt und demnach auch eine 
Herausbietungsgarantie zugunſten des bloßen Pfandgläubigers 
nicht einer Bürgſchaft im Sinne des 8 14 Abſ. 2 a. a. O. 
gleichſtehen kann 11). 


Ebenſo hat keinen Anſpruch auf die Vergünſtigung des 
§ 14 a. a. O., wer ſein dingliches Recht an dem in der 
Zwangsverſteigerung erworbenen Grundſtück einem anderen 
zur Sicherſtellung für deſſen Forderungen übertra⸗ 
gen und für den anderen die Herausbietungsgarantie über⸗ 
nommen hat, da das Einſtehen für die eigene Schuld, um 
das es ſich wirtſchaftlich in ſolchem Falle handelt, der Bürg⸗ 
ſchaft im Sinne des § 14 Abſ. 2 a. a. O. nicht gleichgeſtellt 
werden kann 12). Ebenſowenig kann ein Geſellſchafter, der das 
belaſtete Grundſtück erwirbt, einem Bürgen im Sinne des 
3 14 Abſ. 2 a. a. O. gleichgeſtellt werden, und zwar auch 
dann nicht, wenn im Innenverhältnis der Geſamtſchuldner 
nach den zwiſchen ihnen getroffenen Vereinbarungen die 
dingliche Schuld einem anderen Geſamtſchuldner zur Laſt 
fällt, da es ſich in ſolchem Falle ebenfalls nicht um eine 
Haftung für die Schuld eines anderen handelt 13), 


Keine Bürgſchaft im Sinne des 8 14 Abſ. 2 a. a. O. iſt 
auch die Beſtellung eines dinglichen Rechts für 
eine fremde Schuld. Sie hat zwar mit einer Bürgſchafts⸗ 
übernahme gemein, daß ſie auch ein Eintreten für fremde 
Verpflichtungen bedeutet. Sie ſteht aber einer Bürgſchaft 
im Sinne des § 14 Abf. 2 a. a. O. deshalb nicht gleich, 
weil das Weſen der Bürgſchaft in der perſönlichen Haftung 
beſteht und es hier an einer perſönlichen Schuld des Be⸗ 
ſtellers des dinglichen Rechts fehlt 10). 


?) NEO. v. 5. Aug. 1932, II A 276/32: RF. 31, 251, NEE. 
1932, 881 u. JW. 1933, 653. 

10) RH. v. 30. Mai 1934, II A 176/34: StW. 1934 Nr. 444. 

u) Ri. v. 5. Aug. 1932, II A 265/32: RStBl. 1932, 881. 

12) Ac. v. 19. Jan. 1933, II A 316/32: RStRL. 1933, 270 
u. JW. 1933, 730. 

12) Af. v. 3. Nov. 1933, II A 443/33: RStBl. 1934, 351 
u. JW. 1934, 316. 

4) Räc. v. 19. Jan. 1933, II A 375/32: Et. 1933 Nr. 402. 
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Auch eine Wechſelverpflichtung ſteht an ſich einer 
Bürgſchaft im Sinne des $ 14 Abſ. 2 a. a. O. nicht gleich, 
ſie kann aber als Bürgſchaft gelten, wenn dem dem Gläu⸗ 
biger übergebenen Wechſel eine Bürgſchaft als Grundgeſchäft 
zugrunde liegt. Das iſt anzunehmen, wenn kein anderer Zweck 
der Wechſelſchuld als die Bürgſchaftsübernahme erſichtlich 
iſt. Doch wird, ſofern für die Bürgſchaft ſchriftliche Form er⸗ 
forderlich iſt, dieſe nicht durch die Wechſelunterſchrift erſetzt 15). 

Keinen Anſpruch auf die Steuerfreiheit des 8 14 a. a. O. 
als Bürge hat, wer für eine lediglich perſönliche Schuld 
des Grundſtückseigentümers ſich verbürgt hat, und zwar 
auch dann nicht, wenn er ſich bereits bei Übernahme der 
Bürgſchaft für die nach 8 774 BGB. auf ihn übergehende 
Forderung von dem Grundſtückseigentümer ſich eine Grund⸗ 
ſchuld hat verpfänden laſſen 16). 

Hat der Bürge z. Z. der Zwangsverſteigerung ſeine 
Bürgſchaftsverpflichtung durch Zahlung der Forderung be⸗ 
reits erfüllt, ſo kommt die Vergünſtigung des 8 14 a. a. O. 
für ihn nur in Frage, wenn mit der Befriedigung des bis⸗ 
herigen Gläubigers deſſen dingliches Recht am erſteigerten 
Grundſtück auf ihn als zahlenden Bürgen übergegangen mein). 

Gefährdet ift das dingliche Recht, zu deſſen Rettung der 
Gläubiger das Grundſtück erſtehen will, wenn es bei Er⸗ 
ſteigerung durch einen anderen auszufallen droht. Das iſt 
regelmäßig nicht der Fall, wenn die Forderung in das ge— 
ringſte Gebot mit aufgenommen oder wenn es durch die von 
anderer Seite abgegebenen Gebote gedeckt iſt. Doch kann aus⸗ 
nahmsweiſe der das Grundſtück ſelbſt erſtehende Realgläu⸗ 
biger ſeine Forderung trotz Aufnahme in das geringſte Ge⸗ 
bot oder Abgabe entſprechend hoher Gebote von anderer Seite 
als gefährdet anſehen, weil er z. B. befürchten muß, daß 
die Hypothekenzinſen nicht aufgebracht werden können. Denn 
auch die Zinſen der Hypothek und die ſonſtigen Nebenleiſtun⸗ 
gen gehören zur Hypothek. Daher kann eine Erſteigerung in 
Rettungsabſicht im Sinne des $ 14 a a. O. auch vorliegen, 
wenn der Hypothekengläubiger das Grundſtück erſteigert, um 
die Zinsforderungen zu retten. Er darf für dieſen Zweck 
52 auf den Weg der Zwangsverwaltung überwieſen wer⸗ 
A) 

Eine Erfteigerung zur Rettung des dinglichen Rechts 
im Sinne des $ 14 a. a. O. kann auch vorliegen, wenn der 
Erſteher als einziger Gläubiger die Zwangs⸗ 
verſteigerung betrieben hatte und der rechtliche Fort⸗ 
beſtand des dinglichen Rechts durch die Zwangsverſteigerung 
nicht gefährdet war. Es kommt nur darauf an, ob es dem 
Erſteher bei Abgabe des Meiſtgebots in erſter Linie darum 
zu tun geweſen iſt, Kaufluſtige zur Abgabe eines höheren 
Gebots zu veranlaſſen oder auf dieſe Weiſe die ſonſt ge⸗ 
fährdete Befriedigung des dinglichen Rechts aus dem Er⸗ 
ſteigerungserlös zu ſichern und nur für den Fall des Aus⸗ 
bleibens eines höheren Gebots ſich für das durch das bis⸗ 
herige Meiſtgebot nicht genügend gedeckte Realrecht durch 
Erwerb des Grundſtücks ſelbſt einen Erſatz zu verſchaffen 1). 

Hat der Erſteher mit dem Erwerb des Grundſtücks noch 
andere Zwecke als ſein dingliches Recht zu retten ver⸗ 
folgt, ſo ſchließt das die Vergünſtigung des § 14 a. a. O. 
nicht aus, wenn der Rettungszweck der Hauptzweck war und 
andere Zwecke nicht einmal gleichwertig daneben beſtanden 
haben. Haben dagegen andere Zwecke — 3. B. die Abſicht, 
das Grundſtück der Familie zu erhalten — mindeſtens gleich⸗ 
berechtigt daneben beſtanden, ſo liegt kein Erwerb zur Ret⸗ 
tung des dinglichen Rechts im Sinne des § 14 a. a. O. vor 9). 


Betreibt ein Hypothekengläubiger die Verſteigerung nur 
wegen ſeiner perſönlichen Forderung, ſo ſchließt das 


10 NX9. v. 19. Jan. 1933, I A 546/32: StW. 1933 Nr. 499 
u. v. I. März 1933, II A 482,32: JW 1933, 1492. 

16) Ng. v. 29. Juni 1034, I A 398/33: St. 1934 Nr. 560. 

11) RIO. v. 2. Febr. 1934, II A 315/33: RStBl. 1934, 399 
u. JW. 1934, 859. 

16) Rh. v. 14. Dez. 1932, I A 421/32: NIS. 32, 225, NEL. 

1933, 268 u. JW. 1933, 731. 

19) Rh. v. 14. Dez. 1932, II A 547/32: RF. 32, 227, NEE. 
1933, 269 u. JW. 1933, 730. 

20) RF H. v. 11. Jan. 1983, II A 352/32: RStBl. 1933, 1147. 
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die Abſicht, das Grundſtück zur Rettung feines daneben be- 
ſtehenden dinglichen Rechts zu erſtehen, nicht aus, insbeſ. 
wenn die Abſicht, die perſönliche Forderung zu retten, nicht 
beſtehen kann, weil der Schuldner z. B. zahlungsunfähig iſt 21). 

Die die Vergünſtigung des § 14 a. a. O. ausſchließende 
Feſtſtellung, daß der Erſteher ſich das dingliche Recht, deſſen 
Rettung angeblich allein der Beweggrund des Erwerbs war, 
in Wirklichkeit nur hat beſtellen oder abtreten laſſen, um 
das Grundſtück ſpäter ſteuerfrei zu erwerben, kann im Einzel⸗ 
falle zweifelhaft ſein. Zu beachten iſt, daß ſchon ein Anhalt 
für die Abſicht ſpäteren ſteuerbegünſtigten Erwerbs des 
Grundſtücks genügt und es keines Beweiſes dieſer Abſicht 
bedarf, andererſeits aber nicht ſchon bloße gefühlsmäßige 
Erwägungen für die Annahme der Steuererſparnisabſicht 
ausreichen. Es müſſen mindeſtens gewiſſe Tatſachen feſt⸗ 
geſtellt werden, die die Möglichkeit der Steuererſparnisabſicht 
im Zeitpunkt der Erlangung des Realrechts begründet er⸗ 
ſcheinen laſſen. Da dieſe Abſicht als innerer Vorgang ſelten 
klar zutage liegen wird, bleibt regelmäßig nichts anderes 
übrig, als aus gewiſſen Nebenumſtänden oder 
ſpäteren Vorgängen die Abſicht zu folgern. Insbeſ. 
kann z. B. ein Anhalt dafür, daß die Beſtellung oder Ab⸗ 
tretung eines Realrechts in der Abſicht ſpäteren ſteuerbegün⸗ 
ſtigten Erwerbs des Grundſtücks erfolgt iſt, darin geſehen 
werden, daß der Realgläubiger alsbald nach Ablauf der 
Jahresfriſt die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks veran⸗ 
laßt, indem er entweder ſelbſt den Antrag auf Zwangs⸗ 
verſteigerung ſtellt oder einen anderen Gläubiger dazu bewegt. 
Es kann als Anhalt z. B. auch genügen, daß ſich der Gläu⸗ 
biger in Kenntnis der Abſicht eines anderen Gläubigers, die 
Zwangsverſteigerung zu betreiben, das Realrecht beſtellen oder 
abtreten ließ. Dagegen genügt als Anhalt nicht ſchon, daß 
der Gläubiger bei Beſtellung oder Abtretung des Realrechts 
mit der Möglichkeit rechnete, daß er das Grundſtück einmal 
werde erwerben müſſen. Denn mit der Möglichkeit eines 
ſpäteren Erwerbs des Grundſtücks muß jeder rechnen, der ein 
Realrecht an demſelben erlangt, ohne daß er den Willen, das 
Grundſtück ſpäter zu erwerben, ſchon von vornherein bei Er⸗ 
langung des Realrechts zu haben braucht. Die Abſicht ſpa⸗ 
teren ſteuerbegünſtigten Erwerbs iſt regelmäßig auch zu ver⸗ 
neinen, wenn das Realrecht unmittelbar kraft Geſetz (3. B. 
88 412, 401, 774 BGB.) erlangt iſt 25). 

Gegen die bereits bei Beſtellung oder Abtretung des 
Realrechts beſtandene Abſicht ſpäteren ſteuerbegünſtigten Er⸗ 
werbs des Grundſtücks ſpricht regelmäßig auch der Umſtand, 
daß der Gläubiger gegen den Grundſtückseigen⸗ 
tümer ſchon einige Zeit eine Forderung hatte 
und dieſer durch nachträgliche Beſtellung oder Abtretung 
eines Realrechts eine dingliche Sicherung geben wollte, da 
in ſolchem Falle anzunehmen iſt, daß nicht die Abſicht der 
Steuererſparnis bei ſpäterem Erwerb des Grundſtücks, ſon⸗ 
dern der Sicherungszweck für die Beſtellung oder Abtretung 
des Realrechts den Ausſchlag gab). Anders iſt es, wenn ſich 
der ſpätere Grundſtückserwerber das Realrecht gegen Hin⸗ 
gabe eines Gegenwertes hat abtreten laſſen. In ſolchem Falle 
iſt es ſo anzuſehen, als ob der Abtretungsempfänger dem 
Grundſtückseigentümer Kredit gewährt und dieſen ſofort durch 
Beſtellung eines Realrechts geſichert hätte. Eine in dieſer 
Weiſe erfolgte Kreditgewährung ſchließt aber nicht aus, daß 
der Gläubiger durch die Abſicht, das Grundſtück ſpäter zu 
erwerben, beſtimmt oder doch weſentlich beeinflußt wurde ?). 

Ein Anhalt dafür, daß das Realrecht in der Abſicht 
ſpäteren ſteuerbegünſtigten Erwerbs des Grundſtücks beſtellt 
oder abgetreten iſt, kann auch nicht ohne weiteres darin er⸗ 
blickt werden, daß das Realrecht erworben worden iſt, trotz⸗ 
dem es durch den von der Steuerbehörde ange⸗ 
nommenen Wert des Grundſtücks nicht oder nicht 
voll gedeckt wird. Insbeſ. kann die Vergünſtigung nach 
§ 14 Abf. 1 Nr. 1 a. a. O. nicht ſchon deshalb verſagt wer⸗ 


21) NH. v. 1. April 1933, II A 55/2: RStBl. 1933, 481. 

22) RF. v. 17. Nov. 1933, IIA 98/33: RH. 34, 264, RStBl. 
1934, 254 u. JW. 1934, 315. 

28) RF. v. 22. Febr. 1933, II A 89/32: RStBl. 1933, 836. 

24) Riß H. v. 17. Nov. 1933 a. a. O. 
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den, weil der angenommene Grundſtückswert nur eine teil⸗ 
weiſe und keine volle Deckung bietet. Denn es beſteht in dem 
Falle, daß ein Realrecht nur teilweiſe durch den Grund⸗ 
ſtückswert gedeckt iſt, kein weſentlicher wirtſchaftlicher Unter⸗ 
ſchied von dem Falle, daß demſelben Realgläubiger zwei ein⸗ 
ander im Range folgende Realrechte in gleicher Geſamthöhe 
zuſtehen, von denen das eine durch den Grundſtückswert noch 
voll gedeckt iſt, das andere unmittelbar dahinter ſtehende da⸗ 
gegen aus der Deckung herausfällt. In dieſem Falle würde 
dem Erwerber des Grundſtücks für das voll gedeckte Real⸗ 
recht die Vergünſtigung des § 14 a. a. O. — ſofern nicht 
etwa aus anderen Umſtänden auf die Abſicht des ſpäteren 
ſteuerbegünſtigten Erwerbs des Grundſtücks bei Beſtellung 
oder Abtretung des Realrechts zu ſchließen iſt — nicht ver⸗ 
ſagt werden können 25). Im übrigen kann es Auffaſſungsſache 
ſein, ob der Grundſtückswert noch eine genügende Sicherheit 
für das Realrecht bietet. Da es auf die Abſicht des Erwerbers 
im Zeitpunkt der Beſtellung oder Abtretung des Realrechts 
ankommt, kann deſſen perſönliche Auffaſſung über die Siche⸗ 
rungsfrage nicht einfach beiſeite geſchoben werden 26). Trotz 
anſcheinender Überbelaſtung des Grundſtücks kann der Gläu⸗ 
biger bei Beſtellung oder Abtretung des Realrechts — da er 
eben zu retten ſuchte, was er noch retten konnte — im Ernſt 
an die Sicherung ſeiner Forderung geglaubt haben, vielleicht 
auf Zufälle gehofft haben, die ſchließlich doch noch zu einer 
Rettung ſeiner Forderung führen würden. Nur darf die 
Auffaſſung des Gläubigers über die Sicherung ſeines Real⸗ 
rechts nicht außerhalb aller verſtändigen Erwägungen liegen. 
Das würde der Fall ſein, wenn es auch bei günſtigſter im 
Rahmen des Möglichen liegenden Schätzung des Grundſtücks⸗ 
wertes unter Berückſichtigung der Zukunftsmöglichkeiten von 
vornherein ausgeſchloſſen erſcheinen mußte, daß der Grund⸗ 
ſtückswert für das Realrecht noch eine Deckung bieten würde. 
Als Grundſtückswert für die Beurteilung der Sicherungsfrage 
iſt nicht etwa einfach der Einheitswert zugrunde zu legen. 
Maßgebend iſt vielmehr der Wert, den das Grundſtück nach 
der Verkehrsauffaſſung hat. Über dieſen können die Schätzun⸗ 
gen auseinandergehen. Bei Beurteilung der Deckungsfrage 
muß daher für die Schätzung des Grundſtückswertes ein mehr 
oder weniger weiter Spielraum für die Auffaſſung des Real⸗ 
gläubigers gelaſſen werden 27). 


Andererſeits wird nicht ſchon dadurch, daß das erwor⸗ 
bene Realrecht an unbedingt ſicherer Stelle einge⸗ 
tragen iſt, die Abſicht ſpäteren ſteuerbegünſtigten Erwerbs des 
Grundſtücks ausgeſchloſſen. Insbeſ. beſteht, ſofern das Real⸗ 
recht bis an den Grundſtückswert herangeht, die Möglichkeit, 
daß der Erwerber ſich das Realrecht nur zwecks ſpäteren 
ſteuerbegünſtigten Erwerbs hat beſtellen oder abtreten laſſen, 
da die Gefahr, daß der Realgläubiger in der Zwangsverſteige⸗ 
rung überboten wurde, für ihn gering war. Liegt dagegen 
das Realrecht über dem Wert des Grundſtücks, dann iſt es 
ſchwer vorſtellbar, daß der Gläubiger in der Abſicht, das 
Grundſtück ſpäter zu erwerben, mehr zur Erlangung des 
Realrechts gegeben haben ſollte, als er vorausſichtlich beim 
Erwerb in der Zwangsverſteigerung als Gegenwert würde 
erhalten können. Es wäre als Grund hierfür nur denkbar, 
daß der Gläubiger in der Hoffnung, das Grundſtück beſſer 
als andere Bieter verwerten zu können und weil er weiß, daß 
ein Da ihn nicht überbieten kann, mehr aufgewendet 
hat 28). 


Beſteht ein Anhalt dafür, daß der Erſteher ſich das 
Realrecht in der Abſicht ſpäteren ſteuerbegünſtigten Erwerbs 
des Grundſtücks hat beſtellen oder abtreten laſſen, dann muß 
die Vergünſtigung des § 14 a. a. O. verſagt werden, auch 
wenn es bei der Verſteigerung dem Gläubiger nicht mehr 
um den Erwerb des Grundſtücks zu tun geweſen iſt. Denn 
es kommt ausſchließlich auf die Willens richtung des 
Erwerbers zur Zeit der Erlamgung des Realrechts 
an. Hat die Abſicht ſpäteren ſteuerbegünſtigten Erwerbs des 


25) RF. v. 17. Nov. 1933 a. a. O. 

26) RH. v. 6. Okt. 1933, II A 108/33: JW. 1933, 2668. 

27) RF. v. 22. Febr. 1933 a. a. O. u. v. 20. April 1932, 
II A 107/32: RStBl. 1932, 725. 
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Grundſtücks damals beſtanden, dann kann ſich der Erwerber 
zur Erlangung der Steuervergünſtigung des § 14 a. a. O. 
nicht darauf berufen, daß er dieſe Abſicht vor der Zwangs 
verſteigerung wieder aufgegeben habe 2s). , 

Die Steuervergünſtigung kann — falls fonft, auch im 
Wege des Rückſchluſſes, kein Anhalt für die Abſicht ſteuer⸗ 
begünſtigten Erwerbs des Grundſtücks im Zeitpunkt der 
Erlangung des Realrechts beſteht — nicht deshalb verſagt 
werden, weil der Gläubiger ſpäter einem anderen ein Rang⸗ 
vorrecht vor ſeinem Realrecht eingeräumt hat und dadurch 
in die Lage gekommen iſt, mit einem Erwerb des Grund 
ſtücks in der Zwangsverſteigerung rechnen zu müſſen. Die 
Einräumung eines Vorrangs iſt in § 14 Abſ. 1 Nr. 1 a. a. O. 
der Beſtellung oder Abtretung des Realrechts nicht gleich⸗ 
geſtellt. Die Gleichſtellung würde auch dem Sinn der Vor 
ſchrift nicht entſprechen. Denn ein Gläubiger, deſſen Recht an 
guter Stelle eingetragen iſt und der daher hoffen darf, bei 
einer Zwangsverſteigerung keinen Schaden zu erleiden, dürfte 
kaum dieſe ſichere Stellung aufgeben, um bei einem etwaigen 
ſpäteren Erwerb des Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung 
Steuer zu ſparen, während vielleicht der Verluſt infolge der 
Vorrechtseinräumung größer als die mögliche Steuererſpar⸗ 
nis iſt. Es kann daher nur angenommen werden, daß der 
Vorrang aus anderen Gründen — z. B. aus Gefälligkeit 
gegen den Grundſtückseigentümer mit Rückſicht auf perſönliche 
Beziehungen — eingeräumt wurde 30), 

Dem Erfordernis, daß das dingliche Recht dem Erſteher 
3. Z. der erſten Beſchlagnahme bereits mindeſtens ſeit einem 
Jahre zugeſtanden hat, iſt nur genügt, wenn der Erſteher be⸗ 
reits ſolange dinglicher Gläubiger war. Es genügt alſo nicht, 
daß er nur Gläubiger der durch das dingliche Recht ge⸗ 
ſicherten perſönlichen Forderung war. Der Beginn 
der Gläubigerſchaft im Sinne des $ 14 a. a. O. kann auch 
nicht auf den Abſchluß des zur Begründung des Realrechts 
erforderlichen dinglichen Rechtsgeſchäfts, auch wenn die Be 
teiligten hieran gebunden ſind, zurückbezogen werden. Erſt 
durch den dinglichen Erwerbsakt ſelbſt — in der Regel alſo 
die Eintragung im Grundbuch — iſt der Erſteher Gläubiger 
im Sinne des $ 14 a. a. O. geworden. Es kommt alſo auch 
nicht darauf an, ob die Eintragung vom Grundſtückseigen⸗ 
tümer bereits vor Jahresfriſt bewilligt war und ſich ohne 
Verſchulden des Gläubigers beim GBA. verzögert hat 51). 

Bei einer von einer perſönlichen Forderung unabhän⸗ 
gigen Grundſchuld richtet ſich die Jahresfriſt des § 14 
Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. zwar nach dem Erwerb des dinglichen 
Rechts der Grundſchuld, jedoch kann, wenn für die Grund⸗ 
ſchuld z. Z. der Zwangsverſteigerung keine Forderung be’ 
ſteht, das Grundſtück auch nicht zur Rettung der Grund- 
ſchuld erworben ſein, da eine Grundſchuld, ſoweit keine 
Forderung beſteht, für den Gläubiger tatſächlich inhaltslos 
iſt, ſo daß kein Gegenſtand vorhanden iſt, der durch die Er⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks gerettet werden könnte be). 

Zweifelhaft kann die Feſtſtellung des Zeitpunktes des 
dinglichen Übergangs manchmal beim Erwerb eines ding⸗ 
lichen Rechts außerhalb des Grundbuchs ſein, 
3. B. wenn bei Abtretung einer Briefhypothek der Brief ſich 
im Beſitz eines Dritten befindet und der Erwerb daher nicht 
durch körperliche Übergabe, ſondern durch Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs gegen den Dritten ſich vollzieht. Da in 
der Regel anzunehmen iſt, daß der Wille der Beteiligten 
auf alsbaldigen vollſtändigen Rechtsübergang gerichtet iſt, 
dürfen an den Nachweis des dinglichen Vollzugs der Ab- 
tretung keine zu ſtrengen formellen Anforderungen geſtellt 
werden. Vielmehr iſt in der Regel als dem Willen der Be 
teiligten entfprechend zu unterſtellen, daß das Grundgeſchäft 
der Abtretungsverpflichtung mit dem Erfüllungsgeſchäft der 
Abtretung des Herausgabeanſpruchs zuſammen fällt und die 
Jahresfriſt daher vom Anſchluß des Abtretungsvertrages an 
zu rechnen iſt 58). 

Der Erfteher ſelbſt muß ſeit mindeſteus einem Jahre 


29) 159. v. 22. Febr. 1933, II A 18/33: RStBl. 1933, 409. 
30) RFH. v. 17. Nov. 1933 a. a. O. 

31) RH. v. 10. Mai 1932, II A 164/32: Mtl. 1932, 652. 
32) RF. v. 19. Jan. 1933, II A 546/32: StW. 1933 Nr. 499. 
33) 139. v. 26. Juli 1932, II A 257/32: StW. 1932 Nr. 1061. 


63. Jahrg. 1934 Heft 49 
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Gläubiger im Sinne des $ 14 a. a. O. geweſen ſein. Dieſe 
Bedingung iſt z. B. auch erfüllt, wenn der Erſteher zwar 
3. Z. der erſten Beſchlagnahme des Grundſtücks nicht mehr 
Gläubiger des dinglichen Rechts ſelbſt war, weil er es ab⸗ 
getreten hatte, jedoch bei der Abtretung zugleich die Bürg⸗ 
ſchaft übernahm und die Zeit ſeiner Gläubiger⸗ und Bürg⸗ 
ſchaft zuſammengerechnet mindeſtens ein Jahr betrug ). 

Dagegen iſt die Vorausſetzung der Jahresfriſt nicht er⸗ 
füllt, wenn der Bürge zwar länger als ein Jahr vor der 
erſten Beſchlagnahme, jedoch nur mündlich und deshalb form⸗ 
ungültig die Bürgſchaftsübernahme erklärt hatte und erſt 
innerhalb der Jahresfriſt freiwillig nach $ 766 Satz 2 BGB. 
Zahlung geleiſtet hat ss). 

Die Jahresfriſt des 8 14 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. iſt 
auch nicht gewahrt, wenn dem Erſteher das dingliche Recht 
nur während des letzten Teiles der Jahresfriſt zuſtand, 
während des übrigen Teiles der Jahresfriſt jedoch ein anderer 
als Treuhänder für ihn Inhaber des Rechts war. Denn 
ein Treuhänderverhältnis iſt nicht wie die Bürgſchaft einem 
Gläubigerverhälmis im Sinne des 814 a. a. O. gleich- 
geſtellt 36). 

Die Jahresfriſt wird unterbrochen, wenn eine Hypo⸗ 
thek gelöſcht und gleichzeitig durch eine neue 
für denſelben Gläubiger erſetzt wird. In ſolchem 
Falle iſt alſo die Jahresfriſt nach dem Zeitpunkte der Ein⸗ 
tragung der neuen Hypothek zu beſtimmen ?“). 

Iſt das dingliche Recht erſt während der Jahresfriſt auf 
den Erſteher übergegangen, ſo beſteht Perſonengleich⸗ 
heit mit dem Rechtsvorgänger nur in den beiden in 
§ 14 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. ausdrücklich genannten Fällen 
des Erwerbs vom Erblaſſer und vom Ehegatten. Im übrigen 
iſt — auch in den ſonſtigen Fällen von Geſamtrechtsnach⸗ 
folge (z. B. im Falle der Verſchmelzung zweier AO.) — 
eine Anrechnung der Gläubigerzeit des Rechtsvorgängers 
auf die des das Grundſtück erſtehenden Rechtsnachfolgers 
ausgeſchloſſen ss). Insbeſ. ſteht einem Geſellſchafter einer 
Oc G., der zur Rettung eines früher zum Vermögen der 
OHG. gehörigen dinglichen Rechts das belaſtete Grundſtück 
erſteigert, die Vergünſtigung des § 14 a. a. O. nicht zu, 
wenn er das dingliche Recht erſt innerhalb der Jahresfriſt 
dadurch erworben hat, daß er gegenüber den Erben des an⸗ 
deren Geſellſchafters von ſeinem Recht, das Geſellſchafts⸗ 
vermögen mit Aktiven und Paſſiven zu übernehmen, Gebrauch 
machte 3). 

Unter der erſten Beſchlagnahme, von der ab 
die Jahresfriſt zu rechnen ift, iſt die Beſchlagnahme im Sinne 
der 88 20 ff. ZwVerſtGG. zu verſtehen. Ob und wann die 
Beſchlagnahme ſtattgefunden hat oder ob ſie wieder auf⸗ 
gehoben iſt, richtet ſich daher ausſchließlich nach dieſen Vor⸗ 
Schriften. Nach 8 22 a. a. O. wird die mit der Anordnung 
der Zwangsverſteigerung verbundene Beſchlagnahme des 
Grundſtücks mit der Zuſtellung des die Zwangsverſteigerung 
anordnenden Beſchluſſes an den Schuldner, ſpäteſtens mit 
dem Zugehen des Eintragungserſuchens an das GBA wirk⸗ 
ſam. Sie bleibt ſo lange in Kraft, bis ſie vom Vollſtreckungs⸗ 
gericht wieder aufgehoben wird. Sie bleibt auch beſtehen, 
wenn der erſte Antragſteller nach dem Beitritt eines neuen 
Gläubigers ſeinen Verſteigerungsantrag zurückgenommen hat. 
Nur wenn vor der erneuten Beſchlagnahme der Verſteige⸗ 
rungsantrag zurückgenommen oder das Verfahren aufgehoben 
war, verliert die erſte Beſchlagnahme ihre Wirkung 1). 

Iſt der Anordnung der Zwangsverſteigerung ein 


34) RFO. v. 26. April 1932, II A 129/82: Mrozek, Kartei 
Grérw StG. 8 14 Abſ. 1 Nr. 1 R. 10. 

55) Rc. v. 27. Sept. 1933, IIA 323/33: RH. 34, 169, RStV. 
1934, 190 u. JW. 1933, 2605. 

36) Riß. v. 26. April 1932, II A 129/32: Mrozek, Kartei 
GrerwStG. § 14 Abſ. 1 Nr. 2 R. 7. 

37) Rö H. v. 14. Dez. 1932, II A 430/32: RStBl. 1933, 84 u. 
JW. 1933, 381. 

56) RH. v. 5. Aug. 1932, II A 259/32: NF. 31, 249 u. 
RStl. 1932, 881. 

30) Rech. b. 6. Juli 1934, II A 331/33: StW. 1934 Nr. 559. 

40 Rö. v. 12. April 1932, II A 83/32: StW. 1932 Nr. 1065. 


Zwangsverwaltungs verfahren vorausgegangen, dann 
gilt nach § 13 Abſ. 3 ZwVerſtG. die Beſchlagnahme im 
Zwangsverwaltungsverfahren als erſte, ſofern die Zwangs⸗ 
verwaltung bis zur Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren fortgedauert hat“). 

Die Wiederverſteigerung iſt zwar verfahrensrecht⸗ 
lich ein neues Zwangsverſteigerungsverfahren, da ſie ſich 
regelmäßig gegen einen anderen Vollſtreckungsſchuldner als 
den urſprünglichen richtet. Im Sinne des $ 14 a. a. O. iſt 
jedoch die Wiederverſteigerung mit dem vorangegangenen 
Zwangsverſteigerungsverfahren als ein Verfahren zu be⸗ 
handeln, auch wenn das urſprüngliche dingliche Recht des 
erſtehenden Gläubigers durch den Zuſchlag im vorangegan⸗ 
genen Verfahren erloſchen war. Für die Wahrung der Jahres⸗ 
friſt iſt alſo von der erſten Beſchlagnahme im vorangegan⸗ 
genen Zwangsverſteigerungsverfahren auszugehen. Das ent⸗ 
ſpricht dem Zweck der Vergünſtigung des § 14 a. a. O., dem 
ſteuerlich zu helfen, der in gutem Glauben ein dingliches 
Recht an dem Grundſtück erworben hatte und bei ſpäterer 
Zwangsverſteigerung, um dieſes Recht nicht zu verlieren, das 
Grundſtück erſteigern mußte. Diefem Zwecke würde man nicht 
gerecht werden, wenn man die Wiederverſteigerung als ein 
für die Berechnung der Jahresfriſt neues Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren behandeln würde. Die Steuervergünſtigung 
des 8 14 a. a. O. muß vielmehr auch dem Erſteher des 
Grundſtücks in der Wiederverſteigerung gewährt werden, wenn 
ihm z. Z. der erſten Beſchlagnahme im erſten Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren ein dingliches Recht bereits mindeſtens 
ein Jahr lang zugeſtanden hatte, an deſſen Stelle dann nach 
dem Zuſchlage ein neues Recht eingetragen wurde, und er 
um dieſes zu retten, im Wiederverſteigerungsverfahren das 
Grundſtück erſteht. Die Jahresfriſt gilt hier alſo gewahrt, 
auch wenn ihm das neue Recht noch kein Jahr bis zur erſten 
Beſchlagnahme im Wiederverſteigerungsverfahren zuſtand ). 
Dies gilt nicht nur, wenn an Stelle des urſprünglichen ding⸗ 
lichen Rechts ein gleiches dingliches Recht eingetragen it, 
ſondern auch wenn urſprünglich eine Sicherungshypothek ein⸗ 
getragen und dieſe in eine gewöhnliche Hypothek umgewan⸗ 
delt iſt #3). 


Der Tag der erſten Beſchlagnahme bleibt für die Be⸗ 
ſtimmung der Jahresfriſt des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. 
auch maßgebend, wenn der erſte betreibende Gläubiger ſeinen 
Verſteigerungsantrag zurückgenommen hat, das 
Verfahren aber fortgeſetzt worden iſt, weil inzwiſchen 
der Beitritt eines anderen Gläubigers nach $ 27 ZmBerft®. 
zugelaſſen war 40. 

Der Geſamtbetrag der Forderung des Erſtehers und 
der dieſer vorgehenden gleichartigen Rechte im Sinne des 
8 14 umfaßt grundſätzlich alle nach § 10 ZwVerſtG. zu bes 
rückſichtigenden Rechte. Unter gleichartigen Forderungen ſind 
alſo nicht nur Hypotheken-, Grund-, Rentenſchulden und 
Reallaſten zu verſtehen, ſondern alle Rechte, gleich welcher 
Art, die nach § 10 a. a. O. wenigſtens mittelbar eine Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück gewähren, indem ſie im Falle 
ihres Erlöſchens durch den Zuſchlag nach 8 92 ZuVerſtG. ſich 
in einen Anspruch auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteige⸗ 
rungserlöſe verwandeln. Auch die der Forderung des Er⸗ 
ſtehers im Range gleichſtehenden Rechte, die dieſer zur völ⸗ 
ligen Rettung ſeiner eigenen Forderung herausbieten muß 
und die Laſten, die ohne Aufnahme in das geringſte Gebot 
beſtehen bleiben, fallen in den Geſamtbetrag. Dagegen ſind 
aus dem Geſamtbetrage die Belaſtungen herauszulaſſen, durch 
die der Grundſtückswert ſelbſt gemindert wird — z. B. Grund⸗ 
dienſtbarkeiten von unbegrenzter Dauer. — Denn ſolche wert⸗ 
mindernden Laſten können nicht als vom Erwerber über⸗ 
nommene Leiſtungen oder als auf dem Grundſtück laſtende 
Nutzungen behandelt werden und daher folgerichtig auch nicht 


a) Rp. v. 5. Aug. 1932, IIA 276/32; RF. 31, 251, NEE. 
1932, 881 u. JW. 1933, 658. 

42) N39. v. 8. Juli 1932, II A 222/32: RIH. 31, 207, RStl. 
1932, 380 U. JW. 1933, 652. 

#3) RF. v. 20. Juli 1933, II A 265/33: RStBl. 1933, 1102 
u. JW. 1933, 2180. 

44) NEO. v. 15. Nov. 1932, II A 501/32: JW. 1933, 379. 
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zu den gleichartigen Forderungen im Sinne des § 14 a. a. O. 
gerechnet werden 5). 

Sind mit dem Grundſtück zugleich bewegliche Sachen 
(3. B. Inventar) nach 88 55, 90 ZwVerſtG. mitverſteigert 
worden, ſo iſt der Geſamtbetrag der Forderung des Erſtehers 
und der dieſer vorgehenden gleichartigen Rechte (ebenſo wie 
das Meiſtgebot) auf das Grundſtück einerſeits und die mit⸗ 
verſteigerten beweglichen Sachen andererſeits nach ihrem Wert⸗ 
verhältnis zu verteilen und als Geſamtbetrag im Sinne des 


45) Rg. v. 12. April 1932, II A 560/31: RF. 31, 243 u. 
RStBl. 1932, 880. 


§ 14 a. a. O. nur der um den auf die mitverſteigerten be⸗ 
weglichen Sachen entfallenden Wertanteil verminderte Betrag 
anzuſetzen 46). 

Auf die Steuervergünſtigung des § 14 a. a. O. beſteht 
bei Erfüllung aller Bedingungen ein Rechtsanſpruch, der 
auf Grund des § 235 Nr. 4 RAbgd. im ordentlichen Rechts⸗ 
mittelverfahren verfolgt werden kann 4). 


46) RF. v. 12. April 1932, IIA 17/32: RF). 30, 334, RStBl. 
1932, 587 u. JW. 1932, 2479. 

47) RF. v. 15 Jan. 1931, II A 261/31: RFH. 29, 196 u. 
RStBl. 1931, 735. 


Perſönliche und dingliche Sicherheiten im Iwangsvergleichsverfahren 
auf Grund des land wirtſchaftlichen Schuldenregelungsgeſetzes 


Von Land⸗ und Amtsgerichtsrat Wilden, Berlin. 


Nach 8 10 SHRE. v. 1. Juni 1933 find am Entſchul⸗ 
dungsverfahren alle Gläubiger beteiligt, die zur Zeit der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens einen dinglichen oder perſönlichen 
Anſpruch gegen den Schuldner haben. Das Geſetz unterſcheidet 
demnach nicht zwiſchen geſicherten und ungeſicherten For⸗ 
derungen. Auch der geſicherte Gläubiger hat keinen Rechts⸗ 
anſpruch darauf, ſich abgeſondert an der ihm haftenden Sicher- 
heit zu befriedigen, ſondern nimmt wie der ungeſicherte Gläu⸗ 
biger am Verfahren teil. Er ſoll gemäß § 32 Abſ. 4 des Geſ. 
bei der Frage der Kürzung lediglich bevorzugt behandelt 
werden. Hierzu beſtimmt Nr. 26 der Richtlinien zur landwirt⸗ 
ſchaftlichen Entſchuldung v. 13. Juni 1934, daß Forderungen, 
die durch ein Pfandrecht, Sicherungsübereignung oder Bürg- 
ſchaft geſichert ſind, im Zwangsvergleichsverfahren nur gekürzt 
werden dürfen, wenn die nicht geſicherten Forderungen bis auf 
das höchſt zuläſſige Maß gekürzt ſind und die Entſchuldung 
nur bei Kürzung auch der geſicherten Forderungen durch— 
geführt werden kann. 

Bei der Beurteilung der Frage, inwieweit eine For⸗ 
derung geſichert iſt, iſt die Güte der Sicherheit zu berück⸗ 
ſichtigen. Hiernach wird die geſicherte Forderung zwar grund⸗ 
ſätzlich beſſer behandelt als die ungeſicherte, aber auch der ge- 
ſicherte Gläubiger muß ſich die Umwandlung ſeiner Forderung 
in eine unkündbare Tilgungsforderung, ſowie die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsſatzes gefallen laſſen. Mit dieſer geſetzlichen 
Regelung iſt über das Schickſal der Sicherheit ſelbſt noch nichts 
geſagt. Die ſich aus der grundſätzlichen Regelung hierfür er⸗ 
gebenden Folgerungen ſollen daher nachſtehend dargelegt wer⸗ 
den. Hierbei iſt zu unterſcheiden zwiſchen den perſönlichen und 
den dinglichen Sicherungen, wobei für die grundbuchlichen Si⸗ 
cherungen wiederum eine beſondere Regelung gilt. 


J. Die perſönlichen Sicherungen. 

Die häufigſte Form der perſönlichen Sicherung im land⸗ 
wirtſchaftlichen Kreditverkehr bildet die Bürgſchaft und die 
Mitſchuldnerſchaft. Bezüglich dieſer Sicherheiten beſtimmt 8 35 
SHNE., daß die Herabſetzung der Forderung auch für einen 
Mitſchuldner oder einen Bürgen wirkt, ſoweit dieſer im Falle 
der Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen 
den Betriebsinhaber haben würde. Mitſchuldner und Burgen 
werden daher frei, ſoweit die verbürgte oder mitgeſchuldete 
Verbindlichkeit im Zwangsvergleichsverfahren herabgeſetzt wird. 
Dagegen haftet Bürge und Mitſchuldner für die verbleibende 
Forderung weiter. — Die Frage, ob die weiteren hinſichtlich 
der verbleibenden Forderung auf Grund des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens eintretenden geſetzlichen Anderungen auch dem Bür⸗ 
gen und Mitſchuldner zugute kommen, richtete ſich nach dem 
bisherigen Rechtszuſtand nach den allgemeinen Grundſätzen 
des bürgerlichen Rechts. Danach konnte ſich der Bürge gemäß 
5 767 BGB. auch auf die Umwandlung der Forderung in eine 
unkündbare Tilgungsforderung, ſowie auf die Herabſetzung des 
Zins⸗ und Tilgungsſatzes berufen. Dagegen wirkten dieſe Ver⸗ 


änderungen nach § 425 BGB. nicht für den Mitſchuldner. 
Dieſe unterſchiedliche Behandlung des Bürgen und Mitſchuld⸗ 
ners iſt nunmehr durch die 6. DurchfVO. v. 7. Juli 1934 
(RGBl. I, 609) beſeitigt. Nach Art. 29 dieſer DurchfVoO. er⸗ 
ſtreckt ſich die in dem Entſchuldungsplan oder Vergleichsvor⸗ 
ſchlag über die Verbindlichkeit getroffene Regelung auch auf 
die Verpflichtung des Mitſchuldners. 

Einen Fall der Mitſchuldnerſchaft kraft Geſetzes bildet 
Art. 27 der genannten VO.; er betrifft die Fälle, in denen 
der Betriebsinhaber die auf dem Grundſtück laſtenden Schul⸗ 
den von dem bisherigen Eigentümer ohne Genehmigung des 
Gläubigers übernommen hat (§ 416 BGB.). Rechtlich liegt 
ein Fall der Mitſchuldnerſchaft hier nicht vor, vielmehr iſt der 
bisherige Eigentümer der alleinige Schuldner des Gläubigers 
geblieben; der neue Eigentümer haftet nur mit dem von ihm 
erworbenen Grundſtück. Wird im Zwangsvergleichsverfahren 
die dingliche Schuld des Betriebsinhabers herabgeſetzt, jo 
wird hierdurch die urſprüngliche perſönliche Verbindlichkeit 
des Veräußerers nicht berührt. Der Gläubiger hatte vielmehr 
das Recht, ſich wegen ſeiner geſamten Forderung an ſeinen 
Schuldner, den bisherigen Eigentümer zu halten. Daß hier⸗ 
durch in der Praxis außerordentliche Härten entſtehen mußten, 
bedarf keiner beſonderen Darlegung. Dieſe Unbilligkeiten will 
der Geſetzgeber vermeiden und konſtruiert zu dieſem Zweck 
einen Fall der Mitſchuldnerſchaft des Veräußerers für das 
Schuldenregelungsverfahren. Auf Grund des Art. 27 in Ver⸗ 
bindung mit Art. 29 erſtreckt ſich daher die in dem Ver⸗ 
fahren des Betriebsinhabers getroffene Regelung auch auf die 
Verbindlichkeit des Veräußerers. Der Veräußerer wird frei, 
ſoweit beim Zwangsvergleich die dingliche Schuld des jetzigen 
Eigentümers herabgeſetzt wird. Die Umwandlung der For⸗ 
derung und die Herabſetzung des Zinsfußes wirkt auch für 
ihn. — 

Eine weitere außerordentlich häufige Form der perſön⸗ 
lichen Sicherung bildet die Begründung einer Wechſelverpflich⸗ 
tung. Hierzu beſtimmt 8 34 SHRG., daß ſich die Regelung, 
die in dem Vergleichsvorſchlag über die Verbindlichkeit ge⸗ 
troffen wird, auch auf die Verpflichtung des Betriebsinhabers 
aus dem Wechſel erſtreckt. Dagegen bleiben die Anſprüche des 
Gläubigers gegen die übrigen Wechſelverpflichteten unberührt. 
Ohne Rückſicht auf die im Entſchuldungsverfahren getroffene 
Regelung bleibt daher der Gläubiger berechtigt, ſeine Befrie⸗ 
digung bei den übrigen Wechſelmitverpflichteten zu ſuchen. 
Dieſe haben ihrerſeits kein Rückgriffsrecht gegen den Be⸗ 
triebsinhaber. Hat aber der Wechſelgläubiger gem. 8 16 
Sch. Ablöſung in bar verlangt und erhalten, fo iſt er 
befriedigt. Allerdings muß der Gläubiger ſich gem. Abſ. 3 
der genannten Vorſchrift einen Abzug gefallen laſſen, wenn 
er einen höheren Zins als 5% im Durchſchnitt erhalten hat. 
Ferner wird von der Forderung ein Teilbetrag zwiſchen 
10 und 20% abgeſetzt; den die Reichskaſſe als Gegenleiſtung 
für die Beteiligung des Reiches an dem Entſchuldungsver⸗ 
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fahren erhält. Dieſe Abzüge kann der Gläubiger von den 

übrigen Wechſelmitverpflichteten nicht zurückfordern. Er gilt 

vielmehr nach 8 16 als voll befriedigt, da das Verlangen der 

Barablöſung in ſein Belieben geſtellt iſt, der Betriebsinhaber 

bei ohne Rückſicht auf die Abzüge in voller Höhe belaſtet 
eibt. 


II. Die dinglichen Sicherheiten. 

„Bei den dinglichen Sicherheiten iſt zunächſt zu unter⸗ 
ſcheiden, ob dieſe Sicherheiten von dem Betriebsinhaber oder 
bon einem Dritten gegeben worden find. Bezüglich der von 
Dritten geſtellten Sicherheiten beſtimmt Art. 29 Abſ. 2 der 
6. DurchfVoO., daß mit der Rechtskraft des Entſchuldungs⸗ 
planes oder des Vergleichsvorſchlages von Dritten verpfän⸗ 
dete, zur Sicherung übereignete oder abgetretene Gegenſtände 
ſrei werden. Da unter Gegenſtänden ſowohl Forderungen 
als auch Sachen zu verſtehen ſind, werden grundſätzlich alle 
von Dritten für die Verbindlichkeit eines Betriebsinhabers 
beſtellten Sicherungen frei. 


Anders iſt die Rechtslage bezüglich der von dem Be⸗ 
triebsinhaber geſtellten dinglichen Sicherheiten. Allerdings 
werden die von dem Betriebsinhaber verpfändeten, zur Siche⸗ 
dung übereigneten und abgetretenen Gegenſtände nach Art. 29 
Abſ. 2 der 6. DurchfVO. ebenfalls frei. Für die von Gläu⸗ 
bigern zwangsweiſe gepfändeten Gegenſtände gilt nach Art. 6 
ber VO. über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsverfahren v. 27. Dez. 1933 (RGBl. I, 1119) 
tejelbe Regelung. Danach find mit rechtskräftiger Beendigung 
des Schuldenregelungsverfahrens die von einem beteiligten 
Gläubiger erwirkten Vollſtreckungsmaßnahmen aufzuheben. 
„ Dieſe Vorſchriften bedürfen jedoch einer einſchränkenden 
Auslegung. Aus dem Grundgedanken des Schül., insbeſ. 
aus dem Wortlaut des § 1 ergibt ſich, daß der Betriebs⸗ 
inhaber ſein geſamtes Vermögen zur Durchführung des Schul⸗ 
denregelungsverfahrens zur Verfügung zu ſtellen hat. Nur 
der Betriebsinhaber iſt nach § 1 des Gef. zur Entſchuldung 
zuzulaſſen, der ſich aus eigenen Mitteln nicht mehr ent⸗ 
ſchulden kann. Dieſer Grundgedanke wird in Nr. 14 der Richt⸗ 
linien v. 13. Juni 1934 nochmals ausdrücklich ausgeſprochen. 
Es heißt dort: 
„Das Schuldenregelungsgeſetz geht davon aus, daß 
der Betriebsinhaber vor Inanſpruchnahme von Mitteln 
der öffentlichen Hand ſein geſamtes nicht landwirtſchaftliches 
Vermögen zur Verfügung zu ſtellen hat.“ 
Hier iſt beſonders daran zu denken, daß der Betriebs⸗ 
üchaber Wertpapiere, wertvollen Schmuck oder ſonſtiges Ver⸗ 
mögen hat. Dieſe Werte ſind zur Erleichterung des Schulden⸗ 
regelungsverfahrens zur Verfügung zu ſtellen. Hat der Be⸗ 
triebsinhaber einem Gläubiger derartige Werte verpfändet oder 
zur Sicherung übereignet, ſo hat der geſicherte Gläubiger 
Allerdings kein Recht, ſich abgeſondert hieraus zu befriedigen. 
Inſoweit werden dieſe Gegenſtände alſo frei, aber nicht zur 
Lerfügung des Betriebsinhabers, ſondern zur Befriedigung der 
Dejamtheit der Gläubiger. Nur jo iſt Art. 29 Abſ. 2 zu ver⸗ 
ſtehen. Die Richtigkeit dieſer einſchränkenden Auslegung ergibt 
NH auch aus Abſ. 2 Satz 3 der gen. Vorſchrift. Iſt gem. 
Art. 5 Abſ. 2 der 2. DurchfVoO. i. d. Faſſ. von Art. 3 Nr.! der 
E. DurchfVo. ein vom Betriebsinhaber verpfändeter oder zur 
Sicherung übereigneter Gegenſtand verwertet und der Erlös 
mterlegt worden, jo muß der Entſchuldungsplan oder Ver⸗ 
gleichsvorſchlag eine Beſtimmung darüber treffen, ob der Be⸗ 
‚tag für die Betriebsführung oder zur Begleichung von Forde⸗ 
tungen zu verwenden iſt. Ebenſo wie der Erlös nicht ohne 
weiteres dem Betriebsinhaber zur Verfügung geſtellt wird, ſo 
Nerden auch die Gegenſtände, die nicht nach Art. 5 Abſ. 2 der 
DurchfVo. verwertet worden find, dem Betriebsinhaber 
mt zur freien Verfügung zu überlaſſen, fondern zur Be⸗ 
tacdigung der Gläubiger zu verwenden ſein. Nur die Gegen⸗ 
a nde, die zur Fortführung des Betriebes notwendig find 
M B. der verpfändete Dreſchſatz oder der ſicherungsübereignete 

otorſchlepper), werden mit der Rechtskraft des Entſchul⸗ 
zungsplanes oder des Vergleichsvorſchlages wieder endgültig 
Ib — Die Entſcheidung hierüber wird Aufgabe des Ach. 
Ein. Grundſatzlich die gleiche Regelung hat m. E. für die 
icherheiten zu gelten, die die Ehefrau des Betriebsinhabers 


oder die als Erben in Betracht kommenden Abkömmlinge ge⸗ 
ſtellt haben. Denn auch das Vermögen dieſer Perſonen kann 
nach Art. 7 der 2. DurchfVO. bei der Prüfung der Frage der 
Entſchuldungsbedürftigkeit berückſichtigt werden. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift iſt allerdings nur eine Kannvorſchrift. Man wird es 
aber als Pflicht des AG. anſehen müſſen, dieſes Vermögen 
zur beſſeren Befriedigung der Gläubiger heranzuziehen. Mit 
Recht würde es der Gläubiger des landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebsinhabers als ungerechte Enteignung anſehen, wenn auf 
der einen Seite ſeine Forderung zwangsweiſe gekürzt würde, 
während auf der anderen Seite die Ehefrau des Betriebs⸗ 
inhabers die von ihr für die Schuld ihres Ehemannes ver⸗ 
pfändeten Wertpapiere zur freien Verfügung zurückerhielte. 
Der Geſetzgeber ſteht, wie ſich aus Art. 7 der 2. DurchfVO. 
mit hinreichender Deutlichkeit ergibt, mit Recht auf dem 
Standpunkt, daß die Hilfe der Geſamtheit erſt dann in An⸗ 
ſpruch genommen werden kann, wenn die Familie die Laſten 
nicht mehr zu tragen vermag. Dieſer auch ſonſt unſere 
Rechtsordnung (Unterhaltspflicht, Fürſorgepflicht) beherrſchende 
Grundſatz gilt in ganz beſonderem Maße für das landwirt⸗ 
ſchaftliche Schuldenregelungsverfahren, wo ja gerade die Ent⸗ 
ſchuldung des Betriebsinhabers der geſamten Familie zugute 
kommt. Deshalb wird das AG. die ihm nach § 48 Sch. 
obliegende Ermittlungspflicht (vgl. hierzu Hellwig: JW. 
1933, 2881) beſonders auf das Vermögen der Familie aus⸗ 
zudehnen haben. Soweit dieſes Vermögen auf Grund des 
Art. 29 der 6. DurchfVO. frei wird, wird es im Zuſammen⸗ 
wirken mit der Entſchuldungsſtelle auf die Verwertung des⸗ 
ſelben zugunſten ſämtlicher am Verfahren beteiligten Gläu⸗ 
biger hinzuwirken haben. 


III. Die grundbuchlichen Sicherheiten. 


Auch hier richtet ſich die rechtliche Behandlung danach, 
ob die Sicherheit von dem Betriebsinhaber oder von einem 
Dritten gegeben worden iſt. 

Iſt ein Dritter Eigentümer des mit einer Hypothek oder 
einer Grundſchuld belaſteten Grundſtücks, ſo gilt er gem. 
Art. 26 Abf. 2 der 6. DurchfVO. für das Schuldenregelungs⸗ 
verfahren als Mitſchuldner des Betriebsinhabers. Durch dieſe 
Vorſchrift wird der Dritte nicht etwa Mitſchuldner in der 
Weiſe, daß er nunmehr für die auf ſeinem Grundſtück laſtende 
Hypothek oder Grundſchuld auch perſönlich haftet. Er erhält 
vielmehr hinſichtlich der Haftung des Grundſtücks nur die 
Rechtspoſition eines Mitſchuldners gem. Art. 29 Abſ. 1. In 
Höhe des Reſtbetrages der Forderung bleibt die Belaſtung auf 
dem Grundſtück des Dritten beſtehen. Er kann ſich aber auf die 
Unkündbarkeit der Forderung, ihre Herabſetzung ſowie auf die 
Zinsſenkung auch bezüglich der Zahlung aus dem Grundſtück 
berufen. Vorausſetzung für die Anwendung dieſer Vorſchrift 
iſt aber, daß die Belaſtung für den Gläubiger beſtellt oder 
nicht nur zur Sicherheit abgetreten iſt. Hat dagegen der Be⸗ 
triebsinhaber oder auch ein Dritter eine ihm zuſtehende Hypo⸗ 
thek, die auf dem Grundſtück eines Dritten eingetragen iſt, 
lediglich ſicherheitshalber an den Gläubiger abgetreten, ſo gilt 
nicht Art. 26 Abſ. 2, ſondern Art. 29 Abſ. 2 Satz 1, d. h. die 
ſicherungshalber abgetretene Hypothek oder Grundſchuld wird 
mit der Rechtskraft des Vergleichvorſchlages frei. Dieſe ver⸗ 
ſchiedene rechtliche Behandlung der Sicherungen beruht darauf, 
daß in den Fällen der letzteren Art nur eine hypothekariſch ge⸗ 
ſicherte Forderung zur Sicherung abgetreten iſt. Dieſe fällt 
aber unter den Begriff „abgetretener Gegenſtand“ des Art. 29 
Abſ. 2 Satz 1 


Iſt der Betriebsinhaber Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks, ſo gilt Folgendes: Soweit das zum landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb gehörige Grundſtück belaſtet ift, bleibt es 
bei den allgemeinen Regeln der 88 15 ff. SchRG. Iſt eine 
Hypothek auf dem landwirtſchaftlichen Grundſtück bereits ein⸗ 
getragen, ſo behält es dabei vorbehaltlich der Kürzung ſein 
Bewenden. Iſt eine Hypothek noch nicht eingetragen, ſo erfolgt 
die Eintragung gem. 8 15 Abſ. 1 Scha g. Zwangshypotheken 
werden nach Art. 29 Abf. 2 beſeitigt. 


Gehört dagegen das belaſtete Grundſtück des Betriebs⸗ 
inhabers nicht zu ſeinem landwirtſchaftlichen Betrieb, ſo gilt 
Art. 26 Abſ. 3 der 6. DurchfVO. Die Hypothek wird in Höhe 
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des Betrages, um den die Forderung im Zwangsvergleichs⸗ 
verfahren gekürzt wird, in eine Grundſchuld des Gläubigers 
umgewandelt. Der Betriebsinhaber wird demnach in Höhe 
des Kürzungsbetrages von ſeiner perſönlichen Haftung frei. 
Soweit auf dem landwirtſchaftlichen Betrieb nicht ſchon eine 
Hypothek eingetragen ift, wird nunmehr eine ſolche nach § 15 
SHRO. eingetragen. Das nicht zum landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb gehörige Grundſtück bleibt jedoch in voller Höhe belaſtet. 
Die Sicherheit wird jedoch gewiſſermaßen geteilt. Soweit die 
perſönliche Schuld beſtehen geblieben iſt, verbleibt dem Gläu⸗ 
biger an dem nichtlandwirtſchaftlichen Grundſtück eine Hypo⸗ 
thek, für die nunmehr die im Schuldenregelungsverfahren feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen gelten. In Höhe des Kürzungsbetrages 
laſtet auf dem Grundſtück dagegen eine Grundſchuld, für die 


die Bedingungen der alten Forderung beſtehen bleiben. Der 
Gläubiger erleidet demnach keinen Verluſt, wenn ihn die 
Sicherheit an dem nichtlandwirtſchaftlichen Grundſtück aus” 
reichend ſichert. Er kann dieſes Grundſtück, die Fälligkete 
ſeiner Forderung vorausgeſetzt, auch während des Zwangs⸗ 
vergleichsverfahrens zur Verſteigerung bringen, da Art. 
Abſ. 1. Ziff. 1 der VO. über den Vollſtreckungsſchutz im land⸗ 
wirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren v. 27. Dez. 1933 nur 
den landwirtſchaftlichen Betrieb ſchützt. Ebenſo iſt der Gläu⸗ 
biger nicht nach Art. 8 Abſ. 1 der 6. DurchfVO. verpflichtet, an 
ihn gezahlte Beträge herauszugeben, da ihm die Forderung in 
voller Höhe auch nach Durchführung des Zwangsvergleich? 
1 ohne Rückſicht auf die Kürzung ſeiner Forderung 
zuſteht. 


Wirtſchaftsrecht und Wirtſchaftslehre 


Von Privatdozent Dr. Oskar Klug, z. Zt. Berlin 


Die Geſtaltung des einheitlichen deutſchen Wirtſchafts⸗ 
rechts ſteht neben einigen anderen Fragen im Mittelpunkt 
des Intereſſes. Dabei darf man aber nicht vergeſſen, daß 
ſchon früher Verſuche zur Begründung des Wirtſchaftsrechts 
unternommen worden waren, die aber aus gleich erſichtlichen 
Gründen nicht zum Ziele führen konnten. Immerhin iſt es 
notwendig, dieſe Bemühungen zunüchſt kurz zu ſtreifen, um zu 
ſehen, inwieweit fie für die Schaffung der neuen deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsrechtsverfaſſung Gültigkeit haben können oder inwieweit 
man aus ihrem methodiſchen Vorgehen und den bisherigen 
Ergebniſſen lernen kann. Andererſeits iſt dieſer kleine Um⸗ 
weg auch deswegen zweckmäßig, um die Skeptiker gegenüber 
den Bemühungen um die Schaffung des deutſchen Sozialis⸗ 
mus und feiner entſprechenden Wirtſchaftsordnung und Wirt⸗ 
ſchaftsrechtsverfaſſung zwingend auf ihre tönerne Poſition 
hinzuweiſen. 


I. Frühere Bemühungen um die Schaffung eines Wirt⸗ 
ſchaftsrechts 


Die Diskuſſionen über die Problematik des Wirtſchafts⸗ 
rechts liegen ſchon einige Jahrzehnte zurück. Beſonders lebhaft 
wurden ſie in Deutſchland nach der Novemberrevolte und als 
Ausfluß der Sozialiſierungsbeſtrebungen. Geht man die Er⸗ 
örterungen auch nur der bedeutendſten Verfechter der Be⸗ 
gründung eines geſonderten Wirtſchaftsrechts durch, ſo findet 
man nicht viele übereinſtimmende Sätze. Jeder Autor hat 
eine andere Theorie, die ſich mit keiner der anderen auf einen 
gemeinſamen Nenner bringen läßt. Das iſt nicht weiter ver⸗ 
wunderlich. Gab es doch bis zum Ausbruch der nationalen 
Revolution keine einheitliche Auffaſſung über das den wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſoziologiſchen Bedingungen entſprechende, für 
das deutſche Volk allein in Frage kommende Wirtſchafts⸗ 
und Geſellſchaftsſyſtem. Dabei iſt wieder zu bedenken, daß 
die Juriſten ſich nicht allzuviel um die Bemühungen der 
Wirtſchaftswiſſenſchaftler kümmerten, die ſich noch nicht ein⸗ 
mal über das Problem „Wirtſchaften“ an ſich einig waren 
und auch heute noch nicht ſind. Entweder hielten ſich die 
Juriſten an die praktiſche Wirklichkeit oder ſie ſtützten ſich auf 
die Anſichten einer der wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Gruppen. 
Weiterhin iſt zu bedenken, daß ſich um die Schaffung des 
Wirtſchaftsrechts bisher eigentlich nur Juriſten bemühten. 
Lehnten fie ſich ohne weiteres an die liberal⸗kapitaliſtiſche 
Verkehrswirtſchaft an, ſo unterſuchten ſie z. B. die Frage 
nach dem materiellen Inhalt des Wirtſchaftsrechts, d. h. die 
Frage, inwieweit es z. B. vom Handels⸗, Arbeits⸗ oder Ver⸗ 
waltungsrecht abweicht oder ob dieſe Spezialgebiete Aus⸗ 
gangspunkt einer einheitlichen Diſziplin „Wirtſchaftsrecht“ 
werden können. Andere betrachteten das Wirtſchaftsrecht als 
eine Sammel bezeichnung für die ſich auf ſpezifiſch wirt⸗ 
ſchaftliche Vorgänge beziehenden Rechtsſatzungen, worunter 
fie dann entweder lediglich die die Gewerbe⸗ und Wirtſchafts⸗ 
freiheit beſchränkenden Sondernormen verſtanden oder die ge⸗ 
ſamten ſich auf die Regelung der liberal⸗kapitaliſtiſchen Er⸗ 


werbswirtſchaft beziehenden Rechtsſatzungen oder auch nur die 
die kapitaliſtiſche Gebildebewegung betreffenden Geſetze, d. h. 
die die Auswirkung der verſchieden möglichen unternehmungs⸗ 
weiſen Zuſammenſchlußformen (Genoſſenſchaften, Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften, Kartelle, Konzerne, Truſts, Fuſionen) zu be 
einfluſſen verſuchen. Andere Autoren wiederum wollten das 
Sondergebiet des „Wirtſchaftsrechts“ lediglich im Hinblick au 
die Sozialiſierungsbeſtrebungen auf die die Anſätze der 
marxiſtiſch⸗ſozialiſtiſchen Gemein wirtſchaft re? 
gelnden Satzungen beſchränkt wiſſen, alſo auf das Recht, 
mittels deſſen der Staat den aus der Kriegswirtſchaft ftam- 
menden, gemein⸗ oder planwirtſchaftlichen Sektor innerhüt 
der liberal⸗ oder beſſer pſeudoliberal⸗kapitaliſtiſchen Verkehrs“ 
wirtſchaft und in Zukunft die ganze Gemeinwirtſchaft meiſterk, 
Abſeits von allen dieſen Autoren ſteht J. W. Hede? 
mann, der ſich vor allem hinſichtlich der wirtſchaftsrecht 
lichen Materialſammlung ein hervorragendes Verdienſt er 
worben hat. Er kümmerte ſich weniger um die Herausarber⸗ 
tung einer von den anderen Rechtsdiſziplinen ſtreng abge 
grenzten Sonderdiſziplin des „Wirtſchaftsrochts“ als um die 
Feſtſtellung aller der Rechtsſatzungen aus allen Gebieten de? 
Rechts, die ins Wirtſchaftliche einſchlagen. Für ihn ergibt ſich 
das Wirtſchaftsrecht aus der das ganze Recht durchſetzenden 
Wirtſchaftstönung, die im Zeitalter der Wirtſchaft, d 
alles beherrſchenden Wirtſchaftsgeiſtes, ſehr ſtark ausgeprägt 
war. Letzten Endes liefen die Verſuche der Erfaſſung 
Wirtſchaftsrechts darauf hinaus, feſtzuſtellen, ob es eine neu⸗ 
Diſziplin oder eine Sammelbezeichnung oder nur eine De 
thode oder deren Anwendung iſt, die gegebenenfalls geeigne! 
iſt, die ganze bisherige Richtsſyſtematik mit ihrer Unterſchel 
dung von öffentlichem und Privatrecht umzuſtoßen. j 
Zuſammenfaſſen kann man die bisherigen Wirtſchafts⸗ 
rechtstheorien mit Hedemann in a) die Sammel theorn 
(3. B. Handels⸗, Arbeits⸗, Finanz⸗ und Steuerrecht zufammen, 
gefaßt), b) die gegenſtändliche Theorie (fie ſucht na 
einem Gegenſtand, von dem aus der Begriff des Wirtſchaft“ 
rechts gebildet werden ſoll: z. B. aus der Tätigkeit der ine 
ſtriellen Unternehmer das Induſtrierecht, oder Wirtſchaft : 
recht ift das Recht der Unternehmer, Arbeitsrecht iſt da 
Recht der Arbeitnehmer, oder Wirtſchaftsrecht ift das Nach 
der einzelnen Wirtſchaftsverbände oder das der organisierte. 
Wirtſchaft), c) die weltanſchauliche Theorie, für ag 
grundſätzlich alles das Recht zum Wirtſchaftsrecht gehört, da 
eine beſondere Wirtſchaftstönung aufweiſt !). h 
Dieſen Wirrwarr der Wirtſchaftsrechtstheorien 7115 
Syſtematiſierungsverſuche ſchneidet F. Klauſing mit 12 
genden Worten ab: „das Privatrecht des 19. Jahrhunde 7 
und vor allem das Handelsrecht waren und ſind Rechten 
nungen des Wirtſchaftslebens, insbeſ. auch der Rechtsverha 


1) Siehe den Artikel von Hedemann, „Wirtſchaftsrechtg⸗ 
Hdw. d. Rechtsw. und fein Buch: „Reichsgericht und Wirtſchaf 
recht“, Jena 1929. 
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niſſe kaufmänniſcher Unternehmer, ihrer Unternehmerorgani⸗ 
ſationen und ihres Geſchäftsverkehrs. Auf dieſe Ordnung iſt 
letzt eine durch andere Ideologien beſtimmte Wirtſchaftsord⸗ 
nung geſtoßen. Beide Syſteme ringen noch um die Herr⸗ 
haft: weder hat das neue bisher geſiegt, noch iſt es zu einer 
yntheſe beider gekommen. Dieſes eigentümliche, zwieſpältige 
Recht der Wirtſchaft ift in Wahrheit das ‚Wirtſchaftsrecht', 
bas wir als ein gegenwärtig geltendes zu klaſſifizieren und 
inhaltlich zu beſtimmen haben. Von hier muß eine ‚Wirt- 
ſchaftsrechtsdiſziplin“ ihren Ausgangspunkt nehmen, wenn ſie 
überhaupt geſchaffen werden und den Namen ‚Difziplin‘ mit 
Recht tragen ſoll. Sit das aber richtig, jo bildet das Handels⸗ 
recht“ im weiteren Sinne die gegebene Grundlage dieſer neuen 
Diſziplin und mag ſich dereinſt auch namensmäßig in ein 
Wirtſchaftsrechte wandeln. Gewiß werden hierbei mancherlei 
Normen, die ſich mit der Regelung wirtſchaftlicher Verhält⸗ 
niſſe befaſſen, nach wie vor ihren Platz im Bürgerlichen, Ver⸗ 
waltungs⸗, Steuerrecht uſw. finden müſſen. Gewiß mag ſich 
hierbei dieſe oder jene Überſchneidung ergeben. Das iſt aber 
immer fo geweſen und wird ſich auch in Zukunft nicht ver- 
meiden laſſen 2). 
Ich habe dieſe Stelle deswegen zitiert, weil auch in ihr 
eine bedingt wahre Anſicht liegt, die neuerdings wieder in 
der umfaſſenden, an anderer Stelle von mir eingehender ge— 
würdigten Schrift von F. Böhm gebilligt wird s). Aber eben 
nur „bedingt wahr“, hinſichtlich der Methode, nicht voll⸗ 
gültig für das neue deutſche, der beſonderen nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsverfaſſung angepaßte und fie regelnde Wirt⸗ 
ſchaftsrecht. 

Es erübrigt ſich hier, ſich mit den zahlreichen Wirt⸗ 
ſchaftsrechtstheorien im einzelnen zu befaſſen, es genügt die 
Feſtſtellung, daß der Begriff des „Wirtſchaftsrechts“ in der 
jüngſt vergangenen Zeit des liberalen Kapitalismus in feiner 
ſtarken Beeinfluſſung durch die Ideologie des marxiſtiſchen 
Sozialismus mehr als problematiſch geweſen iſt, insbeſ. des⸗ 
wegen, weil es an einem wirklich grundlegenden, für alle an- 
nehmbaren wirtſchaftsthevretiſchen Ausgangspunkt fehlte. 
Denn, wenn ich das Wirtſchaftsrecht, alſo das den Wirt⸗ 
ſchaftsablauf regelnde Recht kennzeichnen und ſtichhaltig be— 
gründen will, ſo muß ich wiſſen, was unter Wirtſchaft zu 
derftehen iſt, welche beſondere Wirtſchaftsform vorliegt und 
welches ihr Ordnungsprinzip iſt. Andernfalls ſind ſämtliche 
Verſuche, das Wirtſchaftsrecht zu erfaſſen, zum Scheitern 
verurteilt. Das ſoll noch etwas verdeutlicht werden. 
Wenn man z. B. die Wirtſchaft als die „Tätigkeit des 
Menſchen zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe“ definiert, wie 
es in vielen Fällen geſchieht⸗), und entſprechend das Wirt⸗ 
ſchaftsrecht als das die Wirtſchaft, die eben bezeichnete Tätig⸗ 
leit ordnende Recht, ſo wird man damit nicht viel anfangen 
Innen. Denn dieſe Art der Kennzeichnung der Wirtſchaft iſt 
nicht logiſch einwandfrei. Auch iſt nichts gewonnen, wenn man 
zur näheren Umgrenzung ſagt: der aus rein egoiſtiſchen Mo⸗ 
tiven ſeine Bedürfniſſe befriedigende Menſch bedarf des 
Zwangsſchutzes gegenüber feine wirtſchaftliche Tätigkeit hin⸗ 
dernden Eingriffen Dritter. Dieſe Abwehr funktion begründe 
primär das eigentliche Weſen des Wirtſchaftsrechtes, erſt dann 
trete die Vermittlungs funktion, die die Wirtſchaftstätig⸗ 
keit durch Dritte fördernde Regelung hinzu. Das Wirtſchafts⸗ 
recht habe alſo einen antithetiſchen Charakter, es erfülle die 
Abwehr⸗ und Vermittlungsfunktion — im Gegenſatz zum ab⸗ 
wehrbeſtimmten Strafrecht. Ohne das Wirtſchaftsrecht ſei kein 
Tauſch, keine große Verkehrswirtſchaft möglich, zumal ja der 
Tauſch nicht immer Zug um Zug vor ſich gehe. Es komme 
alſo darauf an, „die Art und Weiſe, wie der Menſch ſeinen 
eigenen wirtſchaftlichen Zielen die Zwecke der anderen als 
Zettel dienſtbar machen könne“, rechtlich zu beſtimmen; das 


9) Friedrich Klauſing, „Wirtſchaftsrecht“: Beiträge zum 
Wirtschaftsrecht, Marburg 1931. 
1 ) Franz Böhm, Wettbewerb und Monopolkampf, Berlin 
933. Über die Stichhaltigkeit dieſes Verſuchs vgl. meinen gleich⸗ 
namigen Aufſatz: Der deutſche Okonomiſt, Berlin 1934. 
14. Vgl. über die verſchiedenen Auffaſſungen vom Problem „Wirt⸗ 
e, und über meinen Verſuch, dieſes Problem möglichſt um⸗ 
laſſend und logiſch ſtichhaltig zu löſen, dabei aber wirklichkeitsgetreu, 
weine Schrift: „Robert Liefmanns Geſetz des Ausgleichs der Grenz⸗ 
träge, Kritik und Beweisführung“, W. de Gruyter & Co., Berlin 1929. 


heißt alſo — verkehrswirtſchaftlich geſehen: „das Wirtſchafts⸗ 
recht will ein Ausgleich ſein zwiſchen dem auf die wirtſchaft⸗ 
liche Produktion und Vermögensbildung gerichteten Willen 
der einen Menſchen und dem auf die Verfügung über die 
Mittel für die Bedürfnisbefriedigung gerichteten Willen der 
übrigen Menſchen“. 

Nichts anderes beſage die antithetiſche Struktur des 
Wirtſchaftsrechts. Wenn alſo freie Konkurrenz herrſchen ſoll, 
fo müffe das Recht die Bedingungen hierfür ſchaffen, und 
zwar im Sinne der „Optimalleiſtung“, nicht der „Maximal⸗ 
leiſtung“. Kurz gejagt, das Wirtſchaftsrecht habe die Auf⸗ 
gabe, „den die Verkehrswirtſchaft begründenden Egoismus 
nicht aus den Menſchen auszurotten, ſondern nur ihn richtig 
zu leiten und namentlich ſeine Ausartungen zu beſeitigen“ 
(Anton Menger⸗ Friedrich Darmſtädter) und da⸗ 
mit weiſt man dann auf die WeimgiVerf. Art. 153 Abſ. 2 
hin, in dem der Gebrauch des Eigentums zugleich zum Dienſt 
für das gemeine Beſte erklärt wird, und auf Art. 151: „Die 
Ordnung des Wirtſchaftslebens muß den Grundſätzen der 
Gerechtigkeit mit dem Ziele der Gewährung eines menſchen⸗ 
würdigen Daſeins für alle entſprechen. In dieſen Grenzen iſt 
die wirtſchaftliche Freiheit zu ſichern.“ 

Dieſer Überblick über die verſchiedenen Theorien des 
Wirtſchaftsrechts war notwendig und genügt, um zu ſehen, 
was bisher auf dieſem Gebiet geleiſtet worden iſt und in⸗ 
wieweit dieſe Bemühungen bei der Schaffung des neuen ein⸗ 
heitlichen deutſchen Wirtſchaftsrechts Berückſichtigung finden 
können. Auch wenn ſie hierfür keine Gültigkeit beanſpruchen 
können, ſo birgt jede der Wirtſchaftsrechtstheorien doch einen 
wahren Kern in ſich, ohne aber irgendwie an die national⸗ 
ſozialiſtiſche Wirtſchafts- und Geſellſchaftsauffaſſung gedacht 
zu haben. Für die Schaffung der ihr entſprechenden Wirt⸗ 
ſchaftsrechtsverfaſſung iſt die Methode ebenfalls richtig, vom 
Weſen der Wirtſchaft auszugehen; die gegenſtändliche Wirt⸗ 
ſchaftsrechtstheorie, die Sammeltheorie und die weltanſchau⸗ 
liche Wirtſchaftsrechtstheorie verſchmelzen inſofern zu einer 
einheitlichen, aber nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsrechts⸗ 
theorie, als das neue deutſche Wirtſchaftsrecht auf die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Weltanſchauung abgeſtellt iſt, als [amtliche 
auf den beſtimmt gearteten ſozialwirtſchaftlichen Ablauf be⸗ 
zogenen Rechtsſätze aus allen Rechtsgebieten zum deutſchen 
Wirtſchaftsrecht gehören, als es im Hinblick auf die ſtaatliche 
Kontrolle und Oberleitung der deutſchen Geſamtwirtſchaft 
notwendig iſt, dieſe Rechtsſatzungen zu einem einheit⸗ 
lichen Wirtſchaftsrecht zuſammenzufaſſen, ohne aber ſie in 
den einzelnen Rechtsgebieten ſtreichen zu müſſen. 

Für uns, die wir uns um die Schaffung des einheit⸗ 
lichen deutſchen Wirtſchaftsrechts bemühen, kommt kein Wunſch⸗ 
bild oder eine der Vergangenheit angehörende Wirtſchaftsform 
als wirtſchaftstheoretiſcher Ausgangspunkt in Frage, ſondern 
allein die dem deutſchen Volke angepaßte nationalſozialiſtiſche 
Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung. 


II. Zur Diskuſſionstagung der wirtſchaftswiſſenſchaftlichen 
Hochſchullehrer vom 4. bis 6. Oktober 1934. 


Die Verhältniſſe treiben zur grundlegenden und nicht 
allzu langſamen Schaffung der neuen deutſchen Wirtſchafts⸗ 
ordnung und der ihr entſprechenden Wirtſchaftsrechtsver⸗ 
faſſung. Von verſchiedenen Seiten werden daher Beiträge 
zuſammengetragen, denn, wenn wir uns nicht in Halbheiten 
verlieren wollen, muſſen wir uns wenigſtens ein wirklich⸗ 
keitsnahes theoretiſches Geſamtbild von den Grundfragen 
des Deutſchen Sozialismus machen. Aus der fachlichen De⸗ 
batte über die einzelnen Vorſchläge werden ſich dann die 
Grundzüge eindeutig fixieren laſſen. Es iſt daher ſehr an⸗ 
gebracht geweſen, daß das Außenpolitiſche Amt der NSDAP. 
in Verbindung mit der Fachgruppe Wirtſchaftsrechtler des 
BNSDI. die Vertreter der Wirtfchaft3- und Betriebswirt⸗ 
ſchaftslehre an den deutſchen Hochſchulen zu einer dreitägigen 
Ausſprache zuſammenberief. 

Das neue deutſche Wirtſchaftsrecht ergibt 
ſich aus der auf dem Boden der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung beruhenden allgemei⸗ 
nen Rechtstheorie und Wirtſchaftstheorie. Hier⸗ 
mit ſieht es nun keineswegs fo glänzend aus, wie ein Laie 
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hätte entnehmen können, wenn er die ſcheinbare Einhelligkeit 
der Wirtſchaftswiſſenſchaftler auf der genannten Tagung be⸗ 
obachtet hätte, und man kann ſagen, daß das Problem des 
neuen deutſchen Wirtſchaftsrechts und der Wirtſchaftslehre 
des Deutſchen Sozialismus durch die Diskuſſion der an ſich 
gut durchgearbeiteten Referate der Veranſtalter dieſer Tagung 
nicht gefördert worden iſt. 

Was heißt nun nationalſozialiſtiſches Wirtſchaftsrecht? 
Dieſe Frage iſt nicht ohne weiteres zu beantworten. Denn 
dem neuen deutſchen Wirtſchaftsrecht liegen einmal die all⸗ 
gemein⸗ethiſchen Forderungen des Deutſchen Sozialis⸗ 
mus zugrunde, zum anderen muß es den Erkenntniſſen der 
neuen Wirtſchaftstheorie entſprechen. Sie iſt nun 
keineswegs ſo in die Hochſchul- und anderen Kreiſe einge⸗ 
drungen, wie mancher vielleicht annehmen möchte. Deshalb 
iſt es wichtig geweſen, daß auf der Hochſchullehrertagung der 
allgemein⸗weltanſchauliche Rahmen des deutſchen Sozialismus 
und die Grundzüge ſeiner Wirtſchaftslehre aufgezeigt wurden. 
Gehen wir gleich zur Tagesordnung über und verſuchen wir 
uns über den Sinngehalt des neuen deutſchen Wirtſchafts⸗ 
rechts Klarheit zu verſchaffen. Schon ſtoßen wir auf die erſte 
Schwierigkeit, denn bevor wir nicht die Wirtſchaftstheorie des 
deutſchen Sozialismus umriſſen haben, können wir keinen 
eindeutigen Ausgangspunkt für die ihm entſprechende Wirt⸗ 
ſchaftsrechtsverfaſſung gewinnen — eben im Gegenſatz zu den 
oben erwähnten, im luftleeren Raum ſchwebenden Be— 
mühungen. 

Was heißt zunächſt nationalſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
theorie, die wieder die Grundlage der neuen Wirtſchaftslehre 
bildet? Dieſe Frage iſt für den Juriſten nicht weniger inter⸗ 
eſſant als für den Wirtſchafter, iſt es doch unſer großes Ziel, 
endlich zu einer ſinnvollen Syntheſe von Wirtſchaft und 
Recht zu kommen. Daß ſie im liberalen, ſtaatsloſen Kapitalis⸗ 
mus und im internationalen marxiſtiſchen Sozialismus nicht 
möglich geweſen iſt, habe ich des öfteren dargelegt. Wenn 
auch eine Flut von Aufſätzen, Broſchüren und größeren Ab⸗ 
handlungen über den deutſchen Sozialismus im allgemeinen 
und über ſeine Wirtſchaftsauffaſſung im beſonderen vorliegt, 
ſo gibt es doch ſehr wenige grundſätzliche, bleibenden Wert 
behaltende Darlegungen. Das iſt nur natürlich und deshalb 
iſt es keineswegs unangebracht, in immer klareren Aus⸗ 
führungen die Problematik der neuen deutſchen Lebensform 
zu umreißen, und zwar des deutſchen Sozialismus in ſeinen 
weltanſchaulichen Grundlagen, ohne die die neue 
deutſche Wirtſchaftstheorie, Wirtſchaftspolitik und das Wirt⸗ 
ſchaftsrecht nicht verſtanden bzw. begründet werden können. 


III. Was heißt deutſcher Sozialismus? 


Die Weltanſchauung des deutſchen Sozialismus iſt art⸗ 
und gattungsgebunden. Für ihn gibt es alſo nicht den 
Menſchen an ſich, ſondern nur den deutſchen Menſchen mit 
ſeinen beſtimmten völkiſchen, ſeeliſch-geiſtigen Eigenarten, den 
Menſchen, der nicht rein egozentriſch eingeſtellt und für den 
die Geſellſchaft nicht lediglich eine Zuſammenwürfelung von 
mehr oder weniger aufeinander bezogenen Menſchen iſt, ſon⸗ 
dern den Menſchen, der ſich als opferbereites Glied des Volks⸗ 
ganzen fühlt. Es herrſcht eine wechſelſeitige Durchdringung 
von einzelnen und Volksganzen zu einem gleichſam „leben⸗ 
digen Organismus“. 

Der rein egozentriſch, wurzelloſen und darum finnlojen 
Erwerbsidee der Kapitaliſten und Unternehmer einerſeits, 
der berufsunfrohen Tätigkeit des ſich heimatlos fühlenden 
Induſtriearbeiters und des landwirtſchaftlichen Tagelöhners 
andererſeits ſetzt der deutſche Sozialismus die Idee der Opfer⸗ 
bereitſchaft für das deutſche Volkstum, die Anſicht von der 
Wahl des Berufes als ſittlicher Berufung zu der heimat⸗ 
bewußten und deshalb ſeeliſch geborgenen Tätigkeit für das 
Ganze entgegen. Berufsunluſt ſoll durch Arbeitswürde und 
Berufsfreude erſetzt werden. 

Der deutſche Sozialismus iſt das Gegenteil des inter⸗ 
national orientierten marxiſtiſchen Sozialismus, iſt die Rück⸗ 
beſinnung des deutſchen Menſchen auf ſein wahres deutſches 
Volkstum, das der Ausgangspunkt für die politiſche, geſell⸗ 
ſchaftliche, rechtliche, wirtſchaftliche, kulturelle Betrachtung iſt 
und für den das Blut, der deutſche Grund und Boden, die 


Ehre, die Geiſtesſtruktur mehr wert ſind als auf möglichſt 
hohen Profit abgeſtellte Geſchäfte, ohne ſelbſtverſtändlich das 
Wirtſchaften als Methode und nicht als Selbſtzweck zu miß 
achten. Das iſt der neue Glaube des deutſchen Menſchen, der 
nichts mit einer verſteckten imperialiſtiſch⸗kriegeriſchen Abſicht 
zu tun hat. 

Im Gegenſatz zu der liberal⸗marxiſtiſch⸗ſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung liegt im deutſchen Sozialismus das Schwer⸗ 
gewicht in der Politik, deren Hochziel iſt: Deutſchlands Wie 
dergeburt in deutſchem Geiſt zu deutſcher Freiheit. Erſt dann 
kann man von einem einigen Deutſchen Reich als der Heimat 
der Deutſchen, einer ihrer Sendung und völkiſchen Eigenart 
bewußten Volksgemeinſchaft ſprechen. Der Anfang, aus dem 
entwürdigenden Zuſtand, in den das deutſche Volk durch das 
Verſailler Diktat und alle nachfolgenden Fehler der aus“ 
ländiſchen und der eigenen Politik geraten iſt, herauszukom⸗ 
men, iſt durch den nationalſozialiſtiſchen Umbruch gemacht. 
Der ſchwierigere Teil des Weges beginnt jetzt. Wird auf ihm 
das große Ziel aller wahrhaften Deutſchen erreicht, ſo it 
damit die beſte Garantie für die Sicherung zumindeſt des 
europäiſchen Friedens ſeitens des deutſchen Volkes gegeben. 

In der neuen deutſchen Volksgemeinſchaft vermag der 
einzelne erſt ſeine ſinnhafte Exiſtenz zu begründen und aus? 
zufüllen und ſich gegebenenfalls zur ſchöpferiſchen Perſön⸗ 
lichkeit zu entfalten. Der nationalſozialiſtiſche Staat ift die 
politiſche Vorausſetzung für die Zielſetzungen der deutſchen 
volksbewußten Schickſalsgemeinſchaft mit ihrer beſtimmt ge 
arteten Geſellſchafts- und Wirtſchaftsordnung, die nicht dur 
den Klaſſenkampf der eigenen Volksgenoſſen gegeneinander 
zerfreſſen wird und die nicht als etwas Selbſtändiges neben 
dem deutſchen Staat gedacht und behandelt werden kann, wik 
es im Liberalismus der Fall geweſen iſt. Die Stärke eine? 
Staates iſt weſentlich bedingt durch ſeine Wirtſchaftsgeſtal⸗ 
tung, fie ift wiederum ſehr maßgebend für die Stellung De 
Staates unter anderen Staaten. Die neue deutſche Wirtſcha 
hat einen öffentlichen, ſtaatsbewußten Charakter, im Gegenſa 
zu der privaten, nach eigenen, ſelbſtherrlichen Geſetzen ab“ 
laufenden Wirtſchaft des liberalen Kapitalismus. 

Wenn ſich das deutſche Volk nun endlich auf ſeine Art 
eigenheit, ſein Volkstum und ſeine entſprechenden Zielſetzum, 
gen beſinnt, ſo kann die Wirtſchaft nur eines der vielen Mitt 
zur Erreichung der Ziele ſein. Die Wirtſchaft des deutſchen 
Sozialismus iſt auf alle Lebenswerte des deutſchen Volks- 
tums abgeſtellt. Letzten Endes ift fie alſo weltanſchaulich BR 
ſtimmt, aber nicht in romantiſcher Einſtellung, ſondern in de K 
ſinnvollen Syntheſe von ideeller Zielſetzung und wirtſchaft' 
licher Notwendigkeit. 

Der deutſche Sozialismus geht von dem Standpunkt 
aus, daß Aufgabe der Volkswirtſchaft die Bedarfsdeckung " 
und nicht die Erzielung einer möglichſt hohen Rentabilität 
für das Leihkapital. Und zwar ſoll im Rahmen einer a 
gemeinen Arbeitspflicht und unter grundsätzlicher Anerken⸗ 
nung des Privateigentums an ſich und an den Produktions, 
mitteln jedem Deutſchen freie Erwerbsmöglichkeit und I 
Verfügung über feinen Arbeitsertrag zuſtehen. Der deutsche 
Sozialismus ſteht damit und unter Hervorhebung des ſoziale! 
Ethos „Gemeinnutz geht vor Eigennutz!“ auf dem Boden 
einer nach nationalen und ſozialen Geſichtspunkten ausge 
richteten Wirtſchaft. 

Im Gegenſatz zu der planloſen, rein egozentriſchen Pre, 
ſitwirlſchaft des liberalen Kapitalismus ift die Wirtſchaft de. 
deutſchen Sozialismus eine planvolle Wirtſchaft, aber nich 
im Sinne einer zentraliſtiſch aufgebauten, ſtaatsſozialiſtiſchen 
Planwirtſchaft. Die Wirtſchaftsordnung des deutſchen Sat, 
lismus ift gleichfam ein harmoniſcher Dreiklang der Geſam 
heit der Erwerbswirtſchafter (im eigentlichen Sinne), 1 
Berufsſtände und des Staates in ihrer Beziehung auf di 


möglichſt ſinnvolle Bedarfsdeckung des deutſchen Volkes, 1 
unter Berückſichtigung ihrer weltwirtſchaftlichen und we 


politiſchen Intereſſen. { 
Im Hinblick auf den politiſchen und ſozialen Aufgaben 
kreis der Berufsſtände wird durch den nationalſozialiſtiſchet 
Staat und die Erziehungsarbeit der Deutſchen Arbeitsfeag 
und der Berufsſtände der Totalſozialismus, d. h. der a 
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Bevölkerungsſchichten erfaſſende deutſche Sozialismus, begrün⸗ 
det und erhalten. In dieſem Sinne kann man zugleich von 
dem autoritären, totalen, völkiſchen deutſchen Staat ſprechen, 
deſſen Aufgabe es iſt, die natürliche und kulturelle Weſens⸗ 
gemeinſchaft des deutſchen Volkes zu einer ſtoßkräftigen, ſelbſt⸗ 
herrlichen, politiſchen Willensgemeinſchaft, zu der wahren 
Deutschen Nation zuſammenzuſchweißen. 

Das iſt alſo das große Ziel, dem wir alle zuſtreben. 
Um es aber zu erreichen, bedarf es vieler Erkenntniſſe über 
die Zweckmäßigkeit des Weges. Dieſe Erkenntniſſe zu ge⸗ 
winnen und dem Volke zu vermitteln, das iſt in erſter Linie 
die Aufgabe des deutſchen Wiſſenſchaftlers, der damit auch 
eine ganz andere Funktion in der neuen deutſchen Volks⸗ 
gemeinſchaft erhält. Ihn auf dieſe neue Aufgabenſtellung hin⸗ 
zuweiſen, das war der Sinn der Hochſchullehrertagung. 


IV. Die Wirtſchaftslehre des deutſchen Sozialismus 


Die Baſis für die Begründung des neuen deutſchen 
Wirtſchaftsrechts haben wir nun gefunden. Es bleibt nun 
noch die weitere Vorfrage, die Wirtſchaftslehre (Wirtſchafts⸗ 
theorie und Wirtſchaftspolitik) eingehender zu unterſuchen. 
Was heißt nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftslehre konkreter ge⸗ 
faßt? Der Hauptſchriftleiter der „nationalen Wirtſchaft“ Dr. 
Hans Buwert ſuchte in einem klaren, wenn auch mehr 
allgemein gehaltenen Referat die Antwort darauf zu geben. 
tan kann darüber ſtreiten, ob es nicht zweckmäßig geweſen 
wäre, ſchon im Vortrag auf zahlreiche Schwierigkeiten der 
Schaffung und des Funktionierens der neuen deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung hinzuweiſen. Buwert hat ſich mehr auf die 
allgemeinen Züge beſchränkt. Damit wurde zwar der Um⸗ 
and in Kauf genommen, daß der Diskuſſion nicht die rechten 
Angriffsflächen geboten wurden. Aber das ſollte an ſich nicht 
o belangvoll fein. Es wurde aber für die verhältnismäßig 
wenigen, mit der Idee des deutſchen Sozialismus vertrauten 
Hochschullehrer dadurch belangvoll, daß ſie durch ihre kri⸗ 
tiſchen, die mehr allgemeinen Ausführungen Buwerts er⸗ 
gänzenden Argumente die Einhelligkeit der hohen Verſamm⸗ 
lung hätten als nur ſcheinbare Einmütigkeit hinſtellen müſſen. 

Die Erkenntnis der Wege, die zum deutſchen Sozialis⸗ 
mus hinführen und damit zu der hier uns intereſſierenden 
entſprechenden Wirtſchaftsordnung und dem ihr entſprechenden 
Wirtſchaftsrecht, ergeben ſich aus der Erkenntnis der elemen⸗ 
taren Bedingungen des menſchlichen Weſens. Der deutſche 
Sozialismus unterſcheidet ſich ja gerade von den anderen 
zismen durch feine Wirklichkeitsnähe, infofern als es ihm 
lernliegt, den Menſchen zu vergewaltigen und ihm eine in 
abſtrakter Gedankenführung vorgefaßte „ideale“ Lebensform 
aufzuzwingen. Der deutſche Menſch, wie er iſt, mit allen 
ſeinen Vorzügen und Schwächen, iſt der Ausgangspunkt des 
zeutſchen Sozialismus, erſt allmählich wird der deutſche 
Menſch ſich zu einer ſittlicheren Höhe emporſchwingen und 
eine Lebensform immer reiner geſtalten. Wenigſtens ſoll das 
ein Ziel fein, auch wenn es niemals ganz erreicht wer⸗ 
en wird. 

, So ſagt Buwert ganz richtig, daß „ſich ſelbſtverſtänd⸗ 
uch der Nationalſozialismus bewußt iſt, daß die Geſtaltungs⸗ 
möglichkeit der Wirtſchaft keine willkürliche iſt, daß ſie viel⸗ 
mehr die Vorausſetzungen des menſchlichen Charakters reſpek⸗ 
teren muß. Eine Wirtſchaftsordnung, die hiergegen verſtößt, 
ie die menſchliche Natur vergewaltigt, kann auf die Dauer 
zucht beſtehen und muß untergehen. Auch hier hat der Führer 
e richtige Formulierung gefunden, als er in einer Rede 
am 6. Juli 1933 ſagte: ‚Die Wirtſchaft baut ſich auf primi⸗ 
Bu Geſetzen auf, die in der menſchlichen Natur verankert 
3% Die naturwiſſenſchaftliche Nationalökonomie, die bislang 
bi ber Wiſſenſchaft die herrſcheude war, mußte in dem Augen⸗ 
lick ins Wanken geraten, als das liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche 
1s urtſchaftsſyſtem zu funktionieren aufhörte und feine Auf⸗ 
echterhaltung des Wirtſchaftsprozeſſes nur noch durch be⸗ 
ußte und planmäßige Eingriffe möglich war. 

Was ſollte da noch eine Wiſſenſchaft, die es ſich zur Auf⸗ 
gabe gemacht hatte, die Geſetze zu erforſchen und zu kom⸗ 

entieren, die den Mechanismus dieſes Wirtſchaftsſyſtems 
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belebten? Die Volkswirtſchaft iſt heute klar als ein Inein⸗ 
anderwirken von Kräften erkannt, von Kräften, die der Menſch 
formt und ordnet.“ 

„Die Aufgabe der Wirtſchaftswiſſenſchaft iſt es, eine 
Wirtſchaftslehre zu ſchaffen, die als Wegweiſer dienen kann 
5 die notwendig gewordene planvolle Ordnung der Wirt⸗ 
ſchaft.“ 

„In Anbetracht deſſen, daß der Nationalſozialismus die 
Beſchränkung auf die rein wirtſchaftlichen Kräfte und Elemente 
aufgehoben hat und für das wirtſchaftliche Handeln unter 
Umſtänden auch andere Geſichtspunkte für ebenſo wichtig er⸗ 
klärt wie die rein ökonomiſche, hat er Bahn geſchaffen für 
eine durchgreifende Neuordnung der geſamten Wirtſchaft und 
damit auch der Wirtſchaftslehre.“ 

Es iſt richtig, wenn Buwert fortfährt: „Die Wirtſchaft 
im nationalſozialiſtiſchen Staate bleibt nicht mehr ſich ſelbſt 
überlaſſen. Staat und Wirtſchaft ſind nicht mehr verſchiedene 
ſich beſchneidende Sektoren, vielmehr weiſt der Staat der 
Wirtſchaft die Richtung im Rahmen der geſamten völkiſchen 
Entwicklung. Durch die Feſtſetzung einer Wirtſchaftsordnung 
zeigt der nationalſozialiſtiſche Staat der Wirtſchaft die ihr 
beſtimmten Aufgaben. Hierdurch erſt gewinnt der Begriff 
Volkswirtſchaft wieder ſeine richtige Bedeutung.“ 

„Die heutigen Mängel in unſerer Wirtſchaft ſind in erſter 
Linie Mängel der Wirtſchaftsverfaſſung. Nur bei einer um⸗ 
faſſenden, den Erforderniſſen des Zeitgeiſtes gerecht werden⸗ 
den Wirtſchaftsordnung wird eine wirkliche und dauerhafte 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe erwartet werden 
können. 

Eine wirkliche Ordnung der Wirtſchaft iſt nur von einer 
Zentralſtelle aus denkbar, die in der Lage iſt, die geſamte 
Wirtſchaft zu überblicken. Dieſe Zentralſtelle muß gleichzeitig 
das Willensorgan der Regierung darſtellen, durch das ſie 
überall dort in der Wirtſchaft, wo Maßnahmen zur Lenkung 
erforderlich ſind, erfolgreich einzuwirken vermag. Nur eine 
ſolche Organiſation der Wirtſchaft wird eine entſprechende 
Überſicht über Produktion und Abſatz, über Löhne und Preiſe 
der einzelnen Betriebe bieten.“ Und „die wirtſchaftspolitiſchen 
Maßnahmen des Staates werden bei einer ſtraff und einheit⸗ 
lich geordneten Wirtſchaft ſich viel durchgreifender auswirken 
als bisher“. 

Und nun kommt die bekannte Auffaſſung des deutſchen 
Sozialismus, die den Juriſten ungemein angeht, iſt es doch 
in allererſter Linie ſeine Aufgabe, den deutſchen Menſchen 
wieder zu der wahren, ſeinem innerſten Weſen angepaßten 
Rechtsauffaſſung hinzuführen. „Der Nationalſozialismus hat 
richtig erkannt, daß der Verwirklichung der von ihm ange⸗ 
ſtrebten neuen Wirtſchaftsordnung eine Wandlung des Wil⸗ 
lens und der allgemeinen geiſtigen Einſtellung der Wirtſchaft 
gegenüber vorausgehen muß. Vor die Erneuerung der Wirt⸗ 
ſchaftsordnung hat der Nationalſozialismus daher die Er⸗ 
neuerung der Wirtſchaftsgeſinnung geſtellt. Erſt die richtige 
Geſinnung ſichert die Durchführung eines wirtſchaftspolitiſchen 
Programms, das ſtark ethiſchen Gehaltes iſt.“ 

Dieſe, wie geſagt, den Juriſten nicht weniger als den 
Politiker, Wirtſchaftler und jeden anderen Volksgenoſſen inter⸗ 
eſſierende, erſt der praktiſchen Löſung harrende Problematik 
der Wirtſchaftsordnung des deutſchen Sozialismus im all⸗ 
gemeinen ſuchte Buwert durch die Herausſtellung einiger 
Einzelfragen noch beſſer zu beleuchten. Es ſind das die Fragen 
der „Stellung der Arbeit, des Kapitals, des Geldes und 
Kredits in der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft“. — Soweit 
das Referat über die neue Wirtſchaftslehre. 

Betrachten wir nun die Problematik der neuen deutſchen 
Wirtſchaftsordnung unter dem Geſichtspunkt des „Wie iſt 
ſie praktiſch durchführbar?“ Um den Rahmen dieſer Zeitſchrift 
nicht zu ſprengen, will ich indeſſen nur einzelne Kernfragen 
zur Diskuſſion ſtellen: 

1. Wie ſoll dem ethiſchen Grundſatz „Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz!“ in einer auf freier Bedürfnisbefriedigungs⸗ 
wahl baſierenden, durch die Privatinitiative in Gang ge⸗ 
brachten, arbeitsteiligen Wirtſchaft entſprochen werden, wenn 
der einzelne Wirtſchafter ſich nur am Preis orientieren kann, 
der als Tauſchmittler und Maßſtab für die Lenkung der 
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Wirtſchaft ja ſeine, wenn auch vom liberalen Kapitalismus 
abweichende Funktion behalten muß? 

2. Wie iſt die neue planvolle Wirtſchaft möglich, wenn 
der Staat ſelbſt nicht wirtſchaften ſoll, ſondern nur die Ober⸗ 
aufſicht über die ſich ſelbſtverwaltende Wirtſchaft hat? Wie 
kann die Gefahr der indirekten Vergewaltigung des Staates 
durch die Wirtſchaftsmächte verhindert werden? Iſt die ſtaat⸗ 
liche „Zentralſtelle“ in einer ſo vielverſchlungenen Wirtſchaft 
wie der deutſchen überhaupt in der Lage, eine „üÜberſicht über 
Produktion und Abſatz, Löhne und Preiſe der einzelnen Unter⸗ 
nehmungen“ zu bekommen? Iſt dieſe im weſentlichen auf der 
Privatinitiative beruhende planvolle Wirtſchaft nicht auch 
eine Fiktion, ein ſchönes, aber unerreichbares Ideal? 

3. Iſt es tatſächlich ſo, daß „der Verwirklichung der von 
dem Nationalſozialismus angeſtrebten neuen Wirtſchaftsord⸗ 
nung eine Wandlung des Willens und der allgemeinen gei⸗ 
ſtigen Einſtellung der Wirtſchaft gegenüber vorausgehen 
muß“? Muß die Wandlung der Wirtſchaftsgeſinnung nicht 
ein frommer Wunſch bleiben, wenn nicht gleichzeitig ein Um⸗ 
bruch ſich vollzieht: ein geiſtiger Umbruch der zur Führung 
beſtimmten Elite und ein Umbruch in der Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſation und Wirtſchaftsrechtsverfaſſung, der eben nur durch 
dieſe Pioniere der neuen Wirtſchaftsordnung vollzogen wer⸗ 
den kann? Es iſt der Geiſt, der ſich den Körper baut, aber 
auch der Körper, der die geiſtige Haltung beeinflußt. Es be⸗ 
ſteht alſo unbedingt eine Wechſelbeziehung zwiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgeſinnung und Wirtſchaftsorganiſation. 

Wie ſchwierig die Problematik der neuen deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung, allgemeinen Rechtsverfaſſung und Wirtſchafts⸗ 
rechtsverfaſſung im beſonderen iſt, zeigt ſich bei der Beleuch⸗ 
tung folgender Einzelfragen: 

4. Wie ſoll die planvolle, auf die möglichſt ſinnvolle 
Bedarfsdeckung des deutſchen Volkes abgeſtellte, möglichſt 
reibungslos funktionierende Wirtſchaft die Forderung des ge⸗ 
rechten Preiſes und des gerechten Lohnes, des Soziallohnes, 
ermöglichen? 

5. Wie kann in Zukunft eine „den Belangen der Ge⸗ 
meinſchaft gerecht werdende Regelung von Lohn, Arbeitszeit 
und Preis“ ermöglicht werden, wenn der Staat ſelbſt nicht 
wirtſchaftet, ſondern nur die Oberaufſicht über die Geſamt⸗ 
wirtſchaft haben ſoll? 

6. Eine beſonders für den Handelsrechtler ſehr wichtige 
Frage iſt die Neuregelung des geſamten Aktien⸗, Obligationen, 
Hypotheken⸗, Pfandbrief⸗FUnweſens“ in dem Sinne einer 
Bezogenheit aller dieſer Vermögenswerte auf ihre wahre 
Grundlage, eben die Sachwerte, die durch die Anonymiſierung 
des „Kapitals“ künſtlich verwäſſert wurde. 

Dieſes Problem ſchlägt in das übergeordnete des Geld- 
und Kreditweſens ein, das auch einer grundlegenden Neu⸗ 
orientierung in wirtſchaftlicher und rechtlicher Hinſicht bedarf. 

Alle dieſe Fragen ſollen — wie geſagt — für den 
Juriſten, Wirtſchaftler und Politiker zur Diskuſſion geſtellt 
werden. Ich ſelbſt will in meiner neuen Schrift verſuchen, 
die Antwort darauf zu geben. 


V. Wirtſchaftslehre und Hochſchulreform 


Die deutſchen Wirtſchaftswiſſenſchaftler, genau ſo wie die 
übrigen Geiſteswiſſenſchaftler, dürfen nicht mehr eine Ge⸗ 
lehrtenrepublik bilden, ſie ſollen ſich der Erhaltung und För⸗ 
derung des deutſchen Volkstums widmen. Inſofern ſind ſie 
politiſch orientierte Wiſſenſchaftler. Andererſeits darf man 
nicht unbeachtet laſſen, daß die Wiſſenſchaftler ganz allgemein 
über die ſtaatlichen Grenzen hinaus der Wahrheit zu dienen 
haben. Das kann und muß befruchtend auf ihre ihrem Volks⸗ 
tum gewidmete Arbeit wirken. Als Hochſchullehrer hat der 
Wirtſchaftswiſſenſchaftler die Aufgabe, den Studierenden durch 
das Wort und ſeine beiſpielgebende Haltung das Weſen der 
neuen deutſchen Wirtſchaftsauffaſſung in ihrer beſonderen 
ethiſchen Fundierung zu vermitteln, aber in weſentlich anderer 
Form, als es bisher in vielen Fällen geübt wurde. 

Um eine für die Studierenden und damit für das deut⸗ 
ſche Volk fruchtbringende Arbeit an der Hochſchule leiſten zu 
können, bedarf es auch einer grundlegenden Neuorientierung 
des Studienganges. Diesbezügliche Vorſchläge verſuchte Dr. 


Alfred Ringer in einem klar gehaltenen Vortrag zu 
geben, mit dem ich mich an anderer Stelle auseinanderſetzen 
werde ). 


VI. Das Wirtſchaftsrecht des deutſchen Sozialismus 
1. Das Wirtſchaftsrecht als Aufgabe 
a) Der Rechtswahrer als neuer Typ 


Nunmehr haben wir die methodiſchen Voraus“ 
ſetzungen erfüllt, um an die Problematik des Wirtſchafts“ 
rechts des deutſchen Sozialismus herangehen zu können. Mi 
der Schaffung des Wirtſchaftsſyſtems des deutſchen Sozialis⸗ 
mus werden wir endlich eine einheitliche Baſis erhalten, 
um die neue deutſche Wirtſchaftsrechtsverfaſ⸗ 
ſung ſtichhaltig zu begründen. Auch in dieſer Hinſicht 
werden von verſchiedenen Seiten Verſuche unternommen. Ins“ 
beſ. wird aus dem engeren Kreiſe der Wirtſchaftsrechtler an 
der Löſung dieſes Problems gearbeitet, und man kann ſagen, 
daß ſchon viel Vorarbeit geleiſtet worden iſt. Eine Art Bilanz 
zog das Referat von Dr. Mönckmeier auf der fraglichen 
Tagung, das auch dem Juriſten weſentliche Anregungen zu 
geben vermag. 

„Die von der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ber 
wegten Kräfte haben nicht nur das politiiche Leben eine? 
Volkes erobert, um es nach ihrem Willen zu geſtalten, fon? 
dern eine echte Zeitenwende erſtreckt ſich mit ihren geiſtigen 
und praktiſchen Folgewirkungen auf ſämtliche Lebensbereiche 
eines Volkes. So hat der Nationalſozialismus nicht nur aul 
politiſchem Gebiet lebenswahre Typen begründet, ſondern 
wird auch in den Bereichen der Kultur, der Wirtſchaft und 
des Rechtes neue Typen ſchaffen, die die Idee des National? 
ſozialismus durch die Zeiten zu tragen vermögen. Im Be 
reiche des Rechtes ſehen wir einen neuen Leiſtungstypus er 
wachſen, der durch die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung vom 
Recht bedingt iſt. In der liberalen Zeit war der Rechtsdiener 
ein Typus mit hervorragenden verſtandesmäßigen Eigen 
ſchaften und ſtarkem formaliſtiſchen Einſchlag. Das damalige 
Recht ſelbſt als die Summe aller Normen beſtimmte die 
Haltung und Arbeitsweiſe einer Menſchengruppe, die unter 
dem Namen Juriſten in der Vergangenheit eine der ftaat?* 
tragenden Schichten geweſen ift. Der Juriſt war der reprä— 
ſentative Typus des liberalen Staats- und Rechtsordnung‘ 
apparates, wie ihn die vergangene Zeit für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben brauchte. Daß dieſer Typus überholt und 
überlebt iſt, bedarf keiner Frage mehr, denn der abſtrakte 
Normenpanzer, der dem deutſchen Volke bislang für da? 
äußere Zuſammenleben aufgezwungen wurde, iſt bereits ge⸗ 
ſprengt worden und braucht infolgedeſſen auch nicht mehr feine 
Gralshüter. Auf dem Gebiete der Rechts- und der Verwal 
tungspflege werden heute bereits andere Menſchen gebrau 
wie bisher. Menſchen, die nicht mehr in der reinen Abſtrak⸗ 
tion leben und die Tatſachen des Lebens erſt in abſtrakte 
Regeln und Vorſtellungen transformieren müſſen, um zu 
ihnen Stellung nehmen zu können. Der Juriſt von heute mu 
eine ganz andere Beziehung zum Volksleben gewinnen . 
bisher. Er dient in Zukunft einer konkreten Ordnung DE 
Volkslebens, die ihrerſeits durch die nationalſozialiſtiſche Bil 
lensgebung beftimmt wird. In dieſem Sinne muß der Juriſt 
in ſeiner geiſtigen Haltung und der von ihm zu leiſtenden 
Arbeit ein wirklicher Nationalſozialiſt fein, um die innere 
Ordnung des Volkslebens verwirklichen und betreuen zu kön 
nen. Recht iſt nicht mehr eine von Menſchen erdachte und DR 
mit abſtrakte äußere Ordnung des Zuſammenlebens, ſondern 
eine aus der Notwendigkeit der Beachtung völkiſcher un, 
raſſiſcher Lebensgeſetze erwachſene natürliche Ordnung 9° 
Lebens. Nur einige große Grundſätze ſind für die Ordnung 
des völkiſchen Lebens maßgebend, und dieſe ſind wirklich 
nationalſozialiſtiſche Grundrechte. Die Forderungen, wie Ge, 
meinnutz geht vor Eigennutz, Verwirklichung des Führerprin 
zips, Schutz der Raſſe, find Grundgeſetze des völkiſchen Leben, 
geworden, die lebenskräftig und wirkſam genug find, um 5 
jederzeit unmittelbar im Volksleben durchſetzen zu können un 


5) Ringers Ausführungen finden ſich in der „Nationalen 
Wirtſchaft“ 1934 Heft 10. 


63. Jahrg. 1934 Heft 49 
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die nicht einer Fülle von Ausführungsbeſtimmungen, Kom⸗ 
mentarerklärungen mit dem dazu gehörigen Apparat bedürfen. 


Der neue Typus des deutſchen Rechtswahrers reift 
langſam heran. Der Rechtswahrer unterſcheidet ſich vom alten 
Juriſten ganz weſentlich in ſeiner geiſtigen Einſtellung und 

rundhaltung. Der Rechtswahrer iſt der Idee der Ordnungs⸗ 
wahrung auf allen Gebieten des völkiſchen Lebens nach den 
Grundſätzen der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ver⸗ 
pflichtet. Damit iſt gleichzeitig eine Ausweitung des bis⸗ 
herigen Juriſtenbegriffes gegeben. Wenn bisher meiſt nur die 
nach Abſchluß der vorgeſchriebenen Ausbildung in der Juſtiz 
und der Verwaltung Tätigen als Juriſten angeſehen wurden, 
ſo werden heute alle diejenigen als Rechtswahrer angeſehen 
werden, die gemäß ihrer Funktion in der Volksgemeinſchaft 
als typiſche Ordnungs⸗ und Rechtswahrer beſtellt ſind. In 
brei großen Bereichen des völkiſchen Lebens find Rechtswahrer 
tätig: in der engeren Rechtspflege, d. h. in der Juſtiz, in der 
Verwaltungspflege und in der Wirtſchaftspflege. Die Wirt⸗ 
ſchaftspflege hatte bisher überhaupt keine ſpezifiſchen Typen 
aufzuweiſen, die ſich der Wahrung der Ordnung innerhalb 
ber Wirtſchaft zu widmen hatten. Denn getreu nach dem 
„laissez faire, laissez aller“ — Grundſatz der liberaliſtiſchen 
Wirtſchaft, ſollte ſich ein harmoniſcher Gleichklang im Wirt⸗ 
ſchaftsablauf durch das Ausſpielen der freien Wirtſchafts⸗ 
kräfte ergeben. Daß dieſes freie Spiel der Kräfte ausge⸗ 
prochene Disharmonien in der Güterverſorgung und in der 
ſozialen Schichtung unſeres Volkes hervorgerufen hat, dürfte 
eute allgemein bekannt ſein. Das freie Spiel der Kräfte 
hatte lediglich die Herrſcherſtellung des Kapitals, die auf der 

acht des Geldes beruhte, begründet. Wenn der National⸗ 
ſozialismus die Wirtſchaft als eine Funktion des Gemein⸗ 
ſchaftslebens anſieht, dann gibt er ihr die Stellung zurück, 
die ihr ſeit Jahrtauſenden gehörte und auch heute noch zu⸗ 
ommt. Die Wirtſchaft und die in ihr wirkenden Kräfte ſollen 
und dürfen nicht den Staat und das geſamte kulturelle Leben 
des Volkes beherrſchen. Wirtſchaften iſt eine Funktion neben 
vielen anderen im Bereich des Volkslebens.“ 


b) Der Wirtſchaftsrechtler: Der Volkswirt und 
der Wirtſchaftstreuhänder 


„die nationalfozialiſtiſch geordnete Wirtſchaft wird nun 
im Wege eines langſamen Umſchichtungsprozeſſes die Füh⸗ 
rungsgemeinſchaften bilden, die eine Ordnung innerhalb der 
Wirtſchaft für die Dauer gewährleiſten ſollen. Damit iſt von 
vornherein beſtimmt, daß die in den bisherigen Wirtſchafts⸗ 
verbänden und ⸗kammern tätigen Geſchäftsführer, Syndizi 
und ſonſtigen Mitarbeiter innerhalb der neuen Gemeinſchafts⸗ 
Ormen eine ganz andere Stellung erhalten ſollen, die nicht 
nur von dem Vertrauen der Wirtſchaft, das merkwürdiger⸗ 
weiſe bei allen wirtſchaftlichen und politiſchen Auseinander⸗ 
letzungen eine beſtimmende Rolle ſpielte, ſondern in erſter 
Linie vom Vertrauen des geſamten Volkes getragen iſt. In 
gleicher Weiſe werden auch die Wirtſchaftstreuhänder ſich zu 
rägern des öffentlichen Vertrauens entwickeln. Ihre Auf⸗ 
gabe beſteht darin, nicht die wirtſchaftliche Tätigkeit der 
Einzelbetriebe mit den Geſamtzielen der Volkswirtſchaft in 
inklang zu bringen, ſondern umgekehrt aus den Geſamt⸗ 
zielen der Volkswirtſchaft die Aufgaben der Einzelbetriebe ab- 
zuleiten und deren Durchführung ſicherzuſtellen. Die Entwick— 
zung der kommenden Neuordnung der Wirtſchaft wird davon 
abhängig ſein, ob diejenigen Menſchenkreiſe, die einen be⸗ 
ſonderen Einfluß auf die Geſtaltung des geſamten Wirtſchafts⸗ 
ebens haben, von nationalſozialiſtiſchem Geiſt getragen ſind 
ober nicht. Ebenſo wie der Betriebsführer durch fein Vorbild 
der geſamten Arbeitsgefolgſchaft das Handeln im Betrieb 
vorſchreibt, ſo müſſen auf der anderen Seite der in Gebilden 
und großen Organiſationen der Wirtſchaft tätige Volkswirt 
wie auch der Wirtſchaftstreuhänder durch ihre geiſtige Hal⸗ 
tung und praktiſche Arbeit die Art des wirtſchaftlichen Han⸗ 
delns beeinfluſſen und auf die Ziele der Volksgemeinſchaft ab⸗ 
ſtimmen. Die Volkswirte und Wirtſchaftstreuhänder ſind mit 
ihrer Arbeit nicht direkt in den wirtſchaftlichen Lebensprozeß 
und ſeine Betriebsgemeinſchaften eingereiht, ſondern ſtehen 
M einer Ebene über der Wirtſchaft. Als Rechtswahrer üben 


ſie keinen Wirtſchaftsberuf aus, ſondern ſorgen im Dienſte 
der Volksgemeinſchaft für die Durchſetzung völkiſcher Lebens⸗ 
geſetze im Bereich der Wirtſchaft. Dieſe beiden Berufungen 
ſollen ſtreng auseinandergehalten werden, da nur hierdurch 
eine klare Abgrenzung der Aufgaben eines Volkswirtes und 
eines Wirtſchaftstreuhänders gegenüber den Aufgaben eines 
Wirtſchafters möglich iſt. Dieſe ſcharfe Abgrenzung iſt eine 
unbedingte Notwendigkeit, da ſonſt keineswegs eine Gewähr 
dafür gegeben iſt, daß die Wirtſchaft von Männern, die mit 
öffentlichem Glauben ausgeſtattet ſind, betreut, geprüft und 
beraten werden kann. Dieſe Volkswirte und Wirtſchaftstreu⸗ 
händer haben als beſonderen Berufsinhalt gerade die Auf⸗ 
gabe, als Wahrer der Ordnung zu wirken. Jede Verbindung 
des Volkswirtes und Wirtſchaftstreuhänders mit Aufgaben 
der Wirtſchaftsführung oder des Wirtſchaftens ſelbſt ſind eine 
untragbare Belaſtung für den Beruf, die ſich insbeſ. in be⸗ 
rufsethiſcher Hinſicht ſehr ungünſtig auswirken würde. Die 
Unabhängigkeit der Volkswirte und Wirtſchaftstreuhänder iſt 
eine der Hauptforderungen, die der Nationalſozialismus im 
Intereſſe der Wirtſchaft ſtellen muß. Aus dieſem Grunde er⸗ 
ſtrebt der Nationalſozialismus folgerichtig nicht nur den 
Wirtſchaftstreuhänder, der bereits mit ſeiner Untergruppe 
der Wirtſchaftsprüfer dieſe Stellung errungen hat, ſondern 
auch den Volkswirt zu einem Mittler zwiſchen Staat und 
Wirtſchaft auszubauen. Die neue deutſche Wirtſchaft wird 
nicht durch unzählige Staatsbeamte überwacht und geführt 
werden, wie wir dies in Rußland bei den Wirtſchafts⸗ 
kollektiven beobachten können. Die ſchöpferiſche Freiheit und 
Verantwortlichkeit des einzelnen im Rahmen der Volks⸗ 
gemeinſchaft ſoll unter allen Umſtänden auch in der Wirt⸗ 
ſchaft gewahrt werden. Aber dies iſt nur dann möglich, wenn 
die eigennützigen Kräfte, die nicht nur in der Wirtſchaft, 
ſondern in jedem Bereich des Lebens vorhanden ſind, ge⸗ 
bändigt werden und einer ſteten Aufſicht unterſtehen. Dieſe 
Aufgaben haben insbeſ. die Volkswirte und Wirtſchaftstreu⸗ 
händer wahrzunehmen.“ 


„Es handelt ſich bei dieſen beiden Berufen um Aus⸗ 
prägungen des Rechtswahrertypus, denn in allen Berufen 
innerhalb der Deutſchen Rechtswahrergemeinſchaft iſt dieſe be- 
fondere Einſtellung auf die rechts- und ordnungswahrende 
Tätigkeit gegeben. Die ſachlichen Arbeitsgebiete ſind gemäß 
den verſchiedenen Bereichen des völkiſchen Lebens, in denen 
die Rechtswahrer zu arbeiten haben, völlig verſchieden. Die 
Verpflichtung auf die zu wahrende Ordnung iſt in allen 
Fällen die gleiche. Es handelt ſich bei dieſem deutſchen Rechts⸗ 
wahrer um einen echten Lebensſtand, der hier die Verbindung 
von Idee und Berufung zu gewiſſen ſachlichen Arbeitsauf⸗ 
gaben vollzogen hat. Der neue Typus des Rechtswahrers in 
der Wirtſchaft wird einen großen Anteil daran nehmen kön⸗ 
nen, wie die Ordnung der Wirtſchaft im einzelnen erfolgen 
wird. Auf die Dauer geſehen ſpielt er für die Erhaltung und 
Wahrung der völkiſchen Ordnung neben dem Betriebsführer 
und den Gebildeführern eine hervorragende Rolle im Wirk⸗ 
ſchaftsleben.“ 

„Der Gedanke der Volkswirtſchaft, der einmal die füh⸗ 
rendſten Köpfe einer Zeit begeiſtert hat, ſteht auch heute im 
Mittelpunkt unſeres geſamten wirtſchaftlichen Denkens. Daß 
dieſe Volkswirtſchaft eine geordnete Wirtſchaft ſein ſoll, ſetzt 
die Mitwirkung von Rechts⸗ und Ordnungswahrern voraus. 
Nicht die Summe aller Privatwirtſchaften ergibt eine Volks⸗ 
wirtſchaft, die Volkswirtſchaft als Ganzes iſt eine Einheit und 
dient mit den in ſie eingegliederten Einzelwirtſchaften der 
Sicherung des materiellen Lebens des Volkes. Damit iſt 
grundſätzlich die Stellung zum Problem des Wirtſchaftens 
klar umriſſen und fernerhin zum Ausdruck gebracht, daß die 
Volkswirtſchaft als ein Ganzes zur Durchſetzung ihrer Ziele 
gewiſſer Organe bedarf, die wir in den Volkswirten und 
Wirlſchaftstreuhändern feſtgeſtellt haben. Dieſe Ordnungs⸗ 
und Rechtswahrer im Bereiche der Wirtſchaft müſſen uns 
Garanten dafür ſein, daß in der Zukunft auch wirklich der 
gemeine Nutzen vor den Eigennutz geſetzt wird. Wenn heute 
die Durchführung dieſes Grundſatzes noch ſo äußerſt ſchwierig 
iſt, fo liegt dies insbeſ. daran, daß eben der Generalaufbau 
der geſamten Wirtſchaft in ſeinen Gemeinſchaftsformen noch 
im Anfang ſteht. Als Arbeiter an dieſem Werk, das um des 
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Volkes willen errichtet wird, ſind die Rechts⸗ und Ordnungs⸗ 
wahrer der Wirtſchaft berufen.“ 

Auch an dieſen Ausführungen Mönckmeiers ſieht 
man, wohin das Ziel geht. Die Schaffung des neuen deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftsrechts iſt ein Sach⸗ und Perſonenpro⸗ 
blem. Mönckmeier ſkizzierte in feinen wohldurchdachten 
Ausführungen mehr die allgemeine Seite des Problems des 
Wirtſchaftsrechts, und zwar vorwiegend vom Standpunkt der 
Perſonen aus, denen das neue deutſche Wirtſchaftsrecht als 
Aufgabe geſetzt iſt. Es ſoll uns hier nun die Frage inter⸗ 
eſſieren, ob und wie dieſe Forderungen praktiſch 
verwirklicht werden können, m. a. W. ich will hier 
im Anſchluß an meine früheren einſchlägigen Arbeiten den 
Verſuch unternehmen, einmal die Problematik des neuen 
deutſchen Wirtſchaftsrechts im allgemeinen kritiſch zu 
beleuchten, um dann auf die materielle Seite des Wirt⸗ 
ſchaftsrechts einzugehen. Auch hier wieder in der Form der 
Herausſtellung einiger beſonders wichtiger Punkte; zunächſt: 

1. Wie kann die große Aufgabe der Volkswirte und 
Wirtſchaftstreuhänder, „durch ihre geiſtige Haltung und praf- 
tiſche Arbeit die Art des wirtſchaftlichen Handelns zu beein⸗ 
fluſſen und auf die Ziele der Volksgemeinſchaft abzuſtimmen“, 
praktiſch gelöſt werden? Dieſe Frage ſchlägt in das Problem 
des Verhältniſſes von Erwerbswirtſchaftsſphäre und Berufs⸗ 
ſtändeaufbau ein. 

2. Wie wird das Wirtſchaftstreuhandweſen, das bisher 
in Abhängigkeit von rein privatkapitaliſtiſchen Intereſſen⸗ 
gruppen geweſen iſt und vielfach jedem Rechtsempfinden Hohn 
ſprach, in den ſtaats⸗ und volkstumsbewußten neuen Auf⸗ 
gabenkreis übergeleitet werden können? 

3. Wie können die Volkswirte und Wirtſchaftstreuhänder 
in die Lage verſetzt werden, dem ethiſchen Grundſatz „Gemein⸗ 
nutz geht vor Eigennutz!“ wirklich zum Durchbruch zu ver⸗ 
helfen? D. h. nach welchen Kriterien können ſie feſtſtellen, 
wann dieſem Prinzip entſprochen wird und wann nicht? 

Auch dieſe Fragen des Wirtſchaftsrechts — mit vielen 
anderen wirtſchaftsrechtlichen Problemen — ſollen im Rah⸗ 
men dieſes Aufſatzes nur herausgeſtellt werden und zum 
Nachdenken Veranlaſſung geben. 

Damit iſt das Problem des Wirtſchaftsrechts 
des deutſchen Sozialismus als Aufgabe ſkizziert. Es ver⸗ 
bleibt nun die Darſtellung ſeines Inhalts. Eine Wirt⸗ 
ſchaftsrechtsſatzung greift in die andere, und die Erfüllung 
der dem Volkswirt und Wirtſchaftstreuhänder einerſeits und 
dem Juriſten anderſeits geſtellten Aufgabe kann nur erfüllt 
werden, wenn ſie den vielfältigen Geſamtkomplex 
des neuen deutſchen Wirtſchaftsrechts beherrſchen. 
Welches iſt der methodiſche Weg zu ſeiner Begründung? 


2. Der Inhalt des Wirtſchaftsrechts 


Gleichſam die Grundlage des neuen deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsrechts wird die bereits im nationalſozialiſtiſchen Pro⸗ 
gramm ausgedrückte, oben angeführte Forderung an die 
Wirtſchaft ſein (vgl. S. 3109). Das iſt gleichſam der Rahmen, 
in dem das neue deutſche Wirtſchaftsrecht ſich auswirken 
kann. Nunmehr der methodiſche Weg zur Erfaſſung des In— 
haltes des neuen Wirtſchaftsrechts. 

Wenn es ſinnlos iſt, das Wirtſchaftsrecht rein formal, 
3. B. durch Herausſtellung der außerhalb des Handelsrechts 
auftretenden Geſetzgebung, erfaſſen zu wollen, und der einzig 
mögliche Weg nur der iſt, vom nationalſozialiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem auszugehen, ſo fragt es ſich, wie man nun am 
beſten zur inhaltlichen Erfaſſung des Wirtſchaftsrechts kommt. 
Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft iſt eine beſonders geartete, 
früher gekennzeichnete Bedarfsdeckungswirtſchaft. Ihr Or d⸗ 
nungsprinzip, das Aufwand und Bedarf möglichſt ſchnell 
und ſinnvoll in Einklang bringen ſoll, iſt der faire Lei⸗ 
ſtungswettbewerb unter den keineswegs immer gleich 
ſtoßkräftigen iſoliert oder verbunden kämpfenden Wirtſchafts⸗ 
ſubjekten, die ſich in ihrem am Preis orientierten privat⸗ 
wirtſchaftlichen Ertragsſtreben ihres Aufeinanderangewieſen⸗ 
ſeins und ihrer Teilfunktion im Rahmen der Volksgemein⸗ 
ſchaft ſtets bewußt find. Alſo ein ganz anderes Ordnungs⸗ 
prinzip als das des liberalen, letzten Endes ſtaatsloſen Kapi⸗ 


talismus oder des international orientierten marxiſtiſchen 
Sozialismus. Von dem Ordnungsprinzip der natib“ 
nalſozialiſtiſchen Wirtſchaft hat das neue deut- 
ſche Wirtſchaftsrecht auszugehen. Das Wettbe— 
werbsrecht iſt der Kernpunkt, auf das die an? 
deren Satzungen des Wirtſchaftsrechts bezogen 
ſein müſſen. Allerdings iſt für die ſinnhafte Auswirkung 
des Wettbewerbsrechts gleich eine allgemein⸗ rechtliche Vor 
ausſetzung zu machen, die ich bereits in meinem vorhergehen? 
den Aufſatz andeutete: die allgemeine Rechtsverfaſſung, zum 
Unterſchied von der ſpezifiſchen Wirtſchaftsrechtsverfaſſung 
muß dahin abgeändert werden, daß Eigentum und Fähigkeit 
zu ſeiner Verwertung im eigenen und Gemeinſchaftsintereſſe 
beſſer zuſammenfallen, als es bisher der Fall geweſen iſt, und 
damit die ſachlichen Vorausſetzungen für die Durchführung 
des nationalſozialiſtiſchen Leiſtungsprinzips ge 
ſchaffen werden. Das bedingt alſo die Abänderung der 10 
ſchlägigen Rechtsſätze aus dem Schuld-, Sachen⸗ un 
Erbrecht des BGB.). 

Dafür, daß der Wettbewerb ein fairer Leiſtungswett⸗ 
bewerb iſt, hat die beſtimmtgeartete neue Organiſation der 
Wirtſchaft zu ſorgen. Fairer Leiſtungswettbewerb — im 
Gegenſatz zum Nichtleiſtungswettbewerb — liegt dann vor, 
wenn die Konkurrenten die Rentabilität ihrer Unternehmun⸗ 
gen durch beſtmögliche Leiſtungen zu erreichen ſuchen. Die beit’ 
mögliche Leiſtung für den Käufer und vom Allgemeinintereſſe 
aus geſehen liegt dann vor, wenn ſie für die Befriedigung 
eines beſtimmten Bedürfniſſes am beſten geeignet und relati 
am billigſten iſt. Dafür, daß ſyſtemwidrige Abweichungen 
korrigiert werden und die rechtlichen Vorausſetzungen de 
Wirtſchaftsorganiſation erhalten bleiben, hat die Wirkſchafts, 
rechtsverfaſſung einzutreten. Sie iſt eben nicht an der libera 
kapitaliſtiſchen Fiktion des fairen Leiſtungswettbewerbs 109 
„Normal“ figuren zu orientieren, ſondern an dem fairen Lei 
ſtungswettbewerb ganz verſchieden veranlagter Wirtſchafts“ 
ſubjekte mit oft letzten Endes ganz verſchiedenen Zielſetzungen. 

Mit der Einſtellung dieſes Elementarrechtsſatzes auf das 
beſtimmtgeartete Ordnungsprinzip iſt die Grundlage für 
Syntheſe von Wirtſchaft und Recht geſchaffen. Darauf gilt 755 
an den grundlegenden Neubau der ſyſtemhaften Wir! 
ſchaftsrechtsverfaſſung zu gehen, die auf die oben 
skizzierte Ordnung der Geſamtwirtſchaft mit ihrer ſinnvollen 
Zielſetzung bezogen ſein muß und eben durch ihre Organe er 
zur Auswirkung kommen kann. X 

Noch beſſer als es in dem „Geſetz über Anderungen 1 
Kartellverordnung“ v. 15. Juli 1933 geſchehen iſt, muß 1 
dem Wettbewerbsrecht das Gebilderecht bzw. Mon opaſe 
recht verbunden werden, d. h. das die privatwirtſchaftlich 
Gebildebewegung nach beſtimmten Grundſätzen regelnde Re 9 
wobei immer wieder zu betonen iſt, daß z. B. die Kartelle un 
Truſts nicht notwendigerweiſe Monopolcharakter haben mil 

Das Wettbewerbs⸗ und Gebilde: bzw. Monopolrecht 15 55 
der Ausgangspunkt der neuen einheitlich ausgerichteten Win 
ſchaftsrechtsverfaſſung. Zu ihnen geſellt ſich das „Geſetz 1 
Vorbereitung des organiſchen Aufbaus der deutſchen Win 
ſchaft“ v. 27. Febr. 1934. Dieſes Geſetz, das nichts mit den 


vorläufig noch zurückgeſtellten ſtändiſchen Aufbau FR tun In 
ſondern ihn mit vorbereiten hilft und nicht den! eich, 


ſtand und die in die Reichskulturkammer einbezogenen * 
ſchaftsſubjekte betrifft, ſoll den fairen Leiſtungswettbewerh f 
ſeiner Beziehung auf das deutſche Geſamtwohl mit gewün, 
leiſten, die bewußte Abſtimmung der Wirtſchaftszweige a 
einander erleichtern und damit das gewaltig große und " 
ſeinem Ausmaß für die Geſtaltung der deutſchen Zukunft m 
geheuer wichtige Gebiet der deutſchen Wirtſchaftsführung an, 
ganiſatoriſch mit der heutigen Staatsauffaſſung in Überen 
ſtimmung bringen, um den höchſtmöglichen wirtſchaftlich . 
und politiſchen Erfolg für die deutſche Nation zu erzielen. ger 
Zukunft wird lehren, ob mit dieſem Geſetz ein wichtig 
Schritt zur wirklichen Begründung der Wirtſchaftsordnun 
des deutſchen Sozialismus gemacht worden iſt. ich 
Überaus wichtig für das Funktionieren des Wie 
ſchaftsſyſtems des deutſchen Sozialismus, das nur eine früh 


. . a irt 
6) Vgl. meinen Aufſatz: „Das Ordnungsprinzip im 727 
ſchaftsſyſtem des deutſchen Sozialismus“: ZW. 1934, 2670/2674 


63. Jahrg. 1934 Heft 49} 


Aufſätze 


3113 


gekennzeichnete, bedingte und keine zentrale vollſozialiſtiſche 
Planwirtſchaft ſein ſoll, iſt die durch die Reichsreform ge⸗ 
ſchaffene Unterſtellung der Wirtſchaftsminiſterien der Länder 
unter das RWiM. Und wenn die Organiſation dieſes Mini⸗ 
ſteriums auf die Neugliederung der Geſamtwirtſchaft ab⸗ 
geſtellt und eine zweckvolle Verbindung der Referate des 
RWiM. mit den entſprechenden Wirtſchaftshauptgruppen her⸗ 
geſtellt wird, wird die Zuſammenarbeit z wiſchen dem 
autoritären Staat und der ſich ſelbſt verwalten⸗ 
den Wirtſchaft auch zu einer wirklich fruchtbaren 
Syntheſe von Wirtſchaft und Recht führen. Um 
ſo mehr als in Zukunft der oberſte Entſcheid in allen 
Wirtſchaftsfragen beim Reichswirtſchaftsminiſter 
liegt, wenn die Selbſtverwaltung der Wirtſchaft hier und da 
nicht den reibungsloſen Vollzug und beſtmöglichen Geſamt⸗ 
wirtſchaftserfolg gewährleiſten ſollte. Damit ſind erſt die 
wirtſchaftsrechtlichen Ausgangspunkte feſtgelegt und, was hier 
gleich manchen voreiligen Meinungen gegenüber betont werden 
muß, iſt mit dem „Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen 
Aufbaues der Wirtſchaft“ keineswegs der unternehmungs⸗ 
weiſe Zuſammenſchluß in Intereſſengemeinſchaften, Kartellen, 
onzernen, Truſts unterſagt, er bekommt nur einen von der 
liberal⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsgebarung grund ſätzlich 
weſensverſchiedenen Charakter, mie ich es ſchon 
früher in meiner Aufſatzreihe betont habe ). 

Die beſagte wirkliche Zuſammenarbeit wird aber erſt 
durch den berufsſtändiſchen Aufbau erreicht werden. Hier liegt 
eigentlich die Domäne für die Auswirkung des Wirtſchafts⸗ 
rechts, inſofern als die Berufsſtände erſt in der Lage ſind, 
die der Vielfalt der Wirtſchaft und der Differenzierung des 
deutſchen Bedarfs entſprechenden Wirtſchaftsrechtsſatzungen fo 
anzuwenden, daß ſie tatſächlich den Wirtſchaftsablauf im 
nationalſozialiſtiſchen Sinne regeln. Dafür, daß es ſyſtemvoll 
geſchieht, haben die Wirtſchaftsrechtler, letzten Endes ge⸗ 
gebenenfalls die oberſte Stelle, der RWiM., zu ſorgen. Die 
Prafiifhe Anwendung der einzelnen Wirtſchafts⸗ 
rechtsſatzungen kann nur durch ihre ſinnhafte 
Bezogenheit auf den oben erwähnten Elemen⸗ 
tarrechtsſatz geſchehen, der ſeinerſeits eben auf das 
beſtimmt geartete Ordnungsprinzip der nationalſozialiſtiſchen 
Wirtſchaft abgeſtellt ſein wird. 

„Um nun zu all den Rechtsregeln zu kommen, die wirt- 
ſchaftlich relevant ſind und außer den vorbenannten 
Rechtsſatzungen das Wirtſchaftsrecht ausmachen, iſt es nötig, 
gleichſam den geſamten nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsorga— 
nismus in ſeine einzelnen organiſatoriſchen Teile aufzuſpalten, 
wobei allerdings aus gleich erſichtlichen Gründen anders vor- 
gegangen werden muß als in dem eben behandelten Geſetz. 
Wenn das beſtimmtgeartete Wettbewerbs- und Monopol- bzw. 
Gebilderecht der wirtſchaftsrechtliche Ausgangspunkt iſt, ſo 
gilt es zunächſt für den Waren- und perſönlichen Leiſtungs⸗ 
markt, der unmittelbar auf den Verbrauch bezogen iſt. Auf 
ihn iſt wieder der Wettbewerb auf dem Produktionsmittel⸗, 
Kapital⸗ und Arbeitsmarkt abgeſtellt. Damit iſt nur der für 
die Schaffung des einheitlichen Wirtſchaftsrechts wichtige 
Grundriß aufgezeigt und zugleich die Frage der Geſetzes⸗ 
konkurrenz im Hinblick auf die verſchiedenen Wirtſchaſtsrechts⸗ 
latzungen angeſchnitten. Um die das geſamte Wirtſchaftsrecht 
ausmachenden Rechtsregeln zu erfaſſen, iſt es zweckmäßig, 
wenn man den werdenden deutſchen Wirtſchaftsorganismus 
aufſpaltet. Dieſe Methode, durch die allein man einen ſtich⸗ 
haltigen Angriffspunkt an den geſamtſozialwirtſchaftlichen Ab⸗ 
lauf erhalten dürfte, iſt keine wirklichkeitsfremde Abſtraktion 
und hat ſich ſchon in meinem Verſuch der Begründung der 
der Wirklichkeit entſprechenden kapitaliſtiſchen Gebildetheorie 
bewährte). Ohne theoretiſche Untermauerung gibt es nun ein⸗ 
mal keine folgerichtige Wirtſchafts⸗ und Rechtspolitik im 
nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſen, abgeſehen davon, daß auch 


7) Vgl. u. a. in „Der deutſche Okonomiſt“, Berlin 1933, und 
JW. 1934, 2369/2378. 
„ ) Vgl. dazu meine Schriften: „Das Weſen der Kartell, 
zwonzern⸗ und Truſtbewegung. Ein wirtſchaftliches und ſoziologiſches 
Problem“, Jena 1930, und „Grundprobleme der kapitaliſtiſchen Ge⸗ 
düldetheorie. Ein Beitrag zu dem Problem ‚Wirtfchaft und Politik““, 
Berlin 1931. 


die nationalſozialiſtiſche Bewegung aus lebensnahen Theorien 
heraus erwachſen iſt, ein Tatbeſtand, den heute ſo viele ver⸗ 
geſſen oder gar nicht wiſſen. 


Wenn die privatrechtlichen Vorausſetzungen 
zur Führung eines Unternehmens gegeben ſind, kaun ſich das 
betreffende Wirtſchaftsſubjekt für die Herſtellung einer be⸗ 
ſtimmten Warenart entſcheiden. Mit dem Entſchluß zur Be⸗ 
gründung eines Unternehmens zwecks Her- und Bereitſtellung 
eines beſtimmten Bedarfsgutes auf dem Warenkonſummarkt 
ſtellt ſich der Unternehmer in den Rahmen der durch das 
Wettbewerbsrecht geſicherten Wettbewerbsordnung. Anderer⸗ 
ſeits ſetzt die Erfüllung des am Preis orientierten fairen 
Leiſtungswettbewerbs ein ganz beſtimmtes Geld- und 
Währungsſyſtem voraus, das in einem beſonderen Geſetz 
ſeine Rechtsgültigkeit erlangt. Für die Gründung und 
rechtliche Form des Unternehmens und fein Geſchäfts⸗ 
gebaren kommen die einſchlägigen Beſtimmungen der Ger 
werbeordnung, des Handelsrechts, die bilanz⸗ 
rechtlichen Sonderbeſtimmungen in Betracht. 

Bei der Wahl des Standorts, dem Aufbau des 
Betriebes und ſeines Funktionierens ſtößt der Unter⸗ 
nehmer oder ſein Betriebsleiter auf zahlreiche rechtliche Vor⸗ 
ſchriften, wie Bodengeſetzgebung, Grundrechtsrege- 
lung, Bergrecht, verkehrs- und ſteuerrechtliche 
Satzungen, die geſamten arbeitsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen mit dem neuen „Geſetz zur Ordnung der nationalen 
Arbeit“. Der Tauſch zwiſchen den Betrieben regelt ſich nach 
den Beſtimmungen des Handelsrechts und Bürger⸗ 
lichen Rechts. Für die beſtmögliche Verhältnisſetzung ſor⸗ 
gen entweder die Verkaufsorgane der Produzenten oder der 
ſelbſtändige Handel, für den das Handelsrecht grund⸗ 
legend iſt, das aber den neuen deutſchen Verhältniſſen in zahl⸗ 
reichen Teilen angepaßt werden muß. Soweit die betreffenden 
Unternehmer nicht ſelbſt über den für die Produktion und 
den Abſatz erforderlichen Kapitalbeſitz verfügen, müſſen ſie 
ſich ihn von den Banken als den Verwaltern des Kapital⸗ 
marktes leihen. Abgeſehen von den hier auftretenden 
verſchiedenen Wirtſchaftsrechtsbeſtimmungen 
bedarf es einer grundlegenden Neuordnung der Bankge⸗ 
ſetzgebung, um dem Herzſtück der nationalſozialiſtiſchen 
Wirtſchaftsauffaſſung, der Brechung der Zinsknechtſchaft oder, 
wie man auch von einem anderen Standpunkt aus, dem der 
Banken, ſagen kann, der Brechung der Zinsherrſchaft, zu 
eutſprechen. Das iſt das allgemeinwirtſchaftliche Ziel vom 
Kapitalmarkt aus geſehen, zum Unterſchied von der Politik, 
den geſchaffenen Zuſtand zu erhalten und damit den Wirt- 
ſchaftsablauf in Deutſchland möglichſt reibungslos zu geſtal⸗ 
ten. Die Bankpolitik muß den ſehr differenzierten Zu⸗ 
ſammenhang ſämtlicher Erwerbswirtſchaften und Konſumenten 
beachten — unter Berückſichtigung auch ihrer Verbindungen 
mit dem Ausland. Und zwar unter dem zentralen Geſichts⸗ 
punkt der beſtmöglichen ſinnvollen Bedarfsdeckung des deut⸗ 
ſchen Volkes. Zu dieſer neuen bankwirtſchaftlichen Aufgabe 
gehört die der beſtmöglichen Verringerung des Brad- 
liegens von Geldkapital während der Produktions⸗ 
und Umlaufszeit und damit wiederum der möglichſt großen 
Herabſetzung der Produktionskoſten. Dieſes Ziel wird nur 
dann erreicht werden, wenn die Vankleiter bei jedem ein⸗ 
zelnen Kreditgeſchäft eine weſentlich größere Umſicht als bis⸗ 
her walten laſſen. Jedes Kreditgeſchäft iſt ein Glied in dem 
Geſamtplan der Volkswirtſchaft, die ein unbedingtes Ab⸗ 
ſtimmen des Kreditplanes auf die Bedarfsverhältniſſe ver⸗ 
langt. Es iſt wiederholt ausgeſprochen und durch zahlreiche 
Fehlinveſtitionen erwieſen worden, daß die Bankleiter ſich 
mehr von der vielfach ſo überſchätzten praktiſchen Erfahrung 
als von grundſätzlichen Überlegungen leiten ließen. Es wird 
nun Aufgabe des neuen Bankenrechts fein, dieſe Art der 
Bankpolitik zu regeln s). 

Die Subſiſtenzmittel für die in den induſtriellen Er⸗ 
werbszweigen Tätigen liefert die deutſche Landwirtſchaft, wo⸗ 
bei es gleichgültig iſt, ob ſie den ganzen Bedarf nach land⸗ 


>) Vgl. hierzu ausführlicher meinen Aufſatz: „Banhpolitik und 
Geſamtwirtſchaft. Theoretiſche Anmerkungen“: Der deutſche Okonomiſt 
1933 Heft 42. 
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wirtſchaftlichen Produkten zu decken vermag oder nicht. Die 
deutſche Landwirtſchaſt nimmt nach der nationalen Revolution 
eine ihr zukommende Sonderſtellung ein, die durch die neue 
Agrargeſetzgebung gewährleiſtet wird, die wiederum ihre 
Ergänzung in dem beſonderen Landwirtſchaftsrecht 
findet. 

Die induſtriellen Produkte werden nun unter Beachtung 
der handelsrechtlichen Vorſchriften und der Gewerbeordnung 
durch den Einzelhandel auf dem Konſumgütermarkt verkauft. 
Ihr Preis iſt abhängig von den gefamten Produktions- und 
Handelskoſten, in die ſich ſämtliche genannten Erwerbszweige 
teilen, und von der Kaufkraft der Käufer. Für dieſe iſt von 
grundlegender Bedeutung die ſich auf ihre Einkommengeſtal⸗ 
tung beziehende Finanz- und Steuerpolitik, die in dem 
Finanz⸗ und Steuerrecht ihren geſetzlichen Niederſchlag 
findet. Welche Forderungen an die es vertretenden Organe 
der Finanz⸗ und Steuer verwaltung geſtellt werden müſ⸗ 
ſen, habe ich bereits in einem früheren Aufſatz geſtreift 10). 

Für den ſelbſtändigen Handwerksſtand haben die Be⸗ 
ſtimmungen des Handwerksgeſetzes Gültigkeit. 

Soweit die Herſtellung der Produkte außer den ein⸗ 
heimiſchen oder an Stelle der einheimiſchen Rohſtoffe aus⸗ 
ländiſche Rohſtoffe erfordern, iſt das die Zollpolitik regelnde 
Zollrecht entſcheidend. Für jedes Unternehmen, jeden Be⸗ 
trieb hat das Verſicherungsrecht eine große Bedeutung. 
Um den Kreislauf zu ſchließen: für die Liquidierung eines 
Unternehmens gelten die Vorſchriften des Liquidations⸗ 
und Konkursrechts des HGB. und die ſonſtigen ein⸗ 
ſchlägigen Rechtsſatzungen. 

Aus dieſer Methode der Erfaſſung des ein- 
heitlichen deutſchen Wirtſchaftsrechts ergeben ſich 
folgende Geſichtspunkte: Das ſoziale Leben wird durch zahl- 
reiche Rechtsſatzungen geregelt. Einen großen Teil des ſozialen 
Lebens macht das Wirtſchaftsdaſein aus. Es kam im Laufe 
der Jahrhunderte immer mehr zur Entfaltung — bis zur 
Verkehrung feines Sinngehaltes, die in der ſozial⸗philoſophi⸗ 
ſchen Grundlegung des marxiſtiſchen Sozialismus, der mate⸗ 
rialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, ihren prägnanteſten Ausdruck 
fand. Viele neue Rechtsregeln ſuchten den Wirtſchaftsablauf 
zu ſteuern, aber infolge ihres geringen Zuſammenhangs, ja 
— geſamtwirtſchaftlich geſehen — infolge ihres chaotiſchen 
Eingriffs in die ſtaatsloſe Wirtſchafts, ordnung“ blieb es bei 
dem frommen Wunſch einer ſinnvollen Regelung des Wirt⸗ 
ſchaftsablaufes. 

Die nationale Revolution hat dieſem chaotiſchen Zuſtand 
in wirtſchaftlicher, rechtlicher und allgemeingeſellſchaftlicher 
Hinſicht endlich ein Ende gemacht und eine feſte Baſis für die 
Schaffung der einheitlichen deutſchen Wirtſchaftsrechtsverfaſ⸗ 
ſung gelegt. Im Gegenſatz zu den kurz geſtreiften bisherigen 
Wirtſchaftsrechtstheorien in ihrer notwendigerweiſe bedingten 
Willkürlichkeit habe ich hier den für die deutſche Rechtstheorie 
allgemeingültigen Ausgangspunkt der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsrechtsverfaſſung aufzuzeigen verſucht. 
Alle die Rechtsregeln gehören zum neuen deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftsrecht, die eine Einwirkung auf 
die wirtſchaftliche Ertragsgeſtaltung durch poſi⸗ 
tive oder negative Beeinfluſſung des fairen 
Leiſtungswettbewerbs auszuüben in der Lage 
ſind. Nur durch die Aufſpaltung des Ablaufes der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Wirtſchaft, wie ſie hier im Anſchluß an meine 
früheren Verſuche vorgenommen wurde, dürfte es möglich 
ſein, aus der Fülle der Rechtsſatzungen zu erſehen, welche 
zum Wirtſchaftsrecht gehören und welche nicht. Damit kommen 
wir auch zu einer gewiſſen ſyſtemgerechten Abſtim⸗ 
mung der einzelnen Wirtſchaftsrechtsſatzungen aufeinander 
und zu der fo lang erſehnten Syntheſe von Wirtſchaft 
und Recht. Mit dieſer Methode der Erfaſſung und Schaf⸗ 
fung eines einheitlichen deutſchen Wirtſchaftsrechts iſt das 
bewieſen, was ich in meinen erwähnten Aufſätzen bereits 
ausgeſprochen habe: Nationalſozialiſtiſches Wirt⸗ 
ſchaftsrecht heißt das Recht, das der Erzielung 
des größtmöglichen Geſamtertrages der Einzel- 


10) Pgl. in „Die nationale Wirtſchaft“ 1984 Heft 3. 


wie der geſamten Volkswirtſchaft in ihrer Be: 
ziehung zum Bedarf und zur Erhaltung des 
deutſchen Volkes dient und unter dieſem Blick⸗ 
punkt auch die Abnehmer und Anbieter von Sach- 
und perſönlichen Leiſtungen auf dem Weltmarkt 
betrachtet i). 

Im Gegenſatz zu den früheren, infolge ihres mangel⸗ 
haften, den deutſchen wirtſchaftlichen und ſoziologiſchen Be 
dingungen nicht angepaßten Ausgangspunktes von vornherein 
zum Scheitern verurteilten Verſuchen der inhaltlichen Er⸗ 
faſſung und Abgrenzung des Wirtſchaftsrechts ergibt ſich auf 
Grund unſeres methodiſchen Vorgehens ganz zwanglos der 
Inhalt der neuen deutſchen Wirtſchaftsrechts⸗ 
verfaſſung und ihre Syſtematiſierung. Dabei bitte 
ich zu bedenken, daß der vorliegende Verſuch nichts anderes 
als eine erſte Skizze fein ſoll. Und wenn hier von „Syſte⸗ 
matik“ des Wirtſchaftsrechts geſprochen wird, ſo kann es ſich 
nur darum handeln, die elementaren und mehr fach⸗ 
lich ausgerichteten, weniger elementaren oder die au 
einen beſtimmten Wirtſchaftszweig bezogenen oder 
rein formellen Wirtſchaftsrechtsſatzungen voneinander zu 
ſcheiden. Schon aus unſerem methodiſchen Aufriß erkennt 
man, daß die Dringlichkeit der Wirtſchaftsrechtsſatzungen je 
nach dem Ausgangspunkt verſchieden iſt. Denn vom Stand⸗ 
punkt der Landwirtſchaft haben eben andere Wirtſchaftsrechts⸗ 
regeln eine Vordringlichkeit als von dem der Induſtrie, des 
Handwerks, des Handels, der Banken, des Verkehrs aus. 

Als Zuſammenfaſſung bzw. Ergänzung unſeres metho⸗ 
diſchen Weges ergibt ſich alſo folgender Inhalt der neuen 
deutſchen, auf einen einheitlichen Ausgangspunkt bezogenen 
Wirtſchaftsrechtsverfaſſung, unter Berückſichtigung der oben 
erwähnten allgemein rechtlichen Vorausſetzung, die Eigen“ 
tum und Fähigkeit zu ſeiner Verwertung im eigenen un 
Gemeinſchaftsintereſſe beſſer als bisher zuſammenfallen laſſen. 
Auch ſoll mit der nachfolgenden Aufzählung kein Anſpruch 
auf Vollitändigfeit erhoben werden. 

A. Elementare Wirtſchaftsrechtsſatzungen: 

Die zukünftige Reichsverfaſſung mit ihren die nationale 
Wirtſchaft betreffenden Beſtimmungen als Rahmengeſetz des 
deutſchen Wirtſchaftsrechts, das Wettbewerbsrecht einſchließ⸗ 
lich Monopol⸗ bzw. Gebilderecht (Intereſſengemeinſchaften, 
Kartelle, Konzerne, Truſts, Fusionen, Genoſſenſchaftsrecht! 
u. a. Novelle v. 20. Dez. 1933), Gewerbeordnung, Handels 
recht, das einer grundlegenden Umformung bedarf (3. B. Ak 
tienrechts⸗,, Börſenreform, Spekulationsgeſetzgebung uf.) 
wirtſchaftsrechtliche Beſtimmungen über die gemiſchtwirtſchaſt 
lichen Unternehmungen, Geld- und Währungsrecht, beſondere 
Fragen des Vertragsrechts (Kontrahierungszwang bei Kauf“ 
Miet⸗, Pacht⸗, Werkverträgen, Kontrahierungsverbot, ſtaal 
liche Einwirkung auf den Vertragsinhalt z. B. durch Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzungen). 

B. Beſondere Wirtſchaftsrechtsſatzungen (nach Fach 
gebieten, ſoweit fie ganz oder teilweiſe zur Wirtſchaftsrechts 
verfaſſung gehören): 5 

Arbeitsrecht, Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, 
Arbeitspflichtgeſetz, Bodengeſetzgebung für ſtädtiſchen Boden, 
Grundrecht, Verkehrsrecht, Finanzrecht (Finanzverfaſſungs 
recht: Budgetrecht; Finanzverwaltungsrecht: 1. Vermögens 
2. Einnahme-, 3. Ausgabe-, 4. Schuldenverwaltung), Steuer 
recht, Arbeitsbeſchaffungsgeſetze, Bilanzrecht, Wirtſchaftspru 
fungsrecht, Treuhandrecht, Erfinderrecht, Patentrecht, Marken 
ſchutzrecht, Beſtimmungen über das Heimſtättenweſen, Gier 
lungsgeſetzgebung, Sozialiſierungsgeſetzgebung, Sozialverſcaf⸗ 
rungsrecht, allgemeines Verſicherungsrecht, Wirtſchaftsſtra⸗ 
recht, Wirtſchaftsrechtsfragen aus der Sozialpolitik, Hochſe; 
fiſchereirecht, Reichswaſſerrecht, Zollrecht, Außenhandelsgeſes 
gebung. He; 
C. Beſondere, nur beſtimmte Wirtſchaftszweig 
betreffende Wirtſchaftsrechtsſatzungen: 

a) Ag rargeſetzgebung (Geſetz zur Schaffung, Erhaltung 
und Förderung des landwirtſchaftlichen Beſitzſtandes: gat 
herrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Ablöfungen, Erbhofgeſetz, “ 


u) JW. 1934, 2378; „Die nationale Wirtſchaft“ 1934 Heft 3. 
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kehr mit ländlichen Grundſtücken, Siedlungsgeſetze, Pacht⸗ 
ſchutzgeſetz; Regelung der Bezeichnung „Bauer“ und „Land⸗ 
wirt“, Verbot anderer Bezeichnungen, z. B. „Rittergutsbe⸗ 
ſitzer“. Geſetzgebungswerk bezüglich der Bauernbefreiung von 
1933: Herauslöſung der deutſchen Landwirtſchaft aus der 
weltkapitaliſtiſchen Verflechtung (1. Schaffung des Reichs⸗ 
nährſtandes: Geſetz v. 15. Juli 1933 und v. 13. Sept. 1933). 
Zum Reichsnährſtand gehören: 

x) die eigentliche Landwirtſchaft einſchließlich Forſtwirt⸗ 
ſchaft, Gartenbau, Fiſcherei und Jagd, 

Y) die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, der landwirt⸗ 
ſchaftliche Handel (Groß- und Kleinhandel) und die Ber 
und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. 

Vgl. außerdem die „Durchfüh rungsverordnung über den vor⸗ 
läufigen Aufbau des Reichsnährſtandes“ v. 8. Nov. 1933. 

2. Loslöſung der Landwirtſchaft vom liberal⸗kapitaliſti⸗ 
ſchen Markt durch obrigkeitliche Preisfixierung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produkte und Durchführung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Marktplanwirtſchaft außer den eben angeführten Ge⸗ 
legen das Geſetz über den Zuſammenſchluß von Mühlen vom 
15. Sept. 1933, Geſetz zur Sicherung der Getreidepreiſe vom 
26. Sept. 1933 nebſt Ausführungsverordnung v. 29. Sept. 
1933. 3. Entſchuldung der Landwirtſchaft: vgl. Geſetz zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 
1933. 4. Schaffung neuer Bauernſtellen durch Siedlung: vgl. 
Geſetz über die Neubildung deutſchen Bauerntums v. 14. Juli 
1933. 5. Schutz der Bauernhöfe vor Verſchuldung und Zer⸗ 
ſplitterung durch Erbteilung, ſowie Schutz vor den Zufällig⸗ 
keiten des Wirtſchaftslebens durch Verbot der Veräußerung, 
Belaſtung und Vollſtreckung: vgl. das Reichserbhofgeſetz vom 
29. Sept. 1933). 

Das Landwirtſchaftsrecht (zum Unterſchied von der 

Agrargeſetzgebung): z. B. Geſetzgebung betreffs Jagdſchutz, 
Viehſeuchen, landwirtſchaftliche Sozialpolitik, Forſtrecht, Fi⸗ 
ſchereirecht. 

b) Induſtriegeſetzgebung: Bergrecht (allgemeine berg- 
bauliche Vorſchriften), Induſtrieförderungsgeſetze, Beſtimmun⸗ 
gen des am 19. Juni 1933 gegründeten Reichsſtandes der 
deutſchen Industrie, gemeinwirtſchaftliche Sondergeſetze der 
Kohlen-, Kali⸗, Eiſen⸗, Elektrizitäts⸗, Spiritus⸗ und Zünd⸗ 
holzwirtſchaft, zukünftiges Geſetz über die Reform des indu⸗ 
ſtriellen Unternehmens. 

c) Handwerksrecht: Neues Handwerksgeſetz, Geſetz 
über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks als 
erufsverband, den Reichsſtand des Deutſchen Handwerks 
v. 29. Nov. 1933. 
dh) Handels recht: Sämtliche außer den allgemeinen, 
m HGB. fixierten handelsrechtlichen Satzungen, Beſtimmun⸗ 
gen über den am 4. Mai 1933 gegründeten Reichsſtand des 
Deutſchen Handels, handelsrechtliches Strafrecht. 

e) Bankengeſetzgebung (bisher verſtand man darunter 
lediglich „die auf die Ausgabe von Banknoten bezogene An⸗ 
leihegeſetzgebung“, in Zukunft wird ſie die geſamte Neuord⸗ 
Kung der Bankwirtſchaft umfaſſen, die auf die Brechung der 
Zinsknechtſchaft und die organiſche Zinspolitik abzielt): Neues 


Lis wann kann der Antrag auf Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens geſtellt werden? 


„Durch Art. 1 Abſ. 1 der 6. DurchfVO. z. SchRG. iſt die 
Friſt zur Stellung des Antrages auf Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens „bis zum Ablauf des 30. Sept. 1934“ verlän⸗ 
gert worden. Nach Art. 1 Abſ. 3 gilt dieſelbe Friſt für die Stellung 
des Antrages nach 8 81 Scheich. (Selbſtentſchuldung). Der 
30. Sept. 1934 iſt ein Sonntag geweſen. Zahlreiche Anträge auf 
Fröffnung des Entſchuldungsverfahrens und aus § 81 SchR. 
lind noch am Montag, dem 1. Okt. 1934, eingegangen. Die Ent⸗ 
ſchuldungsgerichte haben dieſe Anträge in der Regel als rechtzei⸗ 
Ag angeſehen. Bisweilen ſind fie aber als verſpätet zurückgewie⸗ 
zen worden, in der Annahme, daß angeſichts des Wortlautes des 

eiches, das die Antragsfriſt ausdrücklich nur bis zum Ablauf 
des 30. Sept. 1934 verlängert habe, eine Anwendung der Aus⸗ 
legungsregel des § 193 BGB, nicht möglich fet. Unter Hinweis 
guf dieſe Beſtimmung habe ich im Nachtrag A zu unſerer Erläute⸗ 
kung des SHNG. (S. 32, 46) die Anſicht vertreten, die Friſt laufe 
erſt mit dem 1. Okt. 1934 ab. Von Arnswaldt: Rog N. 1934, 
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Reichsbankgeſetz, Geſetz betreffs die Schaffung einer dezentra⸗ 
liſierten Zentraliſation des Kapitalmarktes, Geſetz über das 
Anleiheweſen, Geſetz betreffs die Reform des bankmäßigen 
Depotgeſchäftes, Geſetz über das Sparkaſſenweſen. 

D. Formelles Wirtſchaftsrecht: 

Wirtſchaftsbehörden, Beſtimmungen über den zukünf⸗ 
tigen Volkswirtſchaftsrat, ſtaats⸗ und verwaltungsrechtliche 
Beſtimmungen (u. a. betreffs die Frage, ob das RWiM. 
und das RArbM. in Zukunft nicht zuſammengefaßt oder noch 
beſſer organiſatoriſch aufeinander abgeſtimmt werden können), 
Wirtſchaftsgerichte: Fragen der Gerichtsverfaſſung (RG., 
RWiG. mit Sonderabteilung: KartG., RVerſ A.). 

Dieſe Syſtematik beweiſt nichts anderes, als daß das 
Wirtſchaftsrecht etwas ſtets Lebendiges, kein erſtarrtes Son⸗ 
derrecht iſt und daß ſämtliche hier angeführten Wirtſchafts⸗ 
rechtsſatzungen ſtets unter dem Geſichtspunkt ihrer ſinnvollen 
Bezogenheit auf das Ordnungsprinzip des Wirtſchaftsſyſtems 
des deutſchen Sozialismus zu betrachten und anzuwenden 
ſind. Ich möchte hier einen Vergleich anſtellen: Wirtſchaften 
heißt Nutzen und Koſten vergleichen im Hinblick auf die ge⸗ 
ſamte Bedürfnisſkala und entſprechend handeln. Sämt⸗ 
liche Bedürfniſſe können alſo ins Wirtſchaften einſchlagen. 
Das iſt die lebensnahe Erfaſſung und Löſung des Problems 
„Wirtſchaften“ 12). Genau jo verhält es ſich mit dem Wirt 
ſchaftsrecht. Sämtliche Rechtsſatzungen, die den Geſamt⸗ 
wirtſchaftserfolg durch Einwirkung auf den beſtimmtgearteten 
fairen Leiſtungswettbewerb beeinfluſſen, können das Wirt⸗ 
ſchaftsrecht ausmachen. Es iſt alſo ſtets etwas Dehnbares dem 
Umfange nach, aber etwas Eindeutiges der Zielſetzung nach. 


VII. Schluß 

Mit dieſer Skizze der einheitlichen Wirtſchaftsrechtsver⸗ 
faſſung des nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſens iſt der erſte 
Fingerzeig für ihre theoretiſche Ausgeſtaltung und eine Hand⸗ 
habe für ihren praktiſchen Aufbau gegeben. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß erſt die Erfahrung zeigen wird, inwieweit der 
hier dargeſtellte Anſatz eines Entwurfes modifiziert werden 
muß und inwieweit er im Sinne einer beſonderen Diſziplin 
des deutſchen Wirtſchaftsrechts ſeine theoretiſche Fixierung 
erhalten kann. Das ſoll die gemeinſame Arbeit aller ver⸗ 
antwortungsbewußten Wirtſchaftsrechtler ſein. Die praktiſche 
Arbeit des Wirtſchaftsrechtlers muß in Zukunft die ſein, bei 
jeder Anwendung der einzelnen Wirtſchaftsrechtsſatzungen 
ſtets darauf zu achten, daß ſie ſyſtemvoll, umſichtig geſchieht. 
Dieſe Art der Einſtellung ſoll ja den Wirtſchaftsrechtler 
grundſätzlich von der einſeitigen Intereſſenteneinſtellung des 
früheren „Volks⸗ oder Betriebswirts“ abheben. Und dieſe 
ſpezielle Berufsarbeit immer im Hinblick auf das große ge⸗ 
meinſame Ziel: die Schaffung und Sicherung des dem deut⸗ 
ſchen Volke angepaßten deutſchen Sozialismus in ſeiner fried⸗ 
lichen Einſtellung zu den übrigen Völkern der Erde. 


12) Vgl. hierzu meine Beweisführung in meiner Schrift: 
„Robert Liefmanns Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge. Kritik 
und Beweisführung“, Berlin 1929. Ich werde den Löſungsverſuch 
noch einmal in einem beſonderen Aufſatz herausſtellen. 


325 empfiehlt, „por Ablauf der Antragsfriſt, alſo vor dem 1. Okt. 
1934“, den Antrag auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens 
zu ſtellen. Bei anderen Schriftſtellern finden ſich ähnliche Wen⸗ 
dungen, wobei allerdings nicht ſicher iſt, daß ihnen der Umſtand 
gegenwärtig geweſen iſt, daß der 30. Sept. 1934 auf einen Sonn⸗ 
tag fiel. Nach den amtlichen Mitteilungen 1934 Heft 105 S. 95 
hält der Reichsernährungsminiſter die Anſicht, daß die Antrags⸗ 
friſt erſt mit dem 1. Okt. 1934 abgelaufen iſt, „für vertretbar“. 

Dieſe Meinung entſpricht dem Geſetz. Nach § 48 Abſ. 2 Sch⸗ 
RG. gilt § 8 VerglO. ſinngemäß. Nach § 8 VerglO. finden die 
Vorſchr. der ZPO. entſprechende Anwendung. § 222 Abſ. 2 3 PO. 
beſtimmt, daß eine Friſt, deren Ende auf einen Sonntag fällt, 
mit dem Ablauf des nächſtfolgenden Werktages endigt. Danach 
laufen die in Art. 1 Abſ. 1 und 3 der 6. DurchfVO. angegebenen 
Friſten erſt mit dem 1. Okt. 1934 ab. 

Zu demſelben Ergebnis gelangt man auf Grund der 88 186, 
193 BGB. Nach der letzten Beſtimmung tritt, wenn eine Willens⸗ 
erklärung innerhalb einer Friſt abzugeben iſt und der letzte Tag 
der Friſt auf einen Sonntag fällt, an die Stelle des Sonntags 
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der nächſtfolgende Werktag. Es beſteht kein Anlaß, dieſe Aus⸗ 
legungsregel nicht auch auf die in Art. 1 der 6. DurchfVoOO. be⸗ 
ſtimmten Friſten anzuwenden. Der Fall liegt ähnlich dem des § 16 
Abſ. 1 S. 1 AufwG. Nach dieſer Beſtimmung fand eine Aufwer⸗ 
tung kraft Rückwirkung nur ſtatt, wenn der Gläubiger den An⸗ 
ſpruch auf Aufwertung bis zum 1. Jan. 1926 bei der Aufwer⸗ 
tungsſtelle angemeldet hatte. Das KG. (u. a. JW. 1926, 1588, 
2092) und mit ihm die allgemeine Praxis haben dieſe Beſtimmung 
dahin ausgelegt, daß eine Anmeldung, die am 2. Jan. 1926 erfolgt 
war, als rechtzeitig deshalb zu betrachten ſei, weil der 1. Jan. 
ein allgemeiner Feiertag war. Aus dem Umſtand, daß die Friſt⸗ 
beſtimmung des Art. 1 Abſ. 1 der 6. DurchfVO. im Gegenſatz zu 
§ 16 Abſ. 1 S. 1 Auf. noch das Wort „Ablaufe“ enthalt, kann 
gegen die hier dargelegte Anſicht nichts hergeleitet werden. Die 
abweichende Faſſung dürfte lediglich darauf zurückzuführen ſein, 
daß eine Friſtbeſtimmung „bis zum“ ohne das Wort „Ablaufe“ 
den Zweifel möglich macht, ob die Friſt nicht mit dem angegebenen 
Tage oder ſchon mit dem vorhergehenden abläuft (vgl. Mügel, 
Anm. 4 zu $ 16 Aufm®.), dieſer Zweifel für den Art. 1 der 
6. Durchf VO. aber ausgeſchloſſen werden ſollte. Die hier ver⸗ 
tretene Anſicht hat im übrigen den Vorzug, daß ſie das Ver⸗ 
trauen der Antragſteller auf eine der Praxis zu § 16 Abſ. 1 
S. 1 Aufw cg. entſprechende Rechtsübung nicht enttäuſcht. 

AGG⸗ u. LER. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg 


IH der Ehemann der Bauers frau, die Eigentümerin 
des Erbhofes if, Bauer? 


„Er kann ſich Bauer nennen“ — ſo wird die Frage von der 
einen Seite beantwortet; und die andern ſagen: „Er muß ſich 
Landwirt nennen.“ Aber, fo beachtenswert die durch die Einlei⸗ 
tungsworte des Geſetzes und durch 8 11 RErbhofch. befohlenen 
Bezeichnungen für den Bauern, den Richter und jeden Volks⸗ 
genoſſen, der mit dem Bauern in Beziehung tritt, auch fein muſſen, 
der Streit um die „Titulaturen“ wäre ſchließlich „müßige Acht“ 
und würde höchſtens in ſeltenen Fällen den Strafrichter beſchäf⸗ 
tigen, wenn Anklage aus § 360 Nr. 8 StGB. erhoben werden und 
nicht von der Befugnis aus § 153 SEPBO. Gebrauch gemacht werden 
ſollte, „mangels öffentlichen Intereſſes“ von der Herbeiführung 
einer gerichtlichen Entſcheidung abzuſehen. 

Von großer Wichtigkeit iſt aber die Frage (nicht wie er ſich 
nennen darf oder muß, ſondern), ob dieſer Ehemann Bauer iſt, 
auf einem beſonderen Gebiete: Nach den Verfahrensgrundſätzen der 
88 3 Abſ. 3, 5 Abſ. 2 und 6 Abſ. 5 der 1. Durchf VO. find zu Anerben⸗ 
richtern, Erbhofrichtern und Reichserbhofrichtern nur Bauern vor⸗ 
zuſchlagen, die mit einem Erbhofe im Bezirke der einzelnen Gerichte 
angeſeſſen ſind; „Angeſeſſenheit“ bedeutet aber denjenigen, die den 
Ehemann der Bäuerin als Bauern anſehen wollen, ſchon der bloße 
(nicht mit dem Erbhofeigentume zuſammenfallende) Beſitz, der ihm 
als ehemännlichem Nutznießer am Erbhofe ſeiner Frau zuſteht. — 
Es dürfte kaum als Übertreibung anzuſehen ſein, wenn in der Be⸗ 
jahung der in der Überſchrift geſtellten Frage ein Rütteln an den 
Grundpfeilern des ganzen Bauernrechts erblickt wird. Mit der 
Zubilligung der Bauerneigenſchaft an einen Landwirt, der nicht 
Eigentümer eines Erbhofs iſt, würde jedenfalls ein „Stand im 
Stande“ geſchaffen werden, der von vornherein der Nachprüfung 
der Bauernfähigkeit und ſomit auch dem Verluſte der Bauernfähig⸗ 
keit (§ 16 RErbhofch.) entgehen würde. (Ganz überſehen läßt fich 
freilich auch nicht, daß ſchon in der „Erlaubnis“, ſich Bauer „nen⸗ 
nen“ zu dürfen, ein gefährlicher Verſuch einer ſolchen Lockerung 
liegen kann.) Wenn es ſich daher im Grunde zwar darum handelt, 
zu entſcheiden, ob der Ehemann der Erbhofbäuerin 
Beiſitzer bei den Anerben behörden fein kann, 
ſo iſt doch eine Betrachtung und Beachtung der Geſetzesvorſchriften 
über die Bezeichnung „Bauer“ zur Findung einer richtigen 
Entſcheidung unumgänglich. 

Der deutliche und knappe Befehl des Geſetzes lautet: „Nur 
der Eigentümer eines Erbhofes heißt Bauer“ (8 11 Abi. 1 
RErbhofcg.). In dieſem Befehl iſt — verſtärkt durch das Wort 
„nur“ — der fünfte Abſatz der Geſetzeseinleitung wiederholt. Zu⸗ 
dem iſt auch noch der nach $ 56 ſtets zu berückſichtigende Zweck des 
Geſetzes aus den Einleitungsworten zu erfehen: das Geſetz will die 
Bezeichnung „Bauer“ einführen und ſcharf umreißen und nennt eben 
„Bauer“ den Eigentümer eines Erbhofes. Darüber hinaus gibt 
aber der $ 11 in feinem Abf. 2 auch noch die Kehrſeite der neu⸗ 
geprägten „Münze“ zu erkennen: den Namen (die Bezeichnung) 
deſſen, der (nur) Eigentümer oder Beſitzer anderen land- oder 
forſtwirtſchaftlich genutzten Grundeigentums iſt; er „heißt Land⸗ 
wirt“. Alle etwa auftauchenden Zweifel behebt ſodann der Abſ. 3 
des § 11: „Andere Bezeichnungen für Eigentümer oder Beſitzer 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlich genutzten Grundeigentums ſind unzu⸗ 
läſſig.“ — Nun ſteht aber der Ehemann der Bäuerin (wenn es ſich 
nicht um einen „Ehegattenerbhof“ handelt), wie oben ſchon ange⸗ 
deutet, in Beziehung zu landwirtſchaftlich genutztem Grundeigen⸗ 


tum allenfalls nur durch den Beſitz, der ihm als ehemännlichem 
Nutznießer am Erbhofe ſeiner Frau zukommt, und nicht der Be⸗ 
ſitzer, ſonder nur der Eigentümer heißt Bauer. . 

Die ſtrenge Unterſcheidung zwiſchen Beſitz und Eigentum iſt 
auch in dieſem Falle notwendig; ſie widerſpricht weder dem Geiſt 
des RErbHof®., noch iſt fie irgendwie undeutſch zu nennen; auch 
nach dem Sachſenſpiegel erhielt der Mann am Frauengute Gewere 
nur „to rechter vormuntſcag“, d. h. er erhielt Beſitz, Verwaltung 
und Nutznießung; und „man und wif ne hebbet nein getweint 
gut to irme live“, aber das bedeutet nur die Vereinigung der 
beiden Vermögensmaſſen zu einheitlicher „vormundſchaftlicher“ 
Verwaltung, und eine Anderung in den Eigentumsverhältniſſen 
trat nicht ein. 

Gerade die Betrachtung der Rechtsſtellung des Ehemannes 
muß vielmehr zu der Entſcheidung führen, daß er, wenn er nichts 
weiter iſt als ein Ehemann einer weiblichen Perſon, die als Eigen⸗ 
tümerin eines Erbhofes „Bäuerin“ iſt, nicht Beiſitzer bei 
den Anerbenbehörden ſein kann. Weder die in den SS 40 ff. 
Rerbhof®. und in den SS 1—10 der 1. DurchfVO. aufgeftellten 
Grundſätze noch die nach § 45 RErbhofG. ſinngemäß geltenden 
Vorſchriften der 88 31—33, 35 Nr. 1 und 5, 51—56 GV. 
führen zu einer andern Entſcheidung. Wohlweislich hat das Geſetz 
dafür geſorgt, daß in einem andern Falle, wo Verwaltung und 
Nutznießung am Banernhofe vom Erbhofeigentume getrennt mer: 
den — nämlich bei der ſogenannten „kleinen Abmeierung“ (8 15 
Abſ. 2) — der Verwalter und Nutznießer bauernfähig ſein muß 
(ogl. Abſ. 3 des § 15). Solche Sicherung der Bauernfähigkeit be 
ſteht jedoch hinſichtlich des nur durch ſeine Heirat zum Verwalter 
und Nutznießer gewordenen Mannes nicht. 

Er iſt als Ehemann der Bäuerin nicht Bauer. 

Wegen des Streites über die „Bezeichnungen“ (auch der 
Bauersfrau, des „Altbauern“, des Winzers, des Gärtners, des ſtän⸗ 
digen Verpächters uſw.) kann auf die Ausführungen der Erläute⸗ 
rungswerke, z. B. Vogels, 3. Aufl., Bem. 10 zu 8 11; Wöhr⸗ 
mann, 2. Aufl., Bem. 2 zu § 11; Baumecker, Erl. A zu 8 11 
RErbhofG. verwieſen werden. 

OLGR. a. D. Dr. W. Mann, Berlin. 


Vereinbarungen in Pheſachen 


Bei der Beratung in Eheſachen ſteht der Anwalt oft vor der 
Frage, ob er ſeiner Partei zu irgendeiner Abmachung mit der 
Gegenſeite vor Beginn der Scheidung raten darf. 

Es beſteht oft der Wunſch, das Scheidungsverfahren möglichſt 
ſchonend durchzuführen, und die Ehegatten haben auch oft das be⸗ 
greifliche Beſtreben, die nach der Scheidung eintretenden Verhält- 
niſſe ſchon vorher in der einen oder anderen Richtung zu ordnen. 

Bei Beantwortung dieſer Frage ſtößt der Anwalt dann auf 
den feſtſtehenden Grundſatz der Reichsgerichtsrechtſprechung, der da⸗ 
hin geht, daß jedes Abkommen, welches dazu dienen ſoll, die Schei⸗ 
dung ſelbſt erſt zu ermöglichen oder auf ihren Erfolg hinzuwirken, 
nichtig iſt, weil es gegen den Grundſatz des Eheſchutzes (8 617, 
622 ZPO.) verſtößt (ſiehe z. B. RG. 118, 173 = JW. 1928, 113. 
RG. 126, 320 ff. JW. 1930, 984; Deutſche Juſtiz 1934, 320, 
wo auch 8 138 Abſ. 1 als Grund mit herangezogen iſt). 1 

Abkommen, die nur dazu dienen ſollen, den Ausgang des 
Verfahrens zu beſchleunigen, find nicht ungültig, fo z. B., wenn 
Eheleute, um das Verfahren abzukürzen, ſich dahin einigen, daß ſie 
dem Gericht nur einen, nach ihrer Auffafjung wahren Scheidung?‘ 
grund vortragen, andere Gründe aber beifeite laſſen wollen (RG. 
126, 320 ff. JW. 1930, 984). f 

In der Praxis ſtößt man nun zuweilen auf folgende Frage: 

Eine Ehe iſt hoffnungslos zerrüttet, der Ehemann lebt mit 
einer anderen, vielleicht ſogar räumlich, zuſammen, zahlt ſeiner 
Frau bzw. der Frau und den Kindern Unterhalt. Die Frau hält 
an der Ehe feſt, weil fie andernfalls begreiflicherweiſe eine Ver 
ſchlechterung ihrer und vielleicht auch ihrer Kinder pekuniären Lage 
befürchtet. Dieſe Befürchtung iſt angeſichts des § 1609 BGB. 
durchaus begründet, da ſich ihre Lage im Falle der Wiederverhel“ 
ratung des Mannes nach der Scheidung bezüglich ihrer verſönlichen 
Unterhaltsanſprüche verſchlechtert. 

Der Mann wünſcht die Scheidung, und die Frau wäre auch 
bereit, um den unwürdigen Zuſtänden ein Ende zu machen, | 
die Scheidung zu willigen, wenn ihr für die Zeit nach der Schei⸗ 
dung wenigſtens das vertraglich zugeſichert würde, was der Mann 
ihr zur Zeit als Unterhalt bezahlt. Der Mann wäre auch durchaus 
bereit, das zu tun und ein Abkommen dementſprechend zu ſchließen. 
Der Anwalt, der der Frau empfiehlt, ſich darauf einzulaſſen 8 
die Scheidungsklage dann durchzuführen, übernimmt angeſichts der 
oben angegebenen Rechtſprechung des RG. eine große Verantwor 
tung. Er wird ſeine Mandantin darüber belehren müſſen, daß die 
allergrößten Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit eines ſolchen AD, 
kommens beſtehen, daß es fo angeſehen werden könne, daß dieſe 
Abkommen die Scheidung erſt ermöglicht. 


63. Jahrg. 1934 Heft 49] 
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Ein ſolches Ergebnis wäre meines Erachtens unbillig, und 
es dürfte wohl nicht der Sinn der Reichsgerichtsrechtſprechung ſein, 
einen derartigen Fall zu treffen, in dem die Frau keineswegs etwa 
die Situation ausnützt, um ſich beſondere Vorteile zu beſchaffen, 
vielmehr lediglich eine Eheſcheidung zuſtande kommt, die durchaus 
berechtigt iſt. 

Es kann nicht unſittlich ſein, wenn in dieſer Weiſe Ehegatten 
ſich vor der Scheidung über den Unterhalt für die Frau nach voll⸗ 
zogener Scheidung vorher verſtändigen. Man könnte ſich eher 
fragen, ob es nicht zu einem unſittlichen Ergebnis führt, wenn ein 
ſolches Eheband dem äußeren Anſchein nach aufrechterhalten wird 
eigentlich nur im Hinblick auf die materiellen Folgen der Schei⸗ 

ung. 

Es gibt ſicher zahlreiche Fälle, in denen die Sachlage ſo liegt, 
wie oben angegeben, und es erſcheint fraglos als unbillig, wenn 
man in einem ſolchen Fall dem Ehemann, nachdem die Scheidung 
durchgeführt iſt und er die von ihm erſehnte Befreiung von der 
Ehe erreicht hat, das Recht zugeſtehen wollte, ſich nun darauf zu 
berufen, daß das vorher geſchloſſene Unterhaltsabkommen nichtig 
ſei. Es gibt ſicherlich anderſeits Fälle, die rein äußerlich ſo ge⸗ 
lagert erſcheinen und bei denen bei näherer Nachprüfung vielleicht 
doch Tatbeſtandsmomente mit hineinſpielen, die eine andere Beur⸗ 
teilung rechtfertigen. Auf jeden Fall erſcheint es aber dringend 
notwendig, hier nach Lage des einzelnen Falles und nicht ſchema⸗ 


tiſch zu entſcheiden. 
RA. Dr. Dallwig, Frankfurt a. M. 


Genehmigungen unter einer Auflage nach dem Wohn- 
ſtedlungsgeſetz 


il, 


Nach dem Reichsgeſetz über die Aufſchließung von Wohnſied⸗ 
lungsgebieten v. 22. Sept. 1933 (RG Bl. 659) iſt in Gebieten, die 
zu Wohnſiedlungsgebieten erklärt worden find, nach § 4 die Teilung 
eines Grundſtücks, die Auflaſſung eines Grundſtücks uſw., geneh⸗ 
migungspflichtig. Zuſtändig für die Genehmigung iſt die untere 
Verwaltungsbehörde. Die Genehmigung kann nach $ 7 unter be⸗ 
ſtimmten Auflagen erteilt werden. Von dieſem Recht, dem Erwerber 
gewiſſe Verpflichtungen aufzuerlegen, machen die Verwaltungsbe⸗ 
hörden ziemlich ausgedehnten Gebrauch, und bei der großen Ver⸗ 
ſchiedenheit dieſer Auflage kommt es deshalb häufig vor, daß der 
Erwerber nach Abſchluß des Kaufvertrages recht erheblich durch ſie 
betroffen wird. Infolgedeſſen entſteht oft die Frage, welche Wir⸗ 
kungen derartige Auflagen auf das Geſchäft als ſolches, auf die 
Parteien und für das GBA. haben. 

1. Derartige Auflagen ſind zunächſt ſcharf von den Bedin⸗ 
gungen zu unterſcheiden. Bedingungen ſind zukünftige Ereigniſſe, 
von deren Eintritt die Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäftes ede 
gemacht wird. Auflagen ſind dagegen lediglich Verpflichtungen, die 
einem Teile auferlegt werden (8$ 525, 1940, 2192 BGB.). Hieraus 
ſolgt, daß eine, unter einer Auflage erteilte Genehmigung, eine 
unbedingte iſt. Wird die Auflage nicht erfüllt, ſo bleibt trotzdem die 
Genehmigung in Kraft. Ebenſo wenig werden infolge Nichterfül⸗ 
lung einer Auflage, oder infolge Verweigerung, die Auflaſſung 
oder der Vertrag ungültig. Beide bleiben, auch wenn der Käufer 
die Erfüllung der Auflage verweigert, beſtehen. Die Parteien find 
auch in dieſem Falle an den Vertrag gebunden, der Vertrag wird 
durch Nichterfüllung der Auflage nicht unwirkſam. Weder Käufer 
noch Verkäufer können einſeitig den Vertrag aufheben, wenn die 
Genehmigung von einer Auflage abhängig gemacht wird. 

Gegen eine Genehmigung unter einer Auflage iſt nach 8 8 
des Geſetzes zwar allen Beteiligten das Beſchwerderecht gegeben. 
Allein Ziel dieſer Beſchwerde kann nur ſein, die Auflage zu be⸗ 
ſeitigen, nicht aber die einmal erteilte Genehmigung aus der Welt 
zu ſchaffen. 

2. Es entſteht nun aber die weitere Frage, ob nicht dent 
Käufer irgendwelche Rechtsbehelfe gegeben find, um unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen von dem Vertrage loszukommen. Die 
Erfüllung mancher Auflagen wird für ihn oft ſehr ſchwerwiegende 
Folgen haben. Man denke daran, daß ihm in der Auflage eine be⸗ 
ſtimmte Bauweiſe vorgeſchrieben wird, daß er einen beſtimmten 

reis beim Weiterverkauf nicht überſchreiten darf, daß er das 

Grundſtück zunächſt überhaupt nicht bebauen darf. Es können in⸗ 
folgedeſſen Umſtände eintreten, mit denen der Erwerber nicht ge⸗ 
rechnet hatte, als er den Vertrag abſchloß. 

„Die einzige Möglichkeit, dem Käufer hier zu helfen, könnte 
vielleicht in der Anwendung des § 119 BGB. gegeben ſein. Der 
Käufer hat ſich über Eigenſchaften des erworbenen Grundſtücks ge⸗ 
irrt. Das RG. hat die Bebaubarkeit eines Grundſtücks ſowie die 
dom Vorhandenſein polizeilicher oder ortsſtatutariſcher Bedingun⸗ 
gen abhängige Bauweiſe eines Grundſtücks als Eigenſchaften einer 
Sache anerkannt (RGR Komm. § 119 Anm. 5 letzter Abſatz). Aller⸗ 
dings iſt dieſe Bebaubarkeit nur dann zu berückſichtigen, wenn 


über derartige Eigenſchaften verhandelt worden iſt (RGRKomn!. 
daſelbſt). Nach der objektiven Seite dürften danach die Voraus⸗ 
ſetzungen des Irrtums erfüllt ſein. Anders liegt es aber nach der 
ſubjektiven Seite. Der Käufer muß, damit in dieſer Hinſicht ein zu 
beachtender Irrtum vorliegt, in ſeiner Entſchließung derart be⸗ 
einflußt ſein, daß man annehmen kann, er würde bei Kenntnis 
des Sachverhalts den Vertrag nicht abgeſchloſſen haben (RGR⸗ 
Komm. a. a. O. Anm. 2). In den allermeiſten Fällen wird an dieſer 
ſubjektiven Seite die Anfechtungsmöglichkeit ſcheitern. Bei jedem 
Kaufvertrag erörtert der Notar die Abhängigkeit des Vertrages 
von der Genehmigung der Verwaltungsbehörde, wenn das Wohn⸗ 
ſiedlungsgeſetz Anwendung findet. Er wird dabei auch darauf hin⸗ 
weiſen, daß die Genehmigung unter beſtimmten Auflagen erteilt 
werden kann. Iſt dies geſchehen, ſo ſcheidet natürlich jede Anfech⸗ 
tungsmöglichkeit aus, der Käufer hat die Rechtslage vor Unter⸗ 
ſchrift des Vertrages bereits klar gekannt. Aber auch wenn der 
Notar auf eine Genehmigung unter einer Auflage nicht beſonders 
hingewieſen hat, wird für den Erwerber eine Anfechtungsmöglich⸗ 
keit nicht gegeben ſein, denn es handelt ſich um einen unbeachtlichen 
Rechtsirrtum, der Erwerber hat ſich lediglich über die Rechtsfolgen 
jeiner Erklärung geirrt (RG. 76, 440 = JW. 1911, 770). 

Auf Grund dieſer Erwägungen wird man dazu kommen, daß 
von ganz beſonders gelagerten Ausnahmefällen abgeſehen, eine An⸗ 
fechtung wegen Irrtums nicht gegeben iſt. Mit Rückſicht hierauf 
muß es aber als beſonders wichtige Pflicht des Notars angeſehen 
werden, die Parteien auf den § 7 des Geſetzes im einzelnen hinzu⸗ 
weiſen und namentlich darauf hinzuweiſen, daß die Genehmigung 
von Auflagen abhänig gemacht werden kann, die unter Umſtänden 
eine große Belaſtung des Erwerbenden darſtellen und daß der Er⸗ 
werber, wenn er einmal den Vertrag abgeſchloſſen hat, von dieſem 
Vertrag nicht wieder loskommen kann, auch wenn ihm die Auflagen 
läſtig ſein ſollten. Es dürfte ſich auch empfehlen, daß der Notar 
dieſe Erörterung über den 8 7 des Geſetzes in den Kaufvertrag mit 
aufnimmt. 

3. Für das GBA. find die Auflagen unbeachtlich. Die Auf: 
lagen werden erſt wirkſam, wenn das Eigentum an dem Grund⸗ 
ſtück auf den neuen Erwerber übergegangen iſt, alſo erſt nach der 
Eintragung, denn ſie werden ja dem neuen Grundſtückseigentümer 
auferlegt. Der Eigentumsübergang iſt alſo nicht von der Erfüllung 
der Verpflichtungen abhängig. Der Grundbuchrichter hat daher 
auch die Erfüllung der Auflagen nicht nachzuprüfen (JW. 1934, 
2272). Die Umſchreibung im Grundbuch erfolgt, wenn nur die 
Genehmigung erteilt iſt. Unerheblich ift es, ob in dem Genehmi⸗ 
gungsbeſcheide, der dem GBA. mit überreicht wird, beſondere Auf⸗ 
lagen vorgeſehen ſind. 

RA. und Notar Hagedorn, Erfurt. 


II. 


Mit Genehmigungserklärungen verbundene Auflagen, wie ſie 
S 7 des Wohnſiedlungsgeſetzes vorſieht, find auf dem Gebiet des 
Grundſtücksrechts nichts neues. Sie ſind auch in § 7 Bek. v. 
15. März 1918 über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken und in § 5 preuß. Geſ. v. 10. Febr. 1923 und 25. Mai 1923 
betr. den Grundſtücksverkehr vorgeſehen. Sie werden häufig als 
Bedingungen bezeichnet, ſind aber in Wirklichkeit Auflagen, wie be⸗ 
reits in dem Beſchluß des LG. Berlin vom 26. April 1934: JW. 
1934, 2272 5 ausgeführt iſt. Das Verwaltungsrecht kennt zwar auch 
aufſchiebende und auflöſende Polizeibedingungen. Wann ſolche oder 
ſtatt ihrer eine echte Polizeibedingung (Auflage) gegeben ſind, iſt 
Tatfrage (Hatſchek, Lehrbuch, S. 157; über die Unterſchiede im 
einzelnen zit. Nebinger: Württ Rpfl.Z. 19, 81; OVG. 59, 277; 
85, 263). Ein Beiſpiel einer auflöſenden Polizeibedingung enthält 
Dig. 13, Sp. 357 (einem Kinobeſitzer war anläßlich der Genehmi⸗ 
gung aufgegeben worden, zu beſtimmten Filmen Jugendliche nicht 
zuzulaſſen). Die Auflagen nach dem Wohnſiedlungsgeſetz werden in 
der großen Regel echte Polizeibedingungen ſein. Die Genehmigung 
wird durch die Nichterfüllung der Auflage nicht hinfällig. Sie 
bleibt beſtehen, während die Auflage zwangsweiſe durchgeführt 
wird (Hatſchek, S. 156 Fleiner, Inſtitutionen, S. 188). 
Der § 10 WohnſiedlG. ſieht demgemäß die Erzwingung der Auf⸗ 
lage im Verwaltungswege vor. Sie erfolgt in Preußen gemäß 
sg 55 ff. PolVerwG. v. 1. Juni 1931 (OVG. 92, 210). Es wird 
die Pflicht des Notars ſein, die Beteiligten auf die Genehmigungs⸗ 
pflicht und die Möglichkeit von Auflagen hinzuweiſen, wie dies 
bei der Bek. v. 15. März 1918 in der PrAllg fg. v. 19. März 1921 
(JM Bl. 212) beſonders vorgeſchrieben iſt. Der Grundbuchrichter 
hat ſich um die Erfüllung der Auflagen — es ſei denn, daß ſie als 
aufſchiebende oder auflöſende Polizeibedingung kenntlich ſind — 
nicht zu kümmern. Wohl aber um die Beibringung der Genehmi⸗ 
gung ſelbſt; es ſei denn, daß die Auflaſſung vor Inkrafttreten des 
Wohnſiedlungsgeſetzes erfolgt war (KG.: JW. 1934, 1792). Iſt die 
Rechtsänderung ohne die erforderliche Genehmigung eingetragen, 
fo iſt fie unwirkſam und das Grundbuch unrichtig. Ein Eigentums⸗ 
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übergang an dem unzuläſſigerweiſe überſchriebenen Grundſtück auf 
den Erwerber erfolgt nicht (RG. 111, 245 = JW. 1925, 2234). Das 
GB. hat von Amts wegen einen Widerſpruch nach §S 54 GBO. 
einzutragen. Auch kann die Genehmigungsbehörde um Eintragung 
eines ſolchen erſuchen ($ 11 Abſ. 2 WohnſtedlG.). Das GBA. hat 
dieſes Erſuchen grundſätzlich nicht nachzuprüfen, wohl aber darauf⸗ 
hin, ob überhaupt ein nichtgenehmigtes Rechtsgeſchäft vorliegt. 
War die Genehmigung z. B. bereits erteilt, ſo kann ſie nicht nach⸗ 
träglich widerrufen werden, wenn ſie durch Bekanntgabe wirkſam 
geworden war (ſo KG., Beſchl. v. 1. Nov. 1934, 1X 469/34 betr. 
den gleichliegenden Fall des §S 11 PrGrVerkG.). 
LGR. Dr. Seibert, Berlin. 


Belgiſche Ftrafbeſtimmungen über Unterſagung der Be- 
rufsausübhung zur Reinerhaltung der Wirkſchaft 


Das Arrete royal Nr. 22 v. 24. Okt. 1934 (Moniteur Belge 
v. 27. Okt. 1934 [Nr. 300], S. 5770; Rapport au Roi S. 5768) 
unterſagt gewiſſen Vorbeſtraften und Bankerotteuren, an der 
Verwaltung und Überwachung von Aktiengeſellſchaften, 
Produktivgenoſſenſchaften und Kreditgenoſſenſchaften teilzunehmen, 
und die Tätigkeit als Wechſelmakler oder Depotbankier auszuüben. 
Als Vorſtrafe genügt eine Verurteilung zu mindeſtens drei Mona⸗ 
ten Freiheitsſtrafe wegen beſtimmter, im Art. 1 aufgezählter ſtraf⸗ 
barer Handlungen, u.a. Faſchmünzerei, Fälſchung oder Verfäl⸗ 


5 Im Zentralverlag der NS DAP. erſcheint anfangs Dezember 
as 
Nationalſozialiſtiſche Handbuch für Recht und Geſetzgebung 
Herausgeber: Reichsjuſlizkommiſſar Dr. Hans Frank 


Das Werk bringt in einem Großband von 1300 Seiten (Lexi⸗ 
konformat, Preis etwa 25 H) eine Enzyklopädie der geſamten 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsgeſtaltung. Zum erſten Male ſeit der 
Machtübernahme durch den Nationalſozialismus findet die um⸗ 
feel Geſetzgebung des Dritten Reiches ihre erſchöpfende Dar⸗ 
ſtellung in Form von ſyſtematiſch gegliederten Einzelabhandlungen. 
Ein großer Stab von Mitarbeitern, über 100 führende Juriſten 
aller Fachgebiete, haben mitgeholfen, das Werk zu ſchaffen. 


Ein allgemeiner Teil bringt kritiſche Ausführungen zu den 
Problemen: Rechtsſtaat, Raſſe und Recht, Raſſe und Staat, über 
deutſche Rechtsphiloſophie und nationalſozialiſtiſche Rechtserneue⸗ 
rung. Eingehend gelangen zur Darſtellung wichtige 9 des 
Völkerrechts, wie Verſailler Vertrag, Abrüſtung, Völkerbund, 
Deutſchlands Rechtsanſpruch auf das Saargebiet u. dgl. jeweils ge⸗ 
ſehen unter dem Geſichtswinkel des außenpolitiſchen Ringens der 
nationalſozialiſtiſchen Regierung um Ehre, Gleichberechtigung und 
Lebensraum des deutſchen Volkes. 

Dem ſtaatsrechtlichen Teil iſt breiter Raum gewidmet, in 


Mitteilungen des BASDI. 


ſchung von Aktien, Beſtechung, Diebſtahl, Erpreſſung, Untreue, 
Konkursvergehen. Anders als z. B. nach § 421 deutſch. StGB. iſt 
es nicht erforderlich, daß der Betreffende wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens verurteilt worden iſt, das er unter Mißbrauch 
ſeines Berufs oder Gewerbes oder unter grober Verletzung der 
ihm kraft ſeines Berufs oder Gewerbes obliegenden Pflichten be⸗ 
gangen hat. Im Rapport (S. 5768) wird zur Begründung des 
Arreté darauf hingewieſen, daß häufig nicht unterrichtete Leute 
dieſen Geſellſchaften ihr Geld anvertrauen, und daß daher nur 
in jeder Hinſicht einwandfreie Perſönlichkeiten in dieſen Geſell⸗ 
ſchaften an leitender Stelle tätig ſein können. Bei einer Ver⸗ 
urteilung, die im Ausland erfolgt ift, find dieſe Tätigkeiten erſt 
unterjagt, nachdem ein belgiſches Gericht feſtgeſtellt hat, daß die 
Verurteilung ſich auf eine Tat der im Art. 1 genannten Art be⸗ 
zieht, und daß das Urteil Rechtskraft erlangt hat. Für Zuwider⸗ 
handlungen droht Art. 4 Gefängnis von drei Monaten bis zu 
zwei Jahren und Geldſtrafe von 1000 —10 000 Francs an. Die Aus” 
übung der genannten Tätigkeiten iſt auch auf Grund von Urtei⸗ 
len unterſagt, die vor Inkrafttreten dieſes Arreté ergangen ſind. 
In dem Rapport (S. 5769) wird dies einmal durch einen Hin, 
weis auf die geſetzgeberiſchen Motive gerechtfertigt; außerdem je 
die Unterſagung der Berufsausübung keine Strafe, ſondern eine 
bürgerliche Unfähigkeit (incapacité civile), für die Art. 2 Code 
penal nicht gelte. 
GerAſſ. im R.⸗ und PrJuſt Min. Dr. Schönke, Berlin. 
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der Erkenntnis der Bedeutung der neuen ſtaatsrechtlichen Geſetze 
für den Aufbau des Dritten Reiches. Aus berufenſter Feder finden 
die richtungweiſenden Geſetze nationalſozialiſtiſcher Staatsgeſtal⸗ 
tung im Zuſammenhang untereinander ihre Darſtellung. 

Der umfaſſenden Behandlung des Verwaltungsrechts folgt 
Bürgerliches und Handelsrecht, Rechtsgebiete, auf denen vor allem 
der Rechtspolitiker zum Worte kommt. „Kampf der individuali⸗ 
ſtiſchen liberalen Rechtsauffaſſung“ lautet die Deviſe der Unter‘ 
ſuchungen über die grundſätzliche Einſtellung des Nationalſozialis⸗ 
mus zum Bürgerlichen Recht. Nach eingehender Behandlung de 
Zivilprozeßrechts, Strafrechts und Strafprozeßrechts, grundlegen 
den Ausführungen über die Geſetzgebung auf dem Gebiete der 
Wirtſchaft, des Arbeitsrechts, der Arbeitsloſengeſetzgebung, Steuer’ 
und Finanzrecht u. a., ſchließt das Werk mit einer erſtmals zu 
ſammenfaſſenden Darſtellung der zur Reform des deutſchen Rechte 
durch den Reichsjuriſtenführer geſchaffenen Einrichtungen: Reichs“ 
rechtsamt der NSDAP., BRS DJ., Atademie für Deutſches Recht, 
Reichsjuſtizkommiſſariat, die berufen ſind, dem deutſchen Volke 
durch den Nationalſozialismus fein deutſches Recht zu ſchaffen. 

Reichsrechtsamt der NSDAP. 0 
Schriftleitung des Nationalſozialiſtiſchen Handbuchs 
für Recht und Geſetzgebung 
Dr. Wilhelm Coblitz. 


Keichsrechtsanwaltskammer 


Aufforderung zum Eintritt in den Reichsluftſchutzbund 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern hat mit der 
nachſtehenden Bekanntmachung die Beamten aller Dienſtzweige zum 
Eintritt in den Reichsluftſchutzbund aufgefordert. Das Präſidium der 
Reichsrechtsanwaltskammer iſt der Auffaſſung, daß es Ehrenpflicht 
auch der deutſchen Anwälte iſt, das Werk des Reichsluftſchutzbundes 
durch möglichſt geſchloſſenen Eintritt zu unterſtützen. 

Dr. Neubert. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Berlin, den 5. November 1934. 
Miniſter des Innern. 


IV. 6850/28. 8. 


Betrifft: Eintritt der Beamten in den 
Reichsluftſchutzbund. 


Im Frühjahr 1933 wurde vom Herrn Reichsminiſter der Luft⸗ 
fahrt der Reichsluftſchutzbund e. V. ins Leben gerufen. Seitdem haben 
dem Rufe zum Beitritt über 3 Millionen Volksgenoſſen Folge ge⸗ 
leiſtet. Mit der großen Aufgabe, den Selbſtſchutz der Zivilbevölkerung 
auf dem Gebiete des zivilen Luftſchutzes vorzubereiten und durchzuführen, 


iſt der Bund Träger der Aufklärung und Werbung für den deutſchen 
Luftſchutz geworden. In zäher Kleinarbeit hat er es verſtanden, 105 
für das deutſche Volk lebenswichtigen Luftſchutzgedanken zum Gemein 
gut weiteſter Kreiſe zu machen. 4 19 
Bei der ungünſtigen geographiſchen Lage Deutſchlands iſt die 
Einrichtung des zivilen Luftſchutzes eine für das deutſche Volk un 
umgänglich notwendige Maßnahme, bei der die Beamtenſchaft wih 
abſeits ſtehen darf. Ar 
Der Herr Reihsminifter der Luftfahrt hat kürzlich zum Aus 
druck gebracht, daß es einen weſentlichen Fortſchritt in der Weiten. 
entwicklung des Reichsluftſchutzbundes bedeuten würde, wenn ſich ber 
Beamtenſchaft in Reich, Ländern und Gemeinden durch möglichſt 5 
ſchloſſenen Eintritt dem Bund zur Verfügung ſtellen würde. Ich unte. 
ſtütze dieſen Gedanken aufs wärmſte und darf erwarten, daß ſich 
Beamtenſchaft dieſer vaterlandiſchen Pflicht freudig unterzieht. 
Der Jahresbeitrag, der mit 1 K ſehr niedrig bemeſſen il / 
dürfte keinen Hinderungsgrund für die Beitrittserklärung 1 
zumal da ein Zwang zur Übernahme von Amtern oder ſonſtiger ! 
tätigung mit dem Eintritt nicht verbunden iſt. 
Die Anmeldungen werden von den vom Reichsluftſchutzbund 
ſtellten Hausluftſchuzwarten, Blockwarten oder den Ortsgruppen 
gegengenommen. 


be⸗ 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. 


Fritz Reinhardt, Staatsſekr. im Reichsfinanzminiſterium: Die 
neuen Steuergeſetze. Einführung in die neuen Steuer⸗ 
geſetze. — Überſichten über die weſentlichen Anderungen 
gegenüber dem bisherigen Recht. — Wortlaut der zehn 
neuen Geſetze. Berlin 1934. Induſtrieverlag Spaeth 
& Linde. Preis kart. 4 . 


Während bisher die Geſetzbegründungen neuer Steuergeſetze 
vielfach im RStBl. abgedruckt zu werden pflegten, iſt bei der 
großen Reinhardt⸗Steuerreform bisher die Veröffentlichung 
der Geſetzesbegründungen bis auf die ſoeben erfolgte Veröffent⸗ 
lichung der Begründung zum Steueranpaſſungsgeſetz (RSLBL. 
1934, 1398) unterblieben. Nur die Leitgedanken der Steuer⸗ 
reform find in einem Aufſatz von StSekr. Reinhardt im 
RStBl. 1934 Nr. 74 veröffentlicht worden. Es wird deshalb be⸗ 
ſonders dankbar begrüßt werden, daß der Schöpfer der jetzt von 
der Reichsregierung beſchloſſenen neuen Steuergeſetze, Herr StSekr. 
Reinhardt, die Grundgedanken, die bei den einzelnen Steuer⸗ 
geſetzen zu einer Anderung des bisherigen Rechtszuſtandes Anlaß 
gegeben haben, in dem obigen Buch bekanntgibt, das damit den 
Charakter einer halbamtlichen Geſetzesbegründung erhält und an 
dem bei der Auslegung der neuen Steuergeſetze nicht wird vorbei⸗ 
gegangen werden können. Da das Buch gleichzeitig auch die im 
RESET, 1934 Nr. 74 veröffentlichten allgemeinen Leitgedanken der 
neuen Steuerreform ſowie den Wortlaut ſämtlicher neuen Steuer⸗ 
geſetze enthält, ſo wird das Buch ganz beſonders dem Praktiker 
willkommen ſein. 

Ein endgültiges Urteil über die Reinhardtſche Steuer⸗ 
reform wird ſich erſt bilden laſſen, wenn die neuen Vorſchriften in 
der Praxis ſich eingeſpielt haben. Schon heute kann aber geſagt 
werden, daß Aufbau und Wortlaut der Steuergeſetze ſich durch be⸗ 
ſondere Klarheit auszeichnen und insbeſ. in ergiebigſter Weiſe auf 
dem von der Rechtſprechung des RF. entwickelten Gedankengut 
aufbauen und dieſes weiterbilden oder in Geſetzesform gießen. Ein 
veſonders glücklicher Wurf ſcheint mir das neue EinkStG. zur fein. 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


Dr. jur. Auguſt Krebsbach: Die Bewertung der Grundſtücke 
unter beſonderer Berückſichtigung nationalſozialiſtiſcher 
Grundſätze und Geſetzesmaßnahmen. Berlin 1934. Carl 
Heymanns Verlag. 42 S. Preis broſch. 2 A,. 


Der Verf. gibt einen allgemeingehaltenen Überblick über die 
Faktoren, die für die Bewertung von Grundſtücken wichtig ſind; 
er verſucht darzulegen, welchen Einfluß und welche Bedeutung die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung und die auf ihr beruhenden neuen 

eſetze für die einzelnen Bewertungsfaktoren haben. 

Schon die Verkoppelung eines praktiſchen Wegweiſers mit der 

örterung von Weltanſchauungsfragen erſcheint wenig befriedigend. 
Wollte der Verf. dem an ſich überaus wichtigen weltanſchaulichen. 
Thema gerecht werden, ſo hätte es einer wiſſenſchaftlich begründeten 

arſtellung der Ideen über Boden und Bodenwert auf Grund der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung bedurft. Es hätte gezeigt werden 
müſſen, wie das deutſche Allmenderecht durch das Eindringen römiſch⸗ 
rechtlicher Begriffe immer mehr verblaßte, bis der Boden nicht mehr 
die Wurzel des Volkstums, ſondern eine Handelsware wurde. Es 
wäre eine dankbare Aufgabe geweſen, den Gedanken der Bodenrente 
an der Ablehnung des arbeitsloſen Einkommens durch das national⸗ 
ſozialiſtiſche Parteiprogramm zu meſſen, und zu entwickeln, wie eine 
neue Bodenbewertung der Durchſetzung der Grundſätze des National⸗ 
ſozialismus auch auf dieſem Gebiete dienen Könnte. 
„Über die Auführung einiger im ganzen gewiß richtigen Einzel⸗ 
geiten in dieſer Richtung konnte der Verf. im Rahmen des Heftchens 
von 38 Seiten, die zur Hälfte praktiſchen Einzelheiten der Bewertung 
des ſtädtiſchen Zinshausbeſitzes gewidmet ſind, nicht hinauskommen. 
Wenn der Verf. — um ein Beiſpiel für viele zu wählen — bei der 
Erläuterung des Begriffs des „Enteignungswertes“ die im Augenblick 
gewiß aktuellen Entſchädigungsvorſchriften des Geſetzes zur Anderung 
des Geſetzes über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ 
v. 18. März 1933 erwähnte, jo wäre ein Eingehen auf die umfang⸗ 
Teiche und grundſätzliche Rechtſprechung des NG. zum Umfang der 
Eutſchädigung für Enteignungen durch Fluchtlinjenpläne, Freiflächen⸗ 
ausweiſung uſw. von mindeſtens ebenſo erheblicher praktiſcher Be⸗ 
deutung geweſen. 
Auch wenn man von den hier und da gelegentlich eingeſtreuten Hin⸗ 
weiſen auf die Durchſetzung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
dei der Bodenbewertung abjieht, bleibt manches Wichtige zu vermiſſen. 


Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen 


Beſonders fällt auf, daß in dem ganzen Büchlein keine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung und nur ein bis zwei Urteile des PrOVG. zitiert ſind. 
Selbſt der Late, der ſich an Hand des Buches einen Überblick über 
die aktuellen Fragen der Grundſtücksbewertung ſchaffen will, müßte 
aber wenigſtens an den Hauptpunkten erfahren, auf welche materiellen 
Regelungen und welche Rechtſprechung ſich die Sätze des Verf. ſtützen. 

Es ſei ſchließlich bemerkt, daß das Heft, gerade weil es aktuell 
ſein ſoll, dadurch erheblich an Wert einbüßt, daß die neuen Vorſchriften 
des Bodenſchatzungschß. und des RBewG. v. 16. Okt. 1934 in ihm 
keine Berückſichtigung mehr haben finden können. 

Recht intereſſant und überſichtlich hat der Verf. an Hand prak⸗ 
tiſcher Beiſpiele verſchiedener Berliner Grundſtücke die rein praktiſchen 
Faktoren der Verkehrslage, Bebauung des Grundſtücks ufw. für die 
Bewertung des Bodens dargeſtellt. 

RA. Dr. Conrad Böttcher, Berlin. 


Gerhard Koch I. RA. u. Notar in Bremen: Die neue Reichs⸗ 
ſtraßenverkehrsordnung vom 28. Mai 1934 (in Kraft ge⸗ 
treten am 1. Okt. 1934 unter Berückſichtigung der Aus⸗ 
führungsanweiſung vom 29. Sept. 1934). Bremen. Druck 
und Verlag H. M. Hauſchild. Preis 2.2. 


Der Verf. bezeichnet ſein Buch als „Hilfsmittel für alle 
Verkehrsteilnehmer, eine Vademekum für jeden, der ſich auf 
der Straße bewegt“. Dieſem Ziel wird es. in vollem Umfange 
gerecht. Insbeſondere werden für die einzelnen Verkehrsteilneh⸗ 
mer die wichtigſten Verkehrsregeln in leicht faßlicher Weiſe ſyſte⸗ 
matiſch zuſammengeſtellt; dem Laien bleibt alſo das Studium 
der VO. ſelbſt erſpart. Die Ausführungsanweiſung tft nicht im 
Zuſammenhang, ſondern nur in Anmerkungen zu der VO. felbit 
wiedergegeben, für den verfolgten Zweck dürfte dies aber genügen. 

RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Dr. G. Axhauſen, LGR. am LG. Berlin, und Dr. W. Seidel, 
AGR. am AG. Berlin: Reichsſtraßenverkehrsordnung 
vom 28. Mai 1934 in Verbindung mit weiteren verkehrs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften. Berlin 1934. Verlag Franz 
Vahlen. Preis in Leinen geb. 2,25 AM. 


Die Verf. dieſes Erläuterungswerks ſind zwei Berliner 
Verkehrsrichter, die ſeit Jahren in den Spezialkammern der Ber- 
liner LG. tätig ſind. Es handelt ſich daher bei der Erläuterung 
der RStraßVerkO. nicht um theoretiſche Konſtruktionen, ſondern 
um die Auswirkung einer jahrelangen praktiſchen Tätigkeit, was 
das Werk beſonders wertvoll macht. Die Verf. ſind neue Wege in⸗ 
ſofern gegangen, als ſie zwar Rechtſprechung und Schrifttum be⸗ 
rückſichtigt, aber betont von Zitaten abgeſehen haben. Es wird 
damit bezweckt, daß die neue Vorſchrift aus ſich ſelbſt heraus an⸗ 
gewendet werde und nicht ohne weiteres auf die Ergebniſſe der 
früheren Rechtsanwendung zurückgegriffen wird. 

Die Notwendigkeit der Abkehr von der früheren Rechtſpre⸗ 
chung zeigt ſich beſonders in der Grundregel des § 25. Mit Recht 
heben die Verf. hervor, daß danach jeder Teilnehmer am Verkehr 
grundſätzlich gleiche Rechte und Pflichten hat. Der vom RG. 
aufgeſtellte und heftig bekämpfte Satz, daß der Kraftfahrer mit 
ordnungswidrigem Verhalten anderer Verkehrsteilnehmer rechnen 
müſſe, kann demgegenüber nicht mehr Beſtand haben. „Dem Ge⸗ 
danken des Verantwortungsgefühls aller Verkehrsteilnehmer 
gegeneinander entſpricht es, daß jedermann mit ordnungsmäßi⸗ 
gem Verhalten anderer rechnen darf.“ j 

In dem handlichen Buch ift auch die Ausführungsanweiſung 
vollſtändig abgedruckt, ferner das Geſetz über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen und eine große Reihe wichtiger anderer BO. 
Es iſt daher vorauszuſehen, daß das Erläuterungswerk ſowohl 
für den Juriſten als auch für den Kraftfahrer und jeden Ver⸗ 
kehrsteilnehmer von großer Bedeutung ſein wird. 

RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Entſcheidungen des Reichserbhofgerichts. Herausgegeben und 
bearbeitet von den beamteten Mitgliedern des Gerichtshofs. 
1. Band, 1. Heft. Berlin 1934. Verlag Franz Vahlen. 
Preis 1,50 F. 

Den Entſcheidungen des RErbhcger. kommt gerade in den 
erſten Jahren nach Inkrafttreten des NErbhof®. eine ganz be⸗ 
ſondere Bedeutung zu. Nach den vom RErbhcger. entwickelten 
Rechtsſätzen wird ſich die in vielen Fragen noch uneinheitliche 
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Rechtſprechung der Erbhber. und der Anerb®. einſtellen. Die von 
ihm entwickelten Grundſätze werden deshalb in vieler Hinſicht die 
von mancher Seite geforderten Richtlinien für die Handhabung 
des Geſetzes in glücklicher Weiſe erſetzen. Es iſt deshalb zu be⸗ 
grüßen, daß die Entſcheidungen des RErbhGer. allgemein zu⸗ 
gänglich gemacht werden. Dabei entſpricht es der allgemeinen 
Übung, daß neben dem Abdruck in Zeitſchriften eine geſchloſſene 
Zuſammenfaſſung in einer von den Mitgliedern des Gerichts 
bearbeiteten Sammlung vorgenommen wird. 

Als ein beſonderer Vorzug der vorliegenden Sammlung er⸗ 
ſcheint es, daß der grundſätzlich bedeutſame Inhalt der einzelnen 
Entſcheidungen als auskunftgebender Rechtsſatz der Entſcheidung 
vorangeſtellt iſt, wahrend die amtliche Sammlung der Entſchei⸗ 
dungen des RG. den behandelten Rechtsgrundſatz jeweils nur 
durch eine Frage andeutet. Das in der Sammlung der Entſchei⸗ 
dungen des RErbhGer. gewählte Verfahren birgt zwar die Gefahr, 
daß bei der praktiſchen Verwertung der Sammlung nur die vor⸗ 
angeſtellten Rechtsſätze, nicht aber der ſonſtige Inhalt der Ent⸗ 
ſcheidung, beachtet wird. Die Bearbeitung durch die Mitglieder 
des Gerichts verbürgt aber, daß die Rechtsſätze mit ſolcher Sorg⸗ 
falt und Vorſicht geſtaltet ſind, daß die Gefahr fälſchlicher Heran⸗ 
ziehung der Entſcheidungen auf ein Mindeſtmaß herabgedrückt 
wird. Der ſorgfältig arbeitende Richter, Notar oder RA. wird 
ſich auch ſtets der Tatſache bewußt ſein, daß eine Anlehnung 
an die oberſtrichterliche Rechtſprechung nur nach vorheriger Prü⸗ 
fung des Geſamtinhalts der herangezogenen Entſcheidung möglich 
iſt. Im übrigen hat aber die jahrelange praktiſche Erfahrung ge⸗ 
zeigt, daß die in der vorliegenden Sammlung gewählte Leitſatz⸗ 
bildung gegenüber den andern Arten den Vorzug verdient. 

Notar Dr. Seybold, Berlin. 


Dr. Vogels und Dr. Hopp: Rechtſprechung in Erbhofſachen. 
Einſchl. Lieferung 3 bis 6. Berlin 1934. Induſtrie⸗ 
verlag Spaeth & Linde. 


Von dem Werk, deifen erſte beide Lieferungen wir auf S. 1/74 
mit großer Ausführlichkeit beſprochen haben, ſind nunmehr in regel⸗ 
mäßiger Reihenfolge weitere vier Lieferungen erſchieuen. Einer Ein⸗ 
führung in unſerem Leſerkreis bedarf es nicht mehr, denn ſchon längſt 
iſt es neben dem reichhaltigen Entſcheidungsteil unſerer ZW. zum 
unentbehrlichſten Hilfsmittel aller Theoretiker und Praktiker des 
neuen deutſchen Bauernrechtes geworden. Es berückſichtigt gleich⸗ 
mäßig alle ErbhGer. des Reiches, wobei natürlich Celle den größten 
Raum einnimmt. Aus allen Gebieten des RErbhofc᷑. find Entſchei⸗ 
dungen wiedergegeben. Jede iſt mit einer die Kernpunkte heraus⸗ 
ſtellenden Anmerkung eines bedeutenden Sachkenners verſehen. 

Die Fülle des Stoffes einerſeits und unſere Raumbeſchränkung 
andererſeits verbieten es, die jüngſten vier Lieferungen mit der glei⸗ 
chen Ausführlichkeit zu beſprechen wie die beiden erſten; ſie verbieten 
es insbeſondere, auf Einzelheiten überhaupt einzugehen. Eines aber 
muß offen ausgeſprochen werden: Die Zahl der Mitarbeiter iſt zu 
groß geworden. Die in unſerer erſten Beſprechung beſonders ge⸗ 
rühmte einheitliche Linie in den Anmerkungen droht zu ſchwinden. 
Es wäre eine reizvolle Aufgabe, an Beiſpielen die verſchiedenen, ſich 
deutlich zeigenden Gegenjäglichkeiten aufzuzeigen, welche die Anmer⸗ 
kungen oft ſogar in grundlegenden Fragen aufweiſen. Aus den oben 
angegebenen Gründen müſſen wir es uns verſagen. Die vielfältigen 
verſchiedenen Anſichten, die zum Ausdruck kommen, bieten gewiß 
eine ungeheuere und begrüßenswerte Fülle von Anregungen für den⸗ 
jenigen, der über genügend Zeit und Kenntniſſe verfügt, um ſich 
gründlich mit ihnen auseinanderzuſetzen. Dem vielbeſchäftigten Prak⸗ 
tiker aber erſchweren fie die Benützung des Werkes und laſſen ihn in 
manchem Falle da ratlos, wo er dringend des Rates bedarf. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß ſich die Praxis erſt dann feſtigen wird, wenn 
das NErbh®er. die wichtigſten grundſätzlichen Fragen als letzte In⸗ 
ſtanz entſchieden hat. Es iſt aber beſtimmt anzunehmen, daß es der 
Tatkraft der Herren Herausgeber ſchon vorher gelingen wird, wieder 
eine klare Richtung herbeizuführen und damit aufs beſte der Fort⸗ 
entwicklung des neuen Bauernrechtes zu dienen. 

Notar Schieck, Markt Grafing b. München. 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Auf 
Grund amtlichen Materials herausgegeben von Kurt Ehm, 
Senatspräſident des Kammergerichts i. R. Band 11. 
Verlag Franz Vahlen. Preis 7 KA, geb. 8,40 Kl.. 

Der neue — elfte — Banb der letztmalig JW. 1934, 682 be⸗ 
ſprochenen Sammlung hat an Umfang — leider auch im Preiſe — 
zugenommen. Er bringt 6 Beſchlüſſe des RG. (ein Beſchluß in 

Nachlaßſachen, die übrigen aus dem Grundbuch⸗ und Erbhofrecht) 

und 75 Beſchlüſſe der Landesgerichte: KG., OLG. Braunſchweig, 

Darmſtadt, Dresden, Hamburg, Karlsruhe, Obs. München und 

OLG. Stuttgart, denen jeweils ein Rechtsſatz vorangeſtellt iſt. 


19 Beſchlüſſe behandeln Vormundſchafts⸗ und Perſonen⸗ 
ſtandsſachen und Familienſtiftung, 4 Nachlaßſachen. Dem Handels⸗ 
und Vereinsregiſterrecht find 11 Beſchlüſſe entnommen, während 
die reſtlichen Grundbuchſachen betreffen. 

8 Entſcheidungen ſind aus dem Jahre 1932, 30 aus dem 
Jahre 1933, der Reſt aus dem Jahre 1934, bis Auguſt einſchließ⸗ 
lich. Die Entſcheidungen ſeit Auguſt 1933 (etwa 50) ſind nahezu 
ausnahmslos bereits in der JW. abgedruckt. L.] 


Dr. jur. Karl Lohmann: Kleine Staats bürgerkunde. Berlin 


1934. Verlag Langewort. Preis kart. 1,25 H. 


Es handelt ſich um eine recht verdienſtvolle Zuſammenſtel⸗ 
lung alles deſſen, was zum Gemeinſchaftsleben des 
deutſchen Volkes wichtig iſt, und deshalb durfte man keineswegs 
von „Staatsbürgerkunde“ ſprechen. Der Verf. ſtellt zwar den 
grundlegenden Unterſchied zwiſchen dem Staatsbürger früher und 
dem — hier ſtock ich ſchon: es gibt heute keine Volksgenoſſen, 
deren nationales, ſoziales, kulturelles, wirtſchaftliches Daſein aus 
einer Quelle „Staat“ erhalten wird. Der Staat des Dritten 
Reiches iſt Mittel zum Zweck, iſt Vollzugsorgan, iſt keinesfalls 
irgendein abſtraktes Ding an ſich. Der Verf. iſt ſichtlich — bei 
aller Erkenntnis der Sachlage — von dem einſtigen Übergewicht des 
Staates noch irgendwie beeindruckt. Wenn er S. 33 davon ſpricht, 
daß die NSDAP. „grundſätzlich in den Staat eingebaut“ ſei, 
dann iſt das eben aus dem Gefühl heraus geſchrieben, daß doch 
der Staat das Ganze, die Bewegung ein Teil von ihm ſei. — 
Im übrigen iſt das Werkchen ſehr zu begrüßen. In durchaus 
ſelbſtändiger Gedankenfolge find die hiſtoriſchen und entwicklungs- 
geſchichtlichen Grundlagen der deutſchen Volksgemeinſchaft her⸗ 
ausgearbeitet, die Ziele ſtark und deutlich betont, jedes unnütze 
Prophezeien taktvoll vermieden. 


Eingegangene Bücher 


Das neue Deutſche Reichsrecht. Hrsg. von Geh. Regg⸗ 
Hans Pfundtner, Staatsſekr. im RMd J., RA. Dr. Rein“ 
hard Neubert, Präſ. der Reichsrechtsanwaltskammer, unter Mit⸗ 
wirkung von Dr. F. A. Medicus, Min. im RMds. Lief. 25: 
123 Blatt Ergänzungen. Berlin. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 
Preis des einzelnen Ergänzungsblattes 0,04 K nebſt Poſtgebüͤhr. 


Die Steuergeſetze v. 16. Okt. 1934. Sämtlich C. H. Beckſche Ver⸗ 
lagsbuchh., München u. Berlin 1934: 

1. Die Steuergeſetze v. 16. Okt. 1934 einſchl. der Reichs⸗ 
abgabenordnung und des Erbſchaftſteuergeſetzes ſowie der Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz und zum Bürgerjteuer“ 
geſetz nebſt Einkommen⸗, Lohn⸗ und Bürgerſteuertabellen mit 
einer Einführung von Ernſt Kaemmel, OgegR. im R M. 
Textausgabe mit Sachverzeichnis. Preis in Leinen geb. 3,50 P. 

2. Einkommenſteuergeſetz, Bürgerſteuergeſetz und 
Körperſchaftſteuergeſetz v. 16. Okt. 1934 mit Ein⸗ 
kommen-, Lohn⸗ und Bürgerſteuertabellen, Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen zum BStG. und den das allgemeine Steuerrecht betreffen 
den Beſtimmungen des Steueranpaſſungsgeſetzes. Textausgabe mit 
Sachverzeichnis. Preis kart. 0,95 N.. 

3 Reichsabgabenordnung in der Faſſung v. 16. Okt. 
1934 nebſt Steueranpaſſungsgeſetz. Textausgabe mit Sachverzeich⸗ 
nis. Preis kart. 1,80 AM. 

4. Um ſatzſteuergeſetz v. 16. Okt. 1934 nebſt den Durchführungs⸗ 
beſtimmungen einſchl. der Ausgleichſtener und dem das allgemeine 
Steuerrecht betreffenden Teil des Steueranpaſſungsgeſetzes. Texl⸗ 
ausgabe mit Verweiſungen u. Sachverzeichnis. Preis kart. 1,10 RN. 

5. Vermögenſteuergeſetz, Neihsbewertungsgefeßr 
Bodenſchätzungsgeſetz v. 16. Okt. 1934, Erbſchaft⸗ 
ſteuergeſetz v. 22. Aug. 1925 u. 16. Okt. 1934 mit den das 
allgemeine Steuerrecht betr. Beſtimmungen des Steueranpaſſungs“ 
geſetzes. Textausgabe mit Sachverzeichnis. Preis kart. 1,20 al. 


Dr. jur. Otto Georg Schwarz, RR. in Leipzig, Mitglied der 
Akademie für Deutſches Recht: Corpus-juris⸗Schlüſſen 
Wörtliche Überſetzungen nebſt Vokabularium. 7. u. 8. Aufl. Berlin 
1935. Carl Heymanns Verlag. Preis 3,60 AM. 


Prof. Dr. Ottmar Bühler, Münſter: Die neuen Steuer- 
geſetze v. 16. Okt. 1934 mit Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen. (Sammlung deutſcher Geſetze, Nr. 163.) Textausgabe mit 
Einleitung, Einkommen- und Lohnſteuertabelle ſowie Sachregiſter, 
Fortführung der Textausgabe „Die geſamten Reichsſteuergeſetze 
ſowie „Preußiſche Steuergeſetze“. 7. Aufl. 1934. Mannheim, Berlin 
u. Leipzig 1934. Deutſches Druck⸗ und Verlagshaus GmbH. Preis 
in Leinen geb. 3,60 AM. 
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A. Ordentliche Gerichte 
Reichsgericht 


(ee Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgericht. — F Anmerkung.] 


a) Bivilfachen 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


I. Materielles Recht 


1. Art. 4, 78 WO; Art. 1ff., 70 Wechſel G.; 
Internationales Wechſelrecht. 

u, I. I. Die Verpflichtungen des Ausſtellers, 
Akzeptanten oder Indoſſanten aus dem gleichen 
Wechſel richten ſich im Zweifel nach dem Recht 
des für jeden geltenden Erfüllungsortes, 
können alſo materiellrechtlich verſchiedenen 

echten unterliegen. 

2. Es iſt jedoch auch im Wechſelrecht aner- 
kannt, daß ſich der Schuldner einem beſtimmten 
ausländiſchen Rechte ausdrücklich oder durch 
ſchlüſſige Handlungen unterwerfen kann. 
3. Dieſe Unterwerfung braucht nicht aus 
dem Wechſel ſelbſt hervorzugehen, es iſt viel⸗ 
mehr auch bei ſog. Skripturobligationen nach 
internationalem Privatrecht nicht nur eine aus⸗ 
drückliche, ſondern auch eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung über das maßgebliche Recht zu⸗ 
läſſig. Die Bezeichnung des maßgeblichen Rechts 
bort nicht zu den Angaben, die ſich aus der 

echſelurkunde ſelbſt ergeben müſſen. 

„„ II. Richtet ſich die Verjährung nach aus⸗ 
ändiſchem Recht, ſo wird nicht dadurch die An— 
wendung deutſchen Rechts herbeigeführt, daß 
die Verjährung dem ausländiſchen Prozeßrecht 
angehört und dieſes auf die lex fori verweiſt, 
s ſei denn, daß die Anwendung des ausländi- 
ſchen Rechts dem Zweck des deutſchen Geſetzes 
widerſpricht. 

Auch diejenigen ausländiſchen Vorſchriften, 
die die Verjährung als Prozeßvorſchriften be⸗ 
zandeln, und deren Gerichte fie deshalb ſtets 
anwenden, haben einen materiellrechtlichen In- 
halt, der in ſeinen Wirkungen dem ſachlich⸗ 
ſach tlichen Inſtitut der Verjährung nach deut- 
chem Recht im Sinne des Zwiſchenrechtes gleich- 
zommt. Dann find auch die ausländiſchen Ver⸗ 
lährungsvorſchriften und Verjährungsfriſten 
nzuwenden. 

5 J. Das BG. nimmt an, daß auf Grund Parteiverein⸗ 
derung ſowohl für die Verpflichtungen des Akzeptanten wie 
ges bekl. Indoſſanten engliſches Recht anzuwenden fei. 
tach dieſem betrage die Verjährungsfriſt ſechs Jahre. Die 
mrede der Verjährung, die der Bekl. damit begründet hatte, 
* er zur Zeit der Abgabe ſeines Giros ſeinen Wohnſitz 
A Berlin gehabt habe, und daß nach deutſchem Recht (8 78 
58 die Verjährungsfriſt abgelaufen ſei, könne ſomit nicht 

rchbringen. 

N 1. Die gegen die Anwendung engliſchen Rechtes auf die 
werpflichtungen aus dem Giro des Bekl. erhobenen Einwen⸗ 
hängen find nicht begründet. Grundſätzlich iſt von der Selb⸗ 
ſendigkeit der einzelnen Wechſelverpflichtungen auszugehen. 
Yr können alfo die Verpflichtungen des Ausſtellers, des 
medebtanten oder des Indoſſanten aus dem gleichen Wechſel 
Zweriellrechtlich verſchiedenen Rechten unterliegen. Im 
Fweifel richtet ſich die Verpflichtung des einzelnen nach dem 
echte des für ihn geltenden Erfüllungsortes, der ſich auch 
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aus den Umſtänden ergeben kann, und ſich nach ſeinem 
Wohnſitze zur Zeit der Übernahme der Verpflichtung be⸗ 
ſtimmt (RG. 24, 115). 

2. Es iſt jedoch auch im Wechſelrecht anerkannt, daß 
ſich der Schuldner einem beſtimmten ausländiſchen Rechte 
ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen unterwerfen 
kann. Das BG. kommt zu dem Ergebnis, daß ſich die Akzep⸗ 
tantin und der Bekl. als Indoſſant dem engliſchen Rechte 
unterworfen haben. Es hält für ausſchlaggebend, welcher 
Zweck mit der Ausſtellung der Akzepte und Giros verfolgt 
wurde. Die Akzeptantin habe Geld gebraucht. Zu dieſem 
Zwecke ſeien Wechſelblankette, die nur den Akzeptvermerk 
der „Multiply“ und das Blankogiro des Bekl. enthielten, 
an die „Northern“ geſandt worden, um zu ſehen, ob die 
Akzepte dort unterzubringen ſeien. Zur Krediterleichterung 
habe der Bekl. ſein Giro gegeben. In der Überſendung an die 
Ausſtellerin, die in einem vom Bekl. unterzeichneten Schrei⸗ 
ben der Akzeptantin erfolgte, liege gleichzeitig der Auftrag 
ſeitens der Akzeptantin und des Bekl., die noch fehlende Aus⸗ 
füllung des Wechſels vorzunehmen. In dem an die Aus⸗ 
ſtellerin erteilten Auftrag zur weiteren Ausfüllung der 
Wechſel liege auch die Befugnis zur Hinzufügung des 
Domizilvermerks. Die Beſt. Londons als Zahlungsort ent⸗ 
ſpreche auch der Tatſache, daß ein Geldgeber in London ge» 
ſucht wurde, dem naturgemäß daran liegen mußte, daß die 
Wechſel in London zahlbar gemacht würden. Aus dieſen Um⸗ 
ſtänden, insbeſ. auch aus der Verwendung engliſcher Formu⸗ 
lare, ausgefüllt in engliſcher Sprache und auf engliſche 
Währung lautend, ergebe ſich, daß die Akzeptantin und der 
Bekl. ſich dem engliſchen Rechte unterwerfen wollten. Hinzu 
komme ferner, daß die Verwertung der Wechſel auf Eng⸗ 
land beſchränkt ſein ſollte. Für eine Verwertung außerhalb 
Englands ſei vom Bekl. nichts dargelegt. Der Bekl. habe ge⸗ 
meinſam mit der Akzeptantin mittels der Blankette ſchnell 
einen Geldgeber geſucht, deſſen Bereitwilligkeit nicht durch 
Anwendbarkeit eines ihm fremden Rechtes gehemmt werden 
ſollte. Dieſe Ausführungen des BG. laſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Aus den vom BG. hervorgehobenen 
Tatumſtänden, dem mit dem Geſchäft verbundenen Zweck der 
Blankoakzepte und Giros, dem Zuſammenwirken der Akzep⸗ 
tantin und des Bekl. zur Erreichung dieſes Zieles, dem 
Streben, gerade in England auf die auszufüllenden Akzepte 
Geld zu bekommen und der dieſes Ziel fördernden Einrich⸗ 
tung der Wechſel durch Bet. eines engliſchen Zahlungs- 
ortes i. Verb. m. Verwendung engliſcher Formulare, eng⸗ 
liſcher Sprache und engliſcher Währung, konnte die Erklärung 
des Willens der ihre Unterſchrift Gebenden, ſich dem eng⸗ 
liſchen Recht zu unterwerfen, gefunden werden. 


3. Die Rſpr. hat angenommen, daß nach inter⸗ 
nationalem Privatrecht nicht nur eine ausdrückliche, ſondern 
auch eine aus den Umſtänden zu entnehmende — ſtill⸗ 


ſchweigende — Vereinbarung über das maßgebende Recht zu⸗ 
läſſig iſt, und daß auch bei ſog. Skripturobligationen — für 
die die Verbriefung des Rechtes in einer Urkunde entſchei⸗ 
dend iſt — es genügt, daß aus einzelnen Beſt. der Willens⸗ 
erklärung ſich indirekt der Unterwerfungswille ergibt (vgl. 
RG. 126, 196 [201] 1) i. Verb. m. RG. 118, 370 [3711 0) 
(öſterr. Eiſenbahnſchuldverſchreibungen). Jedenfalls mußte es 
ausreichen, wenn ſich aus der Urkunde i. Verb. m. anderen 
Tatſachen, die zur Erläuterung herangezogen werden können, 
der Unterwerfungswille ergibt, fo wie die Rſpr. auch bei der 
Auslegung von für die Allgemeinheit beſtimmten Satzungen 
der AktG. und anderen juriſtiſchen Perſonen zwar daran feſt⸗ 
gehalten hat, daß ſich der Inhalt aus der Satzung ergeben 
müſſe, daß aber in Anwendung der allgemeinen Auslegungs⸗ 
regeln der 88133, 157 BGB. auch andere Tatſachen unter⸗ 
ſtützend herangezogen werden können (vgl. z. B. RG. 140, 
303 [306]3)). Da es im Wechſelverkehr nicht üblich iſt, die 
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Unterwerfung unter ein beſtimmtes Recht ausdrücklich im 
Wechſel zu erklären, etwa durch den Zuſatz „nach engliſchem 
Recht“, ſo müſſen neben dem Geſamtinhalt des Wechſels 
immer die weiteren tatſächlichen Umſtände des Falles zur 
Auslegung mit herangezogen werden. Die Bezeichnung des 
maßgebenden Rechts gehört auch nicht zu den Angaben, die 
ſich aus der Wechſelurkunde ſelbſt ergeben müſſen (Art. 4 
WO .). Im vorl. Falle genügte die Verwendung des eng⸗ 
liſchen Formulars, der engliſchen Sprache, der engliſchen 
Währung, des engliſchen Ausſtellungsortes und des Zah⸗ 
lungsortes, die ſämtlich aus der Urkunde ſelbſt erſichtlich ſind, 
und die der Bekl. auf Grund der durch Abgabe ſeiner 
Blankounterſchrift erteilten Ermächtigung zur Ausfüllung 
des Blanketts gegen ſich gelten laſſen muß, i. Verb. m. der 
Tatſache, daß die Wechſel von einer engliſchen Firma der 
Kl. in England zur Diskontierung vorgelegt wurden, zur An⸗ 
nahme des Unterwerfungswillens. 

Es fehlt auch nicht an der Annahme des Vertrags⸗ 
angebots, daß das engliſche Recht maßgebend ſein ſollte. 
Die Annahme des Angebots lag in der Ausfüllung des 
Wechſels durch den Ausſteller, ſpäteſtens aber in der An⸗ 
nahme des Wechſels durch den Diskontgeber. Unterlagen die 
Verpflichtungen des Bekl. einmal dem engliſchen Recht, ſo 
galt dies übrigens auch für einen ſpäteren Inhaber des 
Wechſels, der die ſich daraus ergebenden Rechte mindeſtens 
ſo erwarb, wie ſie bei ſeinem Erwerbe beſtanden. 

Lag in der Überſendung der Wechſelblankette die Er⸗ 
mächtigung, ſie auszufüllen und zu diskontieren, ſo genügte 
es, daß die Empfängerin von dieſer Ermächtigung Gebrauch 
machte. 

Der Bekl. hat ſich nicht nur mit Ausfüllung der Wechſel, 
ſondern auch mit der Anbringung des Domizilvermerkes 
durch die Überſendung der Blankette einverſtanden erklärt. 
Die Erteilung der Ermächtigung erklärt ſich ohne weiteres 
aus dem Zweck, durch Diskontierung der Wechſel in London 
Geld zu beſchaffen. Selbſt wenn der Umlauf der Wechfel 
nicht dauernd auf England beſchränkt ſein ſollte, iſt die An⸗ 
bringung des Domizils London — wie auch die Unter⸗ 
werfung unter engliſches Recht — durchaus naheliegend, 
wenn nur die erſte Erwerberin der Wechſel und damit die 
Geldgeberin — wie es tatſächlich der Fall war — eine in 
London anſäſſige Bank war. 

Hatte hiernach Zahlung in London zu erfolgen, und iſt 
engliſches Recht anwendbar, ſo hatte die Vorzeigung der 
Wechſel am Fälligkeitstage in London zu erfolgen — was 
geſchehen iſt —, und es beſtimmte ſich nach engliſchem Recht, 
was im Falle der Nichtzahlung zur Wahrung der Wechſel⸗ 
rechte gegen den Indoſſanten zu geſchehen hatte. Daß nach 
engliſchem Recht eine Proteſterhebung nicht, wohl aber die 
ſog. Notifikation, alſo die unverzügliche Benachrichtigung des 
Regreßpflichtigen von der Nichteinlöſung erforderlich war, 
und daß die rechtzeitige Abſendung der Anzeige — was er⸗ 
folgt iſt — genügte, iſt unbeſtritten. 

II. Das BG. kommt mit der Erwägung, daß das eng⸗ 
liſche Recht Anwendung finde, und daß nach dieſem die Ver⸗ 
jährungsfriſt 6 Jahre betrage, zu dem Schluſſe, daß der 
eingekl. Anſpruch nicht verjährt ſei. Es nimmt dabei nicht 
Stellung zu der Frage, ob nicht trotzdem die Verjährung 
von dem deutſchen Richter nach deutſchem Recht zu be⸗ 
urteilen iſt, wenn das im allgemeinen auf das Rechtsver⸗ 
hältnis anwendbare ausländiſche Recht die Verjährung nicht 
als Einwendung aus dem ſachlichen Recht, ſondern als ſolche 
aus dem Prozeßrecht anſieht, das für den deutſchen Richter 
nicht bindend iſt. 

Unzweifelhaft wird nach der engliſchen und amerikaniſchen 
Rechtslehre die Verjährung als Einrichtung des Prozeſſes 
angeſehen und deshalb die Verjährung einer Klage von den 
Gerichten dieſer Staaten ſtets nach der lex kori beurteilt 
(vgl. Frankenſtein, Int. Privatrecht Bd. I S. 276, 295; 
Walker, Int. Privatrecht S. 284). Jusbeſ. ſteht auch die 
engliſche Rſpr. auf dieſem Boden. So hat noch in neueſter 
Zeit ein engliſches Urteil, Kings B. v. 2. Nov. 1933: Bank⸗ 
Arch. XXXIII, 1933, 151 ff. gegenüber einem Auſpruch aus 
einem in Deutſchland ausgeſtellten, auf eine deutſche Firma 
gezogenen, in Berlin zahlbaren, nach Belgien weitergegebenen, 
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aber in England eingekl. Wechſel die Einrede der Verjährung 
aus dem deutſchen Recht verworfen. Nach engliſchem Recht 
gehörten die Verjährungsvorſchriften zu den Prozeß vor⸗ 
ſchriften. Der engliſche Richter könne nur engliſche Prozeßvor⸗ 
ſchriften anwenden; nach den engliſchen Vorſchriften ſei die 
Klage noch nicht verjährt. Vgl. auch die von Lewald: JW. 
1926, 2815 beſprochene Entſch. 2263 des deutſch⸗engliſchen 
Gem. Schiedsgerichts, die davon ausgeht, daß das materielle 
engliſche Recht keine Verjährungsvorſchriften enthalte, da die 
Verjährungseinrede ein reines Prozeßinſtitut ſei. RG. 2, 13 
geht davon aus, daß nach dem in Neuyork geltenden Recht, 
nach dem der Anſpruch aus dem dort ausgeſtellten und 
zahlbaren Wechſel materiellrechtlich zu beurteilen ſei, An⸗ 
ſprüche aus Wechſeln in 6 Jahren verjähren, und daß dieſe 
Friſt noch nicht abgelaufen ſei. Nach dem am Sitze des LG. 
Hamburg geltenden Recht ſei die Klageverjährung nicht als 
Inſtitut des Prozeſſes, ſondern des materiellen Rechts auf⸗ 
zufaſſen. Die Klageforderung unterliege daher der in Neuyork 
geltenden ſechsjährigen Verjährung. Die Nichtanwendung des 
deutſchen Rechts ſei auch dann gerechtfertigt, wenn nach dem 
in Neuyork geltenden Rechte reſpektive der dort herrſchenden 
Doktrin die Klageverjährung als ein prozeſſuales Inſtitut 
betrachtet werde. Denn das dürfe den deutſchen Richter nicht 
veranlaſſen, das deutſche Verjährungsgeſetz auf eine Forde⸗ 
rung anzuwenden, welche demſelben nach den Grundſätzen 
des deutſchen Rechts nicht unterliegt. Wenn der deutſche 
Richter dieſe letzteren (gemeint find die Grundſätze über An⸗ 
wendung fremden Rechkes) anwende, mache er ſich einer un 
zuläffigen Anwendung ausländiſchen Prozeß rechts nicht 
ſchuldig. Übrigens ſei es auch unbegründet, die Klagever⸗ 
jährung in ſolchen Rechtsgebieten, wo ſie ohne Rückſicht auf 
den Sitz der Obligation (den das RG. damals für die Frage, 
welches ausländiſche Recht materiell anwendbar iſt, für 
maßgebend hielt) ſtets nach dem am Prozeßort geltenden 
Rechte beurteilt wird, ſchon deshalb als ein prozeſſuales 
Inſtitut anzuſehen; denn dieſer Grundſatz ſei vielmehr eine 
Konſequenz der über die ſog. Kolliſion der Statuten gelten? 
den Anſchauung. 

In RG. 7, 21 Stand zur Entſch. eine Forderung aus 
einem Wechſel, die ſachlich-rechtlich nach dem Rechte des 
Staates Tenneſee (nordam. Union) zu beurteilen und nach 
dieſem Rechte noch nicht verjährt war. Der Senat lehnte 
die Anwendung der dreijährigen Verjährung nach Art. 100 
WO. ab. Denn die Verjährung der Forderungen liege nicht 
an ſich in der rechtlichen Natur derſelben, ſondern gehöre dem 
poſitivem Rechte an und die desfallſigen Beſt. des deutſchen 
Rechtes ſeien weder prozeſſualer Natur noch ſonſtwie al! 
Vorſchr. von abſolutem Charakter zu betrachten. Der deutſche 
Richter habe daher das einheimiſche Verjährungsrecht nun 
auf ſolche Forderungen anzuwenden, welche dem materiellen 
deutſchen Rechte überhaupt unterliegen. Sollten die Ber 
jährungsgeſetze des Staates Tenneſee lediglich prozeſſualer 
Natur fein, fo würde hieraus zwar folgen, daß nach amel 
kaniſchem Recht nur die Klagbarkeit der Forderungen durch 
prozeſſuale Vorſchr. zeitlich beſchränkt iſt, die Forderungen 
ſelbſt aber, ungeachtet des Ablaufs der Verjährungszeit, un 
verändert fortbeſtehen, materiell alſo einer Verjährung üben 
haupt nicht unterliegen. Daraus ergebe ſich aber für den 
deutſchen Richter, für welchen die Verjährung ein Juſtien 
des materiellen Rechtes iſt, nicht etwa die Konſequenz 
Anwendbarkeit der für Forderungen, welche ihren Sitz * 
Orte des Prozeßgerichts haben, geltenden Verjährungs zel 
ſondern vielmehr die Verwerflichkeit der Einrede der wi 
jährung, da die für die Gerichte in Tenneſee beftehen 
prozeſſuale Beft. für die deutſchen Gerichte nicht eriſten⸗ 
während andererſeits die materiellrechtliche deutſche Ba 
jährung ſich nicht auf die hier fraglichen Forderungen bezie . 

Dieſe beiden Entſch. des 1. ZivSen. werden vom Schrei 
tum als unrichtig bezeichnet, insbeſ. wenn die letztgenaumme 
dahin zu verſtehen iſt, daß der deutſche Richter eine * 
jährung überhaupt ablehnt (vgl. Frankenſtein aa. 
S. 276, 595; Kahn: Iherings J. 30, 1 ff. 120]; Nuß, 
baum, Int. Privatrecht S. 47, 49; vgl. auch Michaele 
WO. S. 398; QOnaſſowski⸗Albrecht, Wecfel®. S 
A. 3). Der jetzt erk. Sen. ift an dieſe Entſch. nicht gebunden 
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ſprüche kenne, die der Verjährung entzogen ſeien; die Ver⸗ 
lährung ſolle nicht nur dem Vorteil des einzelnen Schuldners, 
londern dem Rechtsfrieden und der Rechtsſicherheit dienen. 
Pleran anknüpfend hat die obengenannte Entſch. des Gem⸗ 
SH&H., die auf den dort zu entſcheidenden Fall materiell 
engliſches Recht, aber nach den beſonderen Beſt. des die 
gemiſchten Gerichte ſchaffenden VV. die deutſchen Kolliſions⸗ 
normen anzuwenden hatte, entſchieden, daß die deutſchen. 
erjährungsfriſten der deutſchen WO. anwendbar ſeien 
kogl. hierzu Kahn: JW. 1927, 2282). Die Folge, daß ein⸗ 
ſach die kurzen Verjährungsfriſten des deutſchen Rechts an⸗ 
dawenden find, ergibt ſich aber keineswegs aus RG. 106, 
53, Dieſe ftellt nur den Grundſatz auf, daß es gegen den 
Zweck des deutſchen Geſetzes verſtoße, wenn das ausländiſche 
eſetz überhaupt keinen der Verjährung entſprechenden Rechts- 
behelf kennt. Denn es lehnt die Auwendung der deutſchen 
erjährungsfriſten, und zwar der kurzen Friſten der 88 196, 
107 BGB. ab. Nachdem das BG. diejenige Einzelvorſchrift 
3 ſchweizer Rechts, die an ſich maßgebend geweſen wäre, 
auf Grund des Art. 30 CG BGB. für unanwendbar erklärt 
abe, habe es ſich in erfter Linie die Frage vorlegen müffen, 
ud mit der Ausſchaltung der zunächſt maßgebenden Einzel⸗ 
vorſchrift zugleich die Maßgeblichkeit des ſchweizer Rechts im 
allgemeinen beſeitigt und nicht vielmehr die Ausfüllung der 
entſtehenden Lücke wiederum dem ſchweizer Rechte zu ent⸗ 
nehmen ſei. Erſt wenn das BG. finde, daß die Lücke nicht 
aus dem ſchweizer Recht ergänzt werden könne, dürfe er 
deutſches Recht zur Anwendung bringen. Auch dann ſei es 
aber verpflichtet, innerhalb der deutſchen Beſt. diejenige Einzel⸗ 
drſchrift zu ermitteln, die dem Rechtsgedanken des fremden 
kechts am nächſten kommt. 


N Zu einem richtigen, auch dem Zwecke des internationalen 
Rochts, daß der Schuldner möglichſt weitgehend nach dem 
echte beurteilt werden ſoll, dem er ſich unterworfen hat, 
ra dem er nach allgemeinen Grundſätzen unterworfen ift, 
zd man kommen, wenn man bei der Frage der Verjährung 
einheitlich von dem Begriffe dieſer Rechtseinrichtung nach 
eutſchem Rechte ausgeht und nicht deshalb von der An⸗ 
endung des fremden Verjährungsrechts abſieht, weil die 
1 Jährung fi) nach der juriſtiſchen Konſtruktion des aus⸗ 
udiſchen Rechts als Prozeßeinrichtung darſtellt. Auf dieſem 
kandpunkt ſteht auch der engliſche Richter in der oben⸗ 
anannten Entſch., indem er die Verjährungsbeſtimmungen 
10 ſeinem Rechtsſyſtem ausgehend immer als Prozeßvor⸗ 
nt behandelt, auch wenn das an ſich anzuwendende fremde 
nt die Verjährung als Einrichtung des fachlichen Rechts 
uſteht. Denn der erk. Richter kann auch bei Anwendung 


der Kolliſionsnormen immer nur von den eigenen Rechts⸗ 
begriffen (3. B. Ehe) ausgehen, und ſo die Kolliſionsnorm 
ermitteln. Aber auch abgeſehen davon, iſt die Verjährung 
nach deutſchem und engliſchem Recht, trotz der verſchiedenen 
Konſtruktion, ihrem Weſen und Zweck nach dort verwandt. 
In beiden Rechten haben die Verjährungseinreden teils 
prozeſſuale, teils fachlich-rechtliche Bedeutung. Wenn auch 
die deutſchen Verjährungsvorſchriften dem ſachlichen Rechte 
angehören, und der Ablauf der Verjährungsfriſt ein Leiſtungs⸗ 
verweigerungsrecht erzeugt, fo dienen fie doch in der Haupt⸗ 
ſache ebenſo wie die engliſchen der Abwehr des vom Kl. be⸗ 
gehrten Rechtsſchutzes, gegründet auf die Nichtverfolgung 
des klägeriſchen Anſpruchs innerhalb einer beſtimmten Zeit. 
Hemmung und Unterbrechung der Verjährung ſind auch im 
deutſchen Recht zum Teil an prozeßrechtliche Tatbeſtände ge⸗ 
knüpft (Stillſtand der Rechtspflege, gerichtliche Geltend⸗ 
machung). Die Verjährung iſt auch im deutſchen Recht nicht 
mit anderen ſachlich-rechtlichen Einwendungen zu vergleichen, 
wie z. B. der Aufrechnung, die das Recht zum Erlöſchen 
bringt. Andererſeits wirkt die Verſagung des Rechtsſchutzes 
durch das engliſch⸗amerikaniſche Recht wegen Untätigkeit des 
Gläubigers im Ergebnis als Beſchränkung ſeines ſachlichen 
Rechtes ebenſo wie das Leiſtungsverweigerungsrecht des 
8222 BGB. Andererſeits wird auch dort, wo die Ver⸗ 
jährung als Prozeßeinrichtung angeſehen wird, ähnlich wie 
im deutſchen Rechte eine Unterbrechung oder Hemmung der 
Verjährung zugeſtanden, wenn der Verfolgung des An⸗ 
ſpruchs Hinderniſſe entgegenſtehen (vgl. RG. 7, 22, nach der 
nach amerikaniſchem Recht die Verjährung unterbrochen wird, 
wenn der Schuldner ſich außerhalb des amerikaniſchen Staates 
begibt). 

Hiernach iſt mit Kahn a. a. O. (ſ. auch Raiſer, Die 
Wirkungen der Wechſelerklärungen im internationalen Recht 
S. 69) davon auszugehen, daß auch diejenigen Vorſchr. des 
Auslandes, die die Verjährung als Prozeßvorſchriften be⸗ 
handeln und deren Gerichte ſie deshalb ſtets anwenden, doch 
auch einen materiellrechtlichen Inhalt haben, der in ſeinen 
Wirkungen dem ſachlich⸗rechtlichen Inſtitut der Verjährung 
nach deutſchem Rechte i. S. des Zwiſchenrechts gleichkommt. 
Dann beſteht aber kein Hindernis, auch die ausländiſchen 
Verjährungsvorſchriften, namentlich auch die Verjährungs⸗ 
friſten anzuwenden. Dann iſt aber der hier geltend gemachte 
Anſpruch nicht verjährt. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch die 
vom 1. Ziv Sen. nach Einführung des neuen Rechts erlaſſene 
Entſch. JW. 1911, 148). 

(U. v. 6. Juli 1934; II 102/34. — Berlin.) 
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2. 848 Abi. 2 Aufw G.; § 77 Durchf VO. vom 
29. Nov. 1925. Die den Hypothekenbanken ein- 
geräumte Befugnis, von allen in die Teilungs⸗ 
maſſe fließenden Eingängen vorweg 8% als 
Verwaltungskoſtenbeitrag zu beanſpruchen, 
hindert ſie einerſeits, höhere Verwaltungs⸗ 
koſten zu berechnen, befreit fie aber anderer⸗ 
ſeits von der Verpflichtung, die tatſächlich auf⸗ 
gewendeten Verwaltungskoſten zu belegen. Der 
im Geſetz gebrauchte Ausdruck „Beitrag“ zu den 
Verwaltungs koſten darf nicht zu einer anderen 
Auslegung verführen. f) 

(U. v. 20. Sept. 1934; IV 149/34. — Berlin.) [K.] 


Abgedr. ZW. 1934, 29051. 


Zu 2. Die vorſtehende Entfch. ſcheint auf den erſten Blick fo 
einleuchtend zu ſein, daß ſich jede Kritik erübrigt. Es ſteht ohne 
weiteres feſt, daß das Aufw®. in 8 48 Abſ. 2 ſagt: „Von der Tei⸗ 
lungsmaſſe iſt nach näherer Beſt. der Reichsregierung ... ein Bei⸗ 
trag zu den Verwaltungskoſten abzuziehen, der 10% der Teilungs⸗ 
maſſe nicht überſchreiten darf“, und daß die DurchfVo. der Reichs⸗ 
regierung v. 29. Nov. 1925 in Art. 77 beſtimmt: „Die Hypotheken⸗ 
bank iſt berechtigt, von allen in die Teilungsmaſſe fließenden Ein⸗ 
gängen vorweg 8% als Verwaltungskoſtenbeitrag in Anſpruch zu 
nehmen.“ Es iſt auch ſicher richtig, daß die Regierung damit beab⸗ 
ſichtigt hat, die Verwaltungskoſten gleichmäßig für alle Banken, ohne 
Rückſicht auf die der einzelnen Bank talſächlich entſtehende Höhe, 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


**3, 88 105, 139, 812 BG B., 88 125, 126, 128 HG B. 

I. Die Beſtellung einer Grundſchuld bildet 
mit dem ihr zugrunde liegenden Kreditabkom⸗ 
men kein einheitliches Rechtsgeſchäft i. S. des 
§ 139 BGB. und wird daher von der Nichtigkeit 
des letzteren nicht ergriffen. 

II. Iſt die Forderung, die den Rechtsgrund 
für die Beſtellung der Grundſchuld dienen ſollte, 
nicht zur Entſtehung gelangt, ſo beſteht ein 
ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Beſeitigung der 
Grundſchuld aus dem Grundrechtsgeſchäft oder 
gem. § 812 ff. BGB. 

III. Der im Recht der Kapitalgeſellſchaften 
ausdrücklich feſtgelegte Rechtsgedanke, daß der 
Rechtsſchein überall da, wo er im Geſchäfts⸗ 
verkehr nach außen in einer Weiſe und mit dem 
Anſpruch, daß Dritte darauf vertrauen ſollen, 
hervortritt, rechtlich dieſelben Wirkungen aus⸗ 
löſt wie die Rechtswirklichkeit, muß auch für 
Perſonalgeſellſchaften Geltung haben. Der Ge⸗ 
ſellſchafter einer wegen Geſchäftsunfähigkeit 
eines anderen Geſellſchafters unwirkſamen Ge⸗ 
ſellſchaft kann ſich daher Dritten gegenüber 
nicht auf die Nichtigkeit des Geſellſchaftsver⸗ 
trages berufen. Schließt aber der geſchäftsun⸗ 
fähige Geſellſchafter Verträge mit Dritten ab, 
ſo haftet der andere Geſellſchafter nicht, es ſei 
And Ari, c TTT 
feſtzuſetzen. Endlich kann man nicht beſtreiten, daß die Reichsregie⸗ 
rung gegenüber daraus fließenden Unbilligkeiten heute noch die 
Möglichkeit einer Abhilſe auf dem Wege von 8 48 Abſ. 1 Ziff. 3 und 
von 8 50 Aufi, ſowie von Art. 76 DurchfVO. hat. 

Trotzdem führt gerade die hiſtoriſche Darlegung über das Zu⸗ 
ſtandekommen der Beſt., worauf ſich die Entfch. ftübt, zu Zweifeln. 
Wie das RG. ausführt, iſt man nämlich bei dem Entw. der Beſt. 
davon ausgegangen, daß zu den Verwaltungskoſten ein „Beitrag“ 
von der Teilungsmaſſe abzuziehen ſei. Bei den i. J. 1924 in wirt⸗ 
schaftlichen Fragen herrſchenden Irrungen und Wirrungen — man 
war bekanntlich ſoeben von der Friedensmarkpſychoſe in die Gold⸗ 
markpſychoſe geraten und hatte jeglichen Überblick über die tatſäch⸗ 
lichen Werte verloren — hatte die 3. DurchfVO. z. III. StNot BO. 
den Banken nicht weniger als 20% aller in die Teilungsmaſſe flie⸗ 
ßenden Eingänge zugeſprochen; im Reichstagsausſchuß wollte man 
auf den 4. Teil hinuntergehen; im RWiM. wiederum behauptete man, 
daß mehr als das Doppelte letzteren Betrages, nämlich 12%, nicht 
zuviel ſeien; das Aufwch. v. 16. Juli 1925 wählte als Höchſtgrenze 
den goldenen Mittelweg von 10%; die DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 
beſtimmte ſchließlich als feſten Betrag 8%. 

Schon die vorſtehende Darlegung des NG. zeigt einerſeits eine 
völlige Unklarheit über die takſächlichen Verwaltungsunkoſten, ander⸗ 
ſeits den feſten Willen, nur einen Teil davon der Teilungsmaſſe zu 
belaſten. Noch deutlicher wäre beides zutage getreten, hätte das RG. 
die hiſtoriſche Entwicklung weiter verfolgt. In Sachſen hat man auf 
Grund von Art. 94 Abſ. 2 DurchfVO. ſowie der Reichs VO. v. 20. Jan. 
1926 durch Landes“ O. v. 10. Febr. 1926 die Hypothekenbanken nur 
ermächtigt, von den in die Deckungs⸗ oder Teilungsmaſſe fließenden 
Kapitalien 5% als Verwaltungs koſtenbeitrag in Anſpruch zu neh⸗ 
men. Durch die VO. v. 21. Okt. 1927 hat man ſogar den Verwal⸗ 
tungskoſtenbeitrag bei Aufwertung durch Ausgabe von Goldpfand⸗ 
briefen auf 3% ermäßigt, nachdem die ſächſiſchen Hypothekenbanken 
erklärt hatten, daß ihre Aufwertungskoſten 3¾ % betrügen. Wenn 
man nun auch annehmen ſollte, daß man in Sachſen heller denkt und 
ſparſamer wirtſchaftet als in Berlin, ſo beweiſt doch die Berechnung 
der Verwaltungskoſten durch die ſächſiſchen Hypothekenbanken mit 
33/,%, daß der von der Reichsregierung feſtgeſtellte Satz von 80% 
niemals ein „Beitrag“, alſo Teilbetrag, geweſen ſein kann. Die 
Reichsregierung hat alſo auf Grund unrichtiger Berechnung des 
RWi M., mag dieſe nun auf den Wirren der beginnenden Feſtmark 
oder auf Fahrläſſigkeit oder ſogar ſubjektiver Berichterſtattung inter⸗ 
eſſierter Kreiſe beruhen, in ihrer „näheren Beſtimmung! die ihr durch 
das NGef. erteilte Zuftändigkeit, einen Beitrag feſtzuſetzen, überſchrit⸗ 
ten. Unmöglich kann man dem RG. folgen, wenn es — übrigens 
ohne Begr. — in dem Worte „Beitrag“ nur einen „ſprachlich gram⸗ 
matikaliſchen Ausdruck“ des Geſetzes ſieht; der Ausdruck iſt vielmehr 
nach der ganzen Entwicklung ſein „leitender Gedanke“; nur inner⸗ 
halb dieſes Rahmens ſollte die getroffene einheitliche Regelung die 
Verſchiedenheit der Bemeſſung des Beitrages vermeiden. Nur inner⸗ 
halb dieſes Rahmens alſo konnte die Reichsregierung auf Grund von 
5 48 Abſ. 2 Aufiv®. eine „nähere Belt.” treffen, wie das Art. 77 
DurchfVO. getan hat, ähnlich wie nach 8 58 Nr. 11 Aufiv®. die ober⸗ 
ſten Landesbehörden bei den Sparkaſſen Grundſätze für die Gewährung 


denn, daß auch er den Vertrag unterſchrieben 
hat und auch allein vertretungsberechtigt if. 
8139 BGB. findet inſoweit keine Anwendung. f) 

I. Die ſtreitige Grundſchuld bezweckte die Sicherung der 
Anſprüche, welche der N.⸗Bank, deren Geſamtrechtsnachfolgerin 
die Bekl. zufolge der ohne Liquidation erfolgten Vollver⸗ 
ſchmelzung geworden iſt, erwuchſen aus Krediten an die OG. 
H. u. F., deren Teilhaber H. u. F. ſein ſollten. H. war in⸗ 
deſſen zur Zeit der Errichtung der OHG. und des Abſchluſſes 
des Kreditabkommens mit der Rechtsvorgängerin der Betl. 
geiſteskrank i. S. des 8 104 Nr. 2 BGB. und iſt dies auch 
ſernerhin geblieben. Es war daher zum Abſchluß eines gül⸗ 
tigen Geſellſchaftsvertrags zwiſchen H. u. F. und damit zur 
Begründung einer OHG. nicht gekommen und hieran war 
weder durch die Eröffnung des Geſchäftsbetriebs, noch durch 
die Eintragung der Geſellſchaft im Handelsregiſter etwas ge⸗ 
ändert worden. War ferner das Kreditabkommen auch ſelbſt 
nichtig, ſo war die Beſtellung der Grundſchuld ſelbſt nicht der 
Nichtigkeit verfallen, weil es an einem Zuſammenhang beider 
Rechtsgeſchäfte — des Kreditabkommens und der Grundſchuld⸗ 
beſtellung — i. S. von 8 139 BGB. hier fehlte. Die Grund⸗ 
ſchuld bezweckte die Sicherung der oder gewiſſer aus dem 
Kreditabkommen entſpringender Forderungen der Bekl. gegen 
die angebliche OHG. Die Grundſchuld als ſolche war und 
iſt in ihrem Rechtsbeſtand unabhängig von dem Beſtehen der 
zu ſichernden Forderung und nicht etwa ſchon deswegen nich⸗ 
tig oder unwirkſam, weil letztere nicht beſtünde. Endlich gilt 


2 Bu er che. r...... — . 


und Bemeſſung eines Beitrages zu den Verwaltungskoſten vorſchrei 
ben konnten und nach 8 60 Abſ. 2 zur Aufwertung von Verſiche 
rungsanſprüchen Beiträge aus dem Vermögen des Schuldners 8 
leiſten waren. Wenn alſo feſtgeſtellt werden ſollte, daß der von per 
DurhfVD. zugebilligte Progentfag keinen Beitrag i. S. des Geſeßes 
bildet, fo entfällt damit die Grundlage der DurchfVO. h 

Die Prüfung dieſer Frage hat das RG. unterlaſſen. Sie wäre 
von erheblicher Bedeutung geweſen; denn wenn die DurchfVO. rechts 
unwirkſam ſein ſollte, ſo müßte die Rev. erfolgreich ſein, und dan 
entfiele die Frage, ob eine Geſetzesänderung grundſätzlich in Betra ht 
Kommt, wofür das RG. den Kl. bzw. der Reichsregierung die Recht? 
grundlage an die Hand gegeben hat. 


RA. Dr. von Schönberg, Dresden. 


Zu 3. I. Den Ausführungen des RG. ift nicht in allem du, 
zuſtimmen. Daß die Beſtellung einer Grundſchuld mit dem ihr Br 
grunde liegenden Kreditabkommen kein einheitliches Rechtsgeſchal 
i. S. von 8 139 BGB. darſtellen könne, ift zum mindeſten in diefe 
allgemeinen Fafſung nicht haltbar. In dieſer Theſe liegt nich 
nur eine Überſpannung der Abſtraktheit des dinglichen Vertrage“ 
ſondern auch eine Verkennung des § 139 BGB. Dieſer Paragraß, t 
ſetzt gerade ein zuſammengeſetztes Rechtsgeſchäft voraus. Er if 
überhaupt nur anwendbar, wenn ſich das betreffende Geſchäft 
mehrere, an ſich ſelbſtändige Teile zerlegen läßt. Es handelt 1! 
alſo nicht um weſentliche Beſtandteile eines an fi unteilbare“ 
Rechtsgeſchäftes, die nichtig ſind, ſondern um zuſammengeſetzte, teln 
bare Rechtsgeſchäfte, von denen jeder Teil ein ſelbſtändiges Recht 
geſchäft darſtellen könnte. Auf der anderen Seite iſt es notwendig 
daß dieſe einzelnen an ſich ſelbſtändigen Rechtsgeſchäfte durch be 


hängen ſoll (RG. 62, 185, wenn auch hier in nicht völlig torreket 
Weiſe nur die Abſicht der einen Partei, der Kl., betont iſt; 79, t 
JW. 1912, 854; 97, 221 = JW. 1920, 374). Die Einheitlich 


ift, nicht ohne das andere vorgenommen worden wäre (RO. icſer 
298 JW. 1922, 800). Am einfachſten iſt der Fall, wenn di on 


Praxis meiſt der Fall ift, nicht expressis verbis feſtgelegt, jo Ein, 
er trotzdem als ſtillſchweigender Geſchäftsbeſtandteil, als ſrillſch n 
gende Bedingung, vorhanden ſein. Dies iſt reine Tatfrage in 


Sind alſo mehrere an ſich ſelbſtändige Rechtsgeſchäfte 10 = 
geſchloſſen, daß fie nach dem Willen der Parteien rechtlich eine und 
famtheit bilden, weil das eine nicht ohne das andere gewollt ein 
ſomit das eine von dem anderen rechtlich abhängig iſt, To lieg und 
zuſammengeſetztes Rechtsgeſchäft i. S. von § 139 BGB. vor g 
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die Vorſchrift des § 1163 Abſ. 1 S. 1 BOB. gem. 8 1192 
daſelbſt für die Grundſchuld nicht (ſ. a. RG. 109, 115 ff. 1)). 
II. Dagegen könnten allerdings aus dem Umſtand, daß 
die Grundſchuld zur Sicherung einer beſtimmten Forderung 
oder einer Mehrheit ſolcher beſtellt iſt, dann, wenn die zu 
ſichernden Anſprüche nicht zur Entſtehung gelangt wären, 
ſchuldrechtliche Anſprüche der Kl. gegen die Bekl., auf welche 
die Grundſchuld nicht im Weg der Einzelrechtsnachfolge, ſon⸗ 
dern kraft Vollverſchmelzung mit der urſprünglichen Gläubi⸗ 
gerin, mithin im Weg der Geſamtrechtsnachfolge, überge⸗ 
gangen iſt, auf Rückübertragung oder Einwilligung in die 
Löſchung der Grundſchuld auf Grund der Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung oder der 
88 1192, 1169 BEL. ſich ergeben. Gewiß gehört im Fall der 
Beſtellung einer Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung 
letztere ſelbſt nicht zum Rechtsinhalt der Grundſchuld, ſofern 
nicht etwa, was hier aber nicht geſchehen iſt, der Beſtand der 
Forderung zur echten rechtsgeſchäftlichen Bedingung des ding⸗ 
lichen Rechts ſelbſt erhoben ift. Allein die zu ſichernde Forde⸗ 
rung kann den Rechtsgrund für die Beſtellung der Grund— 
ſchuld abgeben mit der Folge, daß, wenn dieſer Rechtsgrund 
nicht beſteht, dem Beſteller ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf 
zeſeitigung oder Übertragung der Grundſchuld aus dem 
Grundrechtsgeſchäft oder gem. 88 812 ff. BGB. zuſteht, An⸗ 
IPrüche, die zwar nicht ohne weiteres auch gegenüber dem 
Sondernachfolger in die Grundſchuld, wohl aber ſchlechthin 
gegenüber einem Geſamtrechtsnachfolger des urſprünglichen 
Grundſchuldinhabers geltend gemacht werden können. Es 
fehlt auch nicht an einem Grundrechtsgeſchäft zwiſchen der 
sl. und der Rechtsvorgängerin der Bekl. Aus dieſem würde 
ſich, wenn die zu ſichernden Anſprüche nicht zur Entſtehung 
gelangt oder zurückbezahlt wären, ohne weiteres auch ein 
ſchuldrechtlicher vertraglicher Anſpruch der Kl. gegen die Bekl. 
auf Rückübertragung der Grundſchuld oder Einwilligung in 
die Löſchung derſelben herleiten laſſen. 
„„ III. Wegen der Geſchäftsunfähigkeit des H. war und 
blieb der Geſellſchaftsvertrag nichtig. In der Rſpr. gerade 
auch des erk. Senats iſt nun aber, und zwar u. a. für die 


— 


DIE. (ſ. RG. 142, 98 ff. 2) [S. 104/05 mit weiteren Nach⸗ 
weiſen]) anerkannt, daß, wenn fie einmal als ſolche im 
Rechtsverkehr aufgetreten iſt, ihre anſcheinenden Geſellſchafter 
auf Grund der in dieſem Auftreten liegenden Erklärung, als 
Geſellſchafter haften zu wollen, ſich gutgläubigen Dritten 
gegenüber, die auf Grund ſolcher Erklärungen mit der Schein⸗ 
geſellſchaft in Rechtsverkehr getreten ſind, ſo behandeln laſſen 
müſſen, wie wenn die OHG,. rechtsgültig zur Entſtehung ge⸗ 
langt wäre. An dieſem im Intereſſe der Rechts⸗ und Ver⸗ 
kehrsſicherheit in der Rſpr. zur Anerkennung gelangten Grund⸗ 
ſatz, der vom Standpunkt der Intereſſenabwägung aus be⸗ 
trachtet, beſagt, daß das Einzelintereſſe hinter dem Vertrauens⸗ 
intereſſe der Geſamtheit an einer tunlichſt ſicheren Abwicklung 
des Geſchäfts⸗ und Handelsverkehrs zurücktritt, iſt feſtzuhalten. 
Er gilt ferner gerade auch dann, wenn die Nichtigkeit des 
Geſellſchaftsvertrags auf Willensmängeln (Geſchäftsunfähig⸗ 
keit, beſchränkte Geſchöftsfähigkeit, Irrtum, argliſtige Täu⸗ 
ſchung) beruht. Der im Recht der Kapitalgeſellſchaften (8 311 
HGB.) für die AtG., $ 77 Gmb. für die Gmbh ., ferner 
in § 97 Gen®. für die eingetragenen Genoſſenſchaften aus⸗ 
drücklich geſetzlich feſtgelegte Rechtsgedanke, daß der Rechts⸗ 
ſchein überall da, wo er im Geſchäftsverkehr nach außen in 
einer Weiſe und mit dem Anſpruch, daß Dritte darauf ver⸗ 
trauen ſollen, hervortritt, rechtlich dieſelben Wirkungen 
auslöſt wie die Rechtswirklichkeit, muß auch für die Perſonal⸗ 
geſellſchaften Geltung haben. Dieſe Wirkung des Rechtsſcheins 
erſtreckt ſich im beſonderen auch auf den Entſtehungs⸗ und 
Rechtsgrund etwaiger Verpflichtungen. Sind z. B. namens 
einer — nichtigen — OHG. Rechtsgeſchäfte abgeſchloſſen 
worden, ſo müſſen die geſchäftsfähigen Scheingeſellſchafter 
daraus hergeleitete Anſprüche der Dritten ſo gegen ſich gelten 
laſſen, wie wenn die Geſellſchaft nicht nichtig wäre. Freilich 
findet dieſer Vertrauensſchutz, weil er letzten Endes in einer 
von dem Geſellſchafter abgegebenen Erklärung wurzelt, ſeine 
Schranke dort, wo der Geſellſchafter zur Abgabe einer rechtlich 
beachtlichen Erklärung überhaupt nicht fähig iſt, wie dies bei 
einem wegen Geiſteskrankheit Geſchäftsunfähigen der Fall iſt. 
Das Verkehrs- und Vertrauensintereſſe muß ſolchenfalls nach 


die Nichtigkeit des einen integrierenden Rechtsgeſchäfts zieht auto⸗ 
Natiſch die Nichtigkeit des anderen nach ſich. Hier gilt nicht der 
Satz utile per inutile non debet vitiari. 

Dabei ift es fogar nicht einmal notwendig, daß äußerlich ein 
Vertrag vorliegt; es können auch mehrere Einzelverträge (Urkun⸗ 
den) ſeparat vorgenommen ſein — wie in obigem Falle —, wenn 
Mur aus dem Willen der Parteien zu folgern iſt, daß die einzelnen 
dußerlich getrennten Geſchäfte rechtlich ein zuſammengeſetztes Ganze 
bilden ſollen (RG. 103, 298 JW. 1922, 800: „Ein ſolcher Zu⸗ 
ammenhang wurde ferner angenommen zwiſchen mehreren äußer⸗ 
ich getrennten und je einen ſelbſtändigen Vertrag darſtellenden, 
guch weſensungleichen Geſchäften ..., wenn nach dem Willen der 
Vertragsparteien das eine von dem anderen rechtlich abhängig, 
allo der Abſchluß oder das Beſtehen des einen durch den Abschluß 
Der das Beſtehen des anderen ausdrücklich oder ſtillſchweigend be- 
dingt war“). 

Endlich kommt es auch nicht darauf an, ob, wie in inſerem 
Falle, an den beiden in Frage ſtehenden Rechtsgeſchäften verſchie⸗ 
dene Perſonen beteiligt ſind, wenn nur der allen Beteiligten ge⸗ 
meinſame Wille in der angegebenen Richtung vorhanden iſt (RG. 
3,436 JW. 1912, 854: „Auch ſteht der Anwendbarkeit des 
9.190 BGV. 

. Zuſammenhang ſtehenden Geſchäften, aus denen ſich das ein⸗ 
an liche Geſchäft zuſammenſetzt, die Vertragſchließenden in gleicher 
eiſe beteiligt find“). 

Wendet man alle dieſe Grundſätze auf den vorl. Fall an, ſo 
muß man die Gedankengänge des RG. wenigſtens in feinen prin- 
Ariellen Ausführungen ablehnen. Es handelt ſich hier um ein 
ſtarditabkommen und eine Grundſchuldbeſtellung, die die Sicher⸗ 
lung der Anſprüche des Kreditgebers bezweckte. Daß beide Ge⸗ 
fin Te nicht uno actu und inter easdem partes vorgenommen 
ind, würde nach obigen Ausführungen der Anwendung des $ 139, 
9 der Annahme eines zuſammengeſetzten Geſchäftes nicht ſcha⸗ 
Ger inſofern nur der Wille der Beteiligten darauf geht, das eine 

eſchäft nicht ohne das andere abzuſchließen. Daß dafür bei der 
berundſchuldbeſtellung als Sicherung eines Kreditabtkommens eine 
Tode Wahrſcheinlichkeit beſteht, iſt nicht zu leugnen. Endgültiges 
ſich aus dem angegebenen Tatbeſtande nicht folgern. Das RG. 
ebnt nämlich, ohne in eine diesbezügliche Erörterung des Wil⸗ 


) JW. 1925, 30. 


nicht entgegen, daß nicht an allen den einzelnen 


lens der Parteien, auf den in dieſer Frage alles abgeſtellt iſt, 
einzutreten, a limine die Möglichkeit eines einheitlichen Geſchäf⸗ 
tes aus anderen Gründen ab, die, wie ſchon erwähnt, eine Über- 
ſpannung des abſtrakten Geſpräches, wie eine Verkennung der 
Vorausſetzungen des § 139 zugleich darſtellen. Das RG. ſagt, die 
Grundſchuld jet in ihrem Rechtsbeſtande rechtlich unabhängig von 
dem Beſtehen der zu ſichernden Forderung und nicht etwa ſchon 
deswegen nichtig oder unwirkſam, weil letztere nicht beſtünde. 

Dieſer Satz verkennt, worauf es hier ankommt. Daß nor⸗ 
malerweiſe eine Grundſchuld zuſtande kommt und fortbefteht, 
auch wenn die zu ſichernde Forderung nicht oder nicht mehr 
beſteht, iſt unbeſtritten. Hier aber handelt es ſich um eine ganz 
andere Frage, nämlich darum, ob Kreditabkommen und Grund⸗ 
ſchuldbeſtellung nach dem Willen der Beteiligten ſo eng mitein⸗ 
ander zu einem Geſamtgeſchäfte verbunden werden können — ob 
ſte es im konkreten Falle ſind, iſt eine noch näher zu unterſuchende 
Tatfrage —, daß das eine Geſchäft nicht ohne das andere gewollt 
iſt. Dabei iſt nicht die Abſtraktheit des dinglichen Geſchäftes und 
der Grundſchuld im beſonderen, ſondern einzig und allein der 
Parteiwille maßgebend. Es kann nicht bezweifelt werden, daß 
dem abſtrakten dinglichen Erfüllungsgeſchäfte ſtets eine Bedingung 
ausdrücklich hinzugefügt werden kann, daß das dingliche Geſchäft 
nur gültig ſei bei Gültigkeit des obligatoriſchen Kaufalgeſchäftes 
(ausgenommen die bedingungsfeindlichen Geſchäfte, z. B. 8.925 
Abſ. 2 BGB.). Dadurch wird allerdings das dingliche Geſchäft ſei⸗ 
ner abſtrakten Natur entfleidet (RG.: Gruch, 57, 916), ohne daß 
dagegen irgendwelche Bedenken, insbeſ. nicht aus dem Schutze des 
Dritterwerbers, vorzubringen wären (vgl. Planck⸗Strecker, 
4. Aufl., III 4 zu § 873). 1 

Mit anderen Worten, es iſt kein Grund einzuſehen, warum 
obligatoriſche und dingliche Geſchäfte, Kauſalgeſchäft und abſtrak⸗ 
tes Erfüllungsgeſchäft nicht ſo zu einem Geſamtgeſchäft verbun⸗ 
den werden können, daß nach dem aus den Umſtänden ſich er⸗ 
gebenden Parteiwillen die Nichtigkeit des Kauſalgeſchäftes die 
Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäftes herbeiführte (§ 139). Die 
gegenteilige Anſicht iſt zwar die herrſchende (RSRͤKomm. 7 b zu 
§ 873; dagegen Ic zu § 125; v. Tuhr, II 1, S. 286: eine Aus⸗ 
nahme von § 139 ergebe ſich aus der abſtrakten Natur der Ver⸗ 
fügungen), beruht aber lediglich auf einer Überſteigerung des 
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geltendem Recht allerdings hinter den Schub des Geſchäfts⸗ 
unfähigen zurücktreten (f. a. Düringer⸗Hachenburg⸗ 
Flechtheim, HGB., 8 105 Anm. 17, § 123 Anm. 9; Rit⸗ 
ter, HGB., § 123 Anm. 8). Daraus ergibt ſich, daß der 
Scheingeſellſchafter F. ſich der ihn nach $ 128 HGB. treffen⸗ 
den Haftung für die Verbindlichkeiten aus dem Kreditabkom⸗ 
men, deſſen Rechtsgültigkeit einmal unterſtellt, nicht unter 
Berufung auf die Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrags wegen 
Geſchäftsunfähigkeit des H. entſchlagen könnte. — Auf der hier 
erörterten Grundlage könnte freilich die Bekl. den Schein⸗ 
geſellſchafter F. wegen vertraglicher, aus dem Kredit⸗ 
abkommen hergeleiteter Forderungen nur in Anſpruch nehmen, 
wenn dasſelbe nicht etwa ohnehin nichtig war. Denn § 105 
Abſ. 1 BGB. macht hinſichtlich der Nichtigkeit der von einem 
Geſchäftsunfähigen getätigten Rechtsgeſchäfte keinen Unter⸗ 
ſchied, ob das Rechtsgeſchäft im eigenen Namen oder namens 
eines Dritten oder einer Perſonengeſamtheit abgeſchloſſen iſt. 
Es bliebe dann aber zu prüfen, ob die Bekl., falls ihr ſolche 
Anſprüche zur Seite ſtünden, hierwegen auf die Grundſchuld 
zurückgreifen könnte. Unbeſtritten iſt jeder der beiden Schein⸗ 
geſellſchafter als alleinvertretungsberechtigter Geſellſchafter 
entſprechend der Regel des 8 125 Abſ. 1 HGB. aufgetreten. 
Unbeſtritten iſt ferner, daß der geſchäftsfähige Scheingeſell⸗ 
ſchafter F. das Kreditabkommen ſelbſt mit abgeſchloſſen hat. 
Die Rechtswirkſamkeit dieſer Rechtshandlung für die angebliche 
OHG. kann aber dann nicht um deswillen in Zweifel gezogen 
werden, weil bei dieſen Abſchlüſſen auf ſeiten der Schein⸗ 
geſellſchaft auch ein Geſchäftsunfähiger mitgewirkt hätte. 
Insbeſ. ift inſoweit 8 139 BGB. nicht anwendbar. Denn bei 
dem Handeln des vertretungsberechtigten Geſellſchafters ſteht 
nur ein einziges Rechtsgeſchäft in Frage, nicht ein zuſammen⸗ 
geſetztes, wie es der Fall wäre, wenn mehrere Perſonen ſich 
gleichzeitig zu einer Leiſtung verpflichteten. Nach alledem muß 


an ſich ſchon unvolkstümlichen abſtrakten Geſchäftes. So gut 
die Partei durch entſprechende ausdrückliche Bedingung — wie 
oben dargelegt — das dingliche Erfüllungsgeſchäft ſeiner ſtreng 
abſtrakten Natur entkleiden kann, ebenſo muß die gleiche Wir⸗ 
kung angenommen werden, wenn aus der Geſamtheit der konkre⸗ 
ten Umſtände ein ſolcher Parteiwille, aljo eine dahingehende jtill- 
ſchweigende Bedingung zu erkennen iſt lebenſo Enneccerus⸗ 
Nipperdey, Allgemeiner Teil, 8 189 Anm. 17; Martin 
Wolff, Sachenrecht, $ 38 Anm. 16; Heck, Sachenrecht S. 121 f.; 
Planck⸗Strecker, 4. Aufl., III 5b zu § 873; Planck, 
4. Aufl., 1e zu $ 139; ſowie RGRKomm. 1c zu § 125). 

Völlig unhaltbar iſt insbeſ. die Begr. des RGRKomm. 7 b 
zu § 873: § 139 könne deshalb nicht Anwendung finden, da die 
dingliche Einigung nicht ein Teil des ſchuldrechtlichen Grund⸗ 
geſchäftes, ſondern eine anderes ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft ſei. 
Wie oben dargelegt, iſt es gerade Vorausſetzung des § 139, daß 
es ſich um zwei an ſich ſelbſtändige Geſchäfte handelt, die durch 
Parteiwillen zu einem einheitlichen Rechtsgeſchäfte zuſammengeſetzt 
ſind. Inkonſequent iſt dann auch der folgende Satz, daß eine aus⸗ 
drückliche Bedingung, die Einigung ſolle ungültig bei Ungültig⸗ 
keit des Grundrechtsgeſchäftes ſein, zuläſſig ſei. Denn daraus fol⸗ 
gert notwendig auch die Zuläſſigkeit einer ſolchen ſtillſchweigen⸗ 
den Bedingung und hiermit die Anwendbarkeit von § 139. 

Mit Recht jagt der RGRKommt. an anderer, völlig wider⸗ 
ſprechender Stelle (10 zu $ 125), die Fälle, in denen die Parteien 
ein dingliches Rechtsgeſchäft unabhängig von einem Kauſalgeſchaft 
haben vornehmen wollen, ſeien im Verkehr in der Tat ſehr ſelten. 
Eine ſolche Annahme werde daher am eheſten der Parteiabſicht 
gerecht werden. Warum ſoll alſo bei dieſer Sachlage die Abſtrakt⸗ 
heit des dinglichen Geſchäftes in einer Weiſe auf die Spitze ge⸗ 
trieben werden, die der Auffaſſung des Verkehrs völlig entgegen⸗ 
geſetzt iſt? Daß keinerlei Intereſſenabwägung dieſer Annahme 
entgegenſteht, hat Heck, Sachenrecht S. 121 f. nachgewieſen. 
Näher kann hier leider auf dieſe intereſſante und praktiſch wichtige 
Frage nicht eingegangen werden. Es ſoll lediglich der prinzipiellen 
Auffaſſung des RG. entgegengetreten werden. Sie iſt in dieſer 
Starrheit unhaltbar. Weder das Volksempfinden, noch das prak⸗ 
tiſche Bedürfnis irgendwelcher Intereſſenwahrung ſpricht für 
fie. Die Tendenz ſollte eher dahin gehen, die unpopuläre Abſtrakt⸗ 
heit in ihrer Starrheit zu mildern. 

Übrigens geht hier das RG. noch einen Schritt weiter, in⸗ 
dem es nicht nur die Abſtraktheit des dinglichen Geſchäftes ſelbſt 
anführt, wie ſie bei der Hypothekenbeſtellung auch vorliegt, ſon⸗ 
dern noch im beſonderen die abſtrakte Natur der Grundſchuld be⸗ 
tont. Aber auch ſelbſt dieſe „doppelte“ Abſtraktheit ſchließt nicht 
von vornherein aus, daß der Parteiwille ausdrücklich oder ſtill⸗ 


es dabei ſein Bewenden haben, daß die Rechtsvorgängerin 
der Bekl. auf Vertragsgrundlage gegen F. gem. $ 128 HGB. 
einen Anſpruch auf Rückzahlung der von ihr zufolge des Ab⸗ 
kommens der Scheingeſellſchaft gewährten Kredite hatte. 

(U. v. 18. Sept. 1934; II 95/34. — Berlin.) v. B.] 


4. 8 276 BGB. Genaue und pünktliche Erfül- 
lung der Streupflicht bei Winterglätte. Regen 
befreit nicht ſchlechthin von der Pflicht zu 
ſtreuen. Jedenfalls iſt unmittelbar nach Auf’ 
hören des Regens zu ſtreuen. Die an ſich ſchon 
ſtrenge Verpflichtung kann, auch für die Über“ 
wachung noch geſteigert werden, wenn die zu 
beſtreuende Örtlichkeit eine beſondere Gefähr- 
lichkeit aufweiſt. 

Der Kl. teilt die Wohnung ſeiner Mutter, die Mieterin 
im Hauſe der Bekl. iſt. Er hat auf Grund der Behauptung, 
daß er am 18. Dez. 1931 auf dem Hofe des Mietgrundſtück⸗ 
infolge von Glatteis gefallen ſei und geſundheitlichen Schaden 
erlitten habe, daß auf dem Hofe nicht geſtreut geweſen ſei, mit 
der Klage als Schadenserſatz von der Bekl. 1000 AM Schmer⸗ 
zensgeld und eine Rente von monatlich 100 RA ſeit dem 
Unfalltage verlangt. 

Zutreffend geht das BG. davon aus, daß der Anſpruch 
auf Schmerzensgeld nur auf die Vorſchriften über unerlaubte 
Handlungen, der übrige Schadenserſatzanſpruch daneben aber 
auch auf den Mietvertrag i. Verb. m. § 328 BGB. geitlid‘ 
werden kann. Daß den in den Haushalt aufgenommenen 
Familienangehörigen des Mieters in ſolchen Fällen auch ein 
Vertragsanſpruch zuſteht, hat das NG. bereits ausgeſprochen 
(RG. 91, 241); 102, 232). Das BG. vermißt aber einen 
Nachweis für den Tag des Unfalls, weil die Zeugen zwar den 
Sturz des Kl. beſtätigten, aber dafür verſchiedene Tage des 

— 
ſchweigend die Gültigkeit der Grundſchuldbeſtellung von der Gül, 
tigkeit des Kreditabkommens abhängig gemacht hätte. Ob dies 
in conereto der Fall war, iſt Tatfrage und bedürfte noch grün“ 
licher Unterſuchung. — 

II. Keinem Zweifel kann es unterliegen, daß dann, wenn 
das Kreditabkommen nichtig iſt, ein Anſpruch aus ungerechtfertig 
ter Bereicherung auf Rückübertragung der Grundſchuld oder auf 
Einwilligung in ihre Löſchung beſteht. Kommt man allerdings . 
dem Schluſſe, daß $.139 eingreift, fo wäre die Grundſchuldbeſtel⸗ 
lung ſelbſt nichtig, die Grundſchuld beſtünde nur formell, Grund 
buch und Wirklichkeit würden in Widerſpruch ftehen, jo daß ein 
Berichtigungsanſpruch gegeben ſei. Nicht ganz klar iſt es, wie * 
RG. ferner einen ſchuldrechtlichen, verkraglichen Anſprt 
der Kl. gegen die Bekl. auf Rückübertragung der Grundſchuld ode 
Einwilligung in die Löſchung begründet. — g 

III. In dem dritten Punkte iſt dem RG. in vollem yon 
fange beizuſtimmen. Tritt eine Schein-OH®. im Verkehr auf, 5 
muß ſich ein Dritter auf den Rechtsſchein verlaſſen können at, 
kommt dabei nur darauf an, ob eine Erklärung an die Offen. 
lichkeit, als offener Handelsgeſellſchafter haften zu wollen, vorlte 
Dies kann eine diesbezügliche Eintragung ins Handelsregiſter Icht 
— obwohl ein öffentlicher Glaube in dieſer Hinſicht nicht beſt 
— kann aber auch durch ſchlüſſige Handlung, vor allem durc) . 
Tatſache der Eröffnung des gemeinſamen Geſchäftsbetriebes, kuk 
getan werden. Derſelbe Gedanke liegt auch 8 123 HGB. ie 
grunde, der die Wirkſamkeit der OHG. Dritten gegenüber entwen 
mit dem Zeitpunkte der Eintragung oder des Geſchäftsbegin 
eintreten läßt. Eine Berufung auf die Nichtigkeit des Geſellſchahaf⸗ 
vertrages wegen aten eee eines anderen Geſell 155 
ters iſt daher Dritten gegenüber unwirkſam. Andererſeits ger 
natürlich trotz Rechtsſcheines der Exiſtenz der OHG. alle gt; 
träge nichtig, die ein geſchäftsunfähiger Geſellſchafter abſchlither 
denn ein Geſchäftsunfähiger könnte auch bei gültigem Beſtehen des 
O. keine wirkſamen Vertrage abschließen, und der Schuß en 
Geſchäftsunfähigen geht dem Schutze des Dritten nach allgememm 
Grundſätzen vor. Hat aber ein anderer Geſellſchafter — wie NEE nt 
diefen Vertrag mitabgeſchloſſen, ſo kommt es lediglich a F ach. 
Vertretungsmacht an. Liegt der Normalfall des § 125 Abſ. 1 Hall 
vor, jo iſt der Vertrag des Dritten mit der Schein⸗OßG. voll er 
tig. $ 139 BGB. kann hier nicht in Frage kommen, oben 
auch bei einer Mehrheit von Geſchäften in ſubjektiver Hinen⸗ 
gilt, da nur ein einziges Geſchäft vorliegt und kein zujamM 


geſetzes: OHG. — Dritter. - 
; Prof. Dr. Theodor Süß, Breslau. 
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Dezember angäben. Es ſei deshalb unmöglich feſtzuſtellen, ob 
Glatteis zur Zeit des Sturzes geweſen ſei und die Streu⸗ 
pflicht beſtanden habe. Wenn man aber zugunſten des Kl. 
von der genauen Feſtlegung des Unfalltages abſehe und ſich 
mit der Feſtſtellung begnüge, daß der Kl. an einem Tage 
im Dez. 1931 auf dem Hofe der Bekl. gefallen ſei, als er 
ſich in Begleitung ſeines Bruders zum Arbeitsamt begeben 
habe, ſo fehle es doch an einem von der Bekl. zu vertreten⸗ 
den Verſchulden. Der Sturz habe ſich zwiſchen 10 Uhr und 
10 Uhr ereignet. An jenem Morgen habe es geregnet. Doch 
habe der Regen zur Zeit des Aufbruchs des Kl. ſchon auf— 
gehört, und es habe ſchon einige Zeit gefroren. Danach habe 
zu der Zeit, als der Hausmann den Hof habe nachſehen und 
ſich über die Notwendigkeit des Streuens ſchlüſſig werden 
müſſen, alſo gegen 8 Uhr morgens, noch Regen oder minde⸗ 
ſtens Feuchtigkeit geherrſcht und für ihn kein Anlaß zum 
Streuen beſtanden. Er habe aber ſeiner Pflicht genügt, wenn 
er in gewiſſen Zwiſchenräumen den Zuſtand des Hofes ge- 
prüft und ſeine Entſchlüſſe gefaßt habe. Noch im Laufe des 
Vormittags habe ſich der Hausmann vom Zuſtand des Hofes 
überzeugt, denn bei der Ruͤckkehr des Kl. und feines Bruders 
vom Arbeitsamt ſei der Hof beſtreut geweſen. Aus dieſem 
Grunde entfalle das Verſchulden des Hausmanns, für welches 
die Bekl. nach 88538, 278 BGB. haften müſſe. Der außer⸗ 
vertragliche Erſatzanſpruch beſtehe nicht, da die Bekl. ſich 
nach § 831 BGB. entlaſtet habe. Der Hausmann ſei da⸗ 
mals ſchon acht oder neun Jahre im Hauſe und mit ſeinen 
Pflichten vertraut geweſen. Er habe die Streupflicht auch 
regelmäßig erfüllt. Zudem habe die Bekl., die in dieſer Be- 
ziehung ſehr ängſtlich geweſen ſei, ihn öfter aufgeſucht und 
aufgefordert, ja gut zu ſtreuen. Hiernach treffe die Bekl. 
ſelbſt auch kein außervertragliches Verſchulden. 


Die Rev. mußte Erfolg haben. Die Entſch. kann nicht 
davon abhängen, ob der Tag des Unfalls genau kalender⸗ 
mäßig feſtgelegt werden kann. Vielmehr kann es durchaus 
genügen, wenn ohne dieſe kalendermäßige Beſtimmung nach⸗ 
gewieſen wird, daß der Kl. durch einen Sturz auf dem Hofe 
des Miethauſes Schaden erlitten hat, und daß dieſer Sturz die 
Folge von Glatteisbildung und ungenügender Abſtumpfung 
der Gehbahn war. Dieſe Feſtſtellung hat das BG. aber im 
weiteren Verlaufe ſeiner Erwägungen getroffen. Es verneint 
die Haftung der Bekl. nur mangels eines von ihr zu ver⸗ 
tretenden Verſchuldens. Doch ſind die dafür angegebenen 
Gründe nicht bedenkenfrei. 


Das BG. läßt ſich dadurch beſtimmen, daß gegen 8 Uhr 
morgens Regen gefallen ſei, der erſt kurz vor dem Weggehen 
des Kl., alſo vor /, 10 Uhr, aufgehört habe. Es meint, unter 
dieſen Umſtänden ſei trotz des Froſtes bis zum Unfall des Kl. 
noch keine Notwendigkeit zum Streuen entſtanden. Es iſt aber 
nicht einzuſehen, weshalb das Streuen nicht nötig geweſen 
fein ſollte, ſolange Regen fiel. Auch während des Regens be- 
ſtand offenbar die Gefahr der Glatteisbildung, und es iſt 
ohne nähere Feſtſtellung nicht erkennbar, weshalb etwa dieſer 
Gefahr durch Streuen nicht entgegengewirkt werden konnte. 

eur wenn das Streuen zwecklos geweſen wäre und die damit 
verbundene Arbeit nicht in einem vernünftigen Verhältnis 
zur Erreichung des Zieles geſtanden hätte, wäre dem BG. 
zuzuſtimmen (RG. 133, 2262)). Doch auch dann würde es 
einer eingehenderen Prüfung bedürfen, ob trotz des Auf- 
hörens des Regens die Vornahme des Streuens bis zum 
Ausgange des Kl. hätte unterbleiben dürfen. Das BG. 
meint, es würde eine Überſpannung der Streupflicht bedeuten, 
wenn man forderte, daß der Hausmann inzwiſchen wiederum 
die Notwendigkeit von Maßnahmen zur Bekämpfung der 
lätte nachprüfte. Dem iſt nicht zuzuſtimmen. Gerade wenn 
morgens das Streuen aus wirklich beachtlichen Gründen, 
nämlich wegen des Regens und der dadurch vielleicht be⸗ 
dingten Nutzloſigkeit, unterblieben wäre, mußte der Haus⸗ 
mann zu jeder Zeit darauf bedacht ſein, den Zeitpunkt nicht 
ungenützt verſtreichen zu laſſen, zu dem die für die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs notwendige Maßnahme nachgeholt werden 
konnte. Dieſer Zeitpunkt war, auch wenn man von dem 
Standpunkt des BG. ausgeht, ſpäteſtens mit dem Aufhören 
— — 
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des Regens gekommen. Es tritt hier noch ein weiterer Um⸗ 
ſtand hinzu. Nach dem Ergebnis des Augenſcheins hätte das 
BG. erwägen ſollen, ob der Hof nicht eine beſondere Gefähr⸗ 
lichkeit aufweiſt, die eine Verſchärfung der Streupflicht über 
das gewöhnliche Maß hinaus zur Folge haben muß, ſo daß 
ſchon ein Verhalten als Verſchulden bewertet werden kann, 
das bei einem Hofe in ordnungsmäßigem Zuſtande noch mit 
der Beobachtung der erforderlichen Sorgfalt in Einklang ſteht. 

Hiernach iſt die Entſch., ſoweit ſie den vertraglichen 
Anſpruch betrifft, aufzuheben. Doch auch die Abweiſung des 
Anſpruchs aus unerlaubter Handlung kann unter dieſen 
Umſtänden keinen Beſtand haben. Allerdings hat das BG. 
feſtgeſtellt, daß die Bekl. bei der Auswahl und Überwachung 
des Hausmanns ihren Pflichten genügt, und daß ſich der 
Hausmann ſeit Jahren als zuverläſſig bewährt hat. Es iſt 
aber nicht ausgeſchloſſen, daß auch dieſe Stellungnahme des 
BG. von dem Ergebnis des Augenſcheins hätte beeinflußt 
werden können, wenn das BG. ſich mit ihm beſchäftigt haben 
würde. Es beſteht die Möglichkeit, daß der Zuſtand des Hofes 
weitere Maßnahmen der Bekl., insbeſ. ſchärfere Überwachung 
des Hausmanns und andere Anweiſungen über die Vornahme 
des Streuens, notwendig gemacht hatte. Auch in dieſer Rich⸗ 
tung bedarf deshalb der Sachverhalt einer neuen Prüfung 
durch den Tatrichter. 

(U. v. 27. Sept. 1934; IV 128/34. — Naumburg.) [K.] 


5. § 846 BGB.; 88 10, 17 Kraftf. Die An⸗ 
ſprüche der mittelbar Geſchädigten aus 810 Abſ. 2 
KraftfG. find nicht nur von den Vorausſetzungen 
der 88 7 bis 9, ſondern auch des 8 17 KraftfG. ab- 
hängig. Dabei iſt Verurſachung und Verſchulden 
zu würdigen. Die Anderung der Fahrtrichtung 
braucht nur ſo lange angezeigt zu werden, bis für 
jeden Verkehrsbeteiligten erkennbar iſt, daß der 
Fahrer einbiegen will. ) 

Am 18. Jan. 1932 ſtieß K., auf ſeinem Motorrad fah⸗ 
rend, mit einem von dem Bekl. gehaltenen und geſteuerten 
Kraftwagen zuſammen. An den erlittenen Verletzungen ſtarb 
er. Die Kl. als die ſchuldlos geſchiedene, unterhaltsberechtigte 
frühere Ehefrau des K. nimmt den Bekl. auf Zahlung einer 
Unterhaltsrente gem. $ 10 Abſ. 2 Kraftf&. und 88 823, 844 
Abſ. 2 BGB. in Anſpruch mit der Behauptung, den Bekl. 
treffe die alleinige Schuld an dem Zuſammenſtoß, da er das 
Vorfahrtsrecht des K. nicht beachtet, kein Warnungsſignal 
gegeben, die Anderung ſeiner Fahrtrichtung nicht angezeigt 
und die Linkskurve geſchnitten habe. 

BG. kam zu dem Ergebnis, K. und der Bekl. ſeien beide 
nicht vorſchriftsmäßig gefahren, aber K. treffe die Haupt⸗ 
ſchuld, jo daß der Bekl. der Kl. den Schaden nur zu ½ zu 
erſetzen habe. 

RO. hob wegen Prozeßverſtoßes unter Zurückverweiſung 
auf und führte dazu noch aus: Für die weitere Verhandlung 
vor dem BG. jet darauf hingewieſen, daß auch fachlich die 
Begr. des angef. Urt. Bedenken erweckt. Nicht begründet iſt 
allerdings die Anſicht der Rev., daß die Entſch. zu Unrecht 
auf die 88 17, 18 KraftfG. geſtützt worden ſei. Nach 8 17 
Abſ. 1 Satz 2 gilt, wenn der Schaden einem der beteiligten 
Fahrzeughalter entſtanden iſt, von der Haftpflicht, die für 


Zu 5. Nach der Rſpr. des RG. iſt für die Ausgleichung nicht 
allein die Verurſachung abzuwägen, ſondern haben die geſamten Um⸗ 
fände des Falles Berückſichtigung zu finden, wobei nicht nur die 
beiderſeitigen Betriebsgefahren als ſolche in die Waagſchale fallen, 
ſondern auch alle die Umſtände, die die Betriebsgefahren erhöhen 
Können. Dazu rechnet in erſter Linie das verkehrswidrige Verhalten 
des Führers. 

Ein ſolches verkehrswidriges Verhalten kann in zu raſchem 
Fahren, Mißachtung des Vorfahrtrechts oder auch, wie im vorl. Falle, 
in dem Unterlaſſen der Abgabe von Richtungszeichen liegen. Die rechte 
Gemeinſchaft auf der Straße gebietet es, daß derjenige, der vom Regel⸗ 
mäßigen und Gewohnten abweicht, andere Wegebenutzer davon unter⸗ 
richtet. Wer feine Fahrtrichtung ändern will, muß dies kundtun (8 26 
KraftfVerkVO., heute 827 Abſ. 3 RStraßVerk O.). Die Regeln der 
KraftfVerk O., heute RStraß VerkO., find Niederſchläge der Ver⸗ 
kehrserfahrung. Es bleibt ſich gleich, ob dieſe Erfahrung in geſetztem 
Recht des Verordnungsgebers ihren Ausdruck findet oder auf gewohn⸗ 
heitsrechtlichen Anſchauungen fußt, wie etwa heute noch in England 
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einen anderen der beteiligten Fahrzeughalter eintritt, das 
gleiche wie im Satz 1. Das gilt nach dem in $ 846 BGB. 
enthaltenen allgemeingültigen Rechtsgrundſatz (vgl. RG. 65, 
313, 3181)) trotz der Selbſtändigkeit der Schadenserſatz⸗ 
anſprüche des § 10 Abſ. 2 Kraftf®. auch für dieſe Anſprüche 
der mittelbar Geſchädigten. Ihre Anſprüche ſind nicht nur von 
den Vorausſetzungen der 88 7 bis 9, ſondern auch des $ 17 
KraftfG. abhängig, d. h. ſie find davon abhängig, daß die 
Vorausſetzungen eines Schadenserſatzanſpruchs in der Perſon 
des unmittelbar Verletzten gegeben waren. Danach iſt auch im 
vorl. Fall, da der Schaden dem beteiligten Fahrzeughalter K. 
entſtanden iſt, wie in einem Falle des § 17 Abſ. 1 Satz 1 die 
Haftpflicht des Bekl. als des anderen Fahrzeughalters und ihr 
Umfang von den Umſtänden, insbeſ. davon abhängig zu 
machen, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen 
oder dem anderen Teile verurſacht worden iſt. Daß, wie das 
BG. meint, das Maß der Verurſachung allein entſcheidend 
wäre, und es auf ein Verſchulden des Bekl. nicht ankäme, iſt 
nicht richtig. Da nach § 17 KraftfGG. die geſamten Umſtände 
des einzelnen Falles zu berückſichtigen ſind, muß auch das 
etwaige Verſchulden eines oder beider Teile, durch das die 
Betriebsgefahren erhöht worden ſein könne, mit gewürdigt 
werden. Jeder Teil hat die von dem eigenen Fahrzeug aus⸗ 
gegangene Betriebsgefahr auch ohne Vorliegen eines Ver⸗ 
ſchuldens auf ſeiner Seite zu vertreten. Seine Ausgleichs⸗ 
pflicht entfällt aber, wenn der Unfall für ihn ein unabwend⸗ 
bares Ereignis i. S. des § 7 Abſ. 2 KraftfG. geweſen iſt 
(RG. 130, 129 2). 

Mit Grund bemängelt die Rev., daß das BG. dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen hat, ob der Bekl. Warnungsſignale gegeben 
und den Fahrtrichtungsanzeiger richtig bedient hat. Wenn 
auch beides nur Hilfsmittel zur Erleichterung des Verkehrs 
ſind und der Gegenfahrer ſich auf ſie nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden verlaſſen kann und darf, ſo kann doch ein Fahrer 
durch Nichtanwendung dieſer Hilfsmittel die Betriebsgefahr 
ſeines Fahrzeuges erhöhen, und es wird in der Nichtanwen⸗ 
dung regelmäßig ein Verſchulden liegen. Erheblich iſt die 
Nichtanwendung allerdings nur dann, wenn zwiſchen ihr und 
dem Unfall ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht. Das BG. 
wird deshalb gegebenenfalls dieſen Zuſammenhang prüfen 
müſſen. Hierzu iſt jedoch zu bemerken: Die Anderung der 
Fahrtrichtung brauchte nur ſo lange angezeigt zu werden, bis 
für jeden Verkehrsbeteiligten erkennbar war, daß der Bekl. in 
die Bahnhofſtraße nach links einbiegen wollte. Falls alſo K. 
den Wagen des Bekl. erſt geſehen haben ſollte, als der Wagen 
ſchon nach links eingebogen war, d. h. als die dem K. zu⸗ 


die Fahrregeln auf dem alten Brauchtum der Fuhrleute beruhen. Das 
Abſchwenken ohne Anzeige bedeutet ein Infrageſtellen der guten Ver⸗ 
kehrszucht und damit eine Erhöhung der Betriebsgefahr. Die meiſten 
Unfälle ſind darauf zurückzuführen, daß ein Wegebenutzer ſich un⸗ 
vermutet zuchtwidrig verhält. 

Wenn alſo das RG. nach dieſer Richtung eine Nachprüfung für 
notwendig hält, ſo iſt ihm darin beizuſtimmen. Andererſeits kann 
natürlich das Unterlaſſen einer Anzeige der Richtungsänderung nicht 
ſchlechthin eine Erhöhung der Betriebsgefahr in ſich ſchließen. Die 
Urſächlichkeit muß erwieſen ſein. Hierbei hält das Urt. ein geſundes 
Maß an Zurückhaltung ein: Man kann von jedem Verkehrsteilnehmer 
verlangen, daß er die Augen offen hält. Es hieße den Bogen über⸗ 
ſpannen, wenn man es allein auf die Herausſtellung des Richtungs⸗ 
anzeigers oder die Abgabe von Armzeichen abſtellte. Kann ein Ver⸗ 
kehrsbeteiligter die Abſicht der Fahrtrichtungsänderung nach links 
aus den geſamten Umſtänden erkennen, etwa weil die ihm zugekehrte 
Vorderſeite des Fahrzeugs zweifelsfrei beweiſt, daß das Fahrzeug 
bereits im Begriff des Einbiegens iſt, ſo kann er ſich nicht gleich 
Shylock darauf berufen, daß der Fahrtrichtungsanzeiger oder die 
Hand nicht mehr herausgeſtreckt waren. Denn die Vorſchrift des 8 26 
KraftfVerkVO. iſt kein Selbſtzweck, ſondern nur ein erprobtes Hilfs⸗ 
mittel der Warnung anderer Verkehrsteilnehmer, das ſeine Berech⸗ 
tigung im Augenblick verliert, wo aus den Umſtänden die Abſicht der 
Richtungsanderung hinreichend hervorgeht. Inſofern bewegt ſich das 
Urt. in einer Linie mit dem, was das Bay Obs. in feiner Entſch. 
v. 8. April 1929, Repgteg. 1 191/30 zum Ausdruck gebracht hatte: 
Die Abgabe des Zeichens iſt überflüſſig, wenn alle in Betracht kom⸗ 
menden Verkehrsteilnehmer aus dem ſonſtigen Verhalten des Führers 
ſeine Abſicht, die Richtung zu ändern, oder zu halten, unzweideutig 
erkennen. 

RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


2) JW. 1907, 308. ) JW. 1980, 2943. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gekehrte Vorderſeite des Wagens zweifelsfrei erkennen ließ, 
daß der Wagen die Bahnhofſtraße nach links ihm entgegen 
hinunterzufahren im Begriff war, ſo würde die Betätigung 
des Richtungsanzeigers in dieſem Augenblick nicht mehr er⸗ 
forderlich, ſeine Nichtanwendung in jedem früheren Zeitpunkt 
aber für den Unfall nicht urſächlich geweſen ſein. 

(U. v. 24. Sept. 1934; VI 187/34. — Hamburg.) [9-] 


6. 87 KraftfG.; Kauſalität. 

J. Üben der Eigentümer eines Kraftwagens 
und ein Dritter, dem der Wagen leihweiſe mit⸗ 
überlaſſen iſt, abwechſelnd die Verfügungs⸗ 
gewalt über den Wagen aus und ziehen ſie beide 
Nutzungen aus deſſen Gebrauch, ſo ſind beide 
als Halter anzuſehen. 92 

II. Erleidet der Ehemann infolge eines ſich 
vor ſeinen Augen abſpielenden todbringenden 
Unfalls feiner Frau einen Nervenzuſammen⸗ 
bruch, fo iſt ein adäquater urſächlicher Zuſam⸗ 
menhang mit dem Unfall gegeben. ) 

(U. v. 20. Sept. 1934; VI 184/34.) 


Abgedr. JW. 1934, 29735. 


II. Verfahren 
7. 8286 ZPO. Die Auslegung einer Ur- 
kunde iſt Aufgabe des Gerichts, ohne daß in 
dieſer Beziehung die Beweispflicht einer Partei 


Zu 6. Zu I: Nach ſtändiger Rſpr. des NO. iſt Halter eines 
Kraftwagens 1. S. des KraftfGG., wer das Fahrzeug für eigene Rech⸗ 
nung im Gebrauch hat und die Verfügungsgewalt darüber beſitzt, die 
ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt. Das Eigentum an dem Wagen iſt 
nach der gleichen Rſpr. zwar nicht unbedingt entſcheidend, aber doch 
regelmäßig weſentlich für die Frage der Eigenſchaft als Halter. Man 
wird daher unbedenklich auch hier die Erſtbekl., die Eigentümerin des 
Wagens iſt, dann als Halterin anſehen können, wenn ſie trotz Ver⸗ 
leihung des Wagens an und trotz Benutzung des Wagens durch die 
Zweitbekl. die Verfügungsgewalt über ihn behielt und der Betrieb des 
Wagens für ihre Rechnung ging. Ob das der Fall war, iſt aus dem 
Tatbeſtand nicht mit Sicherheit zu entnehmen. Mangels gegenteiliger 
Feſtſtellungen iſt anzunehmen, daß der Zweitbekl. für den Wagen, 
wann und ſooft er ihn benutzte, die Betriebskoſten bezahlte, zumal 
der Fahrer des Wagens bei ihm, nicht bei der Erſtbekl. angeſtellt 
war. Der Unfall ereignete ſich bei einer für Rechnung des Zweitbekl. 
ausgeführten Fahrt; daraus ſchließe ich, daß die Erſtbekl. zur Zen 
des Unfalls nicht Halterin des Wagens war. \ 

Es ift gewiß denkbar, daß mehrere Perſonen gleichzeitig Halter 
eines Fahrzeuges find; das find aber Ausnahmen, wie das z. B. in 
RG. 127, 176 JW. 1930, 1953 für den Fall feſtgeſtellt iſt, daß 
ſich jemand einen Kraftwagen für zwei Tage entleiht. Das RO. ha 
recht, daß es für den Verkehr unerträglich wäre, wenn durch jo un 
bedeutende Veränderungen die Haltereigenſchaft verloren oder gewonnen 
werden könnte. Ich bin mir aber darüber klar, daß das mehr eine 
praktiſche als eine ſtreng logiſche Löſung iſt. Die Entſch. in RG. 120, 
176 kann aber m. E. nicht die Stütze für die jetzt vorliegende Eniſch. 
abgeben. Denn hier handelt es ſich nicht um eine verhältnis müßte 
kurze Benutzung des Wagens durch den Zweitbekl., ſondern er hatt 
ihn hauptſächlich im Gebrauch. Die Erſtbekl. benutzte ihn ie 
wenn der Zweitbekl. ihn nicht gebrauchte; die beiden Bekl. habe 
daher wohl „abwechſelnd“ die Verfügungsgewalt über den Woge 
ausgeübt, aber nicht zu derſelben Zeit, ſondern nacheinander. f 
können unter dieſen Umſtänden m. E. nicht beide gleichzeitig Halle. 
geweſen ſein, ſondern ſie wechſelten hierin ebenſo ab wie mit 
Benutzung des Wagens; vgl. hierzu auch DRZ. 1929, II, 490/91. 

Nun mag es für den Außenſtehenden oft nicht leicht ſein, u 
ſolchen Verhältniſſen die richtige Halterin ausfindig zu machen. - 
liegt aber am Geſetz, das neben dem Eigentümer oder Beſißer e 
Wagens den Begriff des „Halters“ geſchaffen und hieran eine ı der 
ſchwerwiegender Folgerungen geknüpft hat. Es iſt danach Sache 
Verletzten, vor Beginn eines Rechtsſtreits ſichere Feſtſtellungen 50 05 
der Richtung hin zu treffen, wer zur Zeit des Unfalls Halter en 
Wagens geweſen iſt; die Gefahr, einen Unrichtigen verklagt zu haben 
läuft jeder Kläger, 1 

Zu II: Der RG. 133, 270 (273) = JW. 1932, 3708 = 
geſprochene Rechtsgedanke trifft auch auf den vorl. Fall 53 00. 
wähnenswert ſcheint mir aber die Feſtſtellung zu ſein, daß das her 
eine fo weitgehende Haftung — ſoweit ich überjehen kann — bis 
nur bei Kraftwagenunfällen feſtgeſtellt hat. 

NA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 


63. Jahrg. 1934 Heft 49] 
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in Frage kommt. Nur wenn außerhalb der Ur- 
kunde liegende Umſtände eine für die Aus- 
legung weſentliche Grundlage bilden ſollen, 
hat die Partei, welche ſich auf dieſe Umſtände 
beruft, ſie darzulegen und zu beweiſen. 


(U. v. 26. Sept. 1934; V 109/34. — Berlin.) [v. B.] 

8. 88 546, 547 Nr. 2 3 PO. 

I. Die 88 547 Nr. 2 ZPO., 272 A bſ. 2 HGB. fin⸗ 
den keine Anwendung bei einer Anfechtungs⸗ 
klage gegen Geſellſchafterbeſchlüſſe einer Gmbh. 

II. Bei Anfechtungsklagen gegen Beſchlüſſe 
von GmbH.⸗Geſellſchafterverſamm lungen bildet 
der Wert der Geſchäftsanteile des Klageteils die 
obere Grenze des Streitwerts. 

Mit der Klage haben die Kl. die Beſchlüſſe der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung gegenüber der bekl. Gmbh. angefochten 
(hilfsweiſe aber die Feſtſtellung ihrer Nichtigkeit verlangt) 
und gegenüber dem Zweitbekl. die Entziehung feiner Berechti⸗ 
gung zur Vertretung der Erſtbekl. als Liquidator gefordert. 
Der Streitwert ihrer im erſten Rechtszug abgewieſenen Klage 
iſt in der Berufung vom OLG. auf 8000 AM feſtgeſetzt worden. 

Das OLG. hat alsdann in ſeinem jetzt von beiden Bekl. 
mit der Rev. angef. Urt., unter Zurückweiſung der Berufung 
im übrigen, die Beſchlüſſe über die Auflöfung der Geſellſchaft 
und ihre Liquidation, ſowie über die Beſtellung eines Liqui⸗ 
dators, für ungültig erklärt. 

Die Rev. der Bekl. gegen dieſes Urt. iſt unzuläſſig. Dem 
Zweitbekl. fehlt es ſchon an jeder Beſchwer. Im übrigen aber 
fehlt die hier bei einer vermögensrechtlichen Streitigkeit er⸗ 
forderliche Reviſionsſumme von über 6000 RM. 

I. Die Anfechtungsklage gegen Geſellſchafterbeſchlüſſe bei 
einer GmbH., über die das GmbHG. überhaupt keine Beſtim⸗ 
mungen enthält, fällt nicht unter die in 8 547 Nr. 2 3 O. 
genannten, der Rev. ohne Rückſicht auf den Wert des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtands zugänglichen Rechtsſtreitigkeiten über An⸗ 
ſprüche, für welche die LG. ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtandig ſind. Insbeſ. fällt 
fie nicht unter die für die AktG. gültige Beſtimmung des 8 272 
Abſ. 2 HGB. 

II. Es handelt ſich jetzt noch um die Auflöſung und Liqui⸗ 
dation der Geſellſchaft mit ihrer notwendigen Folge, daß an 
die Stelle des Geſchäftsführers ein Liquidator tritt. Das 
Intereſſe, das die Kl. an dem Unterbleiben dieſer Maßnahme, 
alſo umgekehrt am Fortbeſtehen der werbenden Geſellſchaft 
haben, beſtimmt den Wert ihres Klageantrags und begrenzt 
nach oben auch den Wert des Beſchwerdegegenſtandes der 
Bekl., ſelbſt wenn ihr Intereſſe am Eintreten dieſer Maß⸗ 
nahmen höher wäre (Urt. dieſes Sen. v. 21. März 1930, 
II 219/29: JW. 1930, 2704 mit Anführungen). Regel- 
mäßig bildet auch bei derartigen Anfechtungsklagen gegen 
Beſchlüſſe von Geſellſchafterverſammlungen der Wert der Ge⸗ 
ſellſchaftsanteile des Klageteils die obere Grenze des Streit- 
wertes (ſ. das angeführte Urt. und IW. 1931, 3552 12). 
(Beſchl. v. 2. Okt. 1934; II 150/34. — Marienwerder.) 

n 


9. 58 519 A bſ. 6, 233 3PO. Auch die Be⸗ 
treuung einer zuverläſſigen Perſon mit der 
Einzahlung der Prozeßgebühren befreit die 
Partei nicht von einer Kontrollpflicht inner- 
halb des Friſtenlaufs, ob der Auftrag aus- 
geführt iſt. § 233 ZPO. wegen Verſäum ung der 
Friſt findet inſoweit nur Anwendung, wenn 
zwingende Umſtände die Partei an der Prüfung 
verhindert haben. 

Die Partei kann an ſich eine zuverläſſige Perſon mit der 
Einzahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes für die BerInſt. 
und deren Nachweis betrauen. Aber ſie darf ſich nicht nur auf 
die andere Perſon verlaſſen, mag ſie auch noch ſo zuverläſſig 
ſein, ſondern muß felbit fo rechtzeitig, daß das Verſäumte 
noch nachgeholt werden kann, in zuverläſſiger Weiſe nachprüfen, 
ob der Auftrag ausgeführt worden iſt. Denn auch die zu⸗ 
verläſſigſte Perſon kann einmal verſagen oder durch be⸗ 


ſondere Umſtände an der Erfüllung der übernommenen 
Pflicht verhindert ſein. Das muß bei der großen Wichtigkeit 
dieſes Nachweiſes verlangt werden. Tut die Partei das nicht, 
dann hat ſie eben die äußerſte von ihr nach den Umſtänden 
zu erfordernde Sorgfalt nicht angewendet und die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt ſtellt dann keinen unabwendbaren Zufall 
i. S. des 8233 ZPO. dar. Etwas anderes kann nur gelten, 
wenn zwingende Umſtände die Partei an der Prüfung ver⸗ 
hindert haben. An einer ſolchen Prüfung hat es der Bekl. 
hier völlig fehlen laſſen. Er hat ſich einfach um die ganze 
Angelegenheit nicht weiter gekümmert und hat die Nachfrage 
nur bei einem zufälligen Zuſammentreffen mit dem Beauf⸗ 
tragten geſtellt. 


(Beſchl. v. 4. Okt. 1934; VI B 25/34. — Berlin.) [v. B.] 


b) Strafſachen 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


10. 88 14, 18 Dev VO. Treuhandſchaft oder 
mittelbare Stellvertretung im Wertpapier⸗ 
verkehr. „Forderung zugunſten eines Auslän⸗ 
ders.“ „Aushändigen.“ f) 

Der Angekl. hat Wertpapiere, die, wie er wußte, einem 
Ausländer gehörten, und die er von der Mitangekl. zur Ver⸗ 
äußerung im Inland erhalten hatte, bei verſchiedenen deut⸗ 
ſchen Banken unter falſchen Angaben in eigenem Namen ver⸗ 
kauft und den Erlös nach Abzug feiner Vergütung von 5% 
der Mitangekl. zwecks Weiterleitung an den Ausländer aus⸗ 
gehändigt oder aushändigen laſſen. Dieſe hat das Geld dem 
Ausländer teils in Deutſchland ausgehändigt, teils nach 
Holland überbracht. Das LG. hat den BeſchwF. wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen 88 14 Abſ. 1, 18 Abſ. 1, 36 Abf. 1 


Zu 10. Die Entſch. beſtätigt im weſentlichen die Grundſätze, 
die in der Entſch. v. 17. April 1934 vom RG. herausgearbeitet worden 
ſind (NGSt. 68, 136 = JW. 1934, 1786 mit Anm. von Flad). 
Bei drei Punkten iſt jedoch ein beſonderer Hinweis angebracht. 

1. Das NO. lehnt eine Verurteilung aus 818 Abſ. 1 Dev. 
ab, weil der Angekl. als mittelbarer Stellvertreter des Ausländers 
gehandelt habe. Damit wird, wie auch ſchon in der früheren Entſch., 
die Theorie Müller⸗Erzbachs auch für das Deviſennotrecht aus 
gutem Grunde abgelehnt. Müller⸗Erzbach hatte bekanntlich be⸗ 
hauptet, daß auch bei Geſchäften wie dem hier vorliegenden der Inter⸗ 
eſſierte unmittelbar berechtigt und verpflichtet werde. Weniger angenehm 
iſt, daß das RG. mit einer m. E. zu großen Selbſtverſtändlichkeit mit 
dem Begriff des mittelbaren Stellvertreters hier arbeitet, obwohl dieſer 
Begriff unſerem bürgerlichen Recht fremd iſt. Auf dieſe Weiſe taucht 
der Begriff ohne jede nähere Erklärung im Deviſennotrecht wieder 
auf und kann dort leicht zu Verwirrungen führen. Flad (a. a. O.) 
hat daher mit Recht den farbloſeren Ausdruck „Mittelsmann“ gebraucht. 

2. Schon in der früheren Entſch. hatte das RG. feſtſtellen müſſen, 
daß die Ausdrucksweiſe der Dev VO. an ſich mehrdeutig ſei. Dieſe 
mehrdeutige Ausdrucksweiſe hatte dazu geführt, daß man einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den Ausdrücken „Forderung für einen Ausländer ent⸗ 
ſtanden“ oder „Forderung zugunſten eines Ausländers entſtanden“ 
machen wollte. Das RG. hat erfreulicherweiſe aus dieſen Unklarheiten 
den Rückweg auf den feſten Boden des bürgerlichen Rechts geſucht 
und gefunden und den mehr banktechniſchen Ausdruck „zugunſten“ 
auf den Rechtsbegriff der „Forderung eines Ausländers“ zurück⸗ 
geführt. Allerdings iſt dann nicht mehr recht verſtändlich, wieſo auch 
eine Verurteilung der Mitangekl. aus 8 18 möglich ſein könnte. Es 
gibt nur eine einzige Forderung des Ausländers, die aus dem Ver⸗ 
kauf von Wertpapieren entſtanden iſt. Wenn ſchon mit Recht das 
Entſtehen einer ſolchen Forderung durch die Tätigkeit des Angehl. 
verneint wird, ſo kann eine ſolche Forderung noch weniger durch die 
der Mitangekl. entſtanden fein. Hier handelt es ſich, wie Flad 
(a. a. O.) zutreffend ſchon feitftelfte, um den Anſpruch des Ausländers 
auf Herausgabe des durch die Geſchäftsbeſorgung, den Dienſtauftrag 
uſw. Erlangten. Es iſt alſo eine Anderung des Gegenſtandes der For⸗ 
derung eingetreten und der Ausländer hat m. E. keinen Anſpruch 
mehr auf ſog. Effektenſperrmark, ſondern einen Anſpruch auf Sperr⸗ 
mark (820 Dev do.). Die Frage iſt praktiſch nicht bedeutungslos, 
weil im einen Falle der Mittelsmann über die Forderung zum er⸗ 
neuten Ankauf von Wertpapieren ohne Genehmigung verfügen dürfte, 
im anderen Falle nicht. 

3. Am bedenklichſten iſt, daß das RG. nicht die wahlweiſe Feſt⸗ 
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Ziff. 3 DevVO. 1932 zu einer Gefängnisſtrafe verurteilt und 
ohne jede nähere Angabe „die beſchlagnahmten Gelder und 
Forderungen“ gem. § 36 Abſ. 5 DevVO. eingezogen. Hier⸗ 
gegen beſtehen nur in folgender Richtung rechtliche Bedenken. 

„Zugunſten eines Ausländers“ in 8 18 Abſ. 1 Dev VO. 
bezeichnet nicht die wirtſchaftliche Empfangsberechtigung des 
Ausländers, ſondern die Gläubigerſtellung nach bürgerlichem 
Rechte (RGSt. 68, 136, 143). Nach dieſem aber ſtand die 
Forderung gegen die Bank aus dem Verkauf der Wert⸗ 
papiere, jeweils dem BeſchwF. zu, der die Papiere im 
eigenen Namen als mittelbarer Stellvertreter verkauft 
hat. Die Verurteilung war daher, ſoweit ſie aus 8 18 Abſ. 1 
Dev VO. erfolgt iſt, zu ſtreichen. Gemäß $ 357 StPO. war 
die Verurteilung aus § 18 Abſ. 1 Dev. auch bei der 
Mitangekl. zu ſtreichen. Sie hat zwar möglicherweiſe als un⸗ 
mittelbarer Stellvertreter durch Aushändigung des Erlöſes 
an den Ausländer gleichzeitig über eine auf Reichsmark lau⸗ 
tende zugunſten dieſes Ausländers nach dem 11. Nov. 1931 
durch Veräußerung von Wertpapieren entſtandene Forderung 
verfügt (RGSt. 68, 136, 143), allein der etwaige Verſtoß 
gegen § 18 Abſ. 1 DevVO. wird hier aufgezehrt durch den 
Ban gegen § 14 Abſ. 1 DevVO. (NGSt. ebenda S. 148, 


(3. Sen. v. 11. Okt. 1934; 3 D 563/34.) 


11. Art. 5 GewohnhVerbrG. Anordnung der 
Sicherungsverwahrung. Es iſt nicht erforder⸗ 
lich, daß die Straftaten, die zur Beurteilung 
des Täters als eines gefährlichen Gewohn⸗ 
heitsverbrechers herangezogen werden, unter⸗ 
einander gleichartig ſind. Vielmehr kann auch 
bei Straftaten von inhaltlich ganz verſchiedener 
Art die Annahme gerechtfertigt ſein, daß ſie 
auf einen in der Perſönlichkeit des Täters be⸗ 
gründeten Hang zum Verbrechen zurückzuführen 
ſtellung des LG. beanſtandet, der Angekl. habe den Erlös aus den 
Wertpapierverkäufen der Mitangekl. für den Ausländer „ausgehändigt 
oder aushändigen laſſen“. Das LG. hatte daraufhin aus § 14 Abſ. 1 
Dev. verurteilt. Dort iſt aber nur die Aushändigung verboten 
und von „aushändigen laſſen“ überhaupt nicht die Rede. Man hätte 
allenfalls ausführen können, daß auch hier die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen mehrdeutig ſeien. Bekanntlich finden ſich faſt alle im Zah⸗ 
lungsverkehr vorkommenden Ausdrücke durcheinander, wie z. B.: 
zahlen, überbringen, ausliefern, verſenden, umlegen uſw. Aber gerade 
der Ausdruck „aushändigen“ kann ſchwerlich anders verſtanden wer⸗ 
den denn als Übergabe von Hand zu Hand. Man vgl. Harten⸗ 
ſtein S. 457: 

„Aushändigen iſt der tatſächliche Vorgang der unmittel⸗ 
baren körperlichen Übergabe einer Sache, der nicht ohne weiteres 
dem Erwerb des unmittelbaren Beſitzes an dieſer ($ 854 BGB.) 
entſpricht. Doch wird je nach Lage der tatſächlichen Verhältniſſe 
auch die Aushändigung an einen Beſitzdiener (58855 BGB.) des 
Ausländers als Aushändigung an dieſen ſelbſt anzuſehen ſein.“ 

In unſerem Falle iſt die Beanſtandung zwar nur theoretiſcher 
Art, denn es darf als ſicher angenommen werden, daß der Angekl. 
den Erlös in jedem Falle einmal einem Inländer zugunſten eines 
Ausländers im Inland ausgehändigt hat. Aber gerade die vom LG. 
gewählte Ausdrucksweiſe läßt es theoretiſch offen, ob nicht der Angekl. 
das Geld tatſächlich niemals in die Hände bekommen hat, ſich viel⸗ 
mehr zur Aushändigung einer dritten Perſon bediente. 

In dieſer einen Entſch. finden ſich alſo allein drei Punkte, in 
denen dem Deviſennotrecht der Vorwurf der Unklarheit nicht erſpart 
werden kann. Die Bedeutung ſolcher Unklarheiten liegt viel weniger 
in der ſtrafrechtlichen Seite der Angelegenheit, als vielmehr in dem 
Eindruck, den das Ausland von der Rechtsſicherheit in Deutſchland 
erhält und von der damit zuſammenhängenden Förderung oder 
Schädigung des deutſchen Kredites im Ausland. Es wäre daher ver⸗ 
fehlt, das Deviſennotrecht allzuſehr von der ſtrafrechtlichen Seite der 
Bekämpfung der Schmuggler und Schieber anzuſehen, vielmehr wer⸗ 
den alle Vorgänge und auch die äußerlich rein ſtrafrechtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen letzten Endes immer auch für den redlichen ausländiſchen 
Geſchäftsmann bedeutungsvoll ſein. Es müßte alſo Aufgabe dieſer 
Entſcheidungen ſein, die Unklarheiten in der Notgeſetzgebung möglichſt 
zu beſeitigen und unter Umſtänden auch einmal deutlich den Wunſch 
nach einer Bereinigung der allzu groben Unklarheiten zu äußern, was 
nach einem dreijährigen Beſtehen dieſer Geſetzgebung wenigſtens teil⸗ 
weiſe wohl möglich ſein ſollte. 

RA. Dr. Eugen Langen, Berlin. 
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find. In einem ſolchen Falle bedarf es aber be⸗ 
ſonders ſorgfältiger Prüfung, ob fie als An⸗ 
zeichen für die dem Täter eigentümliche Art und 
Richtung des verbrecheriſchen Hanges angeſehen 
werden können oder ob ſie anderen Urſachen als 
dieſem Hang entſpringen. 
(1. Sen. v. 25. Sept. 1934; 1 D 646/34.) [Hn.] 
12. Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 
1933. Eine der drei zur Anwendung des Art. 5 
Ziff. 2 GewohnhVerbrG. erforderlichen Verur⸗ 
teilungen kann auch eine Geſamtſtrafe ſein, in 
der auf Zuchthaus oder Gefängnis von minde⸗ 
ſtens ſechs Monaten erkannt iſt. Wenigſtens eine 
der in der Geſamtſtrafe enthaltenen Einzelſtra⸗ 
fen aber muß wegen eines Verbrechens oder vor⸗ 
ſätzlichen Vergehens erkannt worden fein.f) 


Die Vorausſetzungen für die nachträgliche Anordnung der 
Sicherungswahrung nach dem Art. 5 Nr. 2 GewohnhVerbrG. 
v. 24. Nov. 1933 (RGBl. I, 995) find in dem angef. Urt. 
rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt worden. 

Der Angekl. iſt neben der Geſamtzuchthausſtrafe von 
einem Jahr und zwei Monaten, die er jetzt verbußt, und 
neben der neunmonatigen Gefängnisſtrafe aus dem Jahre 1922 
wegen vollendeten Betruges noch wegen 28 verſchiedener Ver⸗ 
gehen und wegen eines verſuchten Rückfallsbetruges zu einer 
Geſamtſtrafe von zwei Jahren Gefängnis verurteilt worden. 
Damit ſind die vom Geſetz verlangten drei Verurteilungen 
wegen Verbrechen oder vorſätzlicher Vergehen, in denen auf 
Zuchthaus oder Gefängnis von mindeſtens ſechs Monaten 
erkannt worden iſt, nachgewieſen. Entſcheidend iſt dabei die 
Gefamtftrafe, da es in den Fällen des Art. 5 Nr. 2 nicht 
auf die Tat als ſolche, ſondern auf die Verurteilung an⸗ 
kommt; es iſt daher ohne Bedeutung, ob die einzelne Ver⸗ 
urteilung wegen einer oder mehrerer Taten ergangen iſt, und 
ob etwa — wie die Reviſionsbegründung hervorhebt — nur 
eine der der Geſamtſtrafe zugrunde liegenden Einzelgefängnis⸗ 
ſtrafen die Höhe von mindeſtens ſechs Monaten erreicht. 
Art. 5 Nr. 2 ſetzt in dieſer Beziehung lediglich voraus, daß 
die drei Verurteilungen wegen eines Verbrechens oder vor⸗ 
ſätzlichen Vergehens ergangen find — es muß alſo wenig“ 
ſtens eine der in der Geſamtſtrafe enthaltenen Einzelſtrafen 
wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens erkannt 
worden ſein —, und daß in jeder der drei Verurteilungen auf 
Todesſtrafe, Zuchthaus oder Gefängnis von mindeſtens ſechs 
Monaten erkannt worden iſt; es genügt zur Anwendung des 
Art. 5 Nr. 2 mithin, wenn die Geſamtſtrafe Zuchthaus oder 
Gefängnis von mindeſtens ſechs Monaten feſtſetzt. 

(3. Sen. v. 15. Okt. 1934; 3 D 783/34.) L.] 


Zu 12. Das Urteil entſpricht der bisherigen Rſpr. des RG. 
(ogl. JW. 1934, 1667; Schäfer⸗Richter⸗Schafheutle, Anm. 3 
zu § 20a SthB.; Schäfer⸗Wagner⸗Schafheutle, Anm. 41 
zu 3 20 a StGB.). Es genügt ſowohl für die Anwendung des 8 203 
StGB. wie des Art. 5 GewohnhVerbrG., wenn eine der Vorverurtet“ 
lungen (§ 20 a) bzw. eines der drei Urteile (Art. 5 GewohnhVerbrG.)⸗ 
falls die Verurteilung wegen mehrerer Verbrechen oder Vergehen er” 
folgt iſt, eine Geſamtſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten Ge⸗ 
fängnis verhängt, auch wenn die Einſatzſtrafen geringer ſind. 
würde beiſpielsweiſe ausreichen, wenn ein Angekl. wegen zweier Be 
leidigungen zu je zwei und wegen eines Diebſtahls zu drei Monaten 
Gefängnis verurteilt, und alsdann eine Geſamtſtrafe von ſechs Mo- 
naten feſtgeſetzt würde. 

Der Täter iſt in dieſem Fall ungünſtiger geſtellt, als wenn er 
nur wegen des Diebſtahls zu drei Monaten Gefängnis verurteilt wäre, 
da die Beſtrafung alsdann zur Begründung der Sicherungsverwahrung 
nicht herangezogen werden könnte. Das Ergebnis erſcheint in Fällen 
wie dem oben als Beiſpiel angeführten unbefriedigend, da hier, au⸗ 
genommen, daß es ſich um einen gefährlichen Eigentumsgewohnheits⸗ 
verbrecher handelt, die Geſamtſtrafe die Sicherungsverwahrung nur 
deshalb mitbegründen kann, weil in ihr zwei Einzelſtrafen enthalten 
ſind, die auf völlig anderem Gebiet liegen und möglicherweiſe für bie 
Würdigung der Geſamtperſönlichkeit des Wäter3 ohne jedes Intereſſe 
ſind. Fälle wie der erwähnte werden jedoch im Hinblick auf Wort⸗ 
laut des Geſetzes und Judikatur in Kauf zu nehmen fein. 

SUR. Dr. Richter, Berlin. 
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13. 5202 StGB.; Art. 5 Gewohnh Verbr. 
Berufungseinlegung durch die St A. gegen ein 
Strafurteil und gleichzeitige Beantragung, 
nunmehr auch noch gegen den Angekl. die Siche⸗ 
rungsverwahrung anzuordnen. Zuſtändigkeit. 

Durch Urt. des SchöffG. am 24. Nov. 1933 wurde der 
Angekl. wegen Betrugs im Rückfalle zu einem Jahr ſechs 
Monaten Zuchthaus verurteilt. Hiergegen legte der Angekl. 
und die StA. Ber. ein. Am 29. Dez. 1933 beantragte die 
StA. ſchriftlich, gegen den Angekl. „die Sicherungsverwahrung 
anzuordnen gem. § 20a StGB., Art. 5 Gewohnh Verbr.“, 
und zwar ſei „dieſe Nebenfolge auszuſprechen, da das Ver⸗ 
fahren noch anhängig iſt, durch das erkennende Gericht“. Dar⸗ 
aufhin wurde durch Beſchl. des LG. v. 18. Jan. 1934 „der 
Eröffnungsbeſchluß des AG. v. 14. Aug. 1933 dahin ergänzt, 
daß die angeklagten Taten begangen worden ſind unter den 
Vorausſetzungen des 8 20a StGB.“. In der Berufungsver⸗ 
handlung v. 8. April 1934 wurde der Angekl. zu einer Ge⸗ 
ſamtzuchthausſtrafe von zwei Jahren verurteilt, ferner wurde 
die Sicherungsverwahrung angeordnet. Hiergegen legte der 
Angekl. unbeſchränkt, der Verteidiger Rev. inſoweit ein, als 
auf Sicherungsverwahrung erkannt war. Durch Beſchl. des 
OLG. v. 21. Aug. 1934 wurde die Rev., und zwar im ganzen 
Umfange, als unzuläſſig verworfen auf Grund der Not“ O. 
v. 14. Juni 1932, 1. Teil, Kap. I Art. 2 81 Nr. 1. 

Der Verteidiger hat nunmehr beantragt, die Akten zur 
Entſch. über die Rev. bezüglich der Sicherungsverwah rung 
dem RG. vorzulegen. Er iſt der Auffaſſung, über dieſen Teil 
der Rev. habe das OLG. nicht mitentſchieden, und es hätte 
inſoweit auch gar nicht entſcheiden können, da es ſich bei 
dieſem Ausſpruch der Str. um ein im erſten Rechtszug 
ergangenes Urt. handle, gegen das dem Angekl. ohne weiteres 
die Rev. zum RG. zuſtehe. 

In Wirklichkeit hat aber das OLG. auch über den die 
Sicherungsverwahrung betreffenden Teil des landgerichtlichen 
Urt. mitentſchieden, und das mit Recht. Ob die StA. ihren 
Antrag v. 29. Dez. 1933 als eine „Antragsſchrift“ i. S. des 
Art. 14 Ausf. z. Gewohnh Verbr. i. Verb. m. 8 429 b 
Abſ. 2 StPO. und ob die Str. ihren Beſchl. v. 18. Jan. 
1934 als einen Eröffnungsbeſchl. i. S. der 88 429 b Abſ. 1, 
203, 207 StPO. aufgefaßt hat, mag auf ſich beruhen. Denn 
um ein „nachträgliches Sicherungsverfahren“ i. S. 
des Art. 14 Ausf. z. Gewohnh Verbr. konnte es fich ſchon 
deshalb nicht handeln, weil ein ſolches nach Art. 14 Ausf. 
3. Gewohnh VerbrG. ausdrücklich nur „in den Fällen des 
Art. 5 Ziffer 2, 3“ GewohnhVerbrG. vorgeſehen iſt; im 
borl. Falle aber ſtand die Anordnung der Sicherungsver⸗ 
wahrung innerhalb eines noch anhängigen Straf⸗ 
verfahrens nach Art. 5 Ziff. 1 GewohnhVerbrG. in 
Frage; ſomit lag der Fall der Verbindung zweier Verfahren 
(eines im zweiten Rechtszug anhängigen Strafverfahrens mit 
einem im erſten Rechtszug anhängigen Sicherungsverfahren) 
gar nicht vor. Die Str. konnte und mußte ſogar, ſofern fie 
in der Berufungsverhandlung die Vorausſetzungen des 8 20a 
StGB, Art. 5 Ziff. 1 Gewohnh Verbr. für gegeben er⸗ 
achtete, ſchon auf die Berufung der StA. hin auf Sicherungs⸗ 
verwahrung erkennen, wobei es lediglich eines Hinweiſes nach 
§ 265 Abf. 2 StPO. bedurfte, nicht aber einer beſonderen 
Antragsſchrift oder eines eigenen Beſchluſſes. Die Str. hat 
alſo im Urt. v. 8. April 1934 auch inſoweit als BG. er⸗ 
kannt, als ſie die Sicherungsverwahrung anordnete. Hiernach 
unterſtand auch dieſer Teil des Urt. der Entſch. des OL. 
als des zuſtändigen Rev®. Durch den Beſchl. dieſes Gerichts 
b. 21. Aug. 1934 hat die Rev. des Angekl. auch inſoweit ihre 
Erledigung gefunden, und für eine Entſch. des RG. über 
ieſes Rechtsmittel iſt kein Raum mehr. 

(Beſchl. v. 9. Okt. 1934; 40 1241/34.) W.] 


14. 8 20a StGB. begründet keinen ſelbſtän⸗ 
beigen Straftatbeſtand, ſondern ſetzt einen ſol⸗ 
chen, alſo eine bereits beſtehende Strafdrohung 
voraus, und erweitert dieſe bloß. Hiernach ſchei— 
det von vornherein aus, daß etwa ein Fall des 
373 StGB. angenommen werden könnte; denn 
mangels eines ſelbſtändigen Straftatbeſtandes 


kann $ 20a StGB. nicht als ſelbſtändiges Straf- 
geſetz i. S. des 8 73 StGB., das neben anderen 
durch eine und dieſelbe Handlung verletzt ſein 
könnte, aufgefaßt werden. Andererſeits iſt es 
aber auch nicht ſo, daß § 20a StGB. eine ſelb⸗ 
ſtändige abgeſchloſſene Strafdrohung enthielte, 
die die Strafdrohung des zunächſt verletzten 
Strafgeſetzes nach jeder Richtung beſeitigen und 
erſetzen ſollte. 

Die Strafdrohung im $ 20a iſt zu der des verletzten 
Strafgeſetzes in engſte Beziehung geſetzt. Würde man 8 13 
für anwendbar halten, dann käme man in einer Reihe von 
Fällen zu Ergebniſſen, die mit dem Sinn und Zweck des 
§ 20a, der zu einer Strafſchärfung führen ſoll, nicht in Ein⸗ 
klang zu bringen wären. Solches träfe z. B. zu, wenn für die 
Tat an ſich zwar ein geringeres Höchſtmaß als 15 Jahre 
Zuchthaus, aber zugleich ein erhöhtes Mindeſtmaß angedroht 
iſt. Denn man würde in dieſem Fall, wenn man der Straf⸗ 
drohung im $ 20a eine Selbſtändigkeit in dem angeführten 
Sinne beimäße, zwar nach der oberen Strafgrenze hin zu 
einer Strafſchärfung, im übrigen aber zu einem geringeren 
Mindeſtmaß, alſo praktiſch ſtatt zur Strafſchärfung zur Mög⸗ 
lichkeit einer Strafermäßigung gelangen. Eine dem Sinne des 
Geſetzes entſprechende Löſung ergibt nur die Auslegung, daß 
3 20a StGB. lediglich die für die Tat an ſich aufgeſtellte 
Strafdrohung, ſofern ſie nicht ſowieſo die ſchwerere iſt, nach 
der oberen Grenze hin erweitert. Inwiefern eine ſolche nur 
die Freiheitsſtrafe betreffende Veränderung des Strafrahmens 
die in dem verletzten Strafgeſetz auch noch enthaltene An⸗ 
drohung einer Geldſtrafe in Wegfall bringen ſollte, iſt nicht 
erſichtlich. Daß es dabei zu bleiben hat, iſt auch innerlich ge⸗ 
rechtfertigt. Denn der geſetzgeberiſche Grund, der dazu geführt 
hat, bei Vermögensdelikten in ſchwereren Fällen, wie ſie beim 
Rückfallbetrug zweifellos vorliegen, neben der Freiheitsſtrafe 
die Verhängung einer Geldſtrafe zwingend vorzuſchreiben, 
wird durch eine die Freiheitsſtrafe betreffende Erhöhung der 
Strafdrohung nicht hinfällig. Gerade einem als gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher verurteilten rückfälligen Betrüger gegen⸗ 
über erſcheint es geboten, ihn auch an ſeinem Vermögen zu 
beſtrafen und ihm die auf Koſten der Geſchädigten erlangten 
Vorteile durch eine entſprechend bemeſſene Geldſtrafe wieder 
zu entziehen. 

(5. Sen. v. 22. Okt. 1934; 5 D 268/34.) [Hn.) 


15. 8 43 StGB. Wenn der Vorſatz einer ſtraf⸗ 
baren Handlung gegeben iſt, ſo liegt Verſuch und 
nicht nureine vorbereitende Handlung vor, wenn 
der Täter mit der Ausführungshandlung be⸗ 
gonnen hat. Liegt alſo eine Tätigkeit vor, die in 
den Rahmen deſſen fällt, was nach dem Willen 
des Täters und der natürlichen Auffaſſung als 
die einheitliche Handlung erſcheint, in welcher 
der vom Geſetz erforderte Erfolg der Endpunkt 
iſt, ſo hat der Täter die Grenze überſchritten, 


die den Verſuch von der Vorbereitung ſcheidet. 


Der Angekl. wollte ohne Dazwiſchentreten einer neuen 
Handlung in einem Zuge den Revolver aus der Taſche ziehen, 
ihn entſichern, auf den Gendarmerieoberwachtmeiſter M. an⸗ 
legen und ihn erſchießen. Es kann dem Schwß. auch vom 
Standpunkt des Rechts keinesfalls entgegengetreten werden, 
wenn es dieſe ganzen Vorgänge, wie ſie ſich im Willen des 
Angekl. dargeſtellt haben, nach der natürlichen Auffaſſung als 
eine einheitliche Handlung angeſehen hat (RGSt. 51, 341 
342). Das RG. ſagt in RGSt. 59, 386 nur, es ſei nicht 
rechtsirrtümlich, wenn das SchwG. das Anlegen mit dem 
Revolver bei gegebenem Tötungsvorſatz als einen Verſuch der 
Tötung angeſehen habe, es ſagt aber nicht, daß das An⸗ 
legen erforderlich ſei, damit Verſuch, d. h. der Beginn der 
Ausführungshandlung, angenommen werden könne. 

(3. Sen. v. 22. Okt. 1934; 3 D 1074/34.) [Hn.] 


16. 8 176 Abi. 1 Nr. 2 StG B. Eine geiſtes⸗ 
ſchwache Frau ſteht einer geiſteskranken i. S. des 
§ 176 Abi. 1 Nr. 2 StGB. nur dann gleich, wenn 
der Schwachſinn derart iſt, daß die Frau keine 
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genaue Vorſtellung von dem Weſen und der Be⸗ 
deutung des Geſchlechtsverkehrs hat, d. h. daß 
fie außerſtande ift, zwiſchen einer dem Sitten⸗ 
geſetz entſprechenden und einer ihm widerſtrei⸗ 
tenden Befriedigung des Geſchlechtstriebs zu 
unterſcheiden und dem an ſie geſtellten Verlan⸗ 
gen eines außerehelichen Beiſchlafs mit freier 
Entſchließung zu begegnen (vgl. noch d. Urt. d. 
2. StrSen.: JW. 1931, 58 15). 1) 

Nicht jede geiſtes ſchwache Frau iſt geiſteskrank i. S. 


Zu 16. I. Der unglückliche Ausdruck: „Geiſtesſchwäche“ it, 


durch 86 Nr. 1 BGB. in die deutſche Rechtsſprache des bürger⸗ 
lichen Rechts eingeführt worden. Nach dieſer Beſt. kann entmün⸗ 
digt werden, wer infolge von „Geiſteskrankheit“ oder von „Geiſtes⸗ 
ſchwäche“ ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag. Wer wegen 
Geiſteskrankheit entmündigt iſt, iſt nach 8 104 Nr. 3 BGB. geſchäfts⸗ 
unfähig, während der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte nach 8 114 
BGB. einem Minderjährigen gleichſteht, der das ſiebente Lebensjahr 
vollendet hat. 

Bum ke, Lehrbuch der Geiſteskrankheiten (3. Aufl., 1929) S. 188 
bemerkt dazu: die Unterſcheidung des BGB. zwiſchen den Begriffen 
„Geiſteskrankheit“ und „Geiſtesſchwäche“ führt „deshalb zu Miß⸗ 
verſtändniſſen, weil hier zwei verſchiedene mediziniſche und juriſtiſche 
Begriffe zufällig denſelben Namen erhalten haben. Geiſtesſchwäche im 
pſychiatriſchen Sinne iſt ein Zuſtand von intellektueller Schwäche, 
der entweder angeboren oder als Folge einer Seelenſtörung entſtanden 
ſein kann. Unter Geiſteskrankheit dagegen verſteht der ärztliche 
Sprachgebrauch eine nach Zeit und Verlauf begrenzte, akute oder 
chroniſche Pſychoſe“. 

In die Beſt. über Zurechnungsfähigkeit im Gebiete des Straf⸗ 
rechts iſt der Begriff der „Geiſtesſchwäche“ zuerſt durch den Entw. 
1919 eingeführt worden. Nach 8 18 dieſes Entw. ſoll nicht zurech⸗ 
nungsfühig fein, wer zur Zeit der Tat wegen Bewußtſeinsſtörung, 
wegen krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit „oder wegen Gei⸗ 
ſtesſchwäche“ unfähig iſt, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder 
ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen; wenn aus einem 
dieſer Gründe jene Fähigkeit „nur in hohem Grade vermindert“ iſt, 
iſt nach Abſ. 2 die Strafe zu mildern (fog. verminderte Zurechnungs⸗ 
fähigkeit). Die Denkſchrift bemerkt dazu S. 29: „Als dritten bio⸗ 
ae Buftand, der die Unzurechnungsfähigkeit begründen kann, 
nennt der Entw. die Geiſtesſchwäche. Regelmäßig wird zwar die 
Geiſtesſchwäche, wenn ſie ihrem Grade nach geeignet iſt, die Zurech⸗ 
nungsfähigkeit auszuſchließen, bereits als krankhafte Störung der Gei⸗ 
ſtestätigkeit anzuſehen ſein. Immerhin kann ihre Unterſtellung unter 
den Begriff der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit auf Schwie⸗ 
rigkeiten ſtoßen; zur Vermeidung ungerechtfertigter Verurteilungen 
iſt ſie deshalb beſonders hervorgehoben.“ Ganz entſprechend iſt die 
Stellung des letzten der amtlichen Entw. des Weimarer Staates, alſo 
desjenigen von 1927 (Reichstagsvorlage). Auch dieſer Entw. nennt in 
8 13, ſowohl in Abſ. 1 beim Ausſchluß der Zurechnungsfähigkeit wie 
in Abſ. 2 bei der ſog. verminderten Zurechnungsfähigkeit, neben der 
Bewußtſeinsſtörung und der krankhaften Störung der Geiſtestätig⸗ 
keit beſonders die „Geiſtesſchwäche“. Die Begr. S. 14 ſtimmt mit 
derjenigen des Entw. von 1919 ſachlich vollkommen überein. Auch 
die Reichstagskommiſſion (Entw. 1930 8 13) behält die „Geiſtes⸗ 
ſchwäche“ bei. 

Dem Vorbild dieſer Entw. folgt die Neufaſſung des geltenden 
8 51 StGB. — in Abſ. 1 bei Belt. der Zurechnungsfähigkeit und 
in Abſ. 2 bei der neu eingeführten fog. verminderten Zurechnungs⸗ 
fähigkeit —, wie fie durch das GewohnhVerbr. v. 24. Nov. 1933 
(RGBl. I, 995) Beſtandteil des heute geltenden Rechts geworden iſt. 
Eine ſtrafbare Handlung iſt demnach nicht vorhanden, wenn der Täter 
zur Zeit der Tat wegen Bewußtſeinsſtörung, wegen krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit oder wegen Geiſtesſchwäche unfähig iſt, 
das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu han⸗ 
deln. War die Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder 
nach dieſer Einſicht zu handeln, zur Zeit der Tat aus einem dieſer 
Gründe erheblich vermindert, ſo kann die Strafe nach den Vorſchr. 
über die Beſtrafung des Verſuchs gemildert werden. 

Die Übernahme des Begriffs der „Geiſtesſchwäche“ in dem 8 51 
SGB. bedeutet keinen Fortſchritt, ſondern nur eine Ver⸗ 
unklarung der ganzen Beſt. Denn es iſt zunächſt vollſtändig unſicher, 
was mit dieſer ſcheinbaren Erweiterung eigentlich geſagt ſein ſoll. 
Man könnte daran denken, daß damit neben der krankhaften Stö⸗ 
rung der Geiſtestätigkeit, die auf die eigentlichen Geiſteskrankheiten 
(Pſychoſen) zu beſchränken wäre, die ſog. krankhaften Perſönlich⸗ 
keiten (Pſychopathien) gemeint ſein ſollen ((. Mezger: 3StW. 49, 
171 ff., 173 und Strafrecht, 2. Aufl., 1933, S. 300). Das iſt aber 
ſicher nicht der Fall: denn die Pſychoſen gehören in aller Regel unter 
Abf. 1, die Pſychopathien dagegen unter Abſ. 2 des neuen 8 51 St⸗ 
GB., die beiden Gruppen verteilen ſich alſo auf die beiden Abſätze 
und ſpielen nicht innerhalb ihrer jeweils eine ſelbſtändige Rolle. 


des 8 176 Abſ. 1 Nr. 2 StchB.; vielmehr iſt ein folder Grad 
von Schwachſinn erforderlich, daß die Frau keine genaue Vor⸗ 
ſtellung von dem Weſen und der Bedeutung des Geſchlechts⸗ 
verkehrs hat, d. h. daß ſie außerſtande iſt, zwiſchen einer dem 
Sittengeſetz entſprechenden und einer ihm widerſtreitenden 
Befriedigung des Geſchlechtstriebs zu unterſcheiden und dem 
an ſie geſtellten Verlangen eines außerehelichen Beiſchlafs mit 
freier Entſchließung zu begegnen (RGlürt. v. 1. Febr. 1934, 
2 D 28/34 1); vgl. auch RGurt. v. 24. März 1930, 2D 
1246/29: JW. 1931, 58 10). Im vorl. Falle iſt es angeſichts 


Näher läge es, unter der „Geiſtesſchwäche“ den ſpäter zu erwähnenden 
„intellektuellen Schwachſinn“ zu verſtehen. Aber auch das geht nicht. 
Das war ausweislich der wiedergegebenen Begr. jedenfalls nicht die 
Meinung der Entw. 1919 und 1927 und iſt auch nicht die Meinung 
des jetzigen Geſetzes. In dieſer Beziehung ſtellt der offiziöſe Komm. 
von Schaefer⸗Wagner⸗Schafheutle zum Gewohnh Verbr. 
1934) S. 177/78 mit aller Beſtimmtheit als Willen des Geſetzes feſt, 
daß der 8 51 n. F. „die Geiſtesſchwäche als einen Zuſtand betrachtet, 
der ſich von der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit nicht etwa 
der Art nach, ſondern nur dem Grade nach unterſcheidet“. Es 
entſpricht dies der bürgerlich⸗ rechtlichen Regelung. Dieſer Wille des 
Geſetzes iſt für die Auslegung maßgebend (Mezger in der Ztſchr. 
„Deutſches Strafrecht“ 1934, 130). Dieſes Ergebnis, wonach alſo die 
„Geiſtesſchwäche“ in Abſ. 1 und Abſ. 2 des 8 51 StGB. „Grenz⸗ 
fälle“ der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit umfaſſen ſoll, iſt 
aber um deswillen unſachgemäß, weil dieſe Frage der „Grenzfälle“ 
keine Frage innerhalb der Abſ. 1 und 2, ſondern vielmehr eine 
Frage zwiſchen den beiden Abſätzen bedeutet. 

Es iſt deshalb ſehr erfreulich, daß die amtliche Strafrechtskom⸗ 
miſſion des RIM. zur Schaffung eines neuen Strafrechts die „Gei⸗ 
ſtesſchwäche“ aus den Beſt. über die Zurechnungsfähigkeit wieder be⸗ 
ſeitigen will, „da die heutige mediziniſche Wiſſenſchaft ſie als beſon⸗ 
deren techniſchen Begriff nicht mehr kennt und als eine Unterart der 
krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit anſieht“ (Das kommende 
deutſche Strafrecht, 1934, S. 39 und 44 — 45). 

II. Im übrigen wäre es erwünſcht, wenn ſich bei der immer 
umfaſſenderen Bedeutung dieſer Dinge im Strafrecht und in ver⸗ 
wandten Rechtsgebieten für die Unterſcheidung der verſchiedenen 
„krankhaften Störungen der Geiſtestätigkeit“ all⸗ 
mählich eine feſtere Terminologie einbürgern würde. Mir ſcheinen 
unter Berückſichtigung der einſchlägigen pfychiatriſchen Literatur fol⸗ 
1 Unterformen erforderlich und im weſentlichen auch genügend 
zu ſein: e 

1. Geiſteskrankheit (Pſychoſe). Dazu ſollen nur die 
eigentlichen geiſtigen Erkrankungen im engeren Sinne des Wortes 
gehören. Wo ſolche vorliegen, begründen ſie immer Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit i. S. des § 51 Abſ. 1 StGB. Dies muß auch dort gelten, 
wo es ſich erſt um eine beginnende Geiſteskrankheit (Initialſtadium) 
mit noch verborgenen Symptomen handelt, ſofern nur die Diagnoſe 
als ſolche feſtſteht. Vorbehalten bleiben die ſeltenen Fälle ſog. partieller 
Zurechnungsfähigkeit (Mezger, Strfr. S. 292). Endlich gehören 
auch die „leichten“ (ſchleichenden, abortiven) Formen hierher. 

2. Schwachſinn. Der Begriff iſt nunmehr — als „angeborener 
Schwachſinn“ — in die Geſetzgebung in 81 Abſ. 2 Nr. 1 Geſ. zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes v. 14. Juli 1933 (RGBl. 1, 529) 
übergegangen. Er bezeichnet im weſentlichen intellektuell, d. h. in der 
Schwache der Urteilskraft begründete geiſtige Störungen, bei denen 
freilich meiſt auch Auswirkungen auf andern (emotionalen) Seiten 
des Seelenlebens nachweisbar ſind. So iſt nach dem Komm. von 
Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke (1934) zu dem Gel. v. 14. Juli 1933 
S. 91 unter den Begriff des angeborenen Schwachſinns zu verſtehen 
„jeder im mediziniſchen Sinne eben noch als deutlich abnorm dia“ 
gnoſtizierbare Grad von Geiſtesſchwäche, alſo von Fällen der Idiotie, 
über die große Variationsbreite der Imbezillität bis hinauf zur 
Debilität. Dabei iſt, entſprechend der ſeeliſchen Allgemeinſtörung, 
welche beim angeborenen Schwachſinn vorliegt, nicht bloß (1) auf die 
intellektuellen Fehlleiſtungen zu achten, welche in mangelhaften Schul 
und Berufsleiſtungen und ſchlechter Begriffs⸗ und Urteilsbildung zu⸗ 
tage treten, ſondern auch auf die Gefühls⸗ und Willensſphäre ſowie 
die Entwicklung der ethiſchen Begriffe und Regungen, da dies alles 
in der Regel mehr oder weniger mit (1) geſtört iſt“. Auch ſonſt ſteh. 
beim ſog. Schwachſinn in der forenſiſch⸗pſychiatriſchen und pfychiatri⸗ 
ſchen Literatur das intellektuelle Moment im Vordergrund. Hoche, 
Handbuch der gerichtlichen Pſychiatrie (2. Aufl. 1909) S. 539 will 
zwar „gegenüber der im weſentlichen gleichwertigen Bezeichnung 
Schwachfinn, bei welcher der Laie in erſter Linie an eine Herab⸗ 
fegung der verſtandesmäßigen Leiſtungen denkt“, von „pſychiſcher 
Schwäche“ reden, um damit „den Nachdruck auf die Tatſache In 
legen, daß bei der Mehrzahl der hierhergehörigen Störungen auch (1) 
andere ſeeliſche Funktionen, nämlich Gefühle und Willens vorgänge⸗ 
Veränderungen erlitten haben“. Er verſteht dabei (541) unter 

) JW. 1934, 905. 
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der Feſtſtellungen über das Verhalten der D. M. möglich, daß 
ſie ein ſolches Unterſcheidungsvermögen und eine ſolche Ent⸗ 
ſchlußfähigkeit beſeſſen hat. 

Bei der neuen Verhandlung und Entſch. wird beſonders 
zu prüfen ſein, ob etwa der Widerſtand, den die M. geleiſtet 


„Schwachſinn“ die quantitativ geringeren, unter „Blödſinn“ die 
höheren Grade; der angeborene Schwachſinn wird auch „Imbezillität“, 
der angeborene Blödsinn „Idiotie“ genannt, während als „Demenz“ 
in der Regel die im Laufe des Lebens erworbenen Schwächezuſtände, 
ſoweit ſie dauernd und unheilbar ſind, bezeichnet werden. Auch bei 
Bumke a. a. O. liegen die Symptome der „Oligophrenien“ (S. 767) 
primär auf ſeiten des Gedächtniſſes, der Kenntniſſe und insbeſ. des 
Urt. („ſtels vorhanden iſt nur die Urteilsſchwäche“), freilich mit Aus⸗ 
wirkungen auch auf die ethiſchen Begriffe, die Moral und die Affekte 
(als Folge der „Störung des Denkens“). Der ererbten „Debilität“ 
gegenüber bezeichnet „Demenz“ (409) die erworbenen Formen, wäh⸗ 
rend der „amneſtiſche Symptomenkomplex“ des Korſſahowſchen 
Syndroms (406) und die „Pſeudodemenz“ des Ganſerſſchen Syn⸗ 
droms (251) auf anderem Gebiet liegen. So dürfte es nach der Stel⸗ 
lung der Fachliteratur gerechtfertigt erſcheinen, den „Schwachſinn“ auf 
Störungen zu beziehen, deren Schwerpunkt im intellelttuellen Gebiet 
(Urteilskraft) liegt. 

E 3. Krankhafte Perſönlichkeit (Pſychopathie). In 
der Regel wird 8 51 Abſ. 2 StGB. auf dieſe pfychopathiſchen 
Perſönlichkeiten oder Pſychopathien anwendbar fein. Gemeint find 
un Gegenſatz zu den Srankheitsabläufen der erſten Ziffer die an⸗ 
eborenen lererbten) oder erworbenen Abnormitäten der Perſönlich⸗ 
keit, alſo der körperlich⸗ſeeliſchen Konſtitution auf den emotionalen 
Gebieten des Gefühlslebens, des Willens, des Temperaments und 
des Charakters (Kurt Schneider, Die pſychopathiſchen Perſönlich⸗ 
seiten, 3. Aufl. 1934). Dabei iſt freilich eine ſcharfe, begriffliche 
Abgrenzung gegenüber den „leichten“ Formen der „Geiſteskrank⸗ 
heiten (Pſychoſen)“ vielfach ſchwierig (Mezger, Kriminalpolitik, 
1934, S. 43). Weder gelingt dies immer durch Hinweis auf die 
Körperlichen Grundlagen der Geiſteskrankheiten, da auch bei den 
krankhaften Perſönlichkeiten ſolche nachzuweiſen ſind; noch durch 
den Hinweis auf die Verſtändlichkeit und Einfühlbarkeit der 
m gcbopathien, die keineswegs immer vorhanden iſt und umgekehrt 
nicht immer bei den Geiſteskrankheiten fehlt; noch durch den 
Hinweis auf die Notwendigkeit ſozial werkender Abgrenzung der 
Pſychopathien, da ſolche auch bei den leichten Formen der Geiſtes⸗ 
krankheiten Platz greift. Am beſten dient der Unterſcheidung 
der Hinweis auf das „Fremdartige“ und „Prozeßhafte (Fortſchrei⸗ 
tende)“ des Vorgangs bei den Geiſteskrankheiten im Gegenſatz zu 
dem „Ronftitutionellen“ Charakter der Pſychopathien. Insbeſ. tritt 
dies zutage, wo die Geiſteskrankheit zu einem allmählichen „Zerfall“ 
des geiſtigen Lebens führt, was freilich unter den zweifelhaften Fällen 
ſchizophrene, maniſch⸗depreſſive, paranoiſche Störungen), z. B. gerade 
beim maniſch⸗depreſſiven Irreſein, nicht der Fall iſt. Bleiben ſo im 
einzelnen auch noch manche Zweifelsfragen, ſo erſcheint doch noch 
immer die Gegenüberſtellung der Geiſtes krankheiten und der krank- 
haften Perſönlichkeiten im Sinne zweier gegenſätzlicher Orientierungs⸗ 
punkte für forenſiſche Zwecke fruchtbar und klarend. 

Die einzelnen Formen der Pfochopathien ſchildert anſchaulich das 
genannte Buch von Kurt Schneider. Die kriminellen Pſycho⸗ 
eien wird man dabei am beſten ſo gruppieren, daß man 1. die ge⸗ 
Keigerte antiſoziale Aktivität (a) der Triebpſychopathen, alſo der 
Hexualpſychopathen, Reizbaren, Exploſiven, Fanatiker, Geltungs⸗ 
ſüchtigen uſw., (b) der Stimmungspſychopathen, alſo der Hypo⸗ 
maniſchen, Depreſſiven, Stimmungslabilen, und (e) der Ideenpſycho⸗ 
puthen paranoiſcher und hyſteriſcher Art und 2. die geſteigerte aſoziale 
Paſſivität (a) der Amoraliſchen und (b) der Haltloſen hervorhebt. 
zelbſtverſtändlich zeigt das Leben mannigfache Kombinationen zwiſchen 
ieſen einzelnen Formen. 

III. Der § 176 Nr. 2 StG B., der im vorl. Fall zur Erörte⸗ 

nung ſteht, beſtraft denjenigen, der „eine geiſtes kranke Frauens⸗ 
Perfon zum außerehelichen Beiſchlafe mißbraucht“. In Übereinſtim⸗ 
ung mit JW. 1931, 5819 ſtellt das Urt. der „geiſteskranken“ 
krauensperſon grundſätzlich die „geiſtesſchwache“ Frau gleich, 
feklärt aber ausdrücklich: nicht jede geiſtesſchwache Frau iſt geiſtes⸗ 
Tank im Sinne der genannten Strafbeſtimmung, ſondern nur eine 
zolche, die infolge des Schwachſinns keine genaue Vorſtellung von dem 
Sejen und der Bedeutung des Geſchlechtsverkehrs hat, d. h. die außer⸗ 
Rande ift, zwiſchen einer dem Sittengeſetz entfprecheuden und einer ihm 
wiberſtreitenden Befriedigung des Geſchlechtstriebs zu unterſcheiden 
ud dem an ſie geſtellten Verlangen eines außerehelichen Beiſchlafs 
ME freier Entſchließung zu begeguen. Es kommt alſo darauf an, ob 
A Frau im Einzelfall ein ſolches Unterſcheidungsvermögen und eine 
olche Entſchlußfähigkteit beſeſſen hat oder nicht. 

Zu der mediziniſchen Seite der Frage iſt ſchon in der Aum. 
dur IW. 1931, 5819 Stellung genommen worden. Straßmann 
— dort erklärt: eine in hohem Grade ſchwachſinnige Perſon als 
geisteskrank im Sinne des 5176 StGB. anzuſehen, entſpreche durch⸗ 


hat, nicht auf zutreffende Vorſtellungen von dem Weſen und 
der Bedeutung des Geſchlechtsverkehrs zurückzuführen iſt, 
ſondern ſich nur als eine natürliche Gegenwirkung gegen die 
plötzlichen Angriffe des Angekl. darſtellt. Auch wird nochmals 
genauer zu erörtern und darzulegen ſein, wie es dem Angekl. 


aus der ärztlichen Auffaſſung. Der pſychiatriſche Begriff des Schwach⸗ 
ſinns und der der Geiſtesſchwäche des 8 6 Bc B. decken ſich allerdings 
keineswegs. Hier, in $6 BGB., ſtellt Geiſtesſchwäche den geringeren 
Grad geiſtiger Störung dar. Kliniſch dagegen bezeichnet man als 
Schwachſinn einen mehr ſtationären, angeborenen oder früh erworbe⸗ 
nen Defektzuſtand, während der Begriff der Geiſteskrankheit im enge⸗ 
ren Sinne nur für Prozeſſe von krankheitsartigem Verlauf gilt. Aber 
zweifellos könne jener Schwachſinn, wenn er hohe Grade erreicht, 
Urteilskraft und Willenskraft in ſchwererem Grade ſchädigen und 
daher größere rechtliche Bedeutung beſitzen, als mauche eigentliche 
Geiſteskrankheit. Es habe daher ſicher im Siune des Geſetzgebers 
gelegen, den Schutz des 3 176 Nr. 2 StGB. auch ſolchen ſchweren 
dauernden Defektzuſtänden zu gewähren. 

Auch vom juriſtiſchen Standpunkt aus wird man der Ten⸗ 
denz des vorl. Urt. durchaus beipflichten müfjen. Aber es bürfte 
an Hand des Vorangeſtellten möglich ſein, in terminologiſcher, 
damit aber zugleich auch in ſachlicher Beziehung eine weitere 
Klärung der ganzen Frage anzubahnen. An die Stelle des un⸗ 
klaren, an den 5 6 Nr. 1 BGB. anklingenden Ausdruck: „geiſtes⸗ 
ſchwach“ (J), der dann plötzlich und unvermittelt mit dem Begriff: 
„Schwachſinn“ vertauſcht wird, ſollte die beſprochene, einheitliche 
Bezeichnung (II) der verſchiedenen geiſtigen Störungen treten. Daß 
eine im engeren Sinne „geiſtes kranke“ Frau (II, 1) unter 8176 
Abſ. 1 Nr. 2 StGB. fällt, ergibt ſchon der Wortlaut des Geſetzes und 
entſpricht zugleich dem Weſen der Sache. Wie eine ſolche Perſon 
als zurechnungsunfähig anzuſehen iſt, ſo ſoll ſie objektiv betrachtet 
auch ſtets den Schutz des genannten Paragraphen genießen; eine Ein⸗ 
schränkung der Beſtrafung liegt nur mitunter in dem fehlenden Wiſ⸗ 
fen des Täters um dieſes Tatbeſtandsmerkmal (859 StGB.). Auf 
eine im engeren Sinne „ſchwachſinnige“ Frau (I, 2), an welche 
die vorl. Urt. anſcheinend in erſter Linie denken, ohne dies freilich 
ſcharf zum Ausdruck zu bringen, kann 8 176 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
ebenfalls grundſätzlich zur Anwendung kommen. Mit Recht iſt in 
den wiedergegebenen Meinungen zum Ausdruck gekommen, daß Ur⸗ 
teils⸗ und Willenskraft hier genau ſo geſchädigt und gehemmt ſein 
können wie im erſten Fall. Daß es dabei entſcheidend darauf an⸗ 
kommt, ob die Frau fähig iſt, zwiſchen einer dem Sittengeſetz ent⸗ 
ſprechenden und einer ihnt widerſtreitenden Befriedigung des Ge⸗ 
ſchlechtstriebs zu unterſcheiden und dem an fie geſtellten Ver⸗ 
langen eines außerehelichen Beiſchlafs mit freier Entſchließung 
zu begegnen, hebt das Urt. in einer intereſſanten und, wie wir hinzu⸗ 
ſetzen möchten, durchaus einleuchtenden Parallele zu der fog. gemiſcht 
biologiſch⸗pſychologiſchen Methode des § 51 StGB. klar und ſcharf 
hervor. Auch in ſolcher Einſchränkung im Gebiete des Schwachſinns, 
ſoweit es an ſolchen denkt, verdient das Urt. volle Zuſtimmung. In⸗ 
folge des unklaren Ausdrucks: „geiſtesſchwach“ iſt dagegen nicht 
recht erſichtlich, ob das Urt. den 8176 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. auch auf 
eine „pſychopathiſche“ (II, 3) Frau anwenden will oder nicht. 
Dieſe Frage iſt von großer praktiſcher Bedeutung. Ich möchte ſie 
gleichfalls im Sinne des vorl. Urt. durchaus bejahen. Dies geht zwar 
über den geſetzlichen Ausdruck: „geifteskranke Frauensperſon“ hinaus, 
und es wird ſich deshalb vom juriſtiſchen Standpunkte her die Frage 
erheben, ob ſolche Ausdehnung nicht in einen Widerſpruch mit dem 
82 Abf. 1 StGB. gerät. Aber ſelbſt wenn man in der hier vor⸗ 
geſchlagenen und empfohlenen Auslegung eine Art von analoger An⸗ 
wendung des „geiſteskrank“ auf bloße Pſychopathien ſehen wollte, fo 
müßte dies zum mindeſten nach heutiger nationalſozialiſtiſcher Straf⸗ 
rechtsauffaſſung für zuläſſig erachtet werden; denn wenn auch die 
Geſetzgebung des neuen Staates vorläufig noch den 8 2 Abſ. 1 StGB. 
und das aus ihm abgeleitete Analogieverbot hat beſtehen laſſen, ſo 
rechtfertigt ſich doch in ſolchen Grenzfällen zwiſchen Auslegung und 
Analogie ſchon heute eine weitere Anwendung des Geſetzes im Sinne 
der letzteren. Daß aber der Schutz des § 176 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
ſinngemäß auch auf ſchwer pſychopathiſche Frauen auszudehnen iſt 
und nicht daran ſcheitern darf, daß bei ihnen die Störungen mehr 
auf dem Gebiete des Gefühls, des Willens, des Temperaments und 
des Charakters als auf dem des Verſtandes liegen, entſpricht der 
neuzeitlichen Auffaſſung von der Bedeutung des emotionalen Seelen⸗ 
lebens (ſ. dazu etwa die ſeinerzeit erfolgte Neufaſſung des 83 JGG. 
von 1923). Ja, es muß als ein beſonderes Verdienſt gerade des 
borl. Urt. bezeichnet werden, daß es deutlich und klar neben die 
Fähigkeit zur (verſtandesmäßigen) „Unterſcheidung“ auch als genau 
ebenſo maßgebend die Fähigkeit zur (emotionalen) „Eutſchließung“ 
ſtellt. Das iſt wichtig insbeſ. für dieſe Fälle pſychopathiſch veränderter, 
alſo krankhafter Perſönlichkeit der mißbrauchten Frau in 8176 Abſ. 1 
Nr 2 StchB. Deshalb kommt der grundlegenden Auffaſſung des 
Urt. umfaſſende Bedeutung zu. 

Prof. Dr. Edmund Mezger, München. 
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möglich geweſen ift, die M. zu gebrauchen — eine Feſtſtellung, 
die von der RevBegr. in längeren Ausführungen als denk⸗ 
geſetzlich unmöglich bezeichnet worden iſt. Eine Augenſcheins⸗ 
einnahme an der Srtlichkeit unter Zuziehung des Angekl. und 
der M. kann in Betracht kommen. 


(1. Sen. v. 5. Okt. 1934; 1D 959/34.) On. ] 


17. 8 244 StGB.; 8 353 StPO. Der Hinweis 
auf eine vor kurzem in einem anderen Strafver⸗ 
fahren erfolgte Verurteilung des Angekl. aus 
§ 244 StGB. genügt nicht zur Feſtſtellung, daß 
ſich der Angekl. wieder eines Rückfalldiebſtahls 
ſchuldig gemacht habe. Eine Teilung des Urteils 
nach Straftat und Rückfall iſt möglich. 


Der Nachweis des Rückfalls für den vorl. Fall kann nicht 
dadurch geführt werden, daß die Str. feſtſtellt, daß der 
Angekl. am 2. Febr. 1925 wegen Betrugs im wiederholten 
Rückfalle verurteilt worden iſt. Denn das Rev. kann 
mangels entſprechender Feſtſtellungen nicht nachprüfen, ob 
die damalige Feſtſtellung des Rückfalls auf rechtlich einwand⸗ 
freier Grundlage beruhte. 

Der Rechtsfehler nötigte indes nicht zur Aufhebung des 
Urt. in vollem Umfange. Denn der Rückfall gehört nicht zu 
den im Strafgeſetze beſonders vorgeſehenen Umſtänden, die, 
weil ſie die Strafbarkeit erhöhen, begrifflich einen untrenn⸗ 
baren Teil der Schuldfrage bilden. Deshalb iſt eine Teilung 
des Urt. nach Straftat und Rückfall möglich. Die Schuldfeſt⸗ 
ſtellungen konnten daher aufrechterhalten werden; nur die den 
Rückfall betreffenden Feſtſtellungen und der dadurch bedingle 
Strafausſpruch waren aufzuheben (vgl. Urt. 1 D 140/1926). 


(5. Sen. u. 15. Okt. 1934; 5 D 60/34.) W. 


18. 58 64 A bſ. 1, 84 Ziff. 1 Gmb G. i. d. Faſſ. 
v. 25. März 1930; § 240 Ziff. 1 KO. Die Überſchul⸗ 
dung braucht ſich jetzt nicht mehr aus der Bilanz 
zu ergeben, ſondern ſich nur bei Aufſtellung der 
Bilanz zu zeigen. Bei dem Geſchäftsführer einer 
Gmbh. ift ein übermäßiger Aufwand ſchon dann 
egeben, wenn die von ihm aus der Kaſſe der 
Geſellſchaft entnommenen Beträge in keinem 
Verhältnis zu deren Vermögenslage ſtehen. 


Die Angekl. haben als Geſchäftsführer der Gmbh. am 
15. Mai 1931 „den Entwurf einer Bilanz für 1930“ auf⸗ 
geſtellt, wobei fi} eine Uberſchuldung von faſt 50 000 AM er⸗ 
gab, und haben die Konkursanmeldung trotzdem bis Mitte 
Aug. 1931 unterlaſſen. Darauf gründet die Stra. die An⸗ 
nahme eines Vergehens der Unterlaſſung der Konkursanmel⸗ 
dung nach 88 84 Ziff. 1, 64 Abſ. 1 GmbHG. Das iſt im Er⸗ 
gebnis gerechtfertigt. Denn der $ 64 verlangt in der jetzigen 
Faſſung nur, daß die Überſchuldung ſich „bei der Auf⸗ 
ſtellung“ der Bilanz ergebe, aber nicht mehr wie früher, daß 
ſie ſich „aus der Bilanz“ ergebe; aus dieſem Grunde kann es 
auch auf ſich beruhen, ob die Auffaſſung der Str. zutrifft, 
daß jene Aufſtellung „als Zwiſchenbilanz anzuſehen“ ſei. 


Die Annahme des übermäßigen Aufwands i. S. des 
8 240 Ziff. 1 KO. verſucht die Rev. mit dem Hinweiſe darauf 
zu bekämpfen, daß jeder der beiden BeſchwF. eine zahlreiche 
Familie zu ernähren und auch ſonſt große notwendige Aus⸗ 
gaben perſönlicher Art gehabt habe. Indeſſen iſt ein über⸗ 
mäßiger Aufwand bei dem Geſchäftsführer einer Gmbh. ſchon 
dann gegeben, wenn die von ihm aus der Geſellſchaftskaſſe 
entnommenen Beträge in keinem Verhältnis zur Vermögens⸗ 
lage der Geſellſchaft als ſolcher ſtehen, und es iſt dem⸗ 
gegenüber bedeutungslos, daß der Geſchäftsführer nachher mit 
dem Gelde keinerlei Aufwand innerhalb ſeiner perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe getrieben hat (RGSt. 42, 278). 


(4. Sen. v. 5. Okt. 1934; 4 D 669/34.) W. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ehrengerichtshof 
bei der Reichsrechtsanwalts kammer 


1. Die Verbindung zweier an verſchiedenen 
Orten anſäſſiger Rechtsanwälte zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Berufsausübung in mehreren Kanz⸗ 
leien iſt unzuläſſig. 

Die Angekl., die an verſchiedenen Gerichtsorten anſäſſig 
ſind, hatten ſich zur gemeinſamen Berufsausübung zuſammen⸗ 
geſchloſſen: Das Ehrengericht hatte die Angekl. wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die Standespflichten verurteilt, der EGH. kam 
aus ſubjektiven Gründen zur Freiſprechung. 

Der EG. hatte bisher noch nicht zu der Frage Stellung 
genommen, ob es zuläſſig iſt, daß ſich Anwälte zu gemein⸗ 
ſamer Berufsausübung in mehreren Kanzleien getrennter Orte 
verbinden (interlokale Aſſoziation). Es iſt aus folgenden 
Gründen unzuläſſig: 

Der Anwalt iſt nach dem Grundgedanken der RAD. und 
nach der Standesauffaſſung nicht Gewerbetreibender, ſondern 
Organ der Rechtspflege und Rechtswalter des Volkes. Damit 
die Anwaltſchaft und der einzelne Anwalt in den Augen der 
Volksgenoſſen das Vertrauen genießen, das dieſer Beruf er⸗ 
fordert (8 28 RA.), muß der Anwalt feine Erwerbsintereſſen 
dem Intereſſe ſeiner Auftraggeber und der Rechtspflege unter⸗ 
ordnen. Die Art der Berufsausübung darf auch keinen An⸗ 
ſchein erwecken, der auf eine gegenteilige Berufsauffaſſung 
ſchließen laßt. Der Werbung und dem Wettbewerb des An 
walts ſind dadurch Grenzen geſetzt. Wenn nun ein Anwalt 
außer dem Schild an ſeiner im Geſetz vorgeſehenen Kanzlei 
(8 18 RAD.) fein Namensſchild auch in einem andern Ort 
anbringt, ſei es an einem dort eingerichteten Zweigbürd 
(EG H. 27, 124, 137), ſei es an einem Büro, das er mit 
einem dort wohnenden RA. in Gemeinſchaft unterhält, wenn 
er mit dieſem Kollegen gemeinſam auf Stempeln und Brief⸗ 
bögen firmiert und die gemeinſame Berufsausübung öffentlich 
anzeigt, fo wird er den erwähnten Erforderniſſen nicht gerecht. 
Ein ſolches Verhalten erweckt vielmehr in den Augen der 
Volksgenoſſen den Eindruck eines Gewerbebetriebes mit ver⸗ 
ſchiedenen Niederlaſſungen. 

Nun kann allerdings die Unterhaltung eines Zweigbüros 
ausnahmsweiſe durch ein Bedürfnis der Rechtspflege geboten 
und deshalb zuläſſig fein. Wieweit dies für eine Gemein“ 
ſchaft der hier vorl. Art mit einem ohnehin ortsanſäſſi⸗ 
gen Kollegen überhaupt in Betracht kommen kann, mag da⸗ 
hingeſtellt bleiben, denn hier lag ein ſolches Bedürfnis jeden“ 
falls nicht vor. Vielmehr iſt ihm durch die an beiden Orten 
anſäſſigen Anwälte Genüge geſchehen. 

In E69. 24, 136 iſt entgegen der Meinung ber Be 
rufung nicht der Begriff der Arbeitsgemeinſchaft als ſolcher 
behandelt und beanſtandet geblieben, ſondern die konkret da⸗ 
mals vorliegende Arbeitsgemeinſchaft anderer Art ift aus al 
deren Gründen für unzuläffig erklärt worden. Auch in Ech. 
25, 198 iſt die Frage der Zuläſſigkeit einer Art Aſſoziation 
bei getrenntem Wohnſitz ausdrücklich offen gelaſſen. 

Wenn ſonach das Verhalten der Angekl. objektiv gegen 
die Standespflichten verſtößt, ſo iſt ihnen doch zugute zu 
halten, daß die ſtrengere Auffaſſung bezüglich der lokalen 
Begrenzung der büromäßigen Tätigkeit des Anwalts (Zweig 
büro, Sprechtage) ſich in der Rſpr. des EH. erſt nach Ab 
ſchluß ihrer „Vereinbarung“ durchſetzte und ihnen nach ihre 
glaubhaften Erklärung erſt wenige Tage vor der Hauptoe 
handlung erſter Inſtanz bekannt wurde. Mit Rückſicht an 
jenes Urt. des 1. Sen. (Ech H. 27, 124), dem ſich der 2. S 
(EG H. 27, 137 u. 143) anſchloß, haben die Angekl. ihre Ver 
bindung gelöſt. Bei dieſer Sachlage ſind ſie mangels 1 
ſchuldens freizuſprechen, weil nicht etwa lediglich bei ihnen 
ſelbſt Unkenntnis über das Beſtehen der wirklichen Pflicht ge“ 
herrſcht hat, ſondern die Auffaſſung der maßgebenden Inſtal 
darüber, was erlaubt war, ihnen günſtig erſcheinen konnte. 


(I. Sen., U. v. 19. Sept. 1934; G 97/34.) 
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Reichs erbhofgericht 

1. 89 37, 48 R Erbhof. 

1. Jede Entſch. des Anerb®. über Genehmigung einer 

Veräußerung oder Belaſtung des Erbhofs ergeht auf 
Grund des 8 37 Abſ. 2 RErbhof GG. 8 37 Abſ. 3 RErbhofG. 
verſieht lediglich für einen beſonders wichtigen Anwen⸗ 
dungsfall des $ 37 Abſ. 2 RErbhofG. das Anerb®. mit 
beitimmten Weiſungen für die Ausübung ſeiner Entſchei⸗ 
dungsbefugnis. 
2. Das Beſchwerderecht des Kreisbauernführers gem. 
8 48 Abſ. 2 RErbhof G. iſt daher auch bei Entſch. des Anerb®. 
über die Genehmigung von Übergabeverträgen i. S. des 
§ 37 Abſ. 3 RErbhofc. gegeben. ) 

Der Bauer Hugo Sch. hat dem AnerbGG. in Jena den Ent» 
wurf eines Übergabevertrages zur Genehmigung vorgelegt, in dem 
er ſeinen Erbhof ſeinem älteſten Sohn abtreten will. 

Das AnerbG. hat durch Beſchl. v. 4. Jan. 1934 dieſen Ent⸗ 
wurf unter Abänderungen genehmigt. Gegen dieſen Beſchluß, der ihm 
am 23. Jan. 1934 zugeſtellt iſt, hat der Kreisbauernführer ſofortige 
Beſchw. eingelegt, die am 26. Jan. 1934 beim Anerb®. eingegangen 
iſt. Der Vorſitzende des Erbhcher. hat dieſe Beſchw. durch Vor⸗ 
entſcheidung v. 21. Febr. 1934 als unzuläſſig verworfen. Der gegen 
bieſe Vorentſcheidung eingelegte Einſpruch des Kreisbauernführers iſt 
durch Beſchl. v. 14. März 1934 vom ErbhGer. Jena zurückgewieſen 
worden. 

Dieſen Beſchluß ficht der Landesbauernführer mit der ſofortigen 
weiteren Beſchw. an, die friſt⸗ und formgemäß eingelegt iſt. Die 
Beſchw. iſt begründet. Das Erbhcher. hat den Einſpruch deshalb zu⸗ 
rückgewieſen, weil es ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, im Falle 
des 8 37 Abſ. 3 RErbhofch. habe der Kreisbauernführer kein ſelb⸗ 
ſtändiges Beſchwerderecht, das ergebe 8 48 Abſ. 2 zweifelsfrei, der das 
Beſchwerderecht auf die Fälle des 8 37 Abſ. 2 beſchränke. Da der 
Kreisbauernführer im Gegenſatz hierzu im Falle des 8 25 gegen alle 
Entſch. Beſchw. einlegen könne, ergebe ſich aus dieſem Gegenſatz, 
daß der Geſetzgeber bei 8 37 bewußt das VBeſchwerderecht eingefchränkt 
habe. Auch die Stellung des Abſ. 3 in 8 37 ergebe ſchon, daß es 
ſich um einen ſelbſtändigen von Abſ. 2 verſchiedenen Fall handele. 
Hätte das Geſetz dieſe verſchiedene Behandlung nicht gewollt, würde 
der Abf. 3 nicht als ſelbſtändiger Abſatz, ſondern unmittelbar ohne 
äußere Trennung mit Abs. 2 verbunden worden fein. Der Abſ. 3 be⸗ 
handele nur die Möglichkeit zu Lebzeiten des Bauern zu einer ver⸗ 
nünftigen Regelung zu kommen, dabei ſei die Mitwirkung des 
Kreisbauernführers nicht notwendig. Hierbei genüge die Mitwirkung 
des Anerb®., durch die der Zweck des Geſetzes, die Bauernhöfe vor 
Üderlaſtung zu ſchützen, hinreichend geſichert ſei. För dieſe Auf- 
gaſſung ſpräche auch, daß bei Entſch. nach 8 15 das Geſetz dem 

auernführer auch nicht unbeſchränkt ein Beſchwerderecht gegeben 
abe. Ein ſolches habe er nur im Falle des 8 15 Abſ. 3, nicht des 
8 15 Abſ. 2 NErbHoiß. 

Dieſe Begr. trägt die Entſch. nicht. Sie zieht vor allem aus 
dem Wortlaut des § 48 i. Verb. mit dem äußeren Aufbau des 
3 37 NExbhof®. unrichtige Schlüſſe. Wenn im 8 48 Abf. 2 nur 8 37 
bſ. 2 genannt, Abſ. 3 aber unerwähnt geblieben iſt, ſo erklärte ſich 
dies daraus, daß die Zuſtändigkeit des Anerb®. für die Genehmi⸗ 
gung von Veräußerungen und Belaſtungen nicht im Abſ. 3, ſondern 
allein im Abf. 2 ausgeſprochen iſt, fo daß jede Entſch. des AnerbG. 
iber Genehmigung einer Veräußerung oder Belaſtung auf Grund 
des 837 Abſ. 2 ergeht. Abſ. 3 behandelt demgegenüber keinen 
neuen ſelbſtändigen Tatbeſtand, ſondern nur einen beſonders wich⸗ 
‚gen Anwendungsfall des Abſ. 2, für den es das Anerh®. hinſicht⸗ 
ich der Ausübung der ihm in Ab. 2 gegebenen Entſcheidungsbefugnis 
mit beſtimmten Weiſungen verſieht. Dieſer Sinn des Geſetzes kann 
auch durch die äußerliche Trennung zwiſchen Abſ. 2 und 3 nicht ver⸗ 
dunkelt werden. Auch der Hinweis auf den $ 25 Rérbhoff. kann 
zu einer anderen Auffaſſung nicht führen. Denn in 8 25 find eine 
Reihe ſelbſtändiger Tatbeſtände aufgeführt, für deren jeden die Ent⸗ 
ſcheidungsbefugnis des Anerb®. beſonders ausgeſprochen iſt. Dort 
zonnte alſo die Verweiſung des 8 48 die Geſamtheit dieſer Tat⸗ 
fände nur umfaſſen, wenn 8 25 ohne Beſchränkung auf einen 
emzelnen Abſatz aufgeführt wurde, während, wie ſchon hervor⸗ 
gehoken wurde, im Fall des 8 37 die Bezugnahme auf den Abi. 2 
ale Fälle, in denen das AnerbG. über die Genehmigung einer Ver⸗ 
daberung oder Belaſtung entſcheidet, einſchließlich des nach der Regel 
Abſ. 3 zu behandelnden Unterfalles, dem Beſchwerderecht des 
m eisbauernführers unterwerfen mußte. Wenn ferner das Erbhßer. 
nein, die von ihm gegebene Auslegung entſpräche dem mutmaß⸗ 
inden Willen des Geſetzes, da kein Anlaß vorgelegen habe, bei den 
N 887 Abſ. 3 erwähnten Übergabevertragen den Kreisbauernführer 
. beteiligen, fo verkennt es die Bedeutung der Übergabeverträge und 
‚€ rechtliche Stellung des Bauernführers im RErbhofch. Um dieſe 
g beurteilen zu können, muß man auf das Reichsnährſtandch. 
— — 


icht 
) Vgl. hierzu JW. 1934, 1791. 


und die 1. DurchfVO. über den vorläufigen Aufbau des Reichsnähr⸗ 
ſtandes v. 8. Dez. 1933 zurückgehen. Hiernach iſt der Reichsnähr⸗ 
ſtand die Vertretung der deutſchen Bauernſchaft. Er iſt eine Selbſt⸗ 
verwaltungskörperſchaft des öffentlichen Rechts. Der Kreisbauern⸗ 
führer und der Landesbauernführer find die Führer der Kreis⸗ und 
Landesbauernſchaft. Das RErbhofG. hat die Bauernführer als die Be⸗ 
treuer des bäuerlichen Lebens in den Dienſt des Geſetzes und der 
Vollziehung des geſetzgeberiſchen Willens eingegliedert. Deshalb iſt 
beſtimmt, daß in beſonders wichtigen Fällen die Kreis⸗ und Lan⸗ 
desbauernführer in ihrer Eigenſchaft als Vertreter des Reichsnährſtan⸗ 
des am Verfahren beteiligt ſind. Derartige beſonders wichtige Fälle 
ſind aber grundſätzlich alle die Fragen, die den Beſtand des Erbhofes 
als ſolchen berühren. Dazu gehören die Fälle des § 37 Abſ. 3 ganz 
beſonders, denn gerade durch zu große Laſten, die dem Übernehmer im 
Ubertragsvertrag zugunſten feiner Geſchwiſter auferlegt werden, kann 
der Beſtand des Erbhofes in Frage geſtellt werden. 

Verfehlt iſt auch der Hinweis des ErbhGer. auf 8 15 RErb- 
hofch., wo in Abſ. 2 und 3 anders als im Fall des § 37 Entſchei⸗ 
dungen verſchiedener Art (nämlich in Abf. 2 Entziehung von Ver⸗ 
waltung und Nutzung, in Abſ. 3 Entziehung des Eigentums) geregelt 
find. Wenn hier nur im Fall des Abſ. 3 dem Kreisbauernführer ein 
eigenes Beſchwerderecht eingeräumt wurde, ſo hatte das ſeinen beſou⸗ 
deren Grund. Nach § 15 Abſ. 2 iſt der Landesbauernführer als An⸗ 
tragſteller zur Beſchw. berechtigt. Ein Beſchwerderecht des ihm unter⸗ 
ftellten Kreisbauernführers war daher nicht erforderlich. Andererſeits 
it im Falle des Abſ. 3 dem Kreisbauernführer wohl deshalb neben 
dem Reichsbauernführer ein Beſchwerderecht eingeräumt worden, weil 
er die örtlichen Verhältniſſe beſſer beurteilen kann. 

Nach alledem hat im vorl. Falle das Erbhcher. die Beſchwerde⸗ 
befugnis des Kreisbauernführers zu Unrecht verneint. 

Da das ErbhGer. ſachlich nicht entſchieden hat, war unter Ans 
wendung der Beſt. des § 26 der 1. DurchfVO. die Sache zur ander⸗ 
weitigen Verhandlung und Entſch. an das Erbhöer. zurückzuver⸗ 
weiſen. 

(RErbhcger., Beſchl. v. 24. Juli 1934, 3 RB 16/34.) 
* 

2. 837 RErbhof®. Wird bie Veräußerung von Erb- 
hofgrundſtücken ausnahmsweiſe genehmigt, ſo iſt der Kauf⸗ 
preis zum Nutzen des Hofes zu verwenden und dieſe Ver⸗ 
wendung durch geeignete Auflagen im Genehmigungs- 
beſchluß ſicherzuſtellen. Dies gilt auch, wenn die Kauf⸗ 
ſumme geringfügig iſt. f) 

(RErbhcher., Beſchl. v. 24. Juli 1934, 3 RB 58/34.) 

Abgedr. JW. 1934, 2853 1. 

—— — ̃ — es 

Zu 2. Die Entſch. des NErbhber. ift in mehrfacher Hinſicht 
bemerkenswert. 

1. Sie gibt zunächſt einmal Richtlinien, ob und in welchem 
Umfange die Anerbenbehörden von der ihnen durch § 37 Abſ. 2 
RErbHof®. erteilten Befugnis, bei der Genehmigung von Ver⸗ 
außerungen dem Bauern Auflagen zu machen, Gebrauch machen 
ſollen. Es wird hier der Grundſatz aufgeſtellt, daß die Anerben⸗ 
behörden in der Regel — vor allem in der Übergangszeit — bei 
jeder Veräußerung von Erbhofgrundſtücken durch Auflage dafür 
ſorgen ſollen, daß das Kaufgeld zum Nutzen des Erbhofs verwandt 
wird, ſolange bis dieſe Verwendung zur Selbſtverſtändlichkeit wird. 
Wenn dieſer Grundſatz richtunggebend für die nachgeordneten An⸗ 
erbenbehörden werden ſoll, werden die Anerbch. wie die Erbhßer. 
umlernen müſſen. Denn wenn mich meine Beobachtungen nicht 
trügen, ſind die Anerbenbehörden, die anfangs die gleiche grund⸗ 
ſätzliche Einſtellung zu dieſer Frage wie das NeErbhber. hatten, 
im Laufe der Zeit immer mehr dazu übergegangen, von der An⸗ 
ordnung von Auflagen abzuſehen. Es ſind dabei wohl im weſent⸗ 
lichen zwei Erwägungen maßgebend geweſen. Einmal ſagte man 
ſich, daß man im allgemeinen — von bedauerlichen Ausnahmen 
natürlich abgeſehen — dem deutſchen Bauern das Zeugnis aus⸗ 
ſtellen konne, daß er in der Vergangenheit gut für ſeinen Hof ge⸗ 
ſorgt habe, ſoweit es die wirtſchaftlichen Verhältniſſe irgend zu⸗ 
ließen. Es gehört auch heute keineswegs zu den Seltenheiten, daß 
die Grundakten von Erbhöfen keine Belaſtungen in der Abtlg. III 
aufweiſen. Das zeigt, daß viele Bauern trotz ſchwerer Kriſenzeiten 
alle Mittel im Intereſſe der Erhaltung ihrer Höfe eingeſetzt haben. 
Dieſe Einſatzbereitſchaft, die der Bauer in der Vergangenheit unter 
Beweis geſtellt hat, kann man ihm erſt recht für die Zukunft zu⸗ 
trauen. Zudem bedeuten freiwillige Gefolgſchaft, freiwillige Aner⸗ 
kennung der Grundſätze des Geſetzes mehr für die Förderung der 
Endziele des Geſetzes als einengende Richtlinien und Beſchränkun⸗ 
gen in der Verfügungsfreiheit. Viele Beſchlüſſe des LErbhGer. in 
Celle enthalten den Satz: „Der Senat hat von der Anordnung 
einer Auflage abgeſehen, weil er dem geſunden Sinn des Bauern 
vertraut, daß er auch ohne Auflage den Kauferlös zweckentſprechend 
verwendet.“ Ich bin überzeugt, daß dieſer Appell an die Ehre des 
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3. 8 49 Ab ſ. 4 Satz 1 RErbhofG. Stimmen die Entſch. 
des AnerbG. und des ErbhöGer. inhaltlich überein, jo 
iſt auch dann kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
i. S. des 8 49 Abſ. 4 Satz 1 RErbhof®,. gegeben, wenn die 
Entſch. in den Gründen voneinander abweichen. 

Der Grundbeſitzer Iddo W. in B. ſtarb am 7. Nov. 1933. In 
ſeinem Nachlaß befindet ſich ein 23,5 ha großer Gutshof, der die 
Vorausſetzungen eines Erbhofs erfüllt. Nach ſeinem Teſtamente vom 
16. Juni 1931 wird er zu je / von feinen vier Töchtern und zu 
% von ſeinem Enkel, dem Sohue ſeines einzigen Sohnes beerbt. 
Zum Auerben des Hofes iſt nach 8 20 Nr. 1 NErbHof®. Godwin W. 
berufen. Als Teſtamentsvollſtrecker des Nachlaſſes des Iddo W. be⸗ 
antragte Guido V. in A. beim AnerbG. A. die Feſtſtellung, daß 
Godwin W. nicht bauernfähig fei, und begründete dieſes Begehren da⸗ 
mit, daß der Genannte unfähig zur ordnungsmäßigen Wirtſchafts⸗ 
führung und nicht ehrbar fei. Das Anerb&. hörte den Godwin W., 
pflog eine eingehende Beweisaufnahme unter Zuziehung der Be⸗ 
teiligten und erließ am 28. Febr. 1934 Beſchluß dahin, daß God⸗ 
win W. nicht bauernfähig ſei und die Verfahrenskoſten zu tragen 
habe. Das Gericht erwog, daß Godwin W. zwar nicht die Fähigkeit 


Bauern und dieſe Kundgebung des Vertrauens die gleiche Wirkung 
haben wie beſchränkende Anordnungen und Auflagen. Infolgedeſſen 
erſcheint es richtiger, grundſätzlich davon auszugehen, daß der 
Bauer es jetzt ſchon als etwas Selbſtverſtändliches anſieht, daß er 
den Erlös aus der Veräußerung von Erbhofgrundſtücken zum 
Beſten des Hofes wiederverwendet, und deshalb eine Auflage nur 
dann anzuordnen, wenn greifbare Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß er dieſem Grundſatze zuwider den Erlös aus der Veräußerung 
in zweckwidriger Weiſe verwenden wird. Solche Anhaltspunkte 
würden beiſpielsweiſe dann gegeben ſein, wenn der Hof übermäßig 
belaſtet iſt, wenn in früherer Zeit ſchon erhebliche Landverkäufe 
vorgenommen ſind, ohne daß dafür der Hof verbeſſert iſt, oder 
wenn ſonſt Bedenken gegen die Perſönlichkeit oder Wirtſchaftsweiſe 
des Bauern beſtehen. 

Die andere Erwägung, aus der heraus die Anerbenbehörden 
immer mehr von der Anordnung von Auflagen abgeſehen haben, 
hat darin ihren Grund, daß ſich die Auflagen als ein Hemmnis 
für den Rechtsverkehr erwieſen haben. Es handelt ſich dabei keines⸗ 
wegs nur um Hemmniſſe, die auf dem Gebiete des Grundbuchrechts 
liegen, ſondern auch um Erſchwerungen und Weiterungen beim 
anerbengerichtlichen Verfahren. Nur zu leicht entſtehen bei der 
Durchführung der Auflage Zweifel über den Sinn und die Aus⸗ 
legung ihrer Anordnung, Zweifel darüber, wem gegenüber der 
Nachweis der Erfüllung der Auflage zu erbringen iſt, Zweifel, 
ob die Anerbenbehörden zu einer Anderung oder Ergänzung ihrer 
Anordnungen befugt ſind, ob ſie erneut entſcheiden können, wenn 
die Auflage erfüllt iſt uſw. Dieſer Gefahr wird man natürlich 
durch möglichſt klare Faſſung der Auflage wirkſam entgegentreten 
konnen. Aber das Leben iſt jo vielgeſtaltig, daß man nicht an alle 
vorkommenden Fälle im voraus denken kann. Jedenfalls zeigen 
die mit der Anordnung einer Auflage zuſammenhängenden, ſich 
ſtändig mehrenden Verfahren vor den Anerbenbehörden, daß auch 
bei ſcheinbar klarer Faſſung der Auflage Zweifel möglich und für 
die Zukunft nicht zu bannen ſind. Außerdem kann bei zu häufiger 
Anordnung von Auflagen und bei Überwachung ihrer Durch⸗ 
führung die Entwicklung leicht dahin gehen, daß die Anerben⸗ 
behörden mehr und mehr zu einer Art VormGer. für die Erbhof⸗ 
bauern oder zu einer Fideikommißbehörde für die Erbhöfe werden. 
Das ſollen ſie aber nach ihrer ganzen Struktur nicht ſein. 

2. Das RErbhcGer. hat ferner bei feiner Entſch. den Grundſatz 
geprägt, daß, wenn eine Auflage angeordnet wird, ihre Erfüllung 
ſichergeſtellt werden ſoll. Dieſe Sicherſtellung kann dadurch erreicht 
werden, daß der Kreisbauernführer, dem der anerbengerichtliche 
Beſchluß zugeſtellt wird, kraft ſeiner Standesgewalt die Durch⸗ 
führung der Auflage überwacht und notfalls das Abmeierungsver⸗ 
fahren des § 15 R&xrbhof®. androht oder betreibt. Unbedingt ſicher 
iſt dieſes Mittel nicht. Vor allem wird man mit der Androhung 
des Abmeierungsverfahrens vorſichtig ſein müſſen. Auch dabei gilt 
der Grundſatz: Man ſoll auf Spatzen nicht mit Kanonen ſchießen. 
Ein anderer Weg iſt der, daß das Anerb®. bei der nächſten Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung, die der Bauer beantragt, prüft, ob die 
früher angeordnete Auflage erfüllt iſt, und verneinendenfalls die 
Genehmigung verſagt. Auch dieſer Weg wird nicht immer zum 
Ztele führen. Das ſicherſte Mittel iſt zweifellos das im vorl. Falle 
vom NErbhof®. angewandte, nämlich die grundbuchliche Voll⸗ 
ziehung des Veräußerungsgeſchäfts von dem Nachweis der Erfül⸗ 
lung der Auflage abhängig zu machen. Rechtliche Bedenken dürften 
dagegen kaum beſtehen; ich habe dieſes Verfahren ſchon früher 
empfohlen (vgl. Wöhrmann, 2. Aufl., S. 218). Freilich wird 
man ſich darüber klar fein müſſen, daß damit die Auflage zu einer 
Bedingung wird (vgl. Herſchel: ErbhRſpr., § 37 b Nr. 17; 
Bergmann, 8 37 d Nr. 3). Wenn die Genehmigung nur dann 
gelten ſoll, falls die Auflage erfüllt iſt, dann iſt fie in ihrer Wirk⸗ 


zur ordnungsmäßigen Wirtſchaftsführung, wohl aber die Ehrbarkeit 
abzuſprechen ſei; dabei ſtützte es ſich im weſentlichen auf das Er⸗ 
gebnis des Rechtsſtreites über die Scheidung der erſten Ehe (Urt. des 
LG. A. v. 11. Juli 1927), demzufolge W. mit zwei Frauens⸗ 
perſonen die Ehe gebrochen und die eine Mitſchuldige ſogar auf ſeinen 
Hof genommen und an den gemeinſamen Tiſch geſetzt und dadurch 
Anlaß zu öffentlichem Argernis gegeben habe. Am Schluſſe der Gründe 
855 ſich, anſcheinend zur Begr. der Koſtenentſcheidung, folgende 
ätze: 

„Godwin W. bleibt auch nach der Aberkennung der Bauern⸗ 
fähigkeit Eigentümer des Erbhofs, jo daß vorläufig nicht davon ge 
ſprochen werden kann, daß die ‚Belange‘ der Miterben durch dieſe 
Entſch, wahrgenommen worden find. Ob einem der Miterben die Ber 
waltung und Nutznießung des Erbhofs übertragen werden wird, iſt 
Ri nicht entſchieden und muß einem anderen Verfahren vorbehalten 

eiben.“ 

Godwin W. ließ gegen den ihm am 8. März 1934 zugeſtellten 
Beſchluß durch RA. Dr. K. in G. mit Schriftſatz vom 12. März 1934 
ſofortige Beſchw. einlegen, die am nächſten Tage beim AnerbG. ein⸗ 
ging; er beantragte Aufhebung des Beſchluſſes des AnerbGG. unter 
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ſamkeit von einem objektiv ungewiſſen Ereignis abhängig gemacht. 
Das muß auch in der Faſſung der Auflage zum Ausdruck kommen. 
Mir erſcheint es zweifelhaft, ob die Entſch. des RErbhGer. dieſem 
Erfordernis gerecht wird. Es jagt nur: „Die Veräußerung ... wird 
mit der Auflage genehmigt, daß .. .“; es hätte hinzufügen müſſen: 
„Von der Erfüllung der Auflage wird die Genehmigung abhängig 
gemacht.“ 

Die Gefahren, die mit einem ſolchen Verfahren verbunden 
find, find doppelter Art: Wenn die Genehmigung nur als erteilt 
gilt, falls der Kaufpreis ordnungsmäßig zum Beſten des Hofes 
verwandt iſt, wird dem Käufer zugemutet, daß er den Kaufpreis 
zu einer Zeit bezahlt, in der die Genehmigung noch nicht endgültig 
erteilt iſt. Er läuft Gefahr, daß der Verkäufer den Kaufpreis nicht 
entſprechend der Auflage verwendet und deshalb die Genehmigung 
nicht endgültig erhält. Dieſer Gefahr will die Entſch. des RErbh⸗ 
Ger. dadurch entgehen, daß ſie dem Käufer nicht die zuvorige 
Zahlung zumutet, ſondern dem Verkäufer nur eine entſpre⸗ 
chende Anweiſung an den Käufer zur Zahlung an einen Treu⸗ 
händer auferlegt. Dem Intereſſe des Käufers iſt damit Genüge 
getan, dem Intereſſe des Erbhofs dagegen nicht. Denn eine ſolche 
Anweiſung des Verkäufers an den Käufer bedeutet — bei der ges 
botenen rechtsähnlichen Anwendung der 88 783 ff. BGB. — in der 
Regel nur, daß der Käufer ermächtigt iſt, für Rechnung des 
Verkäufers den Kaufpreis an den Treuhänder zu bezahlen; fie be 
deutet dagegen nicht, daß der Käufer zu einer ſolchen Zahlung au 
verpflichtet iſt. $ 787 Abſ. 2 BGB. beſtimmt ſogar ausdrüd? 
lich: „Zur Leiſtung an den Anweiſungsempfänger ift der Ange 
wieſene dem Anweiſenden gegenüber nicht ſchon deshalb verpflich⸗ 
tet, weil er Schuldner des Anweiſenden iſt.“ Der Käufer kann all? 
trotz der Anweiſung den Kaufpreis mit rechtlicher Wirkung auch 
noch an den Verkäufer zahlen; dadurch wäre der mit der Auflage 
erſtrebte Erfolg vereitelt. Man müßte alſo, wie das übrigen? 
häufig in der Praxis ſchon geſchieht, in dem Kaufvertrage ſelbſ⸗ 
eine Verpflichtung des Käufers, den Kaufpreis an den Treuhänder 
zu zahlen, feſtſetzen. 

Die zweite Gefahr, die oroht, wenn die Genehmigung von der 
Erfüllung der Auflage abhängig gemacht wird, liegt auf grund 
buchrechtlichem Gebiete. Der Grundbuchrichter darf auf Grund de⸗ 
genehmigenden Beſchluſſes die genehmigte Eintragung nur dann 
vornehmen, wenn ihm in der Form des § 29 GBO, d. h. durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden, die Erfüllung del 
Auflage nachgewieſen iſt. In dem vom Reérbhcher. entſchiedene 
Falle müßte der Verkäufer alſo die an den Käufer gerichtete An 
weiſung notariell oder gerichtlich beglaubigen laſſen; er müßte ab 
auch durch öffentliche Urkunde nachweiſen, daß der Käufer die An 
weiſung erhalten hat. Das könnte durch eine entſprechende EMP 
fangsbeſcheinigung des Käufers geſchehen. Ob der Käufer zur Au A 
ſtellung einer ſolchen mit Koſten verbundenen Beſcheinigung berel 
iſt, Steht dahin. Vielleicht genügte auch die Zuſtellung der Anwi 
ſung an den Käufer und die Vorlage der Zuſtellungsurkunde ben 
GBA. Möglich iſt auch, daß ſich der Verkäufer abermals an je 
Anerb&. wendet, die Erfüllung der Auflage dort nachweiſt und ie 
eine unbedingte Genehmigung erbittet. Rechtliche Bedenken gege 
ein ſolches Verfahren beſtehen nicht, da ja nach der Erfüllung d 
Auflage dem Anerb®. ein neuer Sachverhalt zur Entſch unter 
breitet wird und daher eine Rechtskraftwirkung nicht anzunehmg 
iſt. In jedem Falle entſtehen für den Bauern durch den Nach 
der Erfüllung der Auflage neue Koſten und Verzögerungen, fo | en 
ſtets ſorgfältig geprüft werden muß, ob ſich dieſe Schwierigkeit 
lohnen oder ob ſie nicht durch einen Appell an die Ehre und Tuchrig 
keit des Bauern vermieden werden können. 


Od R. und ErbhcgerR. Dr. Wöhrmann, Celle. 
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Auferlegung der Koſten auf den Antragſteller. In der Begr. wurde 
ausgeführt, daß W. durch das Ergebnis des Eheſcheidungsverfahrens 
nicht ſo ſchwer belaſtet werde, daß ihm die Ehrbarkeit aberkannt 
werden dürfe, zumal die zweite Ehe ſeit 1930 ohne Trübung be⸗ 
ſtehe und W. durch ſeine jahrelange Verwendung als Zwangsverwalter 
und in ähnlichen Stellungen bewieſen habe, daß er ein wertvolles 
Mitglied der Volksgemeinſchaft geworden ſei; ein Hang zu unſitt⸗ 
lichem Lebenswandel im Sinne einer Dauerveranlagung ſei keines⸗ 
falls dargetan. 

Das ErbhGer. ſtellte neue Ermittelungen an, auf Grund deren 
es nach mündlicher Verhandlung mit den Beteiligten durch Beſchl. 
d. 6. Juni 1934 die ſofortige Beſchw. zurückwies und die Koſten dem 
BeſchwF. auferlegte. In den Gründen wird dem Anerbch. darin bei⸗ 
getreten, daß W. durch ſein unſitkliches Verhalten die bäuerliche 
Ehrbarkeit verwirkt habe, und weiter dargelegt, daß auch ſeine Miß⸗ 
wirtſchaft auf dem i. J. 1905 erworbenen Hofe in W., der i. J. 1930 
im Zwangswege verſteigert wurde, nicht mit dem Verhalten eines ehr⸗ 
baren Bauern in Einklang gebracht werden könne, wenn W. auch an 
ſich fähig ſein möge, einen Hof ordentlich zu bewirtſchaften. 

Gegen den ihm perſönlich am 20. Juni 1934 zugeſtellten Be⸗ 
ſchluß legte Godwin W. durch RA. Dr. K. weitere ſofortige Beſchw. 
mit dem in den früheren Anträgen verfolgten Ziele ein; der Schrift⸗ 
ſatz ging am 25. Juni 1934 beim RErbhGer. ein. Zur Begr. wird 
ausgeführt: Das AnerbG. habe dem W. die Bauernfähigkeit wegen 
feines Lebenswandels abgeſprochen, das ErbhGger. gehe unter Ver⸗ 
letzung des Verbots der nachteiligen Anderung darüber hinaus und 
rechtfertige ſeine Entf. auch mit Verfehlungen gegenüber feinem 
früheren Hof. Die vergangenen Vorkommniſſe ſtünden der Ehrbarkeit 
letzt nicht mehr entgegen. Ferner enthalte der Beſchluß inſofern einen 
neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund und eine unzuläſſige Verſchlechte⸗ 
rung zuungunſten des W., als das Anerb&. der Auffaſſung gemejen 
ſei, daß es dem W. die Bauernfähigkeit nur für die Zukunft entziehe, 
er aber Eigentümer des Hofes bleibe. 

Die weitere Beſchw. iſt zwar friſt⸗ und formgerecht eingelegt, 
aber nach 8 49 Abſ. 4 RErbhofG. nicht zuläſſig, weil in der Entſch. 
des ErbhGer. kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt. 
ar inhaltlich gleiche Vorentſcheidungen iſt die weitere Beſchw. nicht 

egeben. 
Die Entſch. des Anerb®. und des ErbhGer. ſtimmen darin über- 
ein, daß Godwin W. nicht bauernfähig iſt. Allerdings weichen ſie in 
den Gründen inſofern voneinander ab, als das AnerbG. den Godwin 
. nur wegen feiner Verfehlungen in der erſten Ehe als nicht ehrbar 
anſieht, während das Erbh&er. auch feine Wirtſchaftsführung auf dem 
of in W. für nicht ehrenhaft hält. Abweichende Gründe bei über⸗ 
10 0 0 Ergebnis geben jedoch keinen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
rund. 
Ziuzugeben iſt der Beſchw., daß die Entſch. des Anerb®. in 
einem Punkte unklar iſt. Anſcheinend hat es irrtümlich angenommen, 
Godwin W. bleibe auch nach Aberkennung der Bauernfähigkeit Eigen⸗ 
tümer des Erbhofs (8 16 Satz 2 RErbhofch.). In Wahrheit hat aber 
das Fehlen der Bauernfähigkeit im Zeitpunkt des Anfalls der An⸗ 
erbſchaft nach § 21 Abſ. 1 RErbhofch. die Folge, daß die nicht⸗ 
dauernfähige Perſon als Anerbe ausſcheidet und der Erbhof dem nach 
der Anerbenfolgeordnung zunächſt Berufenen anfällt. Der Beſchluß 
des ErbhGer. geht hierauf nicht ein. Die unrichtige Rechtsauffaſſung 
des AnerbG. tritt jedoch nur beiläufig bei der Erörterung der Koſten⸗ 
entſcheidung und, wie es ſcheint, in einer ungenauen Faſſung der 
Entſcheidungsformel — „der Bauer“ Godwin W. iſt nicht bauern⸗ 
fähig — hervor. Sie iſt unſchädlich, da fie eine Rechtsfolge des 
Spruches betrifft, über die weder das Anerbcß. noch das ErbhGer. 
dut entſcheiden wollen. Nach Lage der Sache und des Geſetzes Kann 
der Entſch. des Anerb&. und der des Erbhcher. nur die Bedeutung 
beigelegt werden, daß beide Gerichte übereinſtimmend das Fehlen der 
Bauernfähigkeit feſtgeſtellt haben. Daher iſt in der Entſch. des 
rbhcher, auch inſoweit kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
enthalten. 

Die Beſchw. war hiernach, ohne daß ſachlich auf ſie eingegangen 

werden konnte, als unzuläffig zu verwerfen. 
(RErbhcher., Beſchl. v. 23. Juli 1934, 2 RB 153/34.) 


* 


4. 8 49 Abſ. 4 RErbhofG.; 88 11,12 Abſ. 1 der 1. Durdjf.»- 
BD. z. RErbhofch. Bei gleichlautenden Entſch. der une 
teren Rechtszüge iſt ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund in der Regel dann gegeben, wenn einem Beteilig- 
en vor dem Erbhofgericht das Wort verſagt wurde und 
lich ergibt, daß ſeine Einwendungen die getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen hätten weſentlich beeinfluſſen oder verhindern 
können. 
A Die Witwe Kreszenz L. in S. ſtellte bei dem AnerbG. den 
utrag, feſtzuſtellen, daß ihr in den Steuergemeinden F. und U. 
gelegenes 7,846 ha großes Anweſen nicht ein Erbhof ſei, weil ſich 
unter den Grundſtücken zumeiſt geringe Wieſen, Weiden und Torf⸗ 
ltich ſowie Jungholz befänden; ſie habe noch 10 Tagewerk in 


Pacht, ihr verſtorbener Mann habe die Schreinerei auf dem An⸗ 
weſen betrieben, das eine Ackernahrung nicht biete. Das Anerb®. 
holte eine Außerung des landwirtſchaftlichen Ortsfachberaters der 
NSDAP. ein und erließ am 28. Febr. 1934 den Beſchluß, daß das 
Anweſen Erbhof ſei und die Antragſtellerin die Koſten zu tragen 
habe, wobei es ſich nach den Gründen ausſchließlich auf die Aus⸗ 
kunft des Ortsfachberaters R. ſtützte. Gegen dieſen Beſchluß legte 
die Eigentümerin ſofortige Beſchw. ein, wobei ſie bemerkte, daß 
R. „gut tun würde, ſich an Ort und Stelle über den tatſächlichen 
Acker⸗ und Waldbeſtand zu überzeugen“, und bei ihren im Antrage 
gemachten Angaben verblieb; der gegenwärtige Viehſtand ſei nur 
möglich durch Hinzupachtung von 10 Tagewerk. Das Erbhßer. 
wies die Beſchw. ohne weitere Verfahrenshandlung auf Koſten der 
BeſchwF. zurück und berief ſich zur Begr. lediglich auf die Auße⸗ 
rung des R., die es in Übereinſtimmung mit dem Anerb®. 
würdigte. 

Gegen den ihr am 11. Mai 1934 zugeſtellten Beſchluß legte 
die Antragſtellerin ſofortige weitere Beſchw. ein. Sie führte zur 
Begr. des Rechtsmittels an, das ErbhGer. habe feiner Entſch. allein 
die Außerung des R. ohne weitere Erhebungen und ohne ihre An⸗ 
hörung zugrunde gelegt, obwohl ſie in ihrer Beſchw. Einwendun⸗ 
gen gegen die gutachtliche Außerung vorgebracht habe. Die Entſch. 
ſei auch ſachlich unrichtig; denn es handle ſich um Grundſtücke im 
Alpenvorland ohne Getreidewirtſchaft. Trotz des dazu genommenen 
Pachtlandes ſei niemals Vieh in der von R. angegebenen Zahl ge⸗ 
halten worden. Für die tatſächlichen, den Feſtſtellungen der un⸗ 
teren Rechtszüge entgegenſtehenden Behauptungen wird Beweis 
durch Benennung des Bürgermeiſters der Gemeinde als Zeugen 
angeboten. 

Das Rechtsmittel iſt rechtzeitig eingelegt und wahrt die vor⸗ 
geſchriebene Form. Seine Zuläſſigkeit ift aber nach 8 49 Abſ. 4 S. 1 
RErbhofGG. weiter davon abhängig, daß in der Entſch. des Erbh⸗ 
Ger. ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt. Da 
dieſe Beſt. des § 49 RErbhof®. der Vorſchr. des § 568 Abſ. 2 38D. 
nachgebildet iſt, erſcheint es zuläſſig, die Grundſätze, die die Rſpr. 
zu dieſer Vorſchr. aufgeſtellt hat, auf die neue Beſt. inſoweit zu 
übertragen, als ſich nicht Beſonderheiten daraus ergeben, daß nach 
8 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhofcg. auf das Verfahren vor den 
Anerbenbehörden die Vorſchr. des RG. und damit auch der 
§ 12 RFG., deſſen Inhalt in S 12 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. 
wiederholt wird, ſinngemäß Anwendung finden. Danach iſt ein 
neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund auch bei gleichlautenden 
Entſch. der unteren Rechtszüge unter anderem dann anzunehmen, 
wenn die BeſchwEntſch. auf der Verletzung weſentlicher Grundſätze 
über das Verfahren beruht. Die weitere Beſchw. macht geltend, daß 
der Antragſtellerin das rechtliche Gehör im zweiten Rechtszug in 
unzuläſſiger Weiſe verſagt worden ſei. Nach § 12 Abſ. 2 S. 1 der 
1. DurchfVO. i. d. Faſſ. des § 7 der 3. DurchfVO. z. R Erbhof. 
ſollen die Anerbenbehörden den Beteiligten vor der Entſch. Ge⸗ 
legenheit zur Außerung geben, wobei ihrem Ermeſſen anheim⸗ 
geſtellt bleibt, wieweit der Kreis der Beteiligten zu ziehen iſt. Daß 
der Eigentümer als Antragſteller im Verfahren nach $ 10 RErb⸗ 
bof®. ſtets beteiligt ift, bedarf keiner Darlegung. Das Ermeſſen 
des Gerichts iſt nach § 17 Abſ. 1 a. a. O. auch maßgebend hinſicht⸗ 
lich der Art und des Umfangs der Beweisaufnahme. Demnach iſt 
den Anerbenbehörden im Verfahren im allgemeinen und bei der 
Vornahme tatſächlicher Ermittlungen im beſonderen ein weiter 
Spielraum gelaſſen. Es beſteht keine zwingende Notwendigkeit zu 
jeder Erhebung den Beteiligten zu hören, gegen den das Beweis⸗ 
ergebnis verwertet wird. Allein dem Ermeſſen iſt dort eine Grenze 
geſetzt, wo ſich der Ausſchluß der Parteiöffentlichkeit mit der 
Pflicht zur erſchöpfenden Feſtſtellung des Sachverhalts und der 
Wahrheitsermittlung (§ 12 Abſ. 1, § 11 der 1. DurchfVoO. z. RErb⸗ 
hofG., $ 12 RĩGG.) nicht mehr vereinbaren läßt und den Be⸗ 
teiligten durch die Vorenthaltung von Beweisſtoff die Möglichkeit 
abgeſchnitten wird, eine Ergänzung der Ermittlungen in ihrem 
Sinne zu beantragen und Gegenvorſtellungen zu erheben. Ergibt 
ſich, daß die Einwendungen eines Beteiligten, dem das Wort ver⸗ 
ſagt wurde, die getroffenen Feſtſtellungen weſentlich beeinflußt 
oder verhindert hätten, jo wird in der Unterlaſſung der An⸗ 
hörung in der Regel ein Verfahrensmangel zu erblicken ſein, der 
den Beſtand der Entſch. gefährden muß, wenn dieſe auf den Feſt⸗ 
ſtellungen beruht. 

Die Anwendung dieſer Sätze auf den vorl. Fall führt zur 
Feſtſtellung eines für die Sachentſch. erheblichen Verfahrensver⸗ 
ſtoßes. Die Antragſtellerin, deren Beſitztum angeſichts des Aus⸗ 
maßes von 7,846 ha auf jeden Fall an der Grenze ſteht, inner⸗ 
halb deren eine Ackernahrung gewährleiſtet iſt, hat in ihrer erſten 
Beſchw. die Feſtſtellungen des Anerb®. als verfehlt bekämpft, da 
ſie ſich auf die Außerungen des R. ſtützten, die dieſer offenbar nicht 
auf Grund eigener Anſchauung, ſondern nach Angaben anderer ab⸗ 
gegeben habe. Das mußte nach Lage des Falles dem ErbhGer. An⸗ 
laß geben, in neue Ermittlungen einzutreten und den Streitſtoff 
mit der Antragſtellerin in irgendeiner Form zu erörtern. Statt 
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deſſen hat das Exrbh®er., ohne den Angriffen der BeſchwF. irgend⸗ 
wie nachzugehen, unter ausſchließlicher Verwertung jener Aus⸗ 
kunft ſofort ſeine Sachentſch. getroffen. Die Folge davon iſt, daß 
an Stelle eines ſachgemäßen Verfahrensverlaufs das Gericht der 
weiteren Beſchw. die Einwendungen der BeſchwF. nach der 
Entſch. des BeſchwG. prüfen muß, die ihrer Natur nach bei deſſen 
Entſch. zu würdigen geweſen wären. 

Nach Lage des Falles hält es aber der Senat für durchaus 
möglich, daß bei einer Nachprüfung der Einwendungen der Be⸗ 
ſchweß., wobei auch ihr Vorbringen über die Hinzupachtung von 
10 Tagewerk Wieſen, die Größe ihrer Viehhaltung und die Lage 
ihres Anweſens im Voralpengebiet zu berückſichtigen und die 
Größe ihrer Familie aufzuklären ſein wird, das ErbhGer. zu einem 
anderen Ergebnis als bisher gelangt. Da hiernach die Entſch. des 
Erbhcger. als auf Verfahrensmangel beruhend anzuſehen iſt, er⸗ 
weiſt ſich die weitere Beſchw. als zuläſſig. 

Wegen des dargelegten Verfahrensmangels iſt die Entſch. des 
Erbhßer. aufzuheben und die Sache zur neuen Prüfung und 
Entſch. an das ErbhGer. zurückzuverweiſen. 


(RErbhGer., Beſchl. v. 19. Okt. 1934, 2 RB 135/34.) 


Erbhofgerichte 
1. 8 13 RErbhofG. Die im deutſchen Teil des ehe- 
maligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets wohnenden 
Angehörigen der polniſchen Minderheit können nicht für 
ſich in Anſpruch nehmen, daß das RErbhofc. auf ihre 
Beſitzungen keine Anwendung findet‘). 

Die Eheleute Bauer Sk. ſind Miteigentümer je zur Hälfte 
eines Hofes von insgeſamt 35,47,70 ha. Der Grundſteuerreinertrag 
der geſamten Beſitzung beträgt 62,23 Taler. Der Hof iſt auf Vor⸗ 
ſchlag des Landrats und des Gemeindeſchulzen in das gerichtliche 
Verzeichnis für Erbhöfe aufgenommen worden. 

Hiergegen hat Sk. Einſpruch eingelegt. Zur Begr. hat er im 
erſten Rechtszug lediglich vorgebracht, er beabſichtige, ſeine Wirt⸗ 
ſchaft in kurzer Zeit abzugeben. So lange wolle er noch freies Ver⸗ 
fügungsrecht haben. 

Das Anerbb. in R. hat durch Beſchl. v. 9. Mai 1934 den 
Einſpruch zurückgewieſen und den Eigentümern die Koſten des 
Verfahrens auferlegt. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die ſofortige Beſchw. der 
Eheleute Sk. Sie machen nunmehr geltend, daß das RErbhof®. 
auf ihren Hof überhaupt nicht angewandt werden könne. Das Ge⸗ 
ſetz ſei nach dem Inhalt ſeines Vorſpruches zur Sicherung alter 
deutſcher Erbſitten und zur Erhaltung des Bauerntums als 
Blutquelle des deutſchen Volkstums erlaſſen. Die Beſchwß. 
ſeien allerdings Angehörige des deutſchen Reiches, fie gehörten aber 
nicht dem deutſchen, ſondern dem polniſchen Volkstum an. Der Erb⸗ 
hof, eine Schöpfung des deutſchen Rechts, könne nach dem ein⸗ 
deutigen Willen der Reichsregierung Angehörigen eines fremden 
Volkstums nicht aufgezwungen werden. Ein ſolches Vorgehen 
komme einer zwangsweiſen Eindeutſchung (Germaniſierung) gleich, 
die der Führer und Reichskanzler in ſeiner Rede vom 17. Mai 1933 
abgelehnt habe. Überdies könne nicht angenommen werden, daß es 
die Abſicht der Regierung geweſen ſei, Angehörige einer fremden 
Minderheit, wie der polniſchen, zu Hütern und Bürgen deutſcher 
Erbſitten und deutſchen Volkstums zu beſtellen. 

Die Anwendung des NErbhof®. auf die BeſchwF. verſtoße 
aber auch gegen das am 15. Mai 1922 in Genf abgeſchloſſene 
deutſch⸗polniſche Abk. über Oberfchlefien. Nach dieſem Abk. ſolle der 
polniſchen Minderheit Oberſchleſiens vollſtändige Freiheit auf per⸗ 
ſönlichem, kulturellem und wirtſchaftlichem Gebiet gewährleiſtet 
werden. Das RErbhof®. ſchränke aber nicht nur die perſönliche 
Freiheit des Bauern hinſichtlich der ſeine Angehörigen betreffenden 
Entſchließungen ein, es hebe auch in bezug auf ſeinen Hof ſeine 
wirtſchaftliche Freiheit ganz auf. Wegen dieſer Auswirkungen habe 
der Bund der Polen in Deutſchland — Zwiazek Polakow — als 
berufene Vertretung der polniſchen Minderheitsangehörigen in 
Deutſchland bei der Reichsregierung gegen die Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes auf die der Minderheit angehörenden Bauern Beſchw. ein⸗ 
gelegt. Mit Rückſicht auf dieſe Verhandlungen bitten die Beſchw ., 
das Einſpruchsverfahren bis zur Entſch. der Reichsregierung aus⸗ 
zuſetzen, andernfalls aber den Hof in dem gerichtlichen Verzeich⸗ 
nis zu löſchen und ihnen Koſtenfreiheit zu gewähren. 

Die ſofortige Beſchw. iſt kraft gegebenen Beſchwerderechts 
friſt⸗ und formgerecht eingelegt, jedoch nicht begründet. 

Daß der Beſitz der Beſchw F. feiner Größe und feiner Er- 
tragsfähigkeit nach zum Erbhof geeignet iſt, kann keinen Bedenken 
unterliegen. Der landwirtſchaftliche Betrieb umfaßt 35,47 ha und 
iſt mit einem Grundſteuerreinertrag von 63,32 Taler ausgewieſen. 
Dies ſpricht ſo eindeutig für eine Ackernahrung, daß darüber keine 
beſonderen Ermittlungen mehr angeſtellt zu werden brauchen, zu⸗ 
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mal weder die BeſchwF. noch der Kreisbauernführer, der von dieſer 
Feſtſtellung ſchon durch den Beſchluß des Ancıbd. Kenntnis er 
halten hat, dagegen Einwendungen erhoben haben. 

Aber auch die von den BeſchwF. geltend gemachten Einwen⸗ 
dungen gehen fehl. 

Es trifft zwar zu, daß in den Anfangsworten des Vorſpruchs 
zum RMErbhofch. erklärt wird, die Reichsregierung wolle „unter 
Sicherung alter deutſcher Erbſitte das Bauerntum als Blutquellé 
des deutſchen Volkes erhalten“. Das kann aber keineswegs ſo ver⸗ 
ſtanden werden, daß die ſich zu einem andern Volkstum bekennen⸗ 
den reichsangehörigen Bauern den Vorſchr. des Geſetzes nicht 
unterworfen, alſo auch des durch das Geſetz geſchaffenen Bauern⸗ 
ſchutzes nicht teilhaftig werden ſollten. Vielmehr ergibt ſich au? 
Abf. 7 des Vorſpruchs: „Bauer kann nur ſein, wer deutſcher 
Staatsbürger, deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes .. . iſt“, daß 
das Geſetz nicht nur das rein deutſche Volks⸗ und Bauerntum er⸗ 
faſſen und ſchützen will. Es will in demſelben Maße allen anderen 
in Deutſchland lebenden Volkstumsgemeinſchaften ſeinen Schutz 
zuteil werden laſſen, ſofern dieſe nur ſtammesgleichen Blutes ſind. 
Was der Begriff „ſtammesgleiches Blut“ in dieſem Zuſammen⸗ 
hang bedeutet, iſt in dem RErbhof®. ſelbſt nicht ausdrücklich aus⸗ 
geführt. Das Geſetz jagt nur, daß ſtammesgleichen Blutes ber“ 
jenige nicht iſt, der feit dem 1. Jan. 1800 unter ſeinen Vorfahren 
väterlicher⸗ oder mütterlicherſeits jüdiſches oder farbiges Blut hat 
(S 13 Abf. 2, 3 RExbhoi®.). Wie der Senat ſchon wiederholt (4. B. 
in feinen Beſchlüſſen 3 (6) EH 1334/34 2) und 1377/34) und in 
Übereinſtimmung mit Vogels (Komm. z. NErbhofcG., 8 10 
Anm. 2) ausgeſprochen hat, müſſen als ſtammesgleich jedenfalls 
diejenigen Völker angeſehen werden, die in geſchloſſener Volks- 
tumsſiedlung ſeit geſchichtlicher Zeit in Europa beheimatet find. 
Hierunter ſind außer Wenden, Maſuren, Kaſſuben und Dänen auch 
die Polen zu rechnen. Der Ton liegt in dem Vorſpruch auf dem 
Wort „Bauerntum“. Das ergibt klar ſein Abſ. 7. Alle in Deutſch⸗ 
land lebenden Bauern gleichviel, zu welchem Volkstum ſie ſich be’ 
kennen, bilden, ſofern ſie nur Angehörige des deutſchen Reiches 
ſind, in ihrer Geſamtheit das Bauerntum, aus dem ſich die Be. 
völkerung des deutſchen Reiches erneuert und das demnach die 
„Blutquelle des deutſchen Volkes“ iſt. Alle ſtammesgleichen Volks- 
teile ſollen durch die Stärkung ihres Bauerntums in ihrer Art er 
halten werden. 

Wenn nun der Vorſpruch des RErbhofcz. weiter von der 
Sicherung alter deutſcher Erbſitte ſpricht, ſo kann darunter 
nicht eine im Reichsgebiet allgemein verbreitete, eigentümlich deut⸗ 
ſche Erbſitte verſtanden werden, die im Gegenſatz zu den Erb’ 
gewohnheiten andersſtämmiger Volksteile ſteht. Eine gleichartige 
über das ganze Reichsgebiet verbreitete eigentümlich deutſche Erb. 
ſitte hat es bis zum Inkvafttreten des RErbhofG. in Deutſchland 
nicht gegeben. Vielmehr haben bisher viele bäuerliche Erbſitten in 
Deutſchland gegolten, und der Geſetzgeber hat nur ah aus“ 
gewählt, die ihm zur Sicherung des in Deutſchland z. Z. be⸗ 
ſtehenden Bauerntums, alſo nicht zur Sicherung des deut- 
ſchen Volkstums am beiten geeignet erſchien. Viele deutſche 
Stämme haben ebenſo wie die dem polniſchen Volkstum Ange 
hörenden unter der Geltung des RErbHof®. ihre bisherige EV 
ſitte aufgeben müſſen. Von einer zwangsweiſen Eindeutſchung 
unter einſeitiger Zurückdrängung polniſcher Erbſitte kann dahe 
nicht die Rede fein. Sie können auch unter der Herrſchaft de 
RErbhofG. wie bisher ihrem Volkstum leben und genießen zudem 
noch die Vorteile, die das Geſetz ihnen bietet. 2 

Auch aus den Beſt. des Genfer Abk. v. 15. Mai 1922 übel 
Oberſchleſien (RGeſ. v. 11. Juni 1922 (RG Bl. II, 237 ff.]) iſt elne 
Unanwendbarkeit der Vorſchr. des NErbhof®. auf Angehörige e 
polniſchen Minderheit im ehemaligen Abſtimmungsgebiet der 
ſchleſiens nicht zu entnehmen. Für die Entſch. kommen insbe]. fol 
gende Beſt. des Abk. in Betracht: 15 

„Art. 65: Deutſchland verpflichtet ſich, die in den Art. 66 DW 
68 enthaltenen Beſt. als Grundgeſetze anzuerkennen, mit der Wir 
kung, daß kein Geſetz, keine VO. und keine amtliche Handlun im 
Gegenſatz oder Widerſpruch zu ihnen ſtehen, und daß kein Geſet, 
keine VO. und keine amtliche Handlung gegen ſie Geltung bean 
ſpruchen darf. 1 

Art. 67: Alle deutſchen Reichsangehörigen find vor dem Ge 
ſetze gleich und genießen ohne Unterſchied des Volkstums, de 
Sprache und der Religion die gleichen bürgerlichen und ſtaat“ 
bürgerlichen Rechte zlli⸗ 

Art. 68: Die deutſchen Reichsangehörigen, die zu einer vol 10 
ſchen religiöfen oder ſprachlichen Minderheit gehören, ſollen 15 
gleiche Behandlung und die gleichen rechtlichen und tatſächlichen 
Sicherheiten genießen, wie die übrigen deutſchen Reichsauge 
hörigen 955 

Art. 75: Im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebietes find *" 
deutſchen Staatsangehörigen ... vor dem Geſetze gleich und dir 
nießen ohne Unterſchied des Volkstums, der Sprache und der R 
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gion die gleichen bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. Ge⸗ 
ſetze oder Anordnungen dürfen keine unterſchiedliche Behandlung 
der einer Minderheit angehörenden Staatsangehörigen vorſehen, 
auch dürfen ſie nicht zu Ungunſten dieſer Perſonen ungleich aus⸗ 
gelegt oder angewandt werden.“ 

Aus dieſen Vorſchr. ergibt ſich, daß während der Geltung des 
Minderheitenabkommens auch neue Geſetze erlaſſen werden kön⸗ 
nen, welche das ehemalige oberſchleſiſche Abſtimungsgebiet ebenſo 
betreffen, wie das übrige Gebiet des deutſchen Reiches. Eine Aus⸗ 
nahme für das ehemalige Abſtimmungsgebiet kann nur inſoweit 
im Einzelfall in Betracht kommen, als die Anwendung dieſer Ge⸗ 
ſetze etwa die gleichmäßige Behandlung von Angehörigen einer 
Minderheit mit den Angehörigen der Mehrheit in Frage ſtellen 
könnte. Andererſeits findet das Verlangen einer Minderheit nach 
einer Sonderſtellung gegenüber der Mehrheit auch im Genfer Abk. 
keine Stütze. 

Nach Lage des Falles kann hier eine ungleichmäßige Behand⸗ 
lung nicht vorliegen, da die Beſchw F., wie oben bereits erörtert 
iſt, durch die Anwendung des RErbhofch. nicht anders geſtellt wer⸗ 
den, als die dem deutſchen Volkstum angehörenden Bauern in 
Weſt⸗Oberſchleſien. ö 

Zu einer Ausſetzung des Verfahrens beſtand kein hinreichen⸗ 
der Anlaß. Einmal bedurfte die hier entſchiedene Rechtsfrage einer 
alsbaldigen Klärung und dann iſt auch nicht abzuſehen, ob über⸗ 
haupt die angeſtrebten Verhandlungen der Angehörigen des pol⸗ 
niſchen Volkstums mit der Reichsregierung ein Ergebnis zeitigen 
werden. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 1. Nov. 1934, 4 (6) EH 775/34) [(n.] 


* 

2. §S 18, 48 RErbhof. Einzelne Sätze der Be» 
gründung eines anerbengerichtlichen Beſchluſſes konnen, 
ſelbſt wenn fie unrichtig und für die Begründung des Be- 
ſchluſſes überflüſſig ſind, vom Beſchwerdegericht nicht 
geändert werden. Deshalb ſteht dem durch die Unrichtig— 
keit des Satzes Betroffenen kein Beſchwerderecht zu. 

Im Grundbuch von L. iſt ſeit dem Jahre 1912 der Brauerei⸗ 
bejiger Paul M. als Eigentümer eingetragen. Auf Antrag der Ehe⸗ 
frau des Eigentümers hat das Anerbcch. feſtgeſtellt, daß der vorbe⸗ 
zeichnete Grundbeſitz mangels Bauernfähigkeit des Eigentümers ‚kein 
Erbhof ſei. Es hat in den Gründen ausgeführt, daß Paul M. infolge 
Trunkſucht willenlos und zur Arbeit körperlich ungeeignet, mithin 
körperlich und geiſtig nicht fähig ſei, einen Erbhof ordnungsmäßig 
zu bewirtſchaften. In den Gründen des Beſchl. findet ſich der Satz: 
„Der einzige Sohn des M. iſt bereits ebenfalls dem Trunke ergeben 
und zeigt trotz ſeiner 33 Jahre bereits ähnliche Erſcheinungen des 
körperlichen und geiſtigen Verfalls wie ſein Vater.“ Der Beſchl. des 
AnerbG. iſt dem Notar B. als Bevollmächtigten beider Eheleute M. 
am 1. Juni 1934 und dem Kreisbauernführer in L. am 2. Juli 1934 
zugeſtellt worden. 7 

Am 27. Juli 1934 hat der Sohn Karl M. gegen den Beſchl. 
ſofortige Beſchw. eingelegt mit dem Antrage, den Beſchl. aufzuheben 
und die Grundſtücke zum Erbhof zu erklären. Er hat ausgeführt, er 
habe von dem Beſchl. erſt Ende Juli 1934 Kenntnis erlangt. Es ſei 
ihm deshalb nicht möglich geweſen, die Beſchw. innerhalb der zwei⸗ 
wöchigen Friſt einzulegen. Er hat deshalb um Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand gebeten. 

Zur Begr. ſeiner Beſchw. hat er in der Beſchwerdeſchrift zunächſt 
ausgeführt, das AnerbG. hätte prüfen müſſen, wenn es die Erbhof⸗ 
fähigkeit des Hofes wegen Bauernunfähigkeit des Eigentümers ver⸗ 
neinen wollte, ob nicht weitere bauernfähige Perſonen in Frage 
kämen. Es habe den Beſchw§ aber kurzerhand als nicht bauernfähig 
erklärt, ohne ihm überhaupt rechtliches Gehör zu gewähren. Tatſäch⸗ 
lich ſei der BeſchwF. bauernfähig. Die gegen ihn in den Gründen 
des Beſchl. erhobenen Vorwürfe träfen nicht zu. Seitens des LErbh⸗ 
Ger. iſt dem BeſchwF. darauf mitgeteilt worden, daß das AnerbG. 
lediglich über die Bauernfähigkeit des Eigentümers Paul M. ent⸗ 
ſchieden habe, dagegen ſei über die Bauernfähigkeit des Karl M. 
nicht entſchieden und habe auch gar nicht entſchieden werden können, 
da der nach 8 18 erforderliche Antrag nicht geſtellt ſei; wenn in den 
Gründen Ausführungen über Karl M. enthalten ſeien, ſo gingen dieſe 
Gründe nicht in Rechtskraft über. Daraufhin hat der BeſchwF. er⸗ 
widert, es liege ihm außerordentlich viel daran, daß die Aberkennung 
ſeiner Bauernfähigkeit beſeitigt werde. Wenn auch die Gründe des 
Beſchl. nicht an der Rechtskraft teilnähmen, jo ſtänden dieſe Ausfüh⸗ 
rungen über feine Bauernfähigkeit doch tatſächlich darin und ſeien 
damit zur Kenntnis des Kreisbauernführers gekommen. Dieſer Makel 
bleibe deshalb für ſein ganzes Leben an ihm haften, ſolange die Aus⸗ 
führungen dort unbeanſtandet ſtehenblieben. Eine Zurücknahme der 
Beſchw., wie ſie ihm nahegelegt worden ſei, würde dieſen Eindruck bei 
jedem Dritten noch verſtärken. 

u Die Beſchw. iſt unzuläſſig. Nach dem Inhalt der Beſchwerde⸗ 
ſchrift kann man zwar den Standpunkt vertreten, daß der Beſchwß. 
nicht nur die Ausführungen in den Gründen des Beſchl., daß er nicht 
bauernfähig ſei, angreifen wollte, ſondern den geſamten anerben⸗ 


gerichtlichen Beſchl., der die Erbhofeigenſchaft des Grundbeſitzes ver⸗ 
neint. Jedoch hat der BeſchwF. dieſe feine Anſicht in dem vor⸗ 
erwähnten letzten Schriftſatz dahin klargeſtellt, daß er eine Beſeitigung 
des anerbengerichtlichen Beſchl. nur inſoweit will, als er ſich mit der 
Aberkennung feiner eigenen Bauernfähigkeit befaßt. Dann aber iſt 
der BeſchwF. durch die angef. Entſch. nicht beſchwert. Der enkſchei⸗ 
dende Teil des angef. Beſchl. lautet dahin, daß der Grundbeſitz man⸗ 
gels Bauernfähigkeit des Eigentümers Paul M. kein Erbhof ſei. 
Danach hat das AnerbG. lediglich über die Bauernfähigkeit des 
Paul M., dagegen nicht über die des BeſchwF. entſchieden. Das war 
rechtlich auch gar nicht möglich, da eine ſolche Eutſch. gem. $ 18 
RErbhofGG. einen Antrag vorausſetzt und im vorl. Falle ein ſolcher 
Antrag nicht geſtellt war. Der Satz in den Gründen des angef. 
Beſchl., daß der BeſchwF. ebenfalls dem Trunke ergeben ſei und 
ähnliche Erſcheinungen des körperlichen und geiſtigen Verfalls zeige 
wie ſein Vater, geht nicht in Rechtskraft über und Kann infolgedeſſen 
mit der Beſchw. nicht angefochten werden. Es mag dem BeſchwF. zu⸗ 
gegeben werden, daß über die Notwendigkeit dieſes Satzes zur Begr. 
der anerbengerichtlichen Entſch. Zweifel gehegt werden können. Fur 
die Frage, ob ein Grundbeſitz Erbhof iſt, iſt allein die Bauernfähig⸗ 
keit des Eigentümers, aber nicht die des künftigen Anerben entſchei⸗ 
dend. Soweit zu erkennen, hat das AnerbG. mit dem beanſtande⸗ 
ten Satze aber auch in dieſem Rahmen ſich halten und mit dem Hin⸗ 
weiſe auf die Neigung auch des BeſchwF. zum Trunke zum Ausdruck 
bringen wollen, daß es ſich bei dem gleichen Hange ſeines Vaters um 
eine erbliche Belaſtung handele. Aber auch wenn der beanſtandete 
Satz für die Begr. der Entſch. des Anerb®. überflüſſig war, befteht 
keine Möglichkeit, dieſen Satz aus den Gründen zu entfernen; denn 
das BeſchwG. kann wohl den entſcheidenden Teil, aber nicht einzelne 
Sätze der Begr. abändern (ſ. a. Beſchl. des 2. Sen. v. 10. April 1934, 
2 EH 15/34: Recht des Reichsnährſtandes 1934, 415). Im übrigen 
beſteht für den Beſchw F. kein Intereſſe, daß dieſer Satz aus den 
Gründen beſeitigt wird; denn wenn ihm au der Feſtſtellung ſeiner 
Bauernfähigkeit gelegen iſt, dann ſteht es ihm frei, gem. § 18 RErb⸗ 
hof. beim Anerb. eine entſprechende Entſch. zu erwirken. 

Hiernach iſt der BeſchwF. nicht beſchwert. 

Wollte man aber annehmen, der BeſchwF. habe den geſamten 
anerbengerichtlichen Beſchl. anfechten wollen, fo könnte er, ſelbſt 
wenn man ſeine Beſchw. für rechtzeitig oder ſeinen Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag für begründet anfehen wollte, in der Sache keinen Erfolg 
haben. Denn wie bereits geſagt, kommt es für die Erbhofeigenſchaft 
eines Grundbeſitzes lediglich auf die Bauernfähiglleit des Eigen⸗ 
tümers, aber nicht, wie der BeſchwF. zu meinen ſcheint, auf die 
Bauernfähigkeit des künftigen Anerben an. Die Bauernfähigkeit 
des jetzigen Eigentümers iſt zweifellos mit Recht vom AnerbG. ver⸗ 
neint. Inſoweit find die Feſtſtellungen des Anerb&. vom Beſchwß. 
auch nicht angegriffen worden. Hiernach würde die Entſch. des An⸗ 
erb®. ſelbſt dann zutreffend fein, wenn der BeſchwF., wie er be⸗ 
hauptet, bauernfähig ſein ſollte. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 5. Okt. 1934, 3 EH 1492/34.) [—n.] 
* 


3. 8 25 RErbhof. Mit Genehmigung des AnerbG,. 
kann auch der Sohn einer noch lebenden, in erſter Linie 
als Anerbin berufenen Tochter des Bauern zum Anerben 
eingeſetzt werden. f) 

Der inzwiſchen im Alter von 71 Jahren verſtorbene Bauer 
hat durch Erbvertrag v. 30. April 1934 zum Anerben ſeines gut 
8 ha großen Erbhofs ſeinen einzigen Enkel, den 20jährigen Erich 
K., eingeſetzt. Deſſen Mutter, die jetzt 46 Jahre alt iſt, iſt das 
einzige Kind des Bauern. Als ſie nach dem Tode ihres erſten Ehe⸗ 
mannes gegen den Willen ihrer Eltern i. J. 1921 den Fuhrunter⸗ 
nehmer und Landwirt A. heiratete, trat eine Entfremdung zwiſchen 
ihr und den Eltern ein. Ihre Kinder, nämlich Erich K. und deſſen 
Schweſter, blieben auf dem Hof bei den Großeltern. Sieben Jahre 
lang beſuchte Erich die Landwirtſchaftsſchule. 1931 trat er in die 
Kaufmannslehre ein und zog zu ſeiner Mutter. Im Jahre 1933 
kehrte er jedoch wieder zu ſeinen Großeltern zurück. Seit dem 
1. Juli 1934 führt er die Wirtſchaft auf dem Erbhofe. Schon früher 
hat er oft und mit gutem Erfolg darin mitgearbeitet. 

Auf Antrag des Bauern hat das Anerb®. die Anerbenein- 
ſetzung genehmigt. Dagegen richtet ſich die frifte und formgerecht 
eingelegte ſofortige Beſchw. der Tochter, die den Erbhof für ſich in 
Anſpruch nimmt. 


Zu 3. Der Entſch. kann nicht zugeſtimmt werden. Nach dem 
Wortlaut des § 25 Abſ. 4 RErbhof®. beſteht kein Zweifel, daß der 
Bauer durch Teſtament oder Erbvertrag ($ 28 RErbhofck.) Ab⸗ 
weichungen von der Anerbenfolge des § 20 RErbhofch. nur in der 
Weiſe anordnen kann, daß er mit Genehmigung der Anerbenbe⸗ 
hörden eine oder mehrere Ordnungen überſpringt. Das eröffnet 
aber noch nicht die Freiheit, innerhalb einer Ordnung einen Ver⸗ 
wandten zugunſten ſeines Abkömmlings zu übergehen. Für die erſte, 
dritte, vierte und fünfte Ordnung iſt dies dadurch ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen, daß hier die Abkömmlinge überhaupt erſt mit dem 
Wegfall ihres die Verwandtſchaft vermittelnden Elternteils als 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſes Rechtsmittel iſt zwar zuläſſig, weil durch die ange⸗ 
jochtene Entſch. das geſetzliche Anerbenrecht der BeſchwF. beein⸗ 
trächtigt iſt; ſachlich iſt es jedoch unbegründet. 

Nach dem Wortlaut des § 20 Nr. 4 i. Verb. m. § 25 Abſ. 4 
Satz 2 RErbhof®. könnte es zwar fo ſcheinen, als ob der Sohn 
einer Tochter des Bauern nur dann zum Anerben eingeſetzt wer⸗ 
den konnte, wenn dieſe verſtorben iſt. Dieſe Auslegung wird jedoch 
dem Sinne des RErbhofcd. nicht gerecht. Das hat der erk. Sen. 
in Übereinſtimmung mit einem Beſchluſſe des 3. Senats vom 
18. April 1934 in der Sache 3EH 167/34 und mit Wöhr⸗ 
mann, 2. Aufl., Bem. 2a zu § 25 NErbhofG., bereits am 3. Juli 
1934 in der Sache 2 EH 303/34 1) entſchieden. Ebenſo hat ſich der 
3. Senat in einem weiteren Beſchluſſe ausgeſprochen (Erbhꝗſpr., 
Karte Nr. 1 zu § 25 Abſ. IV). 

Die Rechtsauffaſſung entſpricht auch dem bäuerlichen Emp⸗ 
finden. Schon von jeher war es durchaus keine Seltenheit, daß ein 
Erblaſſer an Stelle eines Kindes einen Enkel zu ſeinem Erben 
einſetzte. Gerade in bäuerlichen Kreiſen iſt dies wiederholt vorge⸗ 
kommen, nämlich dann, wenn der Bauer zu der Wirtſchaftsbefähi⸗ 
gung feines Kindes oder deſſen Ehegatten nicht das richtige Ver⸗ 
trauen hatte. Dazu trieb ihn dann die Sorge um die Erhaltung 
ſeines Hofes. So kann auch jetzt ein ſolcher Schritt im Intereſſe 
eines Erbhofes geradezu notwendig ſein. Deshalb muß er auch nach 
dem RErbhofG. zuläſſig fein. 

In dieſem Falle war die Übergehung der Tochter auch ſach⸗ 
lich gerechtfertigt. Nach der bisherigen Entwicklung der Dinge iſt 
nicht damit zu rechnen, daß zwiſchen der noch lebenden Witwe des 
Bauern und der Tochter ein gutes Einvernehmen wiederhergeſtellt 
wird. Das muß mit berückſichtigt werden, weil bei der geringen 
Größe des Hofes beide auf ein enges Zuſammenleben angewieſen 
wären, wenn die Tochter jetzt als die geſetzliche Anerbin auf den 
Hof ziehen würde. Auch der Wille des Erblaſſers darf nicht ganz 
außer acht gelaſſen werden. Der Enkel wird als ein ordentlicher, 
durchaus bodenſtändiger junger Mann bezeichnet, der mit großer 
Liebe an dem Hofe hängt und auch ſchon lange gezeigt hat, daß er 
ſich auf deſſen Bewirtſchaftung verſteht. Er iſt ſeit langem auf dem 
Hofe tätig, dort erzogen und ſtand dem Bauern beſonders nahe. 

Deshalb mußte die ſofortige Beſchw. zurückgewieſen werden. 

(LErbhGber. Celle, Beſchl. v. 23. Oft. 1934, 2 EH 1555/34.) 


* 


Mitglieder der betreffenden Ordnung gelten. Vor dem Wegfall 
zählen fie nicht zu den nach § 20 berufenen Perſonen, können alſo 
nicht innerhalb „ihrer Ordnung“ durch freie Wahl (§ 26 Abſ. 4 
S. 1 RErbhofcg.) beſtimmt werden. Sie können aber auch nicht 
nach § 20 Abſ. 5 RErbhofch. zum Anerben beſtimmt werden, da 
für eine ſolche Beſt. das Fehlen jeder in die Anerbenordnung nach 
§ 20 fallenden Perſon Vorausſetzung iſt, der noch nicht weggefallene, 
die Verwandtſchaft vermittelnde Elternteil alſo auch hier die Ber. 
in jedem Falle ausſchließt. Tochterſöhne fallen vor Wegfall der 
Tochter auch nicht etwa unter die ſechſte Ordnung; in dieſe ſind 
nur die Nachkommen ſolcher weiblicher Abkömmlinge einzureihen, 
die nicht unter die vierte Ordnung fallen. Damit eröffnet der 
Wortlaut des Geſetzes keine Möglichkeit für die vom LErbhber. 
erteilte Genehmigung. 

Die Ber. auf den Sinn des Geſetzes hätte hiernach einer ein⸗ 
gehenden Darlegung und Begr. bedurft, die durch die Bezugnahme 
auf zwei Entſch, des gleichen Gerichts in ähnlich gelagerten Fällen 
um jo weniger erſetzt werden kann, als die eine dieſer Entſch. ge⸗ 
rade in den zur ſtreitigen Frage gemachten Ausführungen von 
Vogels (Anm. zu ErbhRſpr. § 25 Abſ. 4 Nr. 1) eingehend wider⸗ 
legt worden iſt. Auch die Bezugnahme aur Wöhrmanns Kom⸗ 
mentar ($ 25 Anm. 2 a) ſtellt den vom Gericht angenommenen 
Sinn des Geſetzes nicht klar, da die dort vertretene Anſicht nur aus 
dem Wortlaut des Geſetzes 1 verſucht wird. 

Was nun den Sinn des Geſetzes anlangt, ſo führt Vogels 
(a. a. O.) zutreffend aus, daß das RErbhofch. grundſätzlich davon 
ausgeht, daß eine Generation nicht gegen ihren Willen über⸗ 
ſprungen werden kann. Dies muß daraus geſchloſſen werden, daß 
in der erſten, dritten, vierten und fünften Ordnung die Söhne und 
Sohnesſöhne nicht ohne weiteres eingereiht find, ſondern erſt nach 
Wegfall ihres die Verwandtſchaft vermittelnden Elternteils an 
deſſen Stelle eintreten. Schließlich iſt bei einem erſt in letzter Zeit 
aus dem Geiſte nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung entſtandenen 
Geſetz auch nicht anzunehmen, daß ſich Sinn und Wille des Geſetzes 
ſchon wieder ſoweit von ſeinem Wortlaut entfernt hätten, daß eine 
Außerachtlaſſung des Wortlauts geboten wäre. 

Das Gericht hätte zweckmäßig geprüft, ob nicht die Bauern⸗ 
fähigkeit der Tochter zu begründeten Bedenken Anlaß gibt und 
wäre bei Bejahung dieſer Frage ohne Schwierigkeit zu dem von 
ihm offenbar angeſtrebten Ergebnis gekommen ($ 21 Abſ. 1 S. 1 


Rerbhofb.). 
Notar Dr. Seybold, Berlin. 
) JW. 1934, 2253. 


4. 8 37 Abi. 2 n. 3 RErbhof G.; $ 313 BGB. 

1. Zuläffigfeit von Kapitalzahlungen an den Hofes⸗ 
abgeber neben dem Altenteil. 

2. Fehlen in einem Übergabevertrage weſentliche Ab- 
reden, ſo iſt der beurkundete Vertrag wegen Formmangels 
gemäß 8 313 BGB. nichtig und kann auch durch Auflaſſung 
und Eintragung nicht wirkſam werden, da die von den 
Vertragſchließenden vorgenommene Veräußerung vom 
AnerbG. nicht genehmigt iſt. +) 

Der Bauer H. hat ſeinen Erbhof in Größe von rd. 110 Morgen 
durch notariellen Vertrag v. 5. März 1984 an feinen Sohn Herbert 
überlaſſen gegen Zahlung von 20 000 % und Gewährung eines 
Altenteils. Auflaſſung iſt im Vertrage erklärt und die Eintragung 
des Altenteils in das Grundbuch bewilligt und beantragt. Die Bar- 
leiſtungen von 20 000 %% ſollen im Grundbuch nicht eingetragen 
werden. Von dieſen 20 000 %% hat die Ehefrau des Übernehmers 
bereits 5000 «R.H gezahlt, wegen weiterer 5000 *. (die am 
1. April 1937 fällig werden) hat fie die ſelbſtſchuldneriſche Bürg— 
ſchaft übernommen. 

Die Vertragsgegner haben die Genehmigung der Veräuße 
rung und Belaſtung gemäß dieſem Überlaſſungsvertrage beantragt. 
Sie haben erklärt, es ſeien außer dem Übernehmer noch zwei 
Kinder des Uberlaſſers vorhanden, nämlich eine verheiratete Toch⸗ 
ter, die in B. wohne, und ein Sohn, der Kaufmann ſei, z. Z. um 
bekannten Wohnortes; die Barleiſtungen von 20 000 %% an den 
Überlaſſer ſollten ſpäter für dieſe beiden Kinder als Abfindung 
verwendet werden, da dieſe überhaupt noch nichts erhalten hätten. 

Das Anerb®. hat die Veräußerung und Belaſtung antrags- 
gemäß genehmigt. 

Dagegen hat der Kreisbauernführer ſofortige Beſchw. ein⸗ 
gelegt, mit der er ſich dagegen wendet, daß neben dem Altenteil 
eine erhebliche Barleiſtung an den Veräußerer vereinbart worden 
1 u übrigen überfteige dieſe Belaſtung auch die Kräfte des 
Hofes. 

Die Autragſteller haben in Erwiderung auf dieſe Beſchwerde— 
ſchrift nunmehr zugegeben, daß die Schweſter des Übernehmers bei 
ihrer Verheiratung eine Ausſteuer und der Bruder eine Berufs⸗ 
ausbildung als Kaufmann erhalten haben; der Überlaſſer bleibt 


Zu 4. Der Entſch, kommt ganz bejondere Bedeutung zu: 
Warnung an die Bauern vor Sabotage des RErbhofch. unter Hin⸗ 
weis auf die abſolute Nichtigkeit und Unheilbarkeit von Schwarz⸗ 
verträgen, Entziehung der Bauernfähigkeit und Abmeierung ſowie 
Mahnung an die Arerbb., die Bauern bei etwaigen Sabotage— 
verſuchen nicht zu unterſtützen. 

1. Die Zuläſſigkeit von Gutsabſtandsgeld neben dem Aus- 
gedinge iſt in der Rſpr. der ErbhGer. ſchlechthin anerkannt, ſofern 
der bei vorzeitiger Übergabe zu zahlende Geldbetrag regelmäßig den 
Kräften des Hofes entſprechend ſich in beſcheidenen Grenzen hält. 
Über die Ermittlung der Tragbarkeit gehen die einzelnen Anſichten 
noch auseinander und legen den Einheitswert, den Ertragswert, 
den Betriebswert oder den Mündelſicherheitswert zugrunde. LErbh⸗ 
Ger. Celle läßt grundſätzlich nur die Belaſtung der Hälfte des Ein⸗ 
heitswertes (Ertragswertes) zu: EHRſp. 37 c Nr. 19. RErbhGer. 
hat in ſeiner Entſch. v. 24. Juli 1934 den Grundſatz aufgeſtellt, daß 
die Mündelſicherheitsgrenze ( des Betriebswertes) nicht über: 
ſchritten werden darf: JW. 1934, 2854. Der Einheitswert beträgt 
20 600 N, danach iſt der Betriebswert (120%) mit 24 000 Aufl 
und die Mündelſicherheitsgrenze ( davon) mit 16 000 «Ra feſt⸗ 
zuſtellen. Die nach Durchführung des Vertrages ſich ergebende Be⸗ 
laſtung iſt folgende: 2576 ., (bereits eingetragene Hypotheken) 
＋ 20 000 RA (Gutsabſtandsgeld) + 11435 = (kapitaliſiertes 
Ausgedinge) = 24 011 RA. Eine ſolche Belaſtung iſt bei einem 
Einheitswert von 20 600 RA und einer Mündelſicherheitsgrenze 
von 16.000 2. ſchlechthin untragbar. Der Bauer hat ſich durch 
die Mitgift ſeiner Schwiegertochter gut geſichert! Aus dem Erbhof 
ſoll aber kein Kapital gemacht werden. Das vom RErbh®er. für 
die Übergangszeit und auch nur in ganz beſonders gelagerten 
Fällen zugelaſſene Überſchreiten der Mündelſicherheitsgrenze iſt 
um fo weniger bei einem Bauern am Platze, der ſich und ſeiner 
Ehefrau ein ungewöhnlich hohes Ausgedinge und außerdem noch 
20 000 2.4 in bar verſprechen laßt (Selbſtſchuldneriſche Bürgſchaft 
der Schwiegertochter!) und welcher die Ausſteuer für die Tochter 
und die Berufsausbildung für den zweiten Sohn verſchweigt 
(mangelnde Ehrbarkeit!). Bei einem neuen Hofübergabevertrag 
wird die Schwiegertochter auf ihr eingebrachtes Gut überhaupt ver⸗ 
zichten müſſen, ſo daß die Frage der Eintragungsfähigkeit det 
Illatenhypothek (Erbh er. b. OLG. Nürnberg: JW. 1934, 2418 
und Celle: DNot . 34, 668) dahingeſtellt bleiben kann. Ein ſolcher 
Verzicht kann aber auch wiederum nicht in Frage kommen, mel 
dieſe 10 000 RA lediglich dem Bauern und nicht dem Erbhof zu“ 
gute gekommen ſind. 5 

2. Völlig unverſtändlich iſt die Anſicht des Anerb®., daß die 
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jedoch bei der Forderung auf die Barleiſtung unbedingt beſtehen 
auch für den Fall, daß weitere Anſprüche der Geſchwiſter des Über⸗ 
nehmers nicht mehr geltend gemacht werden könnten. 

Die Beſchw. iſt begründet. 

Kapitalzahlungen an den Überlaſſer neben dem Altenteil 
können nur inſoweit als ſtatthaft angeſehen werden, als der Aus⸗ 
zug nicht ausreicht oder das Kapital zur Berufsausbildung und 
Ausſtattung der weichenden Erben dienen ſoll oder wenn durch 
das Kapital Einkünfte ausgeglichen werden ſollen, die der Über⸗ 
laſſer durch die Übergabe verliert (die er alſo ohne die Überlaſſung 
noch ſelbſt hätte ziehen und für die weichenden Erben unter Leben⸗ 
den hätte verwenden können). Inwieweit dieſe Vorausſetzungen im 
vorl. Falle überhaupt zutreffen, kann zweifelhaft ſein. Der Aus⸗ 
ſteueranſpruch der Tochter iſt auf jeden Fall befriedigt. Ob und 
wieviel der Bruder des Übernehmers als Ausſtattung noch brauchen 
wird, ſteht dahin; ſeine Berufsausbildung hat er jedenfalls auch 
ſchon erhalten. Das Altenteil ſelbſt iſt reichlich, ſo daß auch aus 
dieſem Grunde eine nebenher laufende Kapitalszahlung nicht ge⸗ 
rechtfertigt erſcheint. 

Abgeſehen von alledem aber überſteigen die Geſamtlaſten aus 
der Überlaſſung die Kräfte des Hofes. 

Zunächſt iſt der Hof bereits mit 2576 ,,, eingetragener 
Schulden belaſtet. Dazu kommen aus dem Vertrage mindeſtens 
10 000 %, die der Übernehmer vertragsgemäß aus dem Hofe zu 
leiſten hat, und das Altenteil. Dieſes iſt im Vertrage mit 800 . 
jährlich bewertet. Dieſe Schätzung trifft erſt von dem Zeitpunkt ab zu, 
in dem nur noch die Verpflegung für einen Auszügler zu leiſten 
iſt; bis zum Tode des erſten Auszüglers iſt der Jahreswert des 
Auszuges bei vorſichtiger Schätzung der Einzelwerte auf etwa 
1350 % zu veranſchlagen. Der für den überlebenden Auszügler 
nraßgebende Wert von 800 AA iſt, da der jüngere Auszügler 
57 Jahre alt iſt, zwecks Errechnung des Kapitalwertes mit etwa 
10 zu multiplizieren, beträgt alſo etwa 8000 .J. Damit iſt die 
Geſamtbelaſtung, die der Übernehmer zu tragen hat, mit etwa 
20 600 2. feſtgeſtellt. Das ift aber nur die Mind ee ft belaftung; 
es iſt nichts darüber gejagt, ob die Ehefrau des Übernehmers die⸗ 
jenigen 10 000 ‚2%, die ſie aus ihrem Vermögen zahlen will, dem 
Übernehmer geſchenkt hat oder ob nicht deswegen ein Anſpruch auf 
eingebrachtes Gut in gleicher Höhe auf den Übernehmer fällt. 

ieſer mindeſten Geſamtbelaſtung ſteht ein Einheitswert von 
20 600 RN gegenüber. Die Belaſtung aus der Übernahme er⸗ 
reicht alſo mindeſtens den vollen Einheitswert. In der Regel iſt 
jedoch nur eine Belaſtung bis etwa zur Hälfte des Einheitswertes 
als tragbar anzuſehen. 

Die Veräußerung und Belaſtung gemäß dieſem Überlaſſungs⸗ 
vertrage konnte daher keinesfalls genehmigt werden. Wenn der 
Uberlaſſer ſeinem Sohne den Hof in einer Form übergeben will, 
die Ausſicht auf Genehmigung hat, ſo wird er zunächſt klarſtellen 
laſſen müſſen, welche Verpflichtungen dem Übernehmer aus der 
Hergabe von 10 000 RA durch ſeine Frau erwachſen und in 
welcher Höhe Ausſtattungsanſprüche der Geſchwiſter des Über- 
nehmers noch zu beſorgen ſtehen. Auf jeden Fall werden etwaige 
Barleiſtungen, die ſich danach überhaupt noch rechtfertigen laſſen, 
erheblich unter denjenigen liegen müſſen, die in dem nunmehr ab⸗ 
gelehnten Vertrage enthalten ſind. 

Wenn das Anerd&. meint, diejenigen Abfindungen, die nicht 


nicht einzutragenden Abfindungen, da ſie nicht der Prüfung der 
Anerb®. unterliegen, auch nicht in den notariellen Übergabevertrag 
aufzunehmen ſeien. Offenbar iſt das AnerbG. zu dieſer rechts⸗ 
irrigen Anſchauung verleitet worden, durch die Entſch. des LErbh⸗ 
Ger. Celle v. 11. Dez. 1933: JW. 1934, 403, wonach für ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtungsgeſchäfte eine Genehmigung des Anerb®. 
nicht erforderlich iſt. Dieſe rechtsirrige Anſicht ſteht mit der Entſch. 
des NErbhßer. v. 23. Juli 1934: JW. 1934, 2697 in ſtriktem 
Widerſpruch. Danach unterliegt der Genehmigung lediglich das 
dingliche Veräußerungsgeſchäft (Erfüllung), nicht das ſchuldrecht⸗ 
liche Grundgeſchäft (RG. 142, 312 JW. 1934, 403). Genehmigt 
wird die Erfüllung eines inhaltlich beſtimmten Verpflichtungsge⸗ 
ſchäfts. Mit dieſer Begr. wird die von Münzel: Jurgdſch. 34, 
133 geforderte Einheitlichkeit des obligatoriſchen und des dinglichen 
Geſchäfts als Veräußerung i. S. § 37 bei der Prüfung in der 
Praxts gewährleiſtet. Die zurückgewieſene Anſicht des Anerb®. for⸗ 
dert daher auch mit Recht zum ſchärfſten Widerſpruch heraus und 
löſt die unzweideutigen vorbeugenden Ausführungen über Schwarz⸗ 
verträge (Sabotage) aus. 

3. Der Schwerpunkt der Entſch. liegt daher in der Feſtſtellung 
der Folgen eines Schwarzgeſchäfts. Die Heilung der Formwidrig⸗ 
keit eines Grundſtücksveräußerungsgeſchäfts gem. § 313 Satz 2 
BGB. ſetzt eine wirkſame Auflaſſung voraus (RG. 94, 150; 
111, 244 = IW. 1925, 2234 und 115, 37 JW. 1927, 765). Für 
den notariellen Scheinvertrag kann eine wirkſame Genehmigung 
überhaupt nicht erwirkt werden. Der neben dem nichtigen (unvoll⸗ 
ſtändigen) notariellen Hofübergabevertrag mit genehmigter Auf⸗ 


dinglich geſichert werden ſollen, unterlägen nicht ſeiner Prüfung 
und die Beteiligten hätten die vereinbarten Barleiſtungen nicht in 
den notariellen Vertrag aufnehmen brauchen, ſo irrt es. Sollte ein 
Bauer oder Übernehmer verſuchen, die Genehmigung durch Ver⸗ 
ſchweigen von Nebenabreden zu erſchleichen, ſo würde damit zu⸗ 
nachſt einmal ſeine Bauernfähigkeit in Frage geſtellt und feine 
Abmeierung nach § 15 Abi. 2 RErbhofch. die mögliche Folge ſein. 

Im übrigen ift es ſtändige Rſpr. des LErbhßer., daß bei der 
Prüfung der „Tragbarkeit“ i. S. des § 37 Abſ. 3 RErbhofG. 
ſämtliche, auch die rein perſönlichen Verpflichtungen des Über⸗ 
nehmers zu berückſichtigen ſind. Verſchweigen die Parteien einen 
Teil, jo iſt auch die Wirkſamkeit des ganzen Vertrages in Frage 
geſtellt. Fehlen im beurkundeten Vertrage weſentliche Kaufabreden, 
ſo iſt der beurkundete Vertrag wegen Formmangels nichtig, 
§ 313 BGB., und bleibt nichtig, auch wenn die Veräußerung 
auf Grund des beurkundeten Vertrages genehmigt und die Eigen⸗ 
tumsänderung auf Grund dieſer Genehmigung im Grundbuch 
eingetragen iſt. Zwar kann durch nachfolgende Einigung und Ein⸗ 
tragung auch ein mündlicher oder privatſchriftlicher Vertrag wirk⸗ 
ſam werden ($ 313 Satz 2). Dieſe Wirkung wird aber nur einer 
wirkſamen Eigentumseintragung zukommen können. Wirkſam iſt 
nur eine „genehmigte“ Veräußerung. Genehmigt wird nicht eine ab⸗ 
ſtrakte Veräußerung, ſondern nur eine beſtimmte individuelle Ver⸗ 
äußerung, individualiſiert durch den zugrunde liegenden Vertrag, 
eine „Veräußerung auf Grund eines (beſtimmten) Vertrages“. Die 
Veräußerung könnte alſo nur wirkſam ſein, und den nicht beurkun⸗ 
deten (vollſtändigen) Vertrag nur dann wirkſam machen, wenn eben 
die „Veräußerung auf Grund dieſes vollſtändigen Vertrages“ ge⸗ 
nehmigt worden wäre. Denn wenn auch nur die „Veräußerung“, alſo 
nur das dingliche Rechtsgeſchäft zu genehmigen iſt, ſo kann die Prü⸗ 
fung, ob ein wichtiger Grund zur Veräußerung vorliegt (8 37 Abſ. 2 
NErbhof®.) oder die Leiſtungsfähigkeit des Hofes erhalten bleibt 
(8 37 Abſ. 3 NErbhof®.), doch nur erfolgen, wenn feſtſteht, auf 
Grund welchen Vertrages veräußert wird. Iſt nun die 
Veräußerung nur auf Grund des beurkundeten unvollſtändigen, 
nicht aber auf Grund des verheimlichten (vollſtändigen) Vertrages 
genehmigt, ſo bleibt in dieſem Falle trotz nachfolgender Einigung 
und Eintragung der Grundvertrag wie die Veräußerung nichtig, 
weil dieſer Veräußerung die zur Rechtswirkſamkeit erforderliche 
Genehmigung fehlt. Dieſe Nichtigkeit kann von jedermann 
zu jeder Zeit geltend gemacht werden, der einen rechtlichen Vorteil 
davon erhofft. Es kann alſo keine Rede davon ſein, daß die Be⸗ 
teiligten die Möglichkeit hätten, dem Anerd®. den abgeſchloſſenen 
Vertrag teilweiſe zu verheimlichen, und daß es in ihrem Belieben 
liegen würde, ob ſie perſönliche Abfindungen mitteilen wollen oder 


nicht. 
(CErbhcber. Celle, Beſchl. v. 9. Okt. 1934, 2 EH 933/34.) [n.] 


E 

5. 8 10 der 2. Durchf VO. zum RErbhofG. gibt dem 
Notar nicht die Befugnis, auf Rechtsmittel zu verzichten. f) 

Der Beſchl. des Unerb&er. iſt dem amtierenden Notar am 
26. Juni 1934 zugeſtellt. Auf dem Zuſtellungsſchreiben befindet ſich 
weiter der Vermerk: „Ich verzichte auf Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels.“ Der Notar hat dieſen Vermerk mit unterſchrieben. 

Am 10. Juli 1934 hat der Notar namens der Vertragsparteien 
Beſchw. eingelegt. 


laſſung (unwirkſam) einherlaufende mündliche (vollſtändige) Ver⸗ 
trag (ebenfalls nichtig) kann durch die genehmigte Auflaſſung und 
Eintragung nicht geheilt werden, weil eben die Heilkraft nur von 
einer genehmigten wirkſamen Auflaſſung ausgehen kann und 
vorliegendenfalls die Genehmigung eine Auflaſſung zum Gegen⸗ 
ſtande hat, die in Erfüllung eines nichtigen (unvollſtändigen) Ver⸗ 
trages erfolgt und ſomit erſchlichen war. Das LErbhßer. Celle hat 
fi) der ſtändigen Rſpr. des AG. über die Schwarsverkäufe z. Z. 
des PrGrVerkcg. angeſchloſſen. 
Die Entf. verdient größte Bedeutung! 
RA. und Notar Dr. Schenk, Züllichau. 


Zu 5. Die Vorentſch., gefällt vom gleichen Gericht, auf welche 
der Beſchl. Bezug nimmt, iſt anſcheinend bisher nicht veröffentlicht 
worden. Auch ſonſt wird die Kernfrage des Beſchl. weder in der Lite⸗ 
ratur noch in der Rſpr. behandelt. Nicht einmal im Rahmen des 
FGG. iſt, ſoweit erſichtlich, die Frage behandelt worden, obwohl 8 10 
der 2. DurchfVO. z. NErbh®. in bewußter Anlehnung an $ 15 GBO. 
und 820 und 29 FGG. verfaßt wurde. — Der Standpunkt des Ge⸗ 
richtes dürfte richtig ſein. Die Vollmacht, die das Geſetz dem Notar 
gibt, iſt, wie alle Vollmachten, keine Befugnis, die das Handeln des 
zu Vertretenden ausſchließen könnte, ſondern eine Befugnis neben 
dem zu Vertretenden. Ein Verzicht des Notars auf das Rechtsmittel 
kann daher immer nur für ſeine Perſon als geſetzlich Bevollmächtigter 
Geltung haben, ſofern er auch den Antrag nur auf Grund ſeiner ge⸗ 
ſetzlichen Vollmacht eingereicht hatte. Der Verzicht kann aber niemals 
die von ihm vertretene Partei binden. Gerade deswegen aber möchte 
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In Übereinſtimmung mit dem Notar iſt der erk. Sen. der An⸗ 
ſicht, daß der Rechtsmittelverzicht unwirkſam iſt. Der Notar handelte 
bet der Antragsſtellung lediglich im Rahmen der ihm durch 8 10 der 
2. DurchfVO. z. RErbhG. geſetzlich beigelegten Vollmacht. Dieſe geſetz⸗ 
liche Vollmacht erſtreckt ſich nur auf die zur Verwirklichung des be⸗ 
urkundeten Rechtsgeſchäfts erforderlichen Maßnahmen, insbeſ. alfo das 
Antrags- und Beſchwerderecht. Iſt dem Antrage aber nicht glatt ſtatt⸗ 
gegeben, wie hier, ſo hat er keine geſetzliche Befugnis, die Verwirk⸗ 
lichung des Antrages durch einen Rechtsmittelverzicht zu hindern. In 
dieſem Sinne hat ſich bereits das LErbhGer. in einer früheren Entſch. 
ausgeſprochen. Der ohne beſonderen Auftrag erfolgte Rechtsmittelver⸗ 
zicht des Notars iſt daher unwirkſam, ſo daß auf die friſtgerecht ein⸗ 
gelegte Beſchw. in der Sache ſelbſt zu entſcheiden war. 

(LErbhcker. Celle, Beſchl. v. 29. Aug. 1934, 4 EH 1053/34.) [n.] 
* 
Stutigart 


6. S11der1l.DuchfBD.3.NErbhof®. mit 8 22 RF GG. 
Unkenntnis der Beſchwerdefriſt iſt auch im Verfahren 


vor den Anerbenbehörden kein Grund zur Wiedereinſetzung 


in den vorigen Stand. 

Die angefochtene Entſch. iſt den Beſchwß. je am 10. Juli 1934 
zugeſtellt worden. Ihre Beſchwerdeſchrift iſt erſt am 18. Aug. 1934, 
alſo längſt nach Ablauf der zweiwöchigen Beſchwerdefriſt beim 
AnerbGG. eingekommen. Die Nichteinhaltung der Notfriſt entſchul⸗ 
digen ſie in ihrem Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand damit, daß ſie bis zum 15. Aug. 1934 der Meinung geweſen 
ſeien, die Beſchw. ſei unbefriſtet. Nach §S 22 Abſ. 2 RF GG., das 
nach § 11 der 1. DurchfVO. zum RErbhofcg. auf das Verfahren 
vor den Anerbenbehörden ſiungemäß Anwendung findet, ſetzt die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand voraus, daß die Beſchwß. 
ohne ihr Verſchulden verhindert waren, die Friſt einzuhalten, und 
daß ſie die die Wiedereinſetzung begründenden Tatſachen glaubhaft 
machen. An beidem fehlt es im vorl. Falle. Es iſt in der Rſpr. an⸗ 
erkannt, daß die Unkenntnis der Beſchwerdefriſt dem Beſchwfß. zum 
Verſchulden gereicht (vgl. LErbhcßer. Celle: JW. 1934, 2256). Die 
BeſchwF. mußten ſich, wenn fie die geſetzliche Notfriſt von zwei 
Wochen (§ 48 Abf. 1 RErbhofGG.) nicht kannten, erkundigen, ob für 
die Beſchw. keine Friſt einzuhalten ſei. Sie durften ſich nicht ohne 
weiteres bei ihrer Meinung, daß keine Friſt einzuhalten ſei, be⸗ 
ruhigen. Sie mußten vielmehr damit rechnen, daß die Beſchw. nicht 
noch nach Jahresfriſt möglich ſei, da die Eintragung in die Erb⸗ 
höferolle nicht auf unbeſtimmte Zeit aufgeſchoben werden kann. 
em Wiedereinſetzungsgeſuch konnte daher nicht entſprochen wer⸗ 

en. 
(Erbhcher. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 16. Okt. 1934, 
E Nr. 217/34.) S.] 


Roſtock Erbgefundheitsobergerichte 


1. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 8 Gef. zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes v. 14. Juli 1933. Begriff der ſchweren körper⸗ 
lichen Mißbildung. 

Nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles läßt ſich be⸗ 
urteilen, ob eine Haſenſcharte als ſchwere körperliche Mißbildung 
anzuſehen iſt. Bei der Entſch. iſt aber nicht nur die Grad⸗ 
ausprägung einer vorliegenden erblichen Mißbildung bei dem un⸗ 
fruchtbar zu Machenden ſelbſt zu berückſichtigen, ſondern auch die 
Tatſache, daß in der Verwandtſchaft bereits gleiche Störungen, 
aber in ſchwerer Gradausprägung, vorkommen (vgl. Gütt⸗ 
Rüdin⸗Ruttke, S. 118 ff.). Im vorl. Fall hat der L. zwei 
lebende Kinder, von denen das eine ebenſo wie der Vater eine 
Haſenſcharte, das andere aber Haſenſcharte und Wolfsrachen hat. 
Ein weiteres Kind, das verſtorben iſt, hatte ebenfalls Haſenſcharte 
und Wolfsrachen. Hieraus geht hervor, daß L. die bei ihm vor⸗ 
handene Mißbildung in ſchwererer Form an ſeine Abkömmlinge 


ich der Meinung Ausdruck geben, daß das Gericht richtiger gehandelt 
hätte, wenn es von dem Notar eine beſondere Vollmacht für die Be⸗ 
Schroerdeeinfegung gefordert hätte, bzw. den Nachweis einer ſolchen 
Vollmacht. Denn die Beſchw., über die das Gericht wirklich ent⸗ 
ſchieden hat, kann nicht die des Notars als eines geſetzlich Bevoll⸗ 
mächtigten (auf die er wirkſam verzichtet hatte) geweſen ſein, ſondern 
nur die des Notars als eines ſpeziell Bevollmächtigten der be⸗ 
ſchwerdeführenden Partei. — Im übrigen erweckt die Entſch. den 
Eindruck, als ob der Notar den Verzicht gar nicht hätte unterſchreiben 
wollen; ſie ſei daher eine Mahnung an die Berufskameraden, mit 
ihrer Unterſchrift unter Formularen, auch wenn ſie vom Gericht 
kommen, recht vorſichtig umzugehen. 


Notar Schieck, Markt Grafing b. München. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


weitergegeben hat. Unter dieſen Umſtänden muß bei ihm das Vor⸗ 
liegen einer ſchweren körperlichen Mißbildung i. S. des § 1 Abſ. 2 
Ziff. 8 Geſ. zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes v. 14. Juli 
1933 angenommen werden. Er iſt alſo erbkrank i. S. dieſes Geſetzes 
und nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft iſt mit großer 
Wahrſcheinlichkeit zu erwarten, daß auch ſeine weiteren Nachkom⸗ 
men an ſchweren körperlichen Erbſchäden leiden werden. Daher war 
ſeine Unfruchtbarmachung anzuordnen. 

e Roſtock, Beſchl. v. 29. Okt. 1934, 101 SA Erbg 

1/34.) 
Ber. von Os GPräſ. Burmeister, Roſtock. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 


1. 88 1021, 1026 BGB. Wird ein Grundſtück, das 
mit einer Wegegerechtigkeit belaſtet iſt, geteilt, fo erliſcht 
die Grunddienſtbarkeit auf denjenigen Teilen, über die 
der Weg nicht führt, und zwar ſelbſt dann, wenn der Eigen- 
tümer des bisher einheitlich belaſteten Grundſtücks zur 
Unterhaltung des Weges verpflichtet war. 


Nach der Vorſchr. des 8 1026 BGB. werden bei Teilung 
des belaſteten Grundſtücks, wenn die Ausübung der Grunddienſt⸗ 
barkeit auf einen beſtimmten Teil des belaſteten Grundſtücks be⸗ 
ſchränkt iſt, diejenigen Teile, welche außerhalb des Bereichs der 
Ausübung liegen, von der Dienſtbarkeit Im Es begründet keinen 
Unterſchied, ob die Beſchränkung durch Rechtsgeſchäft erfolgt oder 
durch die Natur der Grunddienſtbarkeit gegeben iſt (Bier⸗ 
mann, SachR., $ 1026 A. 1). Die Befreiung der Grundſtücks⸗ 
teile, die außerhalb des Bereichs der Ausübung der Dienſtbarkeit 
liegen, tritt kraft Geſetzes ohne Löſchung ein; das Grundbuch iſt 
demgemäß nach § 22 GBO. zu berichtigen (Planck-Strecker 
8 1026 A. 2 c). Die Bewilligung des Berechtigten iſt nicht erfor- 
derlich, wenn der Nachweis der Unrichtigkeit in der Form des 
§ 29 GBO. geführt wird. Das GBA. erachtet anſcheinend be⸗ 
reits für nachgewieſen, daß der fragliche Weg die abgeſchriebenen 
Parzellen nicht berührt. Unter der Vorausſetzung, daß dieſe Feſt⸗ 
ſtellung zutrifft, iſt damit die Grunddienſtbarkeit tatſächlich auf 
einen beſtimmten Teil des belaſteten Grundſtücks, nämlich das 
Reſtgrundſtück beſchränkt. In dieſem Falle findet § 1026 BGB. 
entgegen der Auffaſſung des GBA. Anwendung. Die Ber. auf 
§ 1025 BGB. iſt verfehlt, weil es ſich nicht um die Teilung des 
berechtigten, ſondern des belaſteten Grundſtücks handelt. Auch das 
weitere Bedenken des GBA., § 1026 finde dann keine Anwendung, 
wenn mit der Grunddienſtbarkeit zugleich eine Unterhaltungspflicht 
verbunden ſei, iſt unbegründet. Es iſt, ſoweit erſichtlich, ieee 
Meinung, daß im Falle des § 1026 BGB. die etwa beſtehende 
Unterhaltungspflicht nur noch die Eigentümer derjenigen Teile 
trifft, auf welche die Ausübung der Grunddienſtbarkeit beſchränkt 
bleibt (Güthe⸗-Triebel, 5. Aufl., § 47 A. 14; Planck⸗ 
Strecker, 5. Aufl. § 1026 A. 3; Staudinger⸗Kober, 
9. Aufl., 8 1026 A. 3 RGRKomm., 6. Aufl., § 1026 A. 37 
Biermann, Sachenrecht, $ 1026 A. 1). Allerdings können ſich 
aus dieſer Regelung u. U. Nachteile für den Berechtigten in der 
Zwangsverſteigerung ergeben, weil ſich die Gegenſtände der Haf- 
tung vermindern. Aber auf die Sicherung des Erſatzanſpruchs (§ Bi! 
ZwVerſtG.) hat der Geſetzgeber keine Rückſicht genommen (Mot. 3, 
488; Planck ⸗Strecker a. a. O.). Es fehlt danach an einem 
inneren Grunde, die Anwendbarkeit des § 1026 beim Vorliegen 
einer Unterhaltungspflicht zu verneinen. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 26. Sept. 1934, 1 X 423/34.) [Sch. 
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Strafſachen 


1. Die Zurücknahme der öffentlichen Klage durch 
den Staatsanwalt und die Einſtellung des Verfahrens 
durch das Gericht bewirkt keinen Verbrauch der Strafklage. 
Zu den Begriffen der Ausübung der Heilkunde i. S. des 
§ 56 Nr. 1 RGew d., des Aufſuchens von Warenbeſtellun“ 
gen i. S. des § 55 Abſ. 1 Nr. 2 RGewdOO. und der Geheim 
mittel i. S. des Art. 72a Bay Pol StGB. a 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Erſtrichters vertreibt 
der Angekl., der einen Wandergewerbeſchein beſitzt, im Umherziehen 
elektriſche Hochfrequenzapparate; er übt ſeine Tätigkeit in der 
Weiſe aus, daß er in den von ihm beſuchten Orten Aufklärungs 
vorträge hält und dann die Perſonen, die an der Erwerbung eine? 


63. Jahrg. 1934 Heft 49] 


ſolchen Apparates Intereſſe haben und ſich bei den Vorträgen 
melden, noch perſönlich zur weiteren Aufklärung beſucht. Er kam 
am 30. Mai 1933 nach W., der angekündigte Vortrag wurde dort 
aber nicht von ihm ſelbſt, ſondern in ſeinem Auftrage von dem 
Kaufmann G. gehalten. Bei dieſem Vortrage wurde der Apparat 
nicht vorgeführt, dagegen wurden Lichtbilder gezeigt, die in dra⸗ 
ſtiſcher Weiſe darſtellten, wie Schwerkranke durch die Behandlung 
mit Hochfrequenzſtrömen wiederhergeſtellt worden ſein ſollten. Da 
keiner der Beſucher des Vortrages einen perſönlichen Beſuch 
wünſchte, haben weder der Angekl. noch G. in W. eine weitere 
Tätigkeit ausgeübt. Am 18. Okt. 1933 hielt der Angekl. ſelbſt in 
A. nach Verſendung von Einladungskarten mit bombaſtiſchen An⸗ 
preiſungen über die Wirkung ſeiner Apparate einen Werbevor⸗ 
trag; in dieſem Vortrage wurde der Hochfrequenzapparat vor⸗ 
geführt und an einigen Beſuchern des Vortrags praktiſch erprobt. 
Nach dieſem Vortrage meldeten ſich mehrere Kaufintereſſenten und 
zwei oder drei Apparate wurden in den anſchließenden „Orien⸗ 
tierungsbeſuchen“ tatſächlich beſtellt. In beiden Vorträgen führte 
der Vortragende an Hand eines Manuffriptes des näheren aus, 
welche Heilwirkungen mit Hochfrequenzapparaten bereits erzielt 
worden ſeien und erzielt werden könnten, wenn ſie richtig und 
genügend lange angewendet würden. Bei den Beſuchen der In⸗ 
tereſſenten in A. erläuterte der Angekl. das Beſtrahlungsgerät 
noch näher nach Anwendungs⸗ und Wirkungsweiſe und brachte es 
zugleich an den Intereſſenten praktiſch in Anwendung. 


Das AG. erließ wegen der beiden Vorfälle v 30. Mai und 
18. Okt. 1933 je einen geſonderten Strafbefehl gegen den Angekl.; 
es erblickte in dem erſten Vorfall eine Übertretung nach 88 148 
Abſ. 1 Nr. 7 a, 56 a Nr. 1 RGewOO., in dem zweiten eine Über⸗ 
tretung nach 88 1—3 BD. des Bay. Staatsmin. des Inn. über 
die öffentliche Ankündigung von Heilmitteln v. 23. Aug. 1933 
(GVBl. S. 236). Auf den Einſpruch des A. ließ der Amtsanwalt 
wegen des erſten Vorfalls die Klage fallen, worauf das AG. in⸗ 
ſoweit das Verfahren einſtellte. Der Strafbefehl wegen des zwei⸗ 
ten Vorfalls wurde nicht zugeſtellt. In einem ſpäteren (dritten) 
Strafbefehl wurde der Angekl. wieder auf Grund der beiden Vor⸗ 
fälle verurteilt, und zwar wegen einer Übertretung nach 88 148 
Abſ. 1 Nr. 7 a, 56 Nr. 1 RGewoO. Auf den Einſpruch des 
A. hat das erſtrichterliche Urteil das Vorliegen dieſer Über⸗ 
tretung verneint und den A. lediglich einer Übertretung nach 
88 1, 3 VO. v. 23. Aug. 1933, wegen des Vorfalls v. 18. Okt. 
1933, ſchuldig erkannt. In rechtlicher Beziehung wird in dem 
Urteil ausgeführt, daß es an einem ſpezifiſchen Merkmal der 
Heilbehandlung fehle, nämlich der Feſtſtellung einer Erkrankung 
einer beſtimmten Perſon im einzelnen Falle, d. h. der Stellung der 
Diagnoſe, die nur auf Grund einer individuellen Unterſuchung 
vorgenommen werden könne. Dem Angekl. müſſe, damit er über⸗ 
haupt ſein Gewerbe ausüben und auf den Abſatz von Apparaten 
hinarbeiten könne, das Recht zugeſtanden werden, den Leuten zu 
ſagen, wie der Apparat bedient werde und wie der Hochfrequenz⸗ 
ſtrom nach Dosierung und Anwendungsform dem Körper ein- 
geführt werden müſſe, wenn er ein beſtimmtes Leiden oder das 
Allgemeinbefinden günſtig beeinfluſſen ſolle: der Verkäufer müſſe 
daher die Möglichkeit haben, im einzelnen Falle zu erfahren, für 
welche Krankheiten der Intereſſent den Apparat anwenden wolle, 
um dieſem ſagen zu können, wie er den Apparat anzuwenden habe. 
Etwas anderes wäre es, wenn der Angekl. auf Grund der Angaben 
eines Kaufliebhabers über Anzeichen einer Krankheit nun ſeiner⸗ 
ſeits dieſe dem letzteren ihrem Weſen nach noch unbekannte Krank⸗ 
heit benennen und dafür eine ſpezifiſche Behandlung mittels des 
Hochfrequenzſtromes verordnen oder gar eine körperliche Unter⸗ 
ſuchung vornehmen würde. Dies ſei aber dem Angekl. in keinem 

Falle nachgewieſen. Der Angekl. habe ſich daher nicht gegen 
F 148 Abſ. 1 Nr. Ta, 56 a Nr. 1 RGewoO., ſondern bzgl. des 
Vorfalles v. 18. Okt. 1933 wegen der übertriebenen Ankündigun⸗ 
gen über die Wirkung der Apparate lediglich gegen SS 1 und 3 
BayBO. v. 23. Aug. 1933 verfehlt. 

Die Rev. des Angekl. wurde verworfen; auf die Rev. des 
Amtsanwalts wurde das amtsrichterliche Urteil aufgehoben und 
die Sache an das AG. zurückverwieſen. 

1. Zur Rev. des Amtsanwalts. Der Strafverfolgung ſteht 
nicht der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache entgegen. 
Die Klagezurücknahme und die Einſtellung des Verfahrens wegen 
des Vorfalls v. 30. Mai 1933 hindert die neuerliche Erhebung 
der öffentlichen Klage wegen der gleichen Straftat nicht, da durch 
die Klagezurücknahme und die Einſtellung des Verfahrens durch 
das Gericht auf Grund dieſer Rücknahme der Klage ein Verbrauch 
der Strafklage nicht eintritt (gl. R St. 61, 100; 63, 268; Lö we⸗ 
Rofenberg, StpO., 19. Aufl., § 411 Bem. 5; Schwarz, 
StpO, § 411 Bem. 2 und die dort weiter angeführten Entſch. 
des RS.). Der Strafbefehl wegen des Vorfalls v. 18. Okt. 1933 
bat, da er den Parteien nicht zugeſtellt worden iſt, nach außen 
deine Wirkſamkeit erlangt. Das AG. kann den erlaſſenen Straf⸗ 
befehl inſolange zurücknehmen und als nicht erlaſſen behandeln, 
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bis er durch Zuſtellung nach außen Wirkſamkeit erlangt hat (vgl. 
Obs St. 1, 245; Löwe⸗Roſenberg a. a. O. § 408 
Bem. 4 b). Dieſe Zurücknahme iſt ſtillſchweigend dadurch erfolgt, 
daß das AG. auf den Antrag des Amtsanwalts in den neuerlichen 
(dritten) Strafbefehl, der die Grundlage des gegenwärtigen Ver⸗ 
fahrens iſt, die Straftat, die den Gegenſtand des früheren Straf⸗ 
befehls bildete, mit einbezogen hat. 

In ſachlich⸗ rechtlicher Hinſicht geht zwar der Erſtrichter zu⸗ 
treffend davon aus, daß nach §8 56a Nr. 1 RGewOO. die Aus⸗ 
übung der Heilkunde vom Gewerbebetrieb im Umherziehen aus⸗ 
geſchloſſen iſt, inſoweit der Ausübende für dieſelbe nicht approbiert 
iſt. Er verkennt aber den Begriff der Ausübung der Heilkunde. 
Nach der im weſentlichen übereinſtimmenden Auffaſſung in der 
Rſpr. und im Schrifttum (vgl. Obs. 1, 275; 7, 169; 28, 74; 
Urt. v. 16. Juni 1930, RR II 263/30; Urt. v. 16. März 1931, 
RR II 82/31; RG.: Gew Arch. 16, 232; KG.: GewArch. 13, 269; 
Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze, 5. Aufl., RGewO. 
§ 6 Bem. 13, $ 56 Ben. 4; Landmann, RGewO., 8. Aufl., 
§ 56a Bem. 3; Reger, RGewO. $ 56a Bem. 2; Hoffmann, 
RöGewoO. § 56a Bem. 3; Neukamp, RGewdO. § 56a Bem. 1) 
iſt unter gewerbsmäßiger Ausübung der Heilkunde zu verſtehen 
die berufsmäßig entfaltete, auf Erwerb gerichtete und mit dem 
Willen der Wiederholung vorgenommene Tätigkeit auf Feſtſtel⸗ 
lung, Heilung oder Linderung von Krankheiten bei Menſchen oder 
Tieren, die nach allgemeiner Auffaſſung beſondere ärztliche Fach⸗ 
kenntniſſe vorausſetzt, gleichviel ob ſie von einem Arzt oder einem 
Laien vorgenommen wird. Jede berufsmäßige Tätigkeit nach 
einer dieſer Richtungen, jede auf Feſtſtellung oder 
auf Heilung oder auf Linderung von Krankheiten abzielende ge⸗ 
werbsmäßige Tätigkeit iſt als gewerbsmäßige Ausübung der 
Heilkunde zu erachten. Eine körperliche Unterſuchung, eine Feſt⸗ 
ſtellung der Krankheit, eine Diagnoſe iſt nicht erforderlich; Heil⸗ 
kunde übt derjenige ſchon aus, der einem Kranken ohne Vornahme 
einer Unterſuchung Anweiſungen und Ratſchläge zur Behandlung 
einer vorhandenen oder vermeintlich vorhandenen Krankheit gibt, 
indem er ihm zeigt, durch welche Mittel, Gegenſtände oder Me⸗ 
thoden feine Krankheit zu heilen oder zu lindern jet (vgl. die 
oben angeführten Entſch. in Obs St. 1, 275; 7, 169; ferner 
OLG. Dresden : GewArch. Era®d. 2, 277; PrOVG.: GewuArch. 
31, 68; KG.: Gewrch. 31, 260; Deutſche Juſtiz 1934, 695). 
Allerdings wird bei der Ausübung der Heilkunde die Einzelbehand⸗ 
lung die Regel ſein und die Abhaltung von Vorträgen ohne an⸗ 
ſchließende individuelle Behandlung von Zuhörern meift den Tat⸗ 
beſtand der Ausübung der Heilkunde nicht erfüllen. Aber grund⸗ 
ſätzlich iſt es bei der Ausübung der Heilkunde nicht weſentlich, 
daß eine Einzelbehandlung erfolgt. Ein Vortrag, in welchem der 
Vortragende beſtimmte Perſonen oder Perſonengruppen über die 
Erſcheinungsformen gewiſſer Krankheiten, über die Bekämpfung, 
Heilung oder Linderung dieſer Krankheiten durch Anwendung ge⸗ 
wiſſer Gegenſtände, Mittel oder Methoden belehrt, kann die ſämt⸗ 
lichen Merkmale der Ausübung der Heilkunde verwirklichen, ganz 
beſonders dann, wenn der Vortrag ſo gefaßt iſt, daß er perſönliche 
Fragen der Zuhörer an den Vortragenden oder eine weitere in⸗ 
dividuelle Behandlung überflüſſig macht (vgl. PrOVG.: GewArch. 
31, 68; KG. ebenda 31, 260; entgegen der Deutſchen Juſtiz 1934, 
695). Werden ſolche Vorträge in der geſchilderten Weiſe zu Er⸗ 
werbszwecken abgehalten, ſo iſt gewerbsmäßige Ausübung der 
Heilkunde gegeben; hierin liegt der Unterſchied von Vorträgen zu 
wiſſenſchaftlichen Zwecken. 

Aus dieſen Erörterungen ergeben ſich die Schranken, die 
dem Gewerbetreibenden, der im Umherziehen Beſtellungen auf 
Heilapparate aufſucht, bei der Ausübung ſeiner gewerblichen Tä⸗ 
tigkeit geſetzt ſind. Es iſt ihm grundſätzlich unverwehrt, in Ein⸗ 
zelbeſprechungen und in öffentlichen Vorträgen den Heilapparat 
zu beſchreiben und die Art ſeiner Verwendung zu erläutern. Die 
Grenze liegt aber da, wo die gewerbsmäßige Ausübung der Heil⸗ 
kunde nach den vorſtehenden Begriffsmerkmalen beginnt. Sobald 
die Ausführungen oder Belehrungen des Gewerbetreibenden, die 
Anwendung des Apparats durch den Gewerbetreibenden die Be⸗ 
griffsmerkmale der Ausübung der Heilkunde im Umherziehen ver⸗ 
wirklichen, fällt feine Tätigkeit unter das Verbot des § 56a Nr. 1 
RGewdO. Es iſt jedoch hier beſonders zu beachten, daß nach der 
oben gegebenen Begriffsbeſtimmung die Ausübung der Heilkunde 
eine Tätigkeit erfordert, die nach der allgemeinen Verkehrsanſchau⸗ 
ung beſondere ärztliche Fachkenntniſſe vorausſetzt. Dies iſt an⸗ 
zunehmen, wenn der Gewerbetreibende auf Grund tatſächlich vor⸗ 
handener oder vorgeblicher beſonderer mediziniſcher Kenntniſſe 
Krankheiten behandelt oder Belehrungen über den Verlauf von 
Krankheiten unter entſprechender Hervorhebung der körperlichen 
Vorgänge und über ihre Bekämpfung gibt. Beſchränkt ſich da⸗ 
gegen die Tätigkeit und die Belehrung des Gewerbetreibenden auf 
allgemein bekannte Dinge oder auf rein techniſche Vorgänge, ohne 
das Gebiet des Handwerksmäßigen zu überſchreiten, fo kann von 
einem Hinübergreifen in das Gebiet der wiſſenſchaftlichen Heil⸗ 
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kunde und ſomit von einer Ausübung der Heilkunde nicht die Rede 
fein (vgl. PrOVG.: GewArch. 31, 257; OLG. Köln ebenda 31, 
412; die oben bereits erwähnten Entſch. des Obs GSt. 1, 275; 
7, 169; Bay VGH. 54, 139, 142). Die Abgrenzung wird vielfach 
nicht leicht fein, ſie wird von Fall zu Fall unter Berückſichtigung 
aller Umſtände und meiſt unter Zuziehung von Sachverſtändigen 
erfolgen müſſen. Die Verneinung des Tatbeſtandes der dem 
Angekl. zur Laſt gelegten Übertretung der gewerbsmäßigen Aus⸗ 
übung der Heilkunde im Umherziehen kann auf der Verkennung 
des Begriffs der Ausübung der Heilkunde beruhen. 

Weiter hat der Erſtrichter es unterlaſſen, zu prüfen, ob die 
Tathandlungen des Angekl. nicht auch gegen die Beſt. der SS 148 
Ab. 1 Nr. 7, 55 Abſ. 1 Nr. 2 RGewO., § 48 StGB. verſtoßen 
haben. Es iſt nicht feſtgeſtellt, ob der Kaufmann G. einen Wander⸗ 
gewerbeſchein beſeſſen hat. In der Abhaltung des Werbevortrags 
durch G. kann aber ein Aufſuchen von Beſtellungen i. S. des 
855 Abſ. 1 Nr. 2 RGewOO. geſehen werden. Ein Aufſuchen von 
Beſtellungen iſt jede Tätigkeit, die darauf abzielt, von einem Drit⸗ 
ten einen feſten Auftrag auf künftige Lieferung einer beſtimmten 
Ware zu erhalten. Es iſt nicht erforderlich, daß die Perſon, welche 
die Nachfrage wegen einer etwaigen Beſtellung hält oder die 
zukünftige Beſtellung vorbereitet, auch ſelbſt die Beſtellung ent⸗ 
gegennimmt (vgl. Landmann a. a. O. 8 55 Ben. 9; Ja⸗ 
cob, HauſStG., Art. 1, Bem. 6 und 14; Obe St. 29, 22; 30, 
190; KG.: GewArch. 10, 120 und 11, 283). Der Angekl. hat 
den Reiſenden G. nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des an⸗ 
gefochtenen Urteils beauftragt, den Vortrag zu halten. Der Erſt⸗ 
richter, der verpflichtet war, die Handlungen des Angekl. nach 
allen rechtlichen Geſichtspunkten zu würdigen, hätte deſſen Tat 
auch unter dem Geſichtspunkt der letzterwähnten Belt. prüfen 
müſſen, auch wenn in dem dem Verfahren zugrunde liegenden 
Antrag des Amtsanwalts auf Erlaſſung eines Strafbefehls und 
I Strafbefehl ſelbſt dieſer Geſichtspunkt nicht berückſichtigt wor⸗ 
en iſt. 

Die hiernach gebotene Aufhebung und Zurückverweiſung kaun 
ſich, da die Übertretung nach 88 148 Abſ. 1 Nr. 7 a, 56 a Nr. 1 
RGewoO., wenn ihr Tatbeſtand gegeben ſein ſollte, mit der Über- 
tretung nach §8 1, 3 BayBO. v. 23. Aug. 1933, wegen welcher 
eine Verurteilung erfolgt iſt, in Tateinheit ſteht, nicht auf den 
Teil des Urteils, der die erſtgenannte Übertretung betrifft, be⸗ 
ſchränken, ſondern muß das Urteil und ſeine Feſtſtellungen im 
ganzen Umfange erfaſſen, da nur eine einheitliche Aburteilung 
einer Tat, die mehrere Strafgeſetze verletzt (§S 73 AGB.), möglich 
iſt. Das AG. wird alſo bei der neuen Verhandlung und Entſch. 
die Tat nach allen rechtlichen Geſichtspunkten von neuem zu wür⸗ 
digen haben. 

2. Zur Rev. des Angekl. 

Trotzdem auf die Rev. des Amtsanwalts das angefochtene 
Urteil ſeinem ganzen Inhalte nach mit den geſamten ihm zugrunde 
liegenden Feſtſtellungen aufgehoben und die Sache in ihrem gau⸗ 
zen Umfang an das AG. zurückverwieſen werden muß, iſt nicht 
etwa die Rev. des Angekl. gegenſtandslos. Die Rev. des Angekl. 
iſt in zuläſſiger Weiſe erhoben, über fie muß ſachliche Entſch. ge⸗ 
troffen werden; der Reviſionsrichter darf von der Entſch. über 
das Rechtsmittel der einen Prozeßpartei nicht um deswillen ab⸗ 
ſehen, weil auf das Rechtsmittel der anderen Partei das an⸗ 
gefochtene Urteil ſeinem ganzen Inhalte nach aufgehoben und die 
Sache in vollem Umfange zurückverwieſen werden muß (vgl. 
Löwe⸗Roſenberg ea. a. O. § 353 Bem. 6). 

Die gegen die Ablehnung des Antrags auf Vernehmung 
weiterer Sachverſtändiger gerichtete Rüge des Angekl. iſt nicht be⸗ 
gründet. Da der Beweisantrag ausweislich des Sitzungsprotokolles 
nur vorſorglich geſtellt wurde, war das Gericht nicht gehalten, 
hierüber in geſondertem Beſchluſſe vor Verkündung des Urteils 
zu entſcheiden, es konnte vielmehr auch erſt in den Urteilsgründen 
Entſch. treffen (vgl. RGSt. 62, 76; Löwe⸗Roſenberg 
a. a. O. § 244 Beim. 9). Auch ſachlich kann die Ablehnung der 
Beweisanträge durch den Erſtrichter nicht mit Grund beanſtandet 
werden. Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverſtändigen und die 
Bet. ihrer Anzahl erfolgt nach § 73 Abſ. 1 StPO. durch das 
Gericht. Überdies beſtimmt nach § 1 Art. 3 Kap. 1 Teil 1 Not BO. 
v. 14. Juni 1932 (RGBl. I, 285) bei Verhandlungen vor dem 
Amtsrichter das Gericht nach freiem Ermeſſen den Umfang der 
Beweisaufnahme, ohne hierbei durch Anträge oder Verzichte der 
Parteien gebunden zu ſein. Es ſtand ſonach im freien Ermeſſen 
des Gerichts, ob es neben dem zugezogenen Sachverſtändigen 
Dr. W. weitere Sachverſtändige hören wollte. Eine Schranke fin⸗ 
det das freie Ermeſſen des Gerichts nur in der durch die Beſt. 
des 8 155 Abſ. 2 StPO, geſetzten Pflicht zur Wahrheitserforſchung. 
Davon, daß der Erſtrichter aber durch die Ablehnung der Be⸗ 
weisanträge des Verteidigers gegen dieſe Pflicht verſtoßen hat, 
kann keine Rede ſein. 

Nach § 1 VO. des Bay. Staatsmin. des Inn. über die 
öffentliche Ankündigung von Heilmitteln v. 23. Aug. 1933 (GV⸗ 


Bl. S. 236) iſt die öffentliche Ankündigung oder Anpreiſung von 
Gegenſtänden, Vorrichtungen oder Mitteln, die zur Verhütung, 
Linderung oder Heilung von Menſchen- oder Tierkrankheiten be⸗ 
ſtimmt ſind, u. a. verboten, 1. wenn dieſen beſondere, über ihren 
wahren Wert hinausgehende Wirkungen beigelegt werden, oder 
2. wenn die Art der Ankündigung oder Anpreiſung geeignet iſt, 
irrezuführen. Dieſe VO. iſt erlaſſen auf Grund des § 367 Abſ. 1 
Nr. 5 StGB. und des — vom Obs. in ſtändiger Rſpr. (vgl. 
D6LSSt. 31, 13) als rechtsgültig anerkannten — Art. 72a PolSt⸗ 
GB. Während die hier in Frage ſtehenden Hochfrequenzapparate 
unter keine der in 8 367 Abſ. 1 Nr. 5 StB. aufgezählten Kate⸗ 
gorien fallen, die Anwendung dieſer Beſt. hier alſo ausſcheidet, 
hängt die Strafbarkeit der Handlung des Angekl. nach Art. 72 4 
Pol StGB. davon ab, ob Hochfrequenzapparate unter den Begriff 
Geheimmittel i. S. des angeführten Art. 72a fallen, wonach mit 
Strafe bedroht iſt, wer den VO. in bezug auf den Verkehr mit 
Arznei⸗ oder Geheimmitteln, welche zur Heilung oder zur Ver⸗ 
hütung von Krankheiten von Menſchen oder Tieren beſtimmt find, 
zuwiderhandelt, ob alſo die VO. v. 23. Aug. 1933 auf Hochfre— 
quenzapparate anwendbar iſt. 


Es kann nicht zweifelhaft fein, daß nach der früheren Rſpr. 
als Geheimmittel ji. S. des Reichsrechts (vgl. z. B. § 56 Abſ. 2 
Nr. 9 RGewo.) und des bayriſchen Landesrechtes nur arzuel 
ähnliche Stoffe und Zubereitungen in Betracht kamen. Nach der 
Rſpr. des Obs G. (vgl. Obs SSt. 26, 141; 31, 14; ſ. auch Pr⸗ 
OVG.: GewuArch. 27, 402; Kc. 23, C 56) werden unter Ge⸗ 


heimmitteln arzneiähnliche, als Heilmittel oder als Vorbeugungs⸗ 


oder Stärkungsmittel angebotene Stoffe und Zubereitungen, deren 
Natur oder Beſtandteile weder ſtaatlich anerkannt noch ſonſt all⸗ 
gemein bekannt noch aus der Ankündigung erſichtlich find, ver⸗ 
ſtanden. Die Frage, ob auch andere Gegenſtände, insbeſ. Heil 
apparate unter den Begriff Geheimmittel fallen können, wird 
auch heute noch in Rſpr. und Schrifttum überwiegend verneint 
(vgl. die oben angeführten Entſch. des RG.; Conrad⸗Floe⸗ 
gel, RO. § 56 Bem. 12; Sonnenfeld, Der Handel mit 
Drogen und Giften, 3. Aufl. S. 383). Allein der Sinn des Wortes 
„Geheimmittel“ zwingt keineswegs dazu, den Begriff Geheimmittel 
auf arzneiähnliche Stoffe und Zubereitungen zu beſchränken und 
andere Gegenſtände, insbeſ. Apparate, Inſtrumente u. dgl. aus 
zuſchließen. Auch ſolche Gegenſtände können zum Zwecke der Ber 
hütung und Heilung oder der vorgeblichen Verhütung und Het: 
lung von Krankheiten angeboten werden; auch die Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſer Gegenſtände, die Art ihrer Anwendung und ihre 
Wirkungen können ebenſo wie bei arzneiähnlichen Stoffen und 
Zubereitungen „geheim“ i. S. der obigen Erörterungen ſein. Cs 
iſt nicht einzuſehen, aus welchen Gründen der Geſetzgeber fie aus“ 
geſchloſſen haben ſollte. Im Gegenteile ſpricht der vom Geſetz⸗ 
geber mit den einſchlägigen Beſt. verfolgte Zweck der Eindämmung 
des Verkehres mit Geheimmitteln und der aus dem unbeſchränk⸗ 
ten Verkehr mit Geheimmitteln der öffentlichen Geſundheit dro— 
henden ſchweren Gefahren gerade für eine ausdehnende Auslegung 
dieſes Begriffs. Daß z. B. Heilapparate, die elektriſche Ströme zur 
Heilung anwenden, in den Händen von Laien nicht weniger ge⸗ 
fährlich find als arzneiähnliche Stoffe und Zubereitungen, iſt ein 
leuchtend. In früheren Zeiten waren es in erſter Linie geheime 
arzueiähnliche Zubereitungen, die von Kurpfuſchern u. dgl. an 
geboten wurden und eine Gefahr für die öffentliche Geſundheit 
bildeten; der Handel mit geheimen Heilapparaten trat dagegen 
vollkommen zurück. Darauf iſt es wohl zurückzuführen, daß die 
frühere Rſpr. unter Geheimmitteln nur arzneiähnliche Stoffe und 
Zubereitungen verſtanden hat. In den letzten Jahrzehnten, in 
denen in ſteigendem Maße geheinte Heilapparate aller Art auf 
getaucht find, insbeſ. Apparate, bei denen Ströme und Strahlen 
von geheimer und noch nicht genügend erforſchter Art zur Heilung 
oder vorgeblichen Heilung von Krankheiten benützt werden, iſt 
in den Verhältniſſen eine weſentliche Anderung eingetreten. Der 
Schutz der öffentlichen Geſundheit durch die einſchlägigen geſetz⸗ 
lichen Beſt. wäre ein völlig ungenügender, wenn dieſe Apparate 
von dem Begriffe Geheimmittel nicht umfaßt würden. Offenbar 
in Erkenntnis dieſer Sachlage hat auch in letzter Zeit das BY 
OVG. in mehreren Entſch. (vgl. GewArch. 27, 402; 28, 234; 31, 
70), ebenſo Landmann a. a. O. § 6 Bem. 19, § 56 Bem. 122 
ſowie wohl auch Reger⸗Stoeßel, GewO., 8. Aufl. § 56 
Bem. 14, auch andere Gegenſtände als arzneiähnliche Zubereitun⸗ 
gen, wie insbeſ. Apparate, natürlich unter der Vorausſetzung, 
daß fie als geheim angeſprochen werden können, unter den Be⸗ 
griff Geheimmittel einbezogen. Bezüglich der bayriſchen Geſetz 
gebung kommt noch in Betracht, daß die geſetzgebenden Organe 
ſchon bei der Beratung der den Art. 72 à einführenden Nov. b. 
22. Juni 1900 zum Pol Steh B. (00 BBl. S. 483) bei dem Begriffe 
Geheimmittel auch an andere Gegenſtände als an Stoffe un 
Zubereitungen gedacht haben; dies ergibt ſich aus einer Auße⸗ 
rung des Abgeordneten Geiger, der bei der erſten Beratung 
des Geſetzentwurfes die Verweiſung des Entwurfes an einen be⸗ 
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ſonderen Ausſchuß befürwortet hat, u. a. mit der Begr., daß es 
noch andere Mittel gäbe, bzgl. derer die Sache einer näheren Be⸗ 
ſprechung bedürfe, wie z. B. elektro⸗homöovathiſche Mittel (Ver⸗ 
handl. der Kammer der Abg., StenBer. 1899/1900 Bd. 3 S. 796). 
Der Senat kommt ſonach zum Ergebniſſe, daß der Begriff 

Geheimmittel i. S. des Art. 72 a Pol StGB. in weiterem Sinne 
auszulegen iſt, und daß die zur tatſächlichen oder vermeintlichen 
zerhütung oder Heilung von Menſchen⸗ oder Tierkrankheiten be⸗ 
ſtimmten Gegenſtände aller Art, mögen fie arzneiähnliche Stoffe 
oder Zubereitungen oder Apparate oder Inſtrumente o. dgl. ſein, 
in den Begriff Geheimmittel einzubeziehen ſind, ſelbſtverſtändlich 
unter der Vorausſetzung, daß die Art ihrer Zuſammenſetzung oder 
ihrer Anwendungsweiſe oder ihrer Wirkung geheim, d. h. weder 
ſtaatlich anerkannt noch ſonſt allgemein bekannt noch aus der 
Ankündigung erſichtlich iſt, wobei für die Frage, ob ſie geheim 
ſind, der Augenblick der Ankündigung maßgebend iſt (ogl. ObsG⸗ 
St. 31, 13 und die dort angeführten Stellen). Die von dem Angekl. 
vertriebenen Hochfrequenzapparate, die Hochfrequenzſtröme zur Hei⸗ 
lung oder Linderung von Krankheiten von Menſchen anwenden, 
ſind ſowohl nach ihrer Beſchaffenheit als auch nach ihrer je nach 
der Natur des zu behandelnden Leidens verſchiedenartigen An⸗ 
wendung und nach ihren Wirkungen als geheim anzuſprechen, wie 
kaum der Hervorhebung bedarf. Sie fallen daher unter die Ge⸗ 
heimmittel des Art. 72 a Pol StGB. und damit unter die VO. 
v. 28. Aug. 1983. 

Mit Recht hat der Exſtrichter ausgeführt, daß der Angekl. 
ſich nicht darauf berufen könne, daß ihm die VO. v. 23. Aug. 
1933 z. Z. der Tat, das iſt am 18. Okt. 1933, noch nicht bekannt 
geweſen ſei. Entgegen der Auffaſſung des RG. hat das Obs. in 
ſtändiger Rſpr. (vgl. BayObL®. 12, 278; 26, 32), von der ab⸗ 
zugehen kein Anlaß beſteht, daran feſtgehalten, daß der Irrtum 
über die zur Ausfüllung der geſetlichen Strafandrohung (des 
Blankogeſetzes) erlaſſene Polizeivorſchrift ein Irrtum über das 
Strafrecht ſelbſt und daher unbeachtlich ſei und den Vorſatz nicht 
ausſchließe. 

Dia das angefochtene Urteil, inſoweit es den Angekl. wegen 
einer Übertretung nach Art. 72a Pol StGB. i. Verb. m. der VO. 
b. 23. Aug. 1933 zu Strafe verurteilt hat, auch im übrigen keinen 
den Angekl. benachteiligenden Rechtsirrtum erkennen läßt, war 
die Rev. des Angekl. als unbegründet zu verwerfen. 

(Bandb eG., 2. Str Sen., Urt. v. 18. Juni 1934, RevReg. II Nr. 78/34.) 
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Oberlandesgerichte 
a) Zivilſachen 


1. 8 91 ZPO. Selbſtmord eines Anwalts iſt in ſei⸗ 
ner Auswirkung auf den Prozeß wie Ausſcheiden des 
Anwalts durch natürlichen Tod zu beurteilen und ſtellt 
notwendigen Anwaltswechſel dar. f) 

Der Senat hat bereits in ſeiner Entſch. 20 W 746/34 vom 
3. Febr. 1934 (JW. 1934, 9145) die Frage, ob der Selbſtmord 
eines Anwalts, durch den ein Wechſel in der Perſon des Prozeß⸗ 


— 


Berlin 


Zu 1. Ein eindrucksvoller Anſchauungsfall für die wunder⸗ 
volle Geſchloſſenheit der Rechtsordnung! Aus dem an ſich gering⸗ 
ügigen Anlaß einer ſtreitigen Anwaltsgebühr rollt ſich das große 
roblem auf, inwiefern der in zurechnungsfähigem Zuſtand be⸗ 
gangene Selbſtmord des Leiſtungspflichtigen (hier des Anwalts im 

erhältnis zur Partei) ein Umſtand iſt, der ſchuldrechtlich zu ver⸗ 
treten iſt. Denn, hat der Anwalt, der ſich das Leben nimmt, die 
Auflöſung des Dienſtverhältniſſes zu ſeiner Partei zu vertreten, 
ſo hat er zugleich der Partei den Schaden zu erſetzen, der dieſer 
aus dem Anwaltswechſel erwächſt. Und wenn dieſer Schaden durch 
die Notwendigkeit einer Doppelgebühr gebildet würde, ſo beſteht 
der Schadenserſatz eben in dem Verluſt der eigenen Gebühr des 
ſchuldigen Anwalts (natürlich bei ſeinen Erben). 

Die grundſätzliche Frage nun, ob Selbſtmord des zurechnungs⸗ 
fähigen Schuldners ein Umſtand iſt, der gem. 8 276 BOB. zu 
vertreten iſt, hat im Schrifttum verſchiedene Beurteilung gefunden. 
Die im vorliegenden Urteil vertretene verneinende An⸗ 
ſchauung hat, außer den dort aufgeführten, eine Reihe weiterer 
nhänger aufzuweiſen. Trotzdem erſcheint fie mir nicht zweifelsfrei. 
€ Jedenfalls läßt fie ſich nicht, wie z. B. im Komm. von 
taudinger $ 27513, damit begründen, daß der Selbſtmord 
nicht objektiv rechtswidrig ſei. Selbſt wenn man dies zu⸗ 
geben wollte, würde daraus noch nichts für unſeren Fall zu ent⸗ 
nehmen ſein. Denn aus dem Verfügungsrecht des Schuldners über 
ein beſtimmtes Rechtsgut ergibt ſich mitnichten, daß dieſe Ver⸗ 
fügung keine Haftbarkeit begründe, wenn ſich durch fie der Schuld⸗ 


bevollmächtigten notwendig wird, als vom Anwalt verſchuldet und 
deshalb auch von ſeiner Partei zu vertreten anzuſehen ſei — 
woraus die Nichterſtattungsfähigkeit der doppelt entſtandenen An⸗ 
waltskoſten folgen würde —, verneint. Er iſt dabei von der Er⸗ 
wägung ausgegangen, daß dieſe Frage nicht danach zu beurteilen 
ſei, auf welche Weiſe der Tod eines Prozeßbevollmächtigten ein⸗ 
getreten iſt, am allerwenigſten danach, welche Beweggründe zu dem 
Selbſtmord geführt haben könnten. Er hat vielmehr das Ausſcheiden 
infolge Todes ftets als zufällige, vom unterliegenden Teil in 
feinen koſtenrechtlichen Auswirkungen zu tragendes Ereignis ange⸗ 
ſehen, auch wenn der Prozeßbevollmächtigte freiwillig in den Tod 
gegangen iſt. 

Der Senat vermag auch gegenüber den Ausführungen von 
Kubiſch in der Anmerkung zu dieſer Entſcheidung dieſen ſeinen 
Standpunkt nicht zu ändern. Bereits bei Kiſch, Unmöglichkeit 
der Erfüllung S. 97 Note 5, iſt ausgeführt, daß es für die Be⸗ 
urteilung der zur Erörterung ſtehenden Frage keineswegs auf die 
moderne ſittliche und ſtrafrechtliche Wertung des Selbſtmordes an⸗ 
komme. Auch der Senat vermag, entgegen der Anſicht von Ku⸗ 
biſch, nicht anzuerkennen, daß die weltanſchauliche Seite der 
Frage bei einer Entſcheidung von ausſchlaggebender Bedeutung ſein 
kam, die hauptſächlich unter dem Geſichtspunkt der Zweckmäßig 
keit zu treffen iſt. Denn reine Zweckmäßigkeitserwägungen ſind 
für die geſetzliche Regelung in 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. — der 
beſonderen Einſchrankung der Koſtenerſtattung für den Fall des 
Auwaltswechſels — maßgebend geweſen. 

Es hätte ſich nur fragen können, ob nicht unter einem ande⸗ 
ren Geſichtspunkt die Erſtattungsfähigkeit der Koſten des ver⸗ 
ſtorbenen Anwalts verneint werden müßte. Würde nämlich ein 
Gebührenanſpruch des infolge Selbſtmords ausgeſchiedenen Anwalts 
infolge eben dieſer Handlung entfallen, indem ſeine Partei, ſoweit 
dieſelben Koſten für den Nachfolger aufzuwenden waren, davon 
befreit würde (8 50 RAchebO., 3 628 BV.), dann würden der 
Partei doppelte Koſten nicht entſtanden ſein und aus dieſem Grunde 
ein entſprechender Erſtattungsanſpruch nicht beſtehen. Die Anſicht 
darüber, ob ein Schuldner, der durch Selbſtmord 1 zur Erfüllung 
für ihn beſtehender Schuldverhältniſſe außerſtande ſetzt, damit eine 
von ihm zu vertretende Unmöglichkeit ſchafft, find geteilt. Dertr 
mann, Recht der Schuldverhältniſſe, 1910, Anm. 9 zu 8 276 
BGB., und Kiſch, Unmöglichkeit der Erfüllung S. 76 Aum. 9 
vertreten dieſen Standpunkt und begründen ihn dahin, die Gtraf- 
loſigkeit des Selbſtmordes ſpreche um ſo weniger dagegen, als es 
ſich hier um Vertragspflichten handele. Die Haftung ihret⸗ 
wegen ſei wohl begründet. Denn wenn auch niemand im Rechts⸗ 
ſinne verpflichtet ſei, am Leben zu bleiben, fo dürfe doch ſein — 
an ſich ſtatthaftes — Verhalten nicht dazu führen, die Erfüllung 
beſtehender Verpflichtungen unmöglich zu machen. 

Auch das KG. hat bereits in einer Entſch. des 22. ZivSen. 
(KCl. 1913, 112) Selbſtmord eines Anwalts — ſofern er nicht 
im Zustande der Zurechnungsunfähigkeit begangen wird — den⸗ 
jenigen Fällen zugerechnet, die ebenſo wie die Aufgabe der Auwalt⸗ 
ſchaft zufolge ſtrafbarer Handlungen, Flucht zufolge Vermögens» 
verfalls oder fonftiger Umſtände oder wie jede andere willkür⸗ 
liche und nicht zu rechtfertigende Preisgabe der Intereſſen 
des Mandanten zu beurteilen find und eine Verſagung des Ges 
bührenanſpruchs zur Folge haben. 

Demgegenüber meint RA. Joſef: GruchBeitr. 50, 29, daß 

. —— ——— 
ner zur Erfüllung außer Stand ſetzt; wenn der Verkäufer die 
geſchuldete Kaufſache zerſtört, ſo handelt er jedenfalls nicht unrecht» 
mäßig, inſofern als er über ſein Eigentum verfügt; darum iſt er 
aber doch natürlich dem Gegner ſchadenserſatzpflichtig. Die Frage 
muß vielmehr fo geſtellt werden, ob der Selbſtmörder pflicht⸗ 
widrig handelt. Wenn nun Staudinger a. a. O. (übrigens im 
Gegenſatz zu der früheren Auflage) dies mit der Begründung ver⸗ 
neint, niemand ſei rechtlich verpflichtet, ſeinem Gläubiger zuliebe 
am Leben zu bleiben, ſo läßt ſich darauf erwidern, daß kein 
Schuldner berechtigt iſt, die Erfüllung der ihm obliegenden Ler⸗ 
ſtung vorſätzlich unmöglich zu machen, und daß er bei einer von 
feinem Fortleben abhängigen Leiſtung pflichtwidrig handelt, wenn 
er ſein Leben beendigt. Des weiteren wird ausgeführt, es wäre 
eine unerträgliche Härte, wenn die Erben des Selbſtmörders für 
den Schaden eintreten müßten; dem läßt ſich entgegenhalten, daß 
die Haftbarkeit der dem Erblaſſer doch näherſtehenden Erben 
kaum unbilliger iſt, als wenn der Schaden, wie es die Gegen⸗ 
anficht will, auf den Dritten abgewälzt wird. Dies iſt nun tat⸗ 
ſächlich hier der Fall. Nach der Anſicht des KGG. iſt der leid⸗ 
tragende Teil entweder der Mandant des RA. (wenn er nämlich 
unterliegt) oder aber der Prozeßgegner (nämlich wenn dieſer den 
Prozeß verliert und daher koſtenpflichtig iſt). Inwiefern dies eine 
geringere Härte ſein ſoll, als wenn die Erben des Anwalts den 
Nachteil haben, iſt kaum einzuſehen. 

Vorliegende Entſch. arbeitet denn auch mit einem viel grund⸗ 
ſätzlicheren und tiefergreifenden Argument, nämlich mit dem Ge⸗ 
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ein Ereignis wie der Selbſtmord aus der Rechtsſphäre vollkommen 
herausfalle, möge er auch vom Standpunkt der Allgemeinheit aus 
als eine zu mißbilligende Tat angeſehen werden, und daß dem⸗ 
gemäß eine rechtliche Subſumtion unter die Begriffe „verſchul⸗ 
dete“ oder „unverſchuldete Unmöglichkeit“ nicht denkbar ſei. Auch 
Warneyer, Komm. VI zu § 276 BOB. verneint eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht aus einem infolge Selbſtmordes des Schuldners nicht 
mehr erfüllbaren Schuldverhältnis; desgleichen Friedländer, 
Exkurs, Bem. 101 vor § 30 RA., und Staudinger, 1980, 
Anm. II, 3 zu $ 275 BGB., letzterer mit der Begründung, daß der 
Selbſtmord nicht objektiv rechtswidrig ſei und eine Haftung der 
Erben in ſolchem Falle eine unerträgliche Härte bedeuten würde. 

Der Senat hat ſich der verneinenden Auffaſſung nach Maß⸗ 
gabe folgender Erwägungen angeſchloſſen: Er geht gleichfalls 
davon aus, daß ein Selbſtmord ein teste aus dem 
Rahmen des normalen Geſchehens fallendes Ereignis darſtellt, das 
ohne Rücklicht auf die Frage, ob er im Zuſtande voller Verant⸗ 
wortlichkeit oder Nichtzurechnungsfähigkeit begangen ift, außerhalb 
der rechtlichen Betrachtung ſteht, und deſſen Wirkungen auf 
etwaige beſtehende Vertragspflichten des Schuldners mithin nicht 
anders als der Eintritt natürlichen Todes zu beurteilen ſind. Eine 
abweichende Beurteilung kann ſich nur aus der beſonderen Natur 
des Rechtsverhältniſſes, z. B. Lebensverſicherungsverträgen, er⸗ 
geben. Der Gebührenanſpruch der Erben des ausgeſchiedenen An⸗ 
walts wird daher nach Anſicht des Senats durch ein derartiges 
Ereignis nicht berührt. 

Danach iſt alſo davon auszugehen, daß der Selbſtmord eines 
Anwalts für die Frage der Erſtattungsfähigkeit der dadurch er⸗ 
wachſenden Mehrkoſten ſich als ein zufälliges und deshalb 
von dem unterliegenden Teil in der koſtenrechtlichen Auswirkung 
zu tragendes Ereignis darſtellt (ſo auch OLG. Naumburg vom 
27. März 1934: JW. 1934, 1742). 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 20. Okt. 1934, 20 W 6825/34.) 
* 


ſichtspunkte, daß ein Selbſtmord ein außerordentliches aus den 
Rahmen des normalen Geſchehens fallendes Ereignis darſtellt, das 
außerhalb der rechtlichen Betrachtung ſteht und deſſen Wirkungen 
auf etwa beſtehende Vertragspflichten des Schuldners mithin nicht 
anders als der Eintritt des natürlichen Todes zu behandeln ſind. 
Für dieſe Auffaſſung läßt ſich gewiß mancherlei jagen. Aber ihre 
Begründung dürfte ebeuſo ſchwer fein wie ihre Widerlegung, weil 
ſie ſich a juriſtiſch nicht erfaßbarem, weil außerjuriſtiſchem Ge⸗ 
biete bewegt. Der Juriſt aber kann nicht zugeben, daß der Selbſt⸗ 
mord „außerhalb der juriſtiſchen Betrachtung ſteht“. Vielmehr muß 
der Selbſtmord, wenn es ſich um die Frage handelt, ob und welche 
Rechtsfolgen er nach ſich zieht, ſelbſtverſtändlich der juriſtiſchen Be⸗ 
trachtung unterzogen werden. Wenn nun der Selbſtmord ſeinem 
unzweifelhaften Tatbeſtande nach die vorſätzliche Herbeiführung 
einer Unmöglichkeit der Leiſtung darſtellt, ſo müßte, wenn man 
die Rechtsfolgen eines ſolchen Tatbeſtandes nicht eintreten laſſen 
will, irgendein Rechtsgrund ausfindig gemacht werden, der hier die 
Haftbarkeit ausſchließk. Ein ſolcher Grund könnte nur entnommen 
werden aus der Verneinung der Rechtswidrigkeit (beſſer: Pflicht⸗ 
widrigkeit) oder aus der Verneinung des ſublektiven Verſchuldens. 

In der erſteren Hinſicht iſt oben das Nötige geſagt. Man 
kann aber auch nicht etwa zur Ablehnung der Rechtswidrigkeit 
die Vorſchriften über die Notwehr oder den Notſtand heranziehen; 
weder trifft ihr geſetzlicher Tatbeſtand zu, noch läßt ſich aus ihnen 
ein hier verwendbarer allgemeinerer Geſichtspunkt ableiten. Bliebe 
höchſtens der Gedanke übrig, daß das Intereſſe des Schuldners 
an der Verfügung über ſein eigenes Daſein, alſo auch an der Zer⸗ 
ſtörung desſelben, höher zu werten ſei, als das Intereſſe des 
Gläubigers an der Befriedigung der Forderung. Allein ein ſolcher 
Satz dürfte doch wohl, abgeſehen von der ethiſchen Einſtellung 
zum Selbſtmord überhaupt, kaum vertretbar erſcheinen. 

Was aber das Verſchulden betrifft, ſo wird ſich der Vor⸗ 
ſatz nach Lage des Falles (objektive Pflichtwidrigkeit vorausgeſetzt) 
kaum immer verneinen laſſen. Immerhin iſt hier der Punkt, an 
welchem ſich allenfalls nach Lage der Umſtände eine Haftung der 
Erben vermeiden ließe, ſei es, daß man Angeſichts der einem 
Selbſtmord erfahrungsgemäß vorausgehenden ſtarken ſeeliſchen Er⸗ 
ſchütterungen an die Annahme der vorübergehenden Störung der 
Geiſtestätigkeit keine allzu ſtrengen Anforderungen ſtellt, ſei es, 
daß man das Vorliegen eines Vorſatzes oder einer Fahrläſſigkeit 
im Hinblick darauf verneint, daß der vor dem Selbſtmord ſtehende 
Schuldner in dieſem Augenblick an ſeine obligatoriſchen Leiſtungs⸗ 
pflichten kaum denken wird (dann kein Vorſatz!) und nach den 
Anforderungen der verkehrsüblichen Sorgfalt kaum zu denken 
haben wird (dann keine Fahrläſſigkeit!). Immerhin wird damit 
nicht immer zu helfen ſein. 

Nach alledem ſcheint mir mit der vorliegenden Entſch. das 
letzte Wort zum Problem noch nicht geſagt zu ſein. 

Prof. Dr. Kiſch, München. 


2. 88 103, 104 3 PO. Die Koſtenfeſtſetzung folgt un“ 
mittelbar dem Schickſal der Koſtenentſcheidung, auf der 
ſie beruht. 

Durch vorläufig vollſtreckbares Urt. des LG. v. 2. Aug. 1933 
ſind die Koſten des Rechtsſtreits den Bekl. auferlegt worden. Auf 
Grund dieſes Urt. haben die Bekl. die Koftenfeitfegung beantragt und 
iſt der Feſtſetzungsbeſchluß v. 12. Okt. 1933 ergangen. Gegen dieſen 
haben die Bekl. am 31. Okt. 1933 Erinnerung eingelegt und Abſetzung 
eines Teilbetrages beantragt. Auf die Berufung der Bekl. hin iſt 
dann durch Urt. des KG. v. 16. März 1934 das landgerichtliche Urt. 
dahin geändert worden, daß die Koſten des Rechtsſtreits im Verhalt⸗ 
nis von ¾ zu ¼ unter den Parteien geteilt worden find. Dur 
Beſchl. v. 4. Aug. 1934 hat das LG. der Erinnerung der Bekl. ſtatt⸗ 
gegeben. 

Mit der Beſchw. macht die Kl. geltend, daß eine ſachliche Entſch. 
über die Erinnerung nicht mehr hätte ergehen dürfen, weil inzwiſchen 
das landgerichtliche Urt. durch das BG. abgeändert worden ſei. Die 
Bekl. hätten die Hauptſache für erledigt erklären müſſen, andernfalls 
die Zurüchweiſung der Erinnerung geboten geweſen wäre. 

Die Beſchw. konnte keinen Erfolg haben. Es iſt richtig, daß 
an ſich für eine Koſtenfeſtſetzung auf Grund des landgerichtlichen Urt. 
kein Raum mehr war, nachdem dieſes Urt. in der BerInſt. abgeändert 
worden war. Die Grundlage der Koſtenfeſtſetzung tt der vollſtrechbare 
Titel. Zwar iſt der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß formell ſelbſtändig 
und erwächſt mit der Wirkung in Rechtskraft, daß er im Erinnerung“ 
und Beſchwerdeverfahren nach & 104 Abſ. 3 ZPO. nicht mehr an⸗ 
gefochten werden kaun. Gleichwohl bleibt er inſofern von dem Schulbd⸗ 
titel abhängig, als dieſer die unentbehrliche Grundlage für das 
Veſtehen und demgemäß auch für das Fortbeſtehen der darauf ge⸗ 
gründeten Koſtenfeſtſezung bildet und der Beſchl. nur die Ausführung 
der Koſtenentſch. der Höhe nach darſtellt (Stein⸗Jonas, 1934, 
Anm. VII 2 zu 8 104 ZBO.) Das Schickſal des die Koſtenentſch. 
enthaltenden Schuldtitels wirkt demnach unmittelbar auch au 
die Koſtenfeſtſetzung, die mit dem Titel — und zwar ſelbſt nach Et? 
tritt der formellen Rechtskraft des Feſtſetzungsbeſchluſſes — ſteht und 
fällt (OSG. Hamburg: OLRſpr. 19, 82). Daraus folgt, daß eine 
weitere Koſtenfeſtſetzung nicht mehr zuläſſig und eine bereits er 
folgte Koſtenfeſtſetzung zu beſeitigen iſt. Dieſe Beſeitigung kann, ſo⸗ 
lange und ſoweit der Feſtſetzungsbeſchluß noch nicht rechtskräftig 
geworden iſt, im Wege des Erinnerungs- und Beſchwerdeverfahrens 
herbeigeführt werden. Iſt dagegen Rechkskraft eingetreten, dann ver⸗ 
ſagen dieſe Rechtsbehelfe. Der bisherige Gläubiger darf zwar nun 
mehr aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nicht mehr vollſtrecken, doch 
kann die jetzt zu Unrecht wegen der Koſten in Anſpruch genommene 
Partei den Wegfall des Vollſtreckungstitels und damit die Wirkungs⸗ 
loſigkeit des Feſtſetzungsbeſchluſſes nur noch im Wege der Erinnerung 
nach 8766 35D. gegebenenfalls auch durch Klage nach 8 767 DPI 
geltend machen. 

Trotz dieſer auch hier vorliegenden Rechtslage iſt aber die Kl., 
zu deren Gunſten die Koſtenfeſtſetzung beantragt worden war, dadurch, 
daß das LG. ſachlich auf die Erinnerung eingegangen iſt, obwohl in 
dieſem Zeitpunkt der vollſtreckbare Titel bereits nicht mehr bejtand, 
nicht beſchwert. Es wäre ihre Sache geweſen, die Erledigung der 
Koſtenfeſtſetzung in der Hauptſache anzuzeigen und ihren Feſtſetzungs“ 
antrag zurückzunehmen. Mag auch die Entſch. über die Erinnerung 
ſachlich im weſentlichen zuungunſten der Kl. ausgefallen ſein, ſo Kan! 
trotzdem angeſichts der beſonderen prozeſſualen Sachlage, aus 
weislich deren die Kl. heute auf Grund dieſes Feſtſetzungsbeſchluſſts 
überhaupt keinerlei Rechte gegen die Bekl. mehr geltend machen darf, 
eine Beſchwer der Kl. durch den ergangenen Beſchluß nicht anerkannt 
werden. 

Zwar iſt die Kl. durch die Koſtenentſch. in dem landgerichtlichen 
Beſchluß beſchwert; inſoweit iſt aber der Beſchl. gem. 8 99 Abf. + 
ZPO. nicht anfechtbar. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Okt. 1934, 20 W 7250/34.) 
* 


3. 881, 117ff. KO.; 8 750 IPOD. Zieht der Konkurs“ 
verwalter einen Gegenſtand nicht zur Maſſe, ſo tat 
unter Umſtänden darin eine Freigabeerklärung erblid 
werden. Heilung mangelhafter Zuſtellung iſt nicht mehr 
möglich, wenn über das Vermögen des Schuldners ber 
Konkurs eröffnet wird. 

Die Gläubigerin hat auf Grund der gegen die Schuldnerin 
erwirkten Urt. v. 13. Juli und 10. Aug. 1931 ſowie auf Grun 
des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes b. 22. und 5. Okt. 1931 die 
Zwangsvollſtreckung gegen den Inhaber der Schuldnerin 5675 
nehmen laſſen. Kurze Zeit darauf iſt über das Vermögen 
Schuldners das Konkursverfahren eröffnet worden, das auch le 
noch nicht beendet iſt. Der Konkursverwalter hat die gepfändeten 
Sachen nicht zur Konkursmaſſe gezogen. 2 

Sämtliche Titel bis auf den Koſtenfeſtſetzungsbeſchlutz 5. 
5. Okt. 1931 ſind, wie unſtreitig iſt, vor der Konkurseröffnuns 
nicht ordnungsmäßig zugeſtellt worden. Nach der Konkurseroff 
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nung hat die Gläubigerin weitere Zuſtellungsverſuche unternom⸗ 
men, ohne daß dadurch der Streit der Gläubigerin und des Schuld⸗ 
ners über die Wirkſamkeit der Zuſtellungen beſeitigt wäre. 

Der Schuldner hat gegen die Pfändungen Erinnerung ein⸗ 
gelegt. Er hat die Erinnerung einmal damit begründet, daß nach 
ſeiner Anſicht eine ordnungsmäßige Zuſtellung des Schuldtitels 
und damit eine nach § 750 ZPO. weſentliche Vorausſetzung für 
die Zuläſſigkeit der Pfändungen fehle, dann aber damit, daß die 
gepfändeten Gegenſtände Eigentum ſeines Sohnes ſeien. 

Das AG, hat die Erinnerung mit der Begr. zurückgewieſen, 
daß durch die nachträglich erfolgten Zuſtellungen der Mangel der 
erſten Zuſtellungen geheilt und daß im übrigen nicht der Schuld⸗ 
ner, ſondern nur der Konkursverwalter zur Einlegung der Erin⸗ 
nerung befugt ſei. 

Auf die hiergegen vom Schuldner eingelegte ſofortige Beſchw. 
hat das LG. die Zwangsvollſtreckung aus den drei urſprünglich 
nicht ordnungsmäßig zugeſtellten Titeln für unzuläſſig erklärt, 
weil nach ſeiner Anſicht eine Heilung der fehlerhaften Zuſtellung 
nicht eingetreten iſt. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Gläubigerin ſofortige weitere 
Beſchw. eingelegt. 

Die ſofortige weitere Beſchw. iſt zuläſſig, aber unbegründet. 

Dadurch, daß der Beſchluß des LG. die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 5. Okt. 1931 für zuläſſig 
erklärt und nur die hierdurch nicht beſchwerte Gläubigerin den 
Beſchluß des LG. angefochten hat, iſt die auf Grund dieſes Koſten⸗ 
ſeſtſetzungsbeſchluſſes erfolgte Pfändung der Nachprüfung durch 
den Senat entzogen. Es iſt deshalb nur die Zwangsvollſtreckung 
aus den drei anderen Titeln auf ihre Zuläſſigkeit hin zu prüfen. 

Zu Unrecht hält die Gläubigerin den Schuldner für nicht 
befugt, gegen dieſe Pfändung Erinnerung ein ulegen. Der Kon⸗ 
kursverwalter hat die gepfändeten Gegenſtände jahrelang aus⸗ 
drücklich nicht zur Maſſe gezogen. In dieſem Verhalten des Kon⸗ 
kursverwalters kann unbedenklich die Freigabeerklärung gegen⸗ 
über dem Schuldner erblickt werden, zumal das Konkursverfahren 
ſchon lange Zeit dauert und jetzt kurz vor dem Abſchluß ſteht. Hier⸗ 
nach ſteht feſt, daß es ſich bei den gepfändeten Gegenſtänden um 
konkursfreies Vermögen handelt. Darauf erſtreckt ſich weder die 
Verfügungs⸗ noch Verwaltungsbefugnis des Konkursverwalters. 
Er iſt demnach auch nicht befugt, gegen die Pfändung wegen die⸗ 
ler Vermögensſtücke im Wege der Erinnerung vorzugehen. Hierfür 
iſt der Schuldner ſelbſt zuſtändig, der durch den mit den Pfändun⸗ 
gen vorgenommenen Eingriff in die Sphäre ſeines vom Konkurſe 
nicht ergriffenen Vermögens beeinträchtigt iſt. Dabei iſt es recht⸗ 
lich ohne Bedeutung, ob die Gegenſtände dem Schuldner oder ſei⸗ 
nem Sohne gehören; da im erſten Falle ſein Eigentum, im zwei⸗ 
ten ſein Beſitz verletzt wäre. 

Freilich kann die Erinnerung nicht damit begründet werden, 
daß die gepfändeten Gegenſtände nicht dem Schuldner, ſondern 
feinem Sohne gehören. Mit Recht haben AG. und LG. den 
Ka mit dieſem Vorbringen in dieſem Verfahren nicht zu⸗ 
elaſſen. 

„ Wohl iſt aber die Erinnerung, wie das LG. zutreffend aus⸗ 
führt, deshalb begründet, weil die Zuſtellung der Urt. v. 13. Juli 
und 10. Aug. 1931 ſowie des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes v. 
22, Okt. 1931 vor den auf Grund dieſer Titel vorgenommenen 
fändungen fehlerhaft war. 

Eine Heilung dieſer Mängel iſt nicht eingetreten. Sie konnte 
durch ſpätere Zuſtellungen auch nicht eintreten. Infolgedeſſen kann 
es dahingeſtellt bleiben, ob die ſpäteren Zuſtellungen ſeloſt wirk⸗ 
KM waren oder nicht. Die Unmöglichkeit einer Heilung ergibt ſich 
aus folgendem: 

Außerhalb des Konkursverfahrens kann allerdings die Hei- 
lung einer früheren fehlerhaften Zuſtellung eintreten. Dieſer Hei⸗ 
zung ſtehen deshalb keine Bedenken entgegen, weil eine neue 
Pfändung jederzeit möglich wäre und es ein zu formales Vor⸗ 
peben wäre, wenn man den Gläubiger durch Ablehnen der Hei⸗ 
zung zu neuen Pfändungen zwingen wollte. Die Sachlage muß 
ledoch anders fein, wenn nach der fehlerhaften Pfändung über das 
Hermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet iſt. In dieſem 
Falle iſt nach 8 14 KO., der während des Konkursberfahrens 
Vwangsvollſtreckungen ſowohl in das konkursbefangene, als auch 
ankursfreie Vermögen des Gemeinſchuldners verbietet, eine neue 
ländung nicht möglich. Infolgedeſſen kann auch hier nicht der 
Grund durchſchlagen, durch die Heilung der früheren Zuſtellung 
volle der Gläubiger eine neue Pfändung ſparen. Anderenfalls käme 
Man zu einer Umgehung des § 14 KO., da die Heilung der erſten 
ſahlerhaften Zuſtellung durch wirkſame Zuſtellung im Konkursver⸗ 
1 ren auf eine Pfändung im Konkursverfahren hinausliefe. Etwas 

weichendes ergeben auch nicht die von der Gläubigerin zitierten 
gommentarſtellen. Im Gegenteil bringt auch Stein⸗ Nonas, 
2 50 A. J ZBO. durch die Bemerkung, die Heilung habe keine 
pückwirkende Kraft, zum Ausdruck, daß für die Heilung der Zeit⸗ 
unkt der erneuten Zuſtellung maßgeblich iſt. Iſt in dieſem Zeit⸗ 


punkte eine Pfändung, wie z. B. hier, wegen des § 14 KO. un⸗ 
zuläſſig, jo kann demnach auch keine Heilung eintreten. Das LG. 
hat deshalb die Pfändungen auf Grund der drei Titel zu Recht 
für unzuläſſig erklärt. 
(RO., 8. ZivSen., Beſchl. v. 17. April 1934, 8 W 2505/84.) 
Ber. von AGR. Schoeneich, Berlin. 
* 


4. 8 20 Ziff. 2 ORG; 813 Ziff. 4 RA Geb O. Erſt die 
Anordnung der Vernehmung von nach 8 272 b 3 PO. ge» 
ladenen Zeugen ſtellt Beginn der Beweisaufnahme dar, 
nicht ſchon eine Belehrung der Zeugen. 

Die Abſetzung der Beweisgebühr iſt zu Recht erfolgt. Der 
Senat hat bereits in feiner grundſätzlichen Entſch. 20 W 4132/34 v. 
2. Juni 1934 bei Gaedeke, KoſtenRſpr. 1934 Nr. 27 JW. 
1934, 1981? unter Aufgabe ſeines früheren gegenteiligen Stand⸗ 
punktes ausgesprochen, daß die Anordnung der Ladung von Zeugen 
zum Verhandlungstermin gem. § 272 b Ziff. 4 ZPO. rein vor⸗ 
bereitenden Charakter trägt, und daß erſt die Entſchließung 
des Gerichts, die geladenen Zeugen auch zu vernehmen, die An- 
ordnung eines Beweisaufnahmeverfahrens darſtellt, innerhalb 
deren die Prozeßbevollmächtigten tätig ſein können. 

Eine ſolche Anordnung des Gerichts, die allerdings nicht un⸗ 
bedingt ausdrücklich zu erfolgen braucht, ſondern auch durch 
ſchlüſſige Handlungen kundgegeben werden kann, liegt aber hier 
nicht vor. Zwar ſind die erſchienenen Zeugen belehrt und ge⸗ 
mäß 8 395 ZPO. zur Wahrheit ermahnt worden. Auch vermerkt 
das Protokoll nach der Verhandlung der Anwälte, daß von der Be⸗ 
weisaufnahme auf Gerichtsbeſchluß Abſtand genommen worden jet. 
Auch hieraus iſt jedoch eine Entſchließung des Gerichts, Beweis 
durch Vernehmung der erſchienenen Zeugen zu erheben, nicht zu 
folgern. Die Belehrung der aufgerufenen Zeugen in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit, bevor noch feſtſteht, ob eine Vernehmung ſtattfinden ſolle, 
ſtellt ebenfalls nur eine aus praktiſchen Erwägungen heraus 
erfolgende, vielfach übliche vorbereitende Maßnahme des 
Vorſitzenden dar, bedeutet aber keine Entf, des Gerichts 
über die Vernehmung der Zeugen. Dieſe Maßnahme erſpart ledig⸗ 
lich, nach etwa ergehender Anordnung der Beweisaufnahme jeden 
der Zeugen einzeln belehren zu müſſen. 

Auch die Entſchließung des Gerichts, „von der Beweisauf⸗ 
nahme“ Abſtand zu nehmen, läßt nicht erkennen, daß eine ſolche 
ſchon beſchloſſen worden war, ſondern bedeutet ebenfalls nur, daß 
das Gericht die Anordnung einer Beweisaufnahme nicht für not⸗ 
wendig halte. 

(ch., 20. Ziv Sen., Veſchl. v. 7. Nov. 1934, 20 Wa 260/34.) 
E 
Hamburg 

5. 8 57 Abſ. 2 Ziff. 4 G B8O.; Teil 2 Kap. 1 8 3 VO. 
des RPräſ. v. 8. Dez. 1931. Bei Eintragung einer Haus⸗ 
zinsſteuerablöſungshypothek bedarf es keines Vermerkes 
über die Rangänderung bei den nachgehenden Rechten. 
Die Eintragung eines derartigen Vermerks im Grundbuch 
iſt unzuläſſig; dagegen kann auf Antrag der Vermerk über 
das Vorgehen der Ablöſungshypothek auf den Hypothe⸗ 
kenbrief geſetzt werden. f) 

J. Die Hauszinsſteuer⸗Ablöſungshypothek erhält mit ihrer 
Eintragung kraft Geſetzes den Rang an erſter Stelle. Es bedarf 
zur materiellrechtlichen Herſtellung dieſes Ranges weder einer 
Vorrangseinräumung der zurücktretenden Gläubiger noch einer Ein⸗ 
tragung dieſer Rangänderung im Grundbuch. Es fragt ſich nur, 
ob formellrechtlich dieſe Rangfolge auch bei den zurücktretenden 
Rechten vermerkt werden muß. (Bei den Ablöſungshypotheken 
ſelbſt iſt der Vorrang vor allen anderen Rechten vermerkt.) Dieſe 
Frage iſt vom 863. zutreffend verneint worden. Die weitere Beſchw. 
bringt keine weſentlichen neuen Geſichtspunkte. Ein näheres Ein⸗ 
gehen darauf erübrigt ſich um fo mehr, als auch das KG. dieſe 
Frage in feiner Entſch. v. 13. April 1933, 1X 181/33: JW. 1983, 
1418? mit ausführlicher und überzeugender Begr. verneint hat, 
auf die zwecks Vermeidung einer Wiederholung verwieſen werden 
kann. Iſt demnach die Notwendigkeit eines Rangvermerks 
bei den zurücktretenden Rechten zu verneinen, jo kann auch eine 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Das OLG. iſt mit Recht 
von dem Beſchluß des KG. v. 13. April 1933: JW. 1933, 1418 
ausgegangen, der zutreffend und mit erſchöpfender Bor, bei der 
Hauszinsſteuerablöſungshypothek die Notwendigkeit eines Rangver⸗ 
merks bei den zurücktretenden Rechten verneint. Die gleichen 
Gründe führen zur Verneinung der Zuläſſigkeit eines ſolchen 
Rangvermerks. Das Grundbuch überſichtlich zu erhalten, iſt ein 
Grundſatz, der je länger deſto dringender zu beachten iſt, und es iſt 
davor zu warnen, einen Zuſtand der Uneinheitlichkeit der Grund⸗ 
buchführung einreißen zu laſſen. Dieſer aber entſtünde, wenn der 
fragliche Rangvermerk nur dort, wo er beantragt wird, zur Ein⸗ 
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Pflicht des GBA, die Eintragung eines ſolchen Rangvermerks 
von Amts wegen vorzunehmen, nicht anerkannt werden. 

II. In dem Grundſtück Bl. 1294 liegt die Sache inſofern an⸗ 
ders, als die BeſchwF. hier nicht eine Eintragung des Rangver⸗ 
merks von Amts wegen beantragt (richtiger: angeregt), ſon⸗ 
dern ſelbſt einen eigenen Eintragungsantrag geſtellt hat. Es fragt 
ſich alſo hier nicht, ob die Eintragung des Rangvermerks not⸗ 
wendig, ſondern ob fie zuläſſig iſt. 

Die BeſchwF. iſt der Anſicht, das Kch. habe ſich in der bereits 
erwähnten Entſch. auf den Standpunkt geſtellt, daß die Parteien 
eine ſolche Berichtigung des Grundbuches herbeiführen können. 
Das trifft nicht zu. Das RG. hat zu der Frage der „Zuläſſigkeit“ 
— im Gegenſatz zur „Notwendigkeit“ — mit ausdrücklichen Worten 
überhaupt nicht Stellung genommen. Der Schlußſatz beſagt nur, 
daß die Belange der zurücktretenden Gläubiger dadurch gewahrt 
würden, daß fie gem. § 55 GBO. von der Eintragung der Ab⸗ 
löſungshypotheken Nachricht erhalten und es ihnen freiſtehe, ihre 
Briefe zwecks Richtigſtellung der Rangverhältniſſe dem GBA. nach⸗ 
träglich einzureichen. Der letzte Teil des Satzes kann ſich nur auf 
Brief hypotheken beziehen; es wäre daher verfehlt, aus ihm 
ſchließen zu wollen, daß das KG. damit eine Eintragung des 
Rangvermerks bei allen Rechten, alſo insbeſ. auch bei Buch⸗ 
hypotheken, für zuläſſig erklären wollte. Mit dieſem Satz tft offen⸗ 
ſichtkich nur ein Hinweis auf die nach § 57 Abſ. 3 GO. beſtehende 
Möglichkeit beabfichtigt geweſen, den auf dem Briefe befindlichen 
Auszug aus dem Grundbuch, ſoweit er ſich nach Abl. 2 Ziff. 4 auf 
die der Hypothek vorgehenden Eintragungen bezieht, ergänzen 
zu laſſen. Der Vermerk auf dem Brief über vorgehende Rechte hat 
aber nicht zur Vorausfetzung, daß bei dem Poſten, über den der 
Brief erteilt iſt, eine diesbezügliche Eintragung im Grundbuch er⸗ 
folgt iſt; es genügt, daß das betreffende Recht dem Briefrecht 
materiellrechtlich im Range vorgeht. 

Im übrigen macht es für die Erwägungen, die das KG. gegen 
die Notwendigkeit der Eintragung des Rangvermerks bei den zu⸗ 
rücktretenden Poſten anführt, insbeſ. das Bedürfnis nach Klarheit 
der grundbuchlichen Rangverhältniſſe, die Vermeidung einer Er⸗ 
ſchwerung des Grundbuchverkehrs, einer Überfüllung des Grund⸗ 
buchinhakts und einer unnötigen Belaſtung des GBA. — keinen 
entſcheidenden Unterſchied, ob dieſe Eintragungen von Amts wegen 
oder auf geſtellte Anträge erfolgen würden. Der Senat hält es für 
ausgeſchloſſen, daß das KG. mit dieſen Ausführungen die Zus 
läſſigkeit der Eintragung der Rangvermerke im Gegenſatz zu der 
ausdrücklich abgelehnten Notwendigkeit hat aussprechen wollen. 

Der Vorderrichter hat wie das GBA. ſich auf den Standpunkt 
geſtellt, die verlangte Eintragung ſei — weil unnötig — auch 
unzuläffig. Die BeſchwF. will dieſen Satz weder im allgemeinen 
noch für dieſen Fall gelten laſſen. Es iſt richtig, daß der früher 
allgemein anerkannte Grundſatz, daß eine unnötige Eintragung un⸗ 
zuläſſig iſt, neuerdings — und zwar mit Recht — nicht mehr in 
dieſer Schärfe angewandt wird. Es iſt ſehr wohl möglich, daß eine 
an ſich unnötige Eintragung zweckmäßig und nützlich ſein kann; 
inſoweit kann ſie nicht als unzuläſſig angeſehen werden. Das iſt 
aber dann nicht der Fall, wenn die unnötige Eintragung nicht nur 
nicht zweckmäßig, ſondern ſogar ſchädlich iſt. Das wäre aber hier 
der Fall. Mit Recht weiſt das LG. darauf hin, daß der Standpunkt, 
der Vorrang der Ablöſungshypothek könne, aber brauche bei den 
zurücktretenden Rechten nicht eingetragen zu werden, nur dazu 
führen würde, daß der Vorrang bald vermerkt, bald nicht vermerkt 
würde, nämlich je nachdem, ob ein Antrag geſtellt wird; und das 
wäre möglich bei einem und demſelben Grundſtück. Mit Recht fährt 
das LG. fort: „Statt der erſtrebten grundbuchmäßigen Klarheit 
und Überſichtlichkeit würde nur Verwirrung und eine Ungleich⸗ 
mäßigkeit eintreten, die zu Irrtümern des Publikums Anlaß gäbe.“ 


un käme, die Eintragung aber unterbliebe, wo der Antrag 
ehlt. 

Es mag ſein, daß der Vermerk, die Hypothek ſei eine Ab⸗ 
löſungshypothek, nur dem Fachmann die Vorrangſtellung der Poſt 
erkennbar macht; gewöhnlich aber wird in praxi deklaratoriſch 
noch hinzugefügt, daß ihr der Rang vor allen übrigen Rechten am 
Grundſtück gebührt, und das genügt für jeden, der mit der nötigen 
Aufmerkſamkeit das Grundbuch lieſt. 

Die Gläubiger der zurücktretenden Rechte werden vom GBA. 
gem. 8 55 GBO. benachrichtigt. Dieſe Nachricht iſt für fie wichtig, 
und es muß ihnen empfohlen werden, den Hypothekenbrief dem 
GBA. einzureichen, damit die Rangveränderung darin vermerkt 
werde. Im übrigen ſei jedem Notar, der eine Hypothekenabtretung 
beurkundet und dabei, wie es oft geſchieht, nach deren Rangſtellung 
gefragt wird, dringend ans Herz gelegt, die Frage nicht nach den 
Vermerken in dem Brief, ſondern erſt nach Prüfung der Grund⸗ 
buchtabelle zu beantworten, denn es könnte das Grundſtück mit 
einer im Hypothekenbrief nicht vermerkten Ablöſungshypothek be⸗ 


laſtet ſein. 
RA. Wilhelm Scholz, Berlin. 


Aus dieſem Grunde muß daher an der Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung der Nangvermerke feſtgehalten werden. - 
IH. In Übereinſtimmung mit dem KG. ift ein Vermerk des 
Vorgehens der Ablöſungshypotheken in dem auf dem Brief des 
zurücktretenden Rechts befindlichen Auszug aus dem Grundbuch 
über vorgehende Eintragungen für zuläſſig zu erachten. Darauf 
hatte aber auch das GBA. ſchon hingewieſen. Mit Recht hatte es 
ausgeführt, daß nach § 57 Abſ. 3 GBO. ein hierauf zielender Ans 
trag geſtellt werden müßte, das GBA. dagegen nicht von Amts 
wegen tätig werden könne. Die BeſchwF. hat aber beim GBA. die 
Berichtigung der Briefe von Amts wegen beantragt. Dieſer 

Antrag iſt mit Recht abgelehnt worden. 
(OLE. Hamburg, 1. ZivSen., Beſchl. v. 1. Aug. 1934, F 74/34.) 

Eingeſ. von RA. Dr. Lauffer, Hamburg, 
* 


Kiel 

6. 85 Arm Anw.; 813 Ziff. 3 RAUGEbD. Den beir 

den Parteien im Scheidungsprozeß beigeordneten Armen« 
anwälten ſteht für einen Vergleich, in dem ohne erkenn- 
baren Grund eine von der geſetzlichen Folge zu Laſten der 
Staatskaſſe abweichende Koſten vereinbarung getroffen tft, 
keine Vergleichsgebühr zu. f) 
In einem Scheidungsprozeß kann ein Vergleich zwar nicht 
über die Ehe als ſolche, wohl aber über die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits geſchloſſen werden. Solcher liegt dann vor, wenn eine von 
der geſetzlichen Folge abweichende Koſtenvereinbarung getroffen 
wird. In einem derartigen Fall entſteht grundſätzlich für die be⸗ 
teiligten Anwälte eine Vergleichsgebühr. Auch iim vorl. Eheſtreit 
haben die durch ihre Anwälte vertretenen Parteien bei Abſchluß 
des Vergleichs eine von der geſetzlichen Folge abweichende Koſten⸗ 
vereinbarung dahin getroffen, daß die ſämtlichen Koſten der Klage 
und Widerklage von der Kl. übernommen ſind. Trotzdem iſt keine 
Vergleichsgebühr für die Anwälte zur Entſtehung gelangt aus 
folgenden Gründen: 

Der Staat übernimmt dem Armenanwalt gegenüber für ſeine 
Koſtenforderung eine bürgſchaftsähnliche Haftung. Wenn auch dieſe 
Koſtenpflicht des Staates auf einer öffentlich⸗rechtlichen geſetzlichen 
Verpflichtung beruht, ſo bilden dennoch die Koſtenanſprüche des 
NA. gegen feine Partei die Grundlage der Verpflichtung des 
Staates. Dieſe Anſprüche gehen gem. § 5 ArmAnwcl. inſoweit, 
genau wie bei der Bürgſchaft, auf den Staat über. Es beſteht 
danach zwiſchen Armenanwalt und Staat ein vertragsähnliches 
Verhältnis, das dem Staat das Recht gibt, dem Armenanwalt 
die gleichen Einwendungen entgegenzuhalken, wie dies der Partei 
möglich wäre, wenn ſie ſelbſt zur Koſtenzahlung herangezogen 
würde. Im vorl. Rechtsſtreit waren beide Parteien „arm“. 
Irgendein erkennbarer Grund, der Kl. allein die geſamten Koſten 
des Rechtsſtreits aufzuerlegen, lag nicht vor. Im Gegenteil hätte 
jede Partet, wenn für ſie ſelbſt eine Koſtenzahlungspflicht in Frage 
gekommen wäre, das Intereſſe gehabt, ihre Koſtenlaſt möglichſt 
niedrig zu halten. Der Abſchluß eines Koſtenvergleichs, durch den 
für ſie noch mehr Koſten entſtanden, widerſprach deshalb ihren 
Intereſſen. Die Parteien würden daher, wenn ſie ſelbſt zur Koſten⸗ 
zahlung herangezogen würden, ihren Anwälten den Einwand ent⸗ 
gegenhalten können, daß der Abſchluß des Koſtenvergleichs, für 
den keine innere Berechtigung vorlag, unſachgemäß geweſen ſei, 
und daß fie mithin zur Zahlung der Vergleichsgebühr nicht ver⸗ 
pflichtet ſeien. Die gleiche Einwendung kann die Staatskaſſe dem 
Gebührenanſpruch der Anwälte bzgl. der Vergleichsgebühr enk⸗ 
gegenſetzen. Die Feſtſetzung der Vergleichsgebühr für den unſach⸗ 
gemäßen Koſtenvergleich iſt alſo mit Recht abgelehnt worden. 

(OLG. Kiel, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 20. Juni 1934. 2a W 53/84.) 
* 


—— — — 


Zu 6. Dieſe Entſch. hält einer rechtlichen Nachprüfung unter 
keinem Geſichtspunkt ſtand. 4 
I. Die Frage, ob ein Vergleich in Eheſachen überhaupt mog⸗ 
lich iſt, wird verſchieden — richtig aber nur im verneinen 
deu Sinne — beantwortet. Dagegen kann die Entſch., ob nicht 
wenigſtens über die Koſten regelung in Eheſachen ein Ver⸗ 
gleich anerkannt wird, in der Tat zweifelhaft ſein. Ableh“ 
nend auch hier Koſtenſenat des KG.: 20 Wa 264/32 v. 24. Sept. 
1932 (Gaedeke, Koſtenrechtſprechung, 1934, Nr. 107). Stellt 
man ſich aber inſoweit auf den bejahenden Standpunkt von Kiel, 
dann iſt die Verſagung der Vergleichsgebühr nicht berechtigt. 
II. 1. Zunächſt: Was fol bedeuten: Von der geſetzliche n 
Folge abweichende Koſten vereinbarung? Welche geſetzliche Folge 
it damit gemeint? Wenn man ſchon wie Kiel rechtliche Möglich, 
keit und Berechtigung der Parteien, ſich über den Koſtenpunkt zu 
vergleichen, anerkennt, dann iſt es unlogiſch und völlig unverſtan 
lich, von einer geſetzlichen Koftenfolge (alſo einer ſolchen, 
von der ſie nicht abweichen dürfen!) zu ſprechen. 101 
2. Ferner: OLG. Kiel erkennt das Intereſſe jeder Parte 
an, ihre Koſtenlaſt fo niedrig wie möglich zu halten. Alſo mußte 
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Köln 

7. 84 3PO.; 8 10 DERG. Die nach Klageerhebung 
bis zur Berufungseinlegung fällig gewordenen Unter- 
haltsbeträge finden bei der Streitwertbemeſſung keine 
Berückſichtigung. }) 


Es iſt zwar in der vom Beſchwef. zur Stütze feiner Auffaſ⸗ 
fung angegebenen und in der JW. 1925, 382 1s abgedruckten 
Entſch. des OLG, Dresden die Anſicht vertreten, daß auch die 
nach Klageerhebung bis zur Berufungseinlegung fällig gewor⸗ 
denen Unterhaltsbeträge gem. $ 4 3 PO. für die Streitwertbemeſ⸗ 
lung berückſichtigt werden müßten. Doch überſieht dieſe Entſch., 


es dem Anwalt derjenigen Partei, die durch den Vergleich 
koſtenfrei geſtellt wurde, ſelbſt nach feinen eigenen Deduk⸗ 
e die Vergleichsgebühr erſtatten. Das hat Kiel völlig über⸗ 
ehen! 

3. Überfehen iſt aber weiter, daß beide Parteien das Armen⸗ 
recht haben. Wie kann da die Staatskaſſe durch den Koſtenvergleich 
beeinträchtigt werden? 

4. Die Deduktionen der Entſch. ſind aber unzutref⸗ 
fend. Richtig iſt nur der Ausgangspunkt: daß der Koſtenan⸗ 
ſpruch gegen den Staat nur nach Maßgabe der gegen die Partei 
— nach der Beiordnung — entſtandenen Anſprüche beſteht. Es 
hätte alſo geprüft werden muüſſen, auf welcher Rechtsgrund⸗ 
lage die durch den Vergleichsabſchluß an ſich erwachſende Ver⸗ 
gleichsgebühr wieder entfallen ſoll. Das iſt aber nur der Fall, 
wenn der Anwalt ſeine Treupflicht vorſätzlich oder grobfahrläſ⸗ 
fig weſentlich verletzt (RG. 113, 207 JW. 1926, 2086), wovon 
bei einem etwa e e e Vorgehen noch nicht die 
Rede fein kann. Die Parteien ſelbſt — und zwar beide! — hät- 
ten alſo keine Handhabe, den Anwälten die Vergleichsgebühr zu 
verweigern. Im übrigen iſt die Behauptung, der Vergleich ſei 
unſachgemäß geweſen, doch nur eine Unterſtellung, die in tatſäch⸗ 
licher Hinſicht in der Entſch. — fo wie fie borliegk — keine Stütze 
findet. Wer weiß denn, welche inneren Gründe für die Parteien 
maßgebend geweſen find, zumal ja beide Parteien arm find, alfo 
100 Vergleich auf dem Rücken der Staatskaſſe hier nicht in Frage 
ommt. 

Davon aber abgeſehen: Schon der Wahlanwalt ſeiner Par⸗ 
tei, vor allem aber der Armenanwalt der Staatskaſſe gegenüber 
ſteht grundſätzlich in ſeinen Entſchließungen frei da. Die Staats⸗ 
kaſſe iſt nicht berechtigt, fie auf ihre Zweckmäßigkeit zu prüfen. Sie 
würde damit den Armenanwalt, der die Verantwortung trägt, in 
unzuläſſiger Weiſe in ſeiner Entſchlußfreiheit einengen (ſo grund⸗ 
ſätzliche Entſch. des Koſtenſenats des KG.: 20 W 1312/30 v. 
18, Febr. 1930 bei Gaedeke, Koſtenrechtſprechung, 1934, 
Nr. 351). Man ſtelle ſich vor: der UrkB. ſoll darüber befinden, ob 
der Anwalt ſeine Partei ſachgemäß vertreten hat und ob er nicht 
beſſer dieſe oder jene Maßnahme getroffen oder unterlaſſen hätte! 
Je nach ſeiner Auffaſſung ſoll dann für den Anwalt eine Ge⸗ 
bühr entſtanden oder die beanſpruchte Gebühr zu ſtreichen ſein. 
Selbſtverſtändlich ein völlig unannehmbares Ergebnis. Denn eine 
lolche Kontrolle wäre etwas ganz anderes als die Entſch. des 
UrkB. in der Koſtenfeſtſetzung, wo er nur darüber zu befinden 
hat, ob die einer Partei entſtandenen Koſten zu zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig waren und deshalb von der unter⸗ 
tegenen Partei ihr zu erſtatten find. 

Obige Entf. von Kiel erſcheint alſo im Ergebnis und Bear. 


gleich unhaltbar. 
KR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Zu 7. Der Beſchluß betrifft eine Frage, die Baumbach 
noch in der neueſten Auflage feines Handkommentars zur ZPO. 
Anm. 2 8 4 als hoffnungslos ſtreitig bezeichnet. Sie iſt, ſoviel 
ich ſehe, bisher nur einmal zur Entſch. des RG. gekommen (RG. 
114, 274) und dort i. S. des OLG. Köln entſchieden worden. 
Nach deſſen Gründen könnte es ſo ſcheinen, als ob die Entſch. 
es OLG. Dresden: JW. 1925, 382 1s, die einzige abweichende 
Entſch. eines OLG. ſei, zumal ſpäter neben RG. 114, 274 eine 
Reihe anderer oberlandesgerichtlicher Entſch. als zuſtimmend zitiert 
werden. Eine Überſicht über den tatſächlichen Stand der Rſpr. 
ergibt ſich daraus nicht. Ich habe ihn in Willenbüchers 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 11. Aufl., S. 328, Anm. 72 zu § 10 
RAGEGO,, zujammengejtellt. Seitdem find mir noch folgende 
Entſch. bekannt geworden: OLG. Kaffel: JW. 1931, 1389 (ohne 
jede Begr.); OLG. Frankfurt/ Main: JW. 1932, 29 46 mit einer 
Roch zu erörternden Anmerkung von Friedrichs; Os. Frank⸗ 
furt / Main: HöchſtRRſpr. 1932 Nr. 2304 und endlich OLG. Hamm: 
HöchſtaRſpr. 1934 Nr. 749. Dieſe letzten vier Entf. vertreten 
sn Tall den Standpunkt der reichsgerichtlichen Entſch.: RG. 114, 


Daß durch dieſe reichsgerichtliche Entſch die Streitfrage nicht 
enogültig zur Ruhe gekommen iſt, liegt m. M. nach an der nicht 


Rechtſprechung 
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daß die durch das Gef. v. 8. Juli 1922 (RG Bl. I, 569) eingeführte 
und jetzt noch geltende Faſſung des § 4 3PO. lediglich die in⸗ 
folge der Geldentwertung im Laufe des Rechtsſtreits eintretende 
Veränderung des Streitwerts in Betracht ziehen wollte, daß ferner 
aber auch § 4 nach der zutreffenden Meinung des RG. nur den 
Zeitpunkt beſtimmt, nach dem der Wert der einzelnen Bezüge zu 
berechnen iſt. Welche Bezuge jedoch zu dem geltend gemachten 
Recht gehören, ergibt ſich nicht aus § 4, ſondern hier lediglich 
aus 8 10 DEKG. Demnach werden aber die ſämtlichen von dem 
Zeitpunkte der Geltendmachung, alſo der Klageerhebung an lau⸗ 
fenden Bezüge von dem Recht auf wiederkehrende Leiſtungen um⸗ 
faßt, ſo daß dieſe nicht als Rückſtande beſonders bei der Wert⸗ 


ſchlüſſigen Begr. dieſer Entſch. Sie beruht auf der Annahme, 
daß § 4 ZPO. für die Entſch. ohne Bedeutung ſei, weil er nicht 
die Frage, welche Bezüge zu dem geltend gemachten Recht gehören, 
regele, ſondern nur den Zeitpunkt beſtimme, nach dem der Wert 
der einzelnen Bezüge zu berechnen iſt. Das aber gerade ſcheint 
mir des Beweiſes bedürftig zu ſein. Schon Sonnen: JW. 1929, 
601 hat die Frage aufgeworfen, ob in dieſer Begr. nicht eine pe- 
titio principii liege. Die Löſung kann nur aus einer Vergleichung 
der geſetzlichen Belt. gefunden werden. Der erſte Titel der ZPO., 
in dem ſich die Beſt. der SS 2—4 38. finden, ergänzt die 
Vorſchr. des GVG. über die sachliche Zuſtändigkeit 
der Gerichte durch Vorſchr., die für den Fall gelten ſollen, 
daß das GVG. die Zuſtändigkeit der Gerichte von dem Werte des 
Streitgegenſtandes abhängig macht. In $ 3 ZPO. wird der 
Grundſatz aufgeſtellt, daß der Wert des Streitgegenſtandes von dem 
Gerichte nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen iſt. In 88 4 ff. werden 
dieſem freien Ermeſſen des Gerichts beſtimmte Schranken geſetzt. 
Zu dieſen gehört die Vorſchr. des § 4 ZPO., wonach für die 
Wertberechnung der Zeitpunkt der Erhebung der Klage, in der 
Berufungs⸗ und RebInſt. der Zeitpunkt der Einlegung des 
Rechtsmittels entſcheidend iſt. In § I ZPO. wird der Wert des 
Rechts auf wiederkehrende Nutzungen oder Leiſtungen beſtimmt. 
Bei der jetzigen, aus dem Geſetze v. 8. Juli 1922 ſtammenden 
Wortfaſſung des § 4 ſpringt in die Augen, daß hier die Beſt. 
für die Wertberechnung in der Berufungs- und Rev nſt. ver⸗ 
ſehentlich hergeraten iſt. Die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte 
iſt nur für die erſte Inſtanz zu regeln, für die Rechtsmittelin⸗ 
ſtanzen folgt ſie nicht aus der Wertberechnung, ſondern aus den 
Vorſchr. der Prozeßordnung über den Rechtsmittelzug. Auf dieſen 
Redaktionsfehler habe ich bereits JW. 1927, 1327 hingewieſen. 

Die hier in Rede ſtehende Berechnung der Gebüh⸗ 
ren nach dem Werte des Streitgegenſtandes (8 8 
G.) folgt nach $ 9 a. a. O. den Vorſchr. der 88 3—9 ZBO,, 
unter Berückſichtigung der Vorſchr. der 88 9 Abſ. 2 bis 15 GKG. 
Dazu gehören $ 10 Abſ. 2 u. 3 GG., in denen von 89 ZPO. ab- 
weichende Vorſchr. für die Wertberechnung bei wiederkehrenden 
Leiſtungen getroffen worden find, Weder 8 9 ZPO. noch § 10 
Abſ. 2 und 3 GK. verhalten ſich aber über die Frage, ob dem 
an der Hand der Vorſchr. der $I ZVO. und § 10 GK. be⸗ 
rechneten Wert des Rechts auf die wiederkehrenden Leiſtungen der 
Wert der z. Z. der Klageerhebung rückſtändigen wiederkehrenden 
Leiſtungen hinzuzurechnen iſt oder nicht. Dieſe Frage hat die 
Entſch. der vereinigten ZivSen. 19, 416 bejaht und dabei den 
Rechtsgrundſatz aufgeſtellt „Gegenſtand der im $ 9 3PO. vor⸗ 
geſehenen Schätzung ſind nur die bei Erhebung der Klage noch 
nicht fällig geweſenen (die künftigen“) Bezüge.“ 

Eine Beziehung des Wertes des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes zum Rechtsſtreite ſtellt $ 546 Abſ. 2 ZPO. für die 
Berechnung der Reviſionsſumme auf, ebenſo nach 
Einführung der Berufungsſumme § 511 à Abſ. 2 ZPO. für dieſe. 
Beide Vorſchr. verweiſen übereinſtimmend auf 88 3—9 3P0., 
alſo auch auf § 4. Die Tatſache, daß Streitgegenſtand und Be⸗ 
ſchwerdegegenſtand nicht gleichwertig ſein müſſen, ſpielt in die⸗ 
ſem Zuſammenhange keine Rolle. Dagegen fehlt es an jedem 
Anhaltspunkt dafür, daß der Begriff „Wert“ in den verſchiedenen 
erörterten Geſetzesbeſtimmungen nicht der gleiche, ſondern ein 
verſchiedener ſein ſoll. Ebenſowenig läßt ſich aus den geſetzlichen 
Veit. irgendein Anhalt dafür gewinnen, daß begrifflich der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes den des Streit egenſtandes 1. Inſtanz 
nicht überſchreiten könne. Wenn alſo in J 4 ZPO. in der aus 
dem Geſ. v. 8. Juli 1922 ſtammenden Faſſung für die Wert⸗ 
berechnung in der Berufungs⸗ und Rev Inſt. der Zeitpunkt der 
Einlegung des Rechtsmittels als entſcheidend bezeichnet worden 
ift, fo bezieht ſich das auf alle geſetzlichen Vorſchr., in denen § 4 
PO. für anwendbar erklärt worden ift, alſo auch auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes. Der in der Entſch. der vereinigten 
ZtvSen. aufgeſtellte Rechtsgrundſatz muß deshalb nach Einfügung 
der Worte „in der Berufungs⸗ und RevInſt. der Zeitpunkt der 
Einlegung des Rechtsmittels“ in den 8 4 ZPO. auf die Berech⸗ 
nung des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes ausgedehnt werden. 

In meiner bereits angeführten Anmerkung zur Entſch. des 
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bemeſſung in Anſatz gebracht werden können (vgl. RG. 114, 274; 
JW. 1925, 38110, 2153 v, 2154 11; 1927, 8423; 1928, 126 16). Da 
hiernach zu Recht von dem Vorderrichter nur die bis zur Klage⸗ 
erhebung aufgelaufenen Rückſtände beſonders berückſichtigt wor⸗ 
den ſind und im übrigen der Streitwert zutreffend gem. § 10 
Abſ. 2 DEKG. feſtgeſetzt worden iſt, jo war die Beſchw. als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. 

(OLG. Köln, 1. ZivSen., Beſchl. v. 28. Sept. 1934, 1 W 334/34.) 


Eingeſ. von RA. Tſchunkur, Köln. 


Berlin b) Strafſachen 


Ss. § 8 ZeugGebO.; 8 71 StPO. Bei Reifen mit 
eigenem Kraftwagen darf über die für Dienſtreiſen der 
Beamten vorgeſehenen Höchſtbeträge nicht hinausgegangen 
werden. Der Höchſtbetrag iſt ſeit dem 1. April 1934 bei 
Reiſen mit eigenem, nicht auf behördliche Veranlaſſung 
angeſchafftem Kraftwagen 13 Rpf. für I km. 

Dem in der Hauptverhandlung v. 4. Juni 1934 als Sachverſtän⸗ 
diger vernommenen praktiſchen Arzte hat die Ste. für die Reiſe 
von ſeinem Wohnorte bis zum Gerichte mit eigenem Kraftwagen, für 
die bei der Benutzung des regelmäßig verkehrenden Beförderungs- 
mittels der Eiſenbahn höhere Koſten entſtanden ſein würden, bei einer 
Strecke von 14 km Landweg 28 * 25 Rpf. = 7 AM zugebilligt. Die 
dagegen erhobene Beſchw. der StA., die nur 3,65 AM (28x 13 Rpf. 
= 3,64 AA) feſtgeſetzt wiſſen will, iſt begründet. 

Bei der Reiſeentſchädigung nach 88 ZeugGebO. v. 30. Juni 1878 
i. d. Faſſ. v. 21. Dez. 1925 (RGBl. I, 471) iſt davon auszugehen, 
daß bei der für angemeſſen erachteten Benutzung von Verkehrsmitteln 
als Fahrkoſten nur die wirklichen Koſten vergütet werden, die nach 
billigem Ermeſſen in dem einzelnen Falle als erforderlich anzuſehen 
find. Es ſoll eben, wie es in der Begr. des PrGeſ. v. 1. Juli 1875 


OLG. Hamm: JW. 1927, 13277 habe ich ſchon e daß 
ſich die Anderung des $ 4 nicht nur auf das Koſtenrecht beziehe, 
ſondern auch für die Frage der Zuläſſigkeit der Rechtsmittel Be⸗ 
deutung habe. 

Friedrichs: JW. 1932, 2909 glaubt Baumbach 
gegenüber nicht nur eine Hoffnung, ſondern auch einen Weg zur 
Löſung der Streitfrage gefunden zu haben. Er will zwiſchen den 
bisher „aufgelaufenen“ Raten und den ausdrücklich in den Antrag 
aufgenommenen unterſcheiden und weiſt den Kl. auf die Möglich⸗ 
keit hin, zur Vermeidung von Zinsverluſten den Antrag auf die 
im Laufe des Streites weiter fällig gewordenen Raten auszu⸗ 
dehnen. Man wird unbedenklich zugeben können, daß damit der 
Fall befriedigend gelöſt werden kann, daß die urſprüngliche 
Klage auf Zahlung einer laufenden Unterhaltsrente ab 1. Jan. 
1934 gerichtet war und im Laufe der Inſtanz die bis dahin fällig 
gewordenen Raten ziffernmäßig im Antrage hervorgehoben und 
daneben nur die in Zukunft fällig werdenden Raten gefordert 
werden. Dieſer Fall bedarf indes keiner Löſung, ſie iſt durch RG. 
19, 416 gegeben. Zweifelhaft erſcheint es mir aber, ob dieſe Um⸗ 
ſtellung des Antrages einen Einfluß auf die Wertfeſtſetzung haben 
kann, wenn die Umſtellung erſt in der Berufungsſchrift erfolgt, 
in erſter Inſtanz alſo auf Zahlung der v. 1. Jan. 1934 ab lau⸗ 
fenden Unterhaltsbeträge von beiſpielsweiſe vierteljährlich 300 . 
geklagt worden iſt, in der nach dem 1. Juli 1934 beſchrittenen 
Ber Inſt. aber Zahlung von 900 %% nebſt Zinſen von je 300 . 
ſeit 1. Jan., 1. April und 1. Juli 1934 und der ab 1. Okt. 1934 
laufenden Unterhaltsbeträge gefordert wird. Von dem Stand⸗ 
punkte aus, daß der Wert des Beſchwerdegegenſtandes den Wert 
des Streitgegenſtandes nicht überſteigen kann, ſofern der Streit⸗ 
gegenſtand der Rechtsmittelinſtanz derſelbe geblieben iſt wie der 
der Vorinſtanz, konnen die bei Beginn der Berznſt. rückſtändig 
geweſenen Unterhaltsbeträge den Beſchwerdegegenſtand nicht über 
den Streitgegenſtand hinaus erhöhen. Daran ändert auch nichts, 
wenn die Zinsforderung von fälligen Unterhaltsbeträgen erſt in 
der Ber Inſt. geltend gemacht wird, weil nach $ 4 Abſ. 1 Halbſ. 2 
3PO. Zinſen für die Wertberechnung unberückſichtigt bleiben, 
wenn ſie wie hier als Nebenforderung geltend gemacht werden. 
Vor allem aber ſteht der Auffaſſung Friedrichs' die Möglich⸗ 
keit entgegen, die Zinſen von den fällig werdenden Unterhalts⸗ 
beträgen ſchon mit der Klage auf die laufenden Unterhaltsbeträge 
zu fordern, alſo auf Zahlung von laufend 300 , ab 1. Jan. 
1934 nebſt Zinſen von dem Fälligkeitstage der einzelnen Unter⸗ 
haltsbeträge an von vornherein zu klagen. Dann hätte die Um⸗ 
ſtellung des Klageantrages durch Ausſcheidung der bis zur Rechts⸗ 
mitteleinlegung fällig gewordenen Beträge unter Zugrundelegung 
von Friedrichs' Auffaſſung nur den Zweck, den Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes zu erhöhen. Das würde aber vom Stand⸗ 
punkte der Entſch.: RG. 114, 247 (vgl. auch RG. 23, 359 für 
den Rechtszuſtand vor dem Gef. v. 8. Juli 1922) wiederum un 


heißt (Druckſ. d. Ach. 12. Legper. II. Seſſ. 1875 Anl. Bd. II 
ASt. 156 S. 1284), in jedem Falle das zur Beſtreitung der Bewegung 
von Ort zu Ort Erforderliche, nicht mehr und nicht weniger, gewährt 
werden. Von der Beſtimmung gewiſſer höchſter Sätze hat man hierbei 
Abſtand genommen. Es ſoll vielmehr das Gericht jeweils nach billigem 
Ermeſſen darüber befinden, welche Koſten im einzelnen Falle erforder⸗ 
lich ſeien. Für Reiſen von Zeugen und Sachverſtändigen mit eigenem 
Kraftwagen hat ſich der Grundſatz herausgebildet, daß die Fahrkoſten⸗ 
entſchädigung nach oben ihre äußerſte Grenze in den Höchſtbeträgen 
für jeden zurückgelegten Kilometer findet, die für Dienſtreiſen der 
Beamten vorgeſehen find (vgl. Wegner, ZeugckebO., 8. Aufl, 
Anm. 13 zu 88, S. 76). In dieſer Richtung beſtimmen nun für die 
Zeit vom 1. April 1934 an (vgl. Pr Juſthein g V. v. 21. März 1934: 
De. 377 und RIMErl. v. 2. Juni 1934: DI. 724 und Prarch. 914) 
die auf Grund des § 18 Abſ. 2 RBeamtReiſekoſtVergG. v. 15. Dez. 
1933 (RGBl. I, 1067; PrArch. 2006) nebſt Ausf Beſt. v. 16. Dez. 
1933 (RBeſBl. 192; PraArch. 2304) Nr. 24 erlaſſenen Reiſekoſten⸗ 
beſtimmungen für die preuß. unmittelbaren Staatsbeamten v. 23. März 
1934 (PrBeſBl. 114; PrArch. 614) nebſt der 1. Juſt Min Durchf Vfg. 
v. 23. März 1934 (DJ. 404; PrArch. 640) und der 2. JuſtMin⸗ 
Durchf Vfg. v. 14. Sept. 1934 (DJ. 1176; PrArch. 1332) unter Teil III 
Nr. 34e für den hier allein in Betracht kommenden Fall, wo mit 
eigenem, nicht auf behördliche Veranlaſſung al? 
geſchafftem Kraftwagen bei einer Dienſtreiſe außerhalb der Wohn⸗ 
gemeinde Wegſtrecken von insgeſamt mehr als 4 km zurückgelegt 
werden, daß eine Entſchädigung nach den vom Ry M. im Einvernehmen 
mit dem RPoſt M. aufgeſtellten Richtlinien v. 16. Dez. 1933 (RBeſ Bl. 
200; PrBeſchl. 1934, 132; PrArch. 1934, 636) gewährt wird. Nach 
dieſen Richtlinien beträgt die Fahrkoſtenentſchädigung ohne Rückſicht 
auf die Größe und Antriebsſtärke des Kraftfahrzeuges beim Zurück⸗ 
legen der Wegſtrecken auf Dienſtreiſen mit eigenem (nicht auf behörd⸗ 
liche Veranlaſſung angeſchafftem) Kraftwagen 13 Rpf. in allen Stufen 
für 1 km. Die Minister heben darin ausdrücklich hervor, daß bei 
dieſem Satze die Koſten für Inſtandhaltung, Kraftſtoff- und Schmieröl⸗ 
„!. —. r — .. — — 


zuläſſig ſein. Deshalb führt m. M. nach auch der Vorſchlag von 
Friedrichs nicht zur Löſung der Streitfrage. Sie kann viel’ 
mehr nur im Wege der Geſetzgebung zur Löſung kommen, die 
Friedrichs ſelbſt am Schluſſe feiner Ausführungen für wit 
ſchenswert hält. Wenn er aber meint, daß der Entwurf zur BRD. 
1931 die Frage der Klärung nicht weiter bringt, fo iſt das nich! 
zutreffend. Die Verweiſung der Worte „in der Berufungs- und 
Rev nſt. der Zeitpunkt der Einlegung des Rechtsmittels“ in die 
§§ 473 (bisher § 511 a) und 508 (bisher § 546) berichtigen aller 
dings, wie die Begr. zum Entwurfe ſelbſt S. 287 richtig hervor⸗ 
hebt, den im Geſetze v. 8. Juli 1922 unterlaufenen ſyſtematiſchen 
Fehler. Sie löſt aber weiter gerade die hier zur Erörterung 
ſtehende Streitfrage, ob die Ruckſtände von Unterhaltsbeträgen , 
die ſeit der Klagerhebung bis zur Rechtsmitteleinlegung aufgelau— 
fen find, den Streitwert für die Koſtenberechnung erhöhen, 
einwandfrei im negativen Sinne. Dieſe Streitfrage war nur DA 
durch möglich geworden, daß die erwähnten Worte in den im 8 
GKG. in Bezug genommenen § 4 BBO. hineingeraten waren. 
Wird der Entwurf Geſetz, fo kann die Verweiſung des 8 9 GK. 
auf 8 4 ZPO. kein Unheil mehr anrichten. Offen läßt allerding? 
auch die vom Entwurfe vorgeſchlagene Faſſung die Frage, ob m 
die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels Rückſtände wiederkehren 
der Leiſtungen, die von der Klagerhebung bis zur Einlegung des 
Rechtsmittels aufgelaufen find, den Wert des Beſchwerde“ 
gegenſtandes (§§ 511, 546 ZPO.) erhöhen. Auch die diefer 
des Entwurfes gibt für die Stellungnahme des Verf. zu die 15 
Streitfrage keinen Anhalt. Ich möchte i. S. meiner Ausfuhr 
gen: JW. 1927, 132717 erneut die Prüfung der Frage auregen, 
ob es bei der gleichen Behandlung der Koſtenfrage und der Frag 
der Berechnung des Beſchwerdegegenſtandes für die Zuläfſigle 
des Rechtsmittels verbleiben ſoll. Es läßt ſich durchaus der SiS 
punkt vertreten, daß im Intereſſe einer Verbilligung der Re 1 
pflege für die Koſtenberechnung die Rückſtände bis zum Zeitpuntig 
der Klagerhebung oder der Rechtsmitteleinlegung unberückſichtig 
bleiben, dagegen für die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels in Res, 
nung gezogen werden. Daß die Parteien an einer Rechtsmitke 
entſcheidung ein höheres wirtſchaftliches Intereſſe haben, mig 
der Rechtsſtreit durch längere Dauer ſich auf erhebliche Rug 
ſtände der wiederkehrenden Leiſtungen bezieht, als wenn er ſolch 
überhaupt nicht betrifft oder nur in geringem Umfange, kaun I £ 
in Abrede geſtellt werden. Oft iſt dem Unterliegenden die Aufte 
gung der nach dem Urteil fällig werdenden laufenden Beträg 
ohne weiteres möglich, während er durch die Verpflichtung des 
ſofortigen Entrichtung der Rückſtände für die geſamte Dauer . 
Rechtsſtreites wirtſchaftlich in ſchwerſte Bedrängnis ebracht weit 
den kann. Deshalb ſollten jedenfalls für die Zu äſſig e 
des Rechtsmittels die bis zu deſſen Einlegung aufgela 
fenen Rückſtände mit in Betracht gezogen werden. g 
RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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verbrauch und Bereifung ſowie ein angemeſſener Zuſchlag für all- 
gemeine Unkoſten (Unterſtellung, Tilgung und Verzinſung des Kauf⸗ 
geldes, Steuer, Verſicherung uſw.) berückſichtigt ſind. 

Über den Betrag von 13 Rpf. hinauszugehen, verbietet danach 
der Grundſatz, daß bei der Entſchädigung für Wegſtrecken nur die 
wirklichen Koſten vergütet werden; denn es liegt kein Grund vor, 
an der Richtigkeit des von den Reichsminiſtern hierfür angeſetzten 
Betrages zu zweifeln. 

(KG., 1. StrSen., Beſchl. v. 16. Nov. 1934, 1 W 143/34.) 
Ber. von FOR. Körner, Berlin. 


Berlin Landgerichte 


g 1. 87 VO. des preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt 
über die Mietzinsbildung v. 17. April 1924 (GS. 474). 
Keine Schadenserſatzpflicht des Mieters wegen nicht aus- 
geführter Schönheitsreparaturen, wenn vorbehaltlos an 
Stelle der bisherigen geſetzlichen Miete eine Feſtmiete 
vereinbart worden iſt. 

Die zwiſchen den Parteien getroffene Vereinbarung einer Feſt⸗ 
miete hat mit Wirkung v. 1. Jan. 1933 die geſetzliche Miete und 
ihre Nebenfolgen aufgehoben. Mit dieſen Nebenfolgen iſt auch die 
Verpflichtung des Bekl. zur Ausführung der Schönheitsreparaturen 
in Wegfall gelangt. Es beſteht daher keine Möglichkeit mehr, den 
Bekl. aus dieſer Verpflichtung in Anſpruch zu nehmen. Insbeſ. 
geht es nicht an, ihm auch nur einen Teil derjenigen Inſtand⸗ 
ſetzungen aufzubürden, die erſt bei dem ein Jahr ſpäter erfolgten 
Auszug des Bekl. ſich als notwendig erwieſen haben. Mit der Ver⸗ 
einbarung einer Feſtmiete hat ſich der Vermieter des Rechts begeben, 
aus der Haftung des Mieters für Inſtandſetzungen Anſprüche her⸗ 
zuleiten. Würde etwas anderes von den Parteien beabſichtigt geweſen 
ſein, ſo hätte das in ihren Erklärungen zum Ausdruck gebracht 
werden muſſen. Schon mit Rückſicht darauf, daß nachträglich eine 
ſichere Feſtſtellung dahin, in welche Zeit vorwiegend die Urſachen 
für die ſpäter erforderlichen Inſtandſetzungen fallen, in der Regel 
kaum möglich ſein wird, hätte der Vermieter, wenn er eine nach⸗ 
trägliche Inanſpruchnahme des Mieters beabſichtigt hätte, ſich dieſe 
ausdrücklich vorbehalten müſſen, damit beide Teile das Erforderliche 
zur Feſtſtellung des damaligen Zuſtandes veranlaſſen konnten. Die 
gegenteilige, vom Vorderrichter vertretene Anſicht würde zu dent nicht 
zu billigenden Ergebnis führen, daß jeder Mieter, der die Ver- 
pflichtung zur Ausführung der Schönheitsreparaturen übernommen 
hat, für die Abwohnung während der Dauer dieſer Verpflichtung 
aufkommen muß, auch wenn er die Räume in durchaus ordnungs⸗ 
mäßigem Zuſtande verlaſſen hat. Das iſt aber nicht Sinn und Zweck 
dieſer Verpflichtung, die ſich ihrem Inhalt nach darin erſchöpft, daß 
die Inſtandſetzungen von dem hierzu verpflichteten Vertragsteil nur 
vorzunehmen ſind, wenn fie ſich als notwendig erweiſen. 

(LG. Berlin, 67. K., Urt. v. 12. Okt. 1934, 267 8 7006/34.) 


Y 
Braunſchweig 

2. 88 935ff. 8 PO.; Art. 2 Abſ. 2 der VO. v. 27. Dez. 1933 
Selbſtverſtändliche Vor ausſetzung für den Erlaß einer 
Einſtw fg. iſt die Möglichkeit ihrer alsbaldigen Voll- 
ziehung. Die Möglichkeit der alsbaldigen Vollziehung 
beſteht nicht hinſichtlich der von einem ſchwebenden Ent- 
ſchuldungsverfahren ergriffenen Gegenſtände und An⸗ 
Ai In ſoweit iſt der Erlaß einer EinſtwVfg. unzu⸗ 
äſſig. 

Am 16. Juli 1934 hat der Antragſteller bei dem AG. den 
Erlaß folgender Einſtwfg. beantragt: 

1. Dem Antragſteller wird geſtattet, die Aberntung der von 
dem Antragsgegner beſtellten Flächen, ſoweit ſie als Eigentum 
zu dem Grundſtück Nr. 25 von B. gehören oder ſonſt im Eigen⸗ 
tum des Antragſtellers ſtehen, vorzunehmen. 

2. Dem Antragsgegner wird bei Meidung einer vom Ge⸗ 
richt feſtzuſetzenden Geld- oder Haftſtrafe verboten, den Antrag⸗ 
ſteller bei der Aberntung zu hindern oder ihm das Betreten der 
5 zu verbieten. 


Zur Begr. des vorſtehenden Antrages hat der Antragſteller 
vorgetragen: 

Der Antragsgegner bewirtſchafte das dem Antragſteller 
gehörige, im Antrage näher bezeichnete Grundſtück auf Grund 
des zu den Akten überreichten Vertrages v. 29. Jan. 1932. Er 
let ſeinen Verpflichtungen aus § 2 des Vertrages nicht nach⸗ 
gekommen. Infolgedeſſen gelte dieſer daher gem. § 3 als mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung gekündigt. Der Antragſteller könne daher wieder 
frei über das Grundſtück verfügen und nehme die darauf wachſen⸗ 
den Früchte für ſich in Anſpruch. Durch das Verhalten des An⸗ 


tragsgegners ſei die Forderung des Antragſtellers auf das höchſte 
gefährdet und der Erlaß einer EinſtwVfg. gerechtfertigt. 

lasten AG. hat die EinſtwVfg. dem Antrage entſprechend 
erlaſſen. 

Der Antragsgegner hat gegen die EinſtwVfg. Widerſpruch 
erhoben und hat zur Begr. darauf hingewieſen, daß das AG. auf 
ſeinen Antrag gem. Art. VII VO. v. 27. Dez. 1933 durch Beſchl. 
v. 18. Juli 1934 angeordnet hat, die Wirkungen der Eröffnung 
des von ihm über dieſen Betrieb beantragten Entſchuldungsver⸗ 
fahrens treten vorläufig ein. 

Das US. hat auf Grund der mündlichen Verhandlung über 
den Widerſpruch durch Urt. v. 28. Juli 1934 die Einſtwofg. v. 
17. Juli 1934 aufgehoben und den Antragſteller zu den Koſten 
des Verfahrens verurteilt. 

In der Urteilsbegründung hat das AG. ausgeführt, der 
zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag ſei ein Pachtvertrag. 
Der Antragsgegner ſei durch ihn in den unmittelbaren Beſttz 
des fraglichen Ackers gekommen. Die EinſtwVfg. müſſe demnach 
in den landwirtſchaftlichen Betrieb eines Schuldners vollſtreckt 
werden, der ſich im Entſchuldungsverfahren befinde. Eine ſolche 
Vollſtreckung ſei aber unzuläſſig nach Art. 2 Abſ. II VO. v. 
27. Dez. 1933, nachdem das Entſchuldungsgericht angeordnet 
habe, daß die Wirkungen der Eröffnung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens vorläufig einträten. Sei aber die Vollziehung einer 
EinſtwVfg. unzuläſſig, jo ſei ihr Erlaß zwecklos, ſie müſſe daher 
aufgehoben werden. 

Die Ber. des Antragſtellers iſt nicht gerechtfertigt. — Der 
überreichte Vertrag v. 29. Jan. 1932 iſt ſeinem Inhalte nach 
ein Pachtvertrag, wenn er auch als ſolcher nicht ausdrücklich 
bezeichnet iſt; denn er überläßt dem Antragsgegner den fraglichen 
Grundbeſitz gegen Entgelt zur Bewirtſchaftung, d. h. zur Frucht⸗ 
ziehung im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaft. Der Antrags⸗ 
gegner hat die Ländereien auf Grund des Vertrages in unmittel⸗ 
aren Beſitz genommen und iſt infolgedeſſen als Betriebsinhaber 
des landwirtſchaftlichen Grundſtücks anzuſehen. Da er das Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren beantragt und das Entſchuldungsgericht an⸗ 
geordnet hat, daß die Wirkungen der Eröffnung des a 
dungsverfahrens vorläufig eintreten, jo ift gem. Art. II Abſ. II 
der oben angezogenen BD. die Vollziehung der EinſtwVfg. un⸗ 
zuläſſig. Das Verfahren der EinſtwVfg. iſt geſchaffen zur ſchnel⸗ 
len Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes. Selbſtverſtändliche 
und daher vom Geſetzgeber nicht beſonders erwähnte Vorausſet⸗ 
zung für den Erlaß iſt aber die Möglichkeit der alsbaldigen Voll⸗ 
ziehung, die im allgemeinen unterſtellt werden kann. Im vorl. 
Falle iſt dem Gerichte aber bekannt, daß dieſe Möglichkeit wegen 
des ſchwebenden Entſchuldungsverfahrens nicht beſteht. Der An⸗ 
tragſteller hat in keiner Weiſe dargetan, daß mit einem dem⸗ 
nächſtigen Wegfall des vorläufigen Vollſtreckungsſchutzes nach 
Art. VII VO. v. 27. Dez. 1933 zu rechnen iſt. Der erſte Richter 
hat zutreffend ausgeführt, daß der Erlaß einer EinſtwBfg. zweck⸗ 
155 und daher unzuläſſig iſt, wenn ſie nicht vollſtreckt werden 
ann. 

(LG. Braunſchweig, 4. Fer ZK., Urt. v. 7. Sept. 1934, 5 J 94/34.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Quakatz, Braunſchweig. 
* 


3. 88 935 ff. 3 PO.; Art. 5 der VO. v. 5. Juli 1933. 
Art. 5 der VO. v. 5. Juli 1933, wie überhaupt der Lauf 
eines Entſchuldungs verfahrens macht den Erlaß oder das 
Beſtehen einer EinſtwVfg., die der Sicherung von durch 
das Entſchuldungsverfahren ergriffenen Anſprüchen dienen 
ſoll, nicht unzuläſſig. f) 

Der Antragsgegner iſt Interimswirt des in B. belegenen 
Hofes nebſt Beſtandteilen. 

Am 10. Dez. 1930 hat der Antragsgegner in einem Ver⸗ 
trage mit dem Antragſteller anerkannt, für im Herbſt 1930 ge⸗ 
lieferte Futter⸗ und Düngemittel 2059,56 %% zu ſchulden. In 
§ 2 dieſes Vertrages iſt dann weiter vereinbart: 

„Zur Sicherung der in § 1 bezeichneten Schuld nebſt Zin⸗ 
ſen und etwaiger Koſten und Verzugsſchäden verpachtet der 
Ehemann M. unter Zuſtimmung ſeiner Ehefrau diejenigen 


Zu 3. Gegen den Beſchluß beſtehen Bedenken. Das LG. legt 
den Vertrag mit Recht dahin aus, daß der Antragſteller das auf 
den Wieſen gewonnene Heu für ſich beanſpruchen darf. Für die 
Sicherung dieſes nicht auf Geld gerichteten Anſpruchs kommt 
nur die EinſtwVfg. in Betracht. Ob Art. 5 Abſ. 2 der 2. Durchf⸗ 
VO. zum SHRG. dem Erlaß der Einſtwfg. entgegenſtehen 
würde, kann dahingeſtellt bleiben; denn der Tatbeſtand des 
Art. 5 Abſ. 2 iſt im vorl. Falle nicht erfüllt. Die Erzeugniſſe 
find dem Antragſteller nicht im voraus nach § 930 BGB. zur 
Sicherung übereignet worden (eine Verpfändung kommt gleich⸗ 
falls nicht in Betracht), der Antragſteller beſitzt vielmehr nur 
einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Überlaſſung der Erzeugniſſe. 
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zum Hofe gehörigen Kabel Wieſen, die im vorigen Jahre von 
dem Verſteigerer G. öffentlich verſteigert ſind. Die nähere Be⸗ 
zeichnung der verpachteten Kabel iſt aus den Akten des Verſteige⸗ 
rers G. zu erſehen. Der Pachterlös beträgt ungefähr 500 bis 
600 ./, er ſoll auf die obengenannte Schuld verrechnet werden. 
Herr M. verſichert, daß dieſe Verpachtung durchaus im Rahmen 
einer ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung des Hofes gelegen iſt. 
Das Pachtverhältnis beginnt mit dem heutigen Tage. Der Ver⸗ 
pächter iſt verpflichtet, die verpachteten Wieſen ordnungsmäßig 
zu bewirtſchaften und inſtand zu halten.“ 

Nach § 3 des Vertrages iſt der Antragſteller mit ſeiner 
e zur ſofortigen Aufhebung des Pachtvertrages ver⸗ 
pflichtet. 

Der Antragſteller hat feine Rechte bzgl. der Wieſennutzung 
bis zum Sommer 1934 nicht geltend gemacht. Am 7. Juni 1934 
hat der Antragſteller aber dann eine EinſtwVfg. bei dem AG. 
dahin erwirkt, daß der Antragsgegner ſich jeder Verfügung über 
die von ihm an den Antragſteller verpachteten Wieſen zu ent⸗ 
halten hat, und insbeſ. der Verſteigerung der Ernte dieſer Wie⸗ 
ſen durch den Antragſteller keine Schwierigkeiten entgegenſetzen 
darf. Auf Antrag v. 14. Juni 1934 iſt dem Antragſteller durch 
das Gericht geſtattet, die Aberntung der Wieſe unter Aufſicht des 
Gerichtsvollziehers und unter Verwahrung der Ernte bis zur 
endgültigen Entſch. vorzunehmen. 

Der Antragsgegner hat am 16. Juni 1934 den Antrag auf 
Eröffnung des landwirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahrens ge⸗ 
ſtellt. Über dieſen Antrag iſt noch nicht entſchieden. 

Gegen den Erlaß der EinſtwVfg. hat der Antragsgegner 
Widerſpruch erhoben. Entgegen der Behauptung des Antragitel- 
lers hat er geltend gemacht, der Vertrag über die Wieſen ſei 
kein Pachtvertrag, ſondern diene lediglich der Sicherung der aus 
dem Jahre 1930 ſtammenden Schulden für Düngemittel. Der 
EinſtwVfg. ſtehe die Beſt. des Art. 5 VO. v. 5. Juli 1933 
(RGBl. I, 459) i. d. Faſſ. der VO. v. 15. Sept. 1933 Art. 3 
(RGBl. I, 641) entgegen. 

Das AS. hat die Einſtw fg. aufgehoben und ſich in den 
Gründen den Ausführungen des Antragsgegners angeſchloſſen. 

Die Ber. des Antragſtellers iſt begründet. 

Die Art der Abfaſſung und der Wortlaut des Vertrages v. 
19. Dez. 1930 laſſen erkennen, daß es ſich bei den Abmachungen 
in § 2 um eine in Form eines Pachtvertrages d Sicherung 
handelt. Dafür ſprechen auch die eigenen Angaben des Antrag⸗ 
ſtellers, nach denen er erſt jetzt das erſtemal ſeine ihm vertrag⸗ 
lich zuſtehenden Nutzungsrechte geltend macht 

Als zuläſſige Maßnahmen zur Sicherung der Anſprüche des 
Antragſtellers aus § 2 kann allein die Einſtw Vfg. anerkannt 
werden, nicht aber der Arreſt. Der Anſpruch geht auf Sicherſtel⸗ 
lung und Erhaltung der dem Antragſteller zuſtehenden Nutzungs⸗ 
rechte. Der gleichzeitig mit der dem Antragſteller verſchafften 
Rechtsſtellung verfolgte Sicherungszweck kann hierbei nicht von 
Bedeutung ſein. 

Richtig iſt zwar, daß Art. 5 VO. v. 5. Juli 1933 (RGBl. I, 
459) i. d. Faſſ. v. 15. Sept. 1933 (Art. 3 VO. v. 15. Sept. 1933 


Das LG. erwägt weiter, daß auch ſonſtige Schuldenregelungsvor⸗ 
ſchriften, insbeſ. die Beſt. der VO. v. 27. Dez. 1933 dem Exlaß 
der Einſtwofg. nicht entgegenſtänden. Das Schuldenregelungs⸗ 
verfahren für den Antragsgegner iſt bis zum Erlaß der Urteils 
nicht eröffnet worden. Der Vollſtreckungsſchutz des Art. 2 der 
VO. v. 27. Dez. 1933 kann alſo dem Antragsgegner nur auf 
Grund einer vorl. Anordnung nach Art. 7 der VO. zuteil ge⸗ 
worden ſein. Daß dies der Fall iſt, läßt ſich dem Urteil nicht 
mit Sicherheit entnehmen, es ſoll jedoch im folgenden unterſtellt 
werden. Art. 2 Abf. 2 verbietet die Vollziehung einer Einſtw⸗ 
Vfg. in dem in Art. 2 Abſ. 1 beſtimmten Umfange. Nach Art. 2 
Abſ. 1 Nr. 3 iſt die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Her⸗ 
ausgabe der auf den Betriebsgrundſtücken gewonnenen Erzeug⸗ 
niſſe einſtweilen eingeſtellt. Dies ijt angeordnet, weil die Heraus⸗ 
gabe die Fortführung des Betriebes gefährden könnte. Nach der 
im vorl. Fall erlaſſenen EinſtwVfg. hat der Antragsgegner zu 
dulden, daß der Antragſteller die Wieſen aberntet und die Ernte 
verſteigert (EinſtVfg. v. 7. Juni 1934) oder vorläufig verwahrt 
(EinſtwVfg. v. 14. Juni 1934). Die Ernte wird danach dem An⸗ 
tragsgegner ebenſo entzogen, wie wenn er zur Herausgabe 
an den Antragſteller verpflichtet worden wäre. Aus dieſem Grunde 
ſteht Art. 2 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. Abſ. 2 der VO. v. 27. Dez. 
1933 auch der Vollziehung der vorl. EinſtwVfg. entgegen. Daß 
die Ernte dem Antragsgegner nach der EinſtwVfg. v. 14. Juni 
1934 zunächſt nur bis zur endgültigen Entſch. des Rechtsſtreits 
entzogen werden ſoll, ſchließt die Anwendung des Art. 2 Abſ. 1 
Nr. 3 nicht aus. Denn durch dieſe Vorſchr. ſoll ihrem Zweck 
entſprechend auch die zeitweilige zwangsweiſe Entfernung der Er⸗ 
zeugniſſe aus dem Betriebe verhindert werden. 

Da die Einſtw Vfg. nicht vollzogen werden kann, durfte fie 


[RGS Bl. I, 641]) der Verwertung der gegebenen Sicherung ent⸗ 
gegenſteht. Dieſe Beſt., wie überhaupt der Lauf eines Entſchul⸗ 
dungsverfahrens, macht jedoch den Erlaß oder das Beſtehen einer 
Einſtwyfg., die der Sicherung von an ſich von dem Entſchul⸗ 
dungsverfahren ergriffenen Anſprüchen dienen ſoll, nicht un⸗ 
zuläſſig. 

Zu dieſer Entſch. führt die ſtrenge Trennung, die zwiſchen 
dem Erlaß der Einſtwyfg. und ihrem Vollzuge gemacht werden 
muß. Während der Vollzug der Einſtw fg. rechtsſyſtematiſch in 
das Zwangsvollſtreckungsverfahren gehört und als Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsmaßnahme ohne weiteres gegenüber dem Antragsgegner 
zu 1 gem. Art. 5 VO, v. 5. Juli 1933 unzuläſſig ift, fällt der Erlaß 
der EinſtwyVfg. in das Erkenntnisverfahren, das durch die ge 
nannte Beſt. über das Entſchuldungsverfahren nicht berührt wird. 
Der Erlaß einer Einſtw Vfg. ſteht demnach nicht in Widerſpruch 
mit dem Antrag auf Einleitung des Entſchuldungsverfahrens 
oder deſſen Lauf. Das erhellt auch die Veit. des Art. 2 Abſ. II 
BO. v. 27. Dez. 1933 (RGBl. I, 1115), die ausdrücklich und wohl 
auch nur auf Grund gleicher Überlegung nur die Vollziehung 
von Arreſten und Einftm®fg. als der Zwangsvollſtreckung gleich⸗ 
zuſetzen bezeichnet, nicht aber deren Erlaß (vgl. hierzu auch Kie⸗ 
ſo w, Vergleichsordnung in der Anmerkung zu 8 34 VerglO.; 
Bernhard Meyer, Vergleichsordnung § 34 Anm. 1 und 5; 
Jaeger, Konkursordnung $ 14 Anm. 1). 

Steht nun zwar das Entſchuldungsverfahren dem Exlaß und 
damit auch dem Fortbeſtande einer Einſtw Vfg. nicht entgegen, ſo 
konnten auch grundſätzliche Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des 
Erlaſſes der EinſtwVfg. erhoben werden, denn die Notwendig” 
keit ihrer Anordnung folgt mit aus der Möglichkeit ihrer Voll⸗ 
ziehung. Die Möglichkeit iſt aber gegeben, da nicht arge 
iſt, daß die Schutzvorſchriften durch die Rücknahme oder die 
lehnung des Antrages auf Eröffnung oder durch Aufhebung des 
Entſchuldungsverfahrens fortfallen. Die Darlegung der unbeding⸗ 
ten Zweckloſigkeit des SE der Einftm®fg. wegen Ausſichts⸗ 
loſigkeit der Vollziehung und damit ihrer Unzuläſſigkeit aus die⸗ 
ſem Grunde iſt Sache des Antragsgegners. In dieſer Richtung 
iſt jedoch von ihm nichts vorgetragen. 

Die EinſtwVfg. gegen den Antragsgegner muß demnach 
beſtätigt werden. 

(LG. Braunſchweig, 4. Fer K., Urt. v. 31. Aug. 1934, 5 T 79/34.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Quakatz, Braunſchweig. 


* 


Frankfurt a. M. 


4. Art. 30 EGBGB. Ein ausländiſches Geſez, das 
dem unehelichen Kinde jeden Unterhaltsanſpruch gegen 
feinen Erzenger verſagt, kann in Deutſchland nicht ange“ 
wendet werden. f) 

(OG. Frankfurt a. M., 5. ZK., Urt. v. 30. Juli 1934, 25 8 73/34.) 


Abgedr. JW. 1934, 26442, 
* 


— 


m. E. auch nicht erlaſſen werden. Zwar ift, wie das LG. zutreffend 
hervorhebt, rechtsſyſtematiſch zwiſchen dem Erlaß und der Voll. 
ziehung der EinſtwVfg. zu unterſcheiden. Dieſe Trennung darf 
aber in der Praxis nicht zum Erlaß von Einſtwofg. führen, 
bei denen von vornherein feſtſteht, daß ihre Vollziehung mit ge 
ſetzlichen Vorſchr. in Widerſpruch ſtehen würde. Bei diejer Sach, 
lage fehlt für den Erlaß der EinſtwVfg. das Rechtsſchutzbedürfntz 
(vgl. Beſchl. des OLG. Königsberg v. 19. Juli 1932: JW. 1909 
632; Schultze⸗Seifert, Vollſtreckungsſchutz, 1934, Bem. ‚” 
zu Art. 2 VO. v. 27. Dez. 1933 S. 404). Das LG. Braunſchweig 
hat ſich in dem Beſchl. v. 7. Sept. 1934, 5 T 94/34 ſelbſt dieſer 
Auffafjung angeſchloſſen. Auch die Möglichkeit, daß der die Voll 
ziehung hindernde Umſtand ſpäter wegfällt, vermag den Erlaß 
der Einſtwfg. nicht zu rechtfertigen; denn die EinſtwVfg. ! 

zur als baldigen Vollziehung beſtimmt. — Der Erla der 
EinitwBfg. ift insbeſ. abzulehnen, wenn, wie im vorl. Fall, die 
EinſtwVyfg. dem Antragsgegner eine Handlung, Duldung 
oder Unterlaſſung vorſchreibt. Denn hier iſt eine beſondere V st 
ziehung regelmäßig nicht erforderlich; das Gebot oder Verb 

wird vielmehr ſchon mit der Zuſtellung an den Untragsgegit, 


wirkſam. Es würde zu einer erheblichen Rechtsunſicherheit MT 
ren, wenn dem Antragsgegner durch Einſtwofg. ein beſtimmte⸗ 
Verhalten vorgeſchrieben würde, die gerichtliche Anordnung abe 
von vornherein mit geſetzlichen Vorſchr. (z. B. Vollſtreckungsſchus 
beſtimmungen) im Widerſpruch ſtände. n 
GerAſſ. W. Wiedemann, Berlin. 


Zu 4. A. Anm. RA. Dr. W. Wuſſow, ebenda. 


B. Das Ergebnis, zu dem das LG. Stuttgart gelangt, nämlich 
die Anwendbarkeit des deutſchen Rechts, läßt ſich auch noch auf IP 
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Ham burg 

5. 829 GBO.; 85 70—72 VerſAufſc. Keine Prü⸗ 
fungspflicht des Grundbuchrichters, ob eine für eine Le⸗ 
bens verſicherungsgeſellſchaft eingetragene Briefhypothek 
zum Deckungsſtock dieſer Geſellſchaft gehört. f) 


Für die Vereinigten Lebensverſicherungsanſtalten a. G. für Hand⸗ 
werk und Gewerbe zu Hamburg iſt am 15. Nov. 1933 eine Brieſhypo⸗ 
thek von 5000 RA nebſt Zinſen eingetragen worden. Die Eintra⸗ 
gungsbewilligung enthält das Bekenntnis der Grundſtückseigentümer 
über den Empfang des durch die Hypothek zu ſichernden Darlehus. 

Am 25. April 1934 haben die Grundſtückseigentümer die Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek auf eine Bauſparkaſſe beantragt; fie haben 
eine notarielle Löſchungsbewilligung der eingetragenen Gläubigerin 
ede worin dieſe erklärt, daß die Hypothek nicht valutiert wor⸗ 

en ſei. 

Das GBA. hat gem. 8 18 G0. den Antragſtellern unter Friſt⸗ 
beſtimmung auferlegt, entweder eine Beſcheinigung des Aufſichtsamts 
beizubringen, daß für die eingetragene Gläubigerin kein Treuhänder 
beſtellt ſei, oder die Beſtellung des Treuhanders nachzuweiſen nebſt 
ale Erklärung, in beglaubigter Form, daß er der Löſchung zu⸗ 
timme. 

Hiergegen richtet ſich die Beſchw. der Grundſtückseigentümer. 

Die Beſchw. iſt begründet. 

a) Aus der vorgelegten Löſchungsbewilligung ergibt ſich, daß 
der die Grundlage der Hypothekenbeſtellung bildende Darlehnsvertrag 
nicht rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt, da die Antragſteller das 
gendem Wege rechtfertigen, ſo daß dem Urteil im Ergebnis, wenn 
auch nicht in der Begründung, zuzuſtimmen iſt: 

Art. 21 Ech BGB. ſchreibt die Anwendung des Heimat⸗ 
rechts der Mutter vor. Das wäre vorliegend das engliſche Recht. 
Das engliſche Recht ſeinerſeits iſt aber — im Gegenſatz zum deut⸗ 
ſchen Recht, das das Staatsangehörigkeitsprinzip befolgt — von 
dem Domizilprinzip beherrſcht, d. h. es wendet ohne Rückſicht auf 
die Staatsangehörigkeit der Parteien das Recht des Wohnſitzes an 
(dafür, daß in England das Domizilprinzip gilt, verweiſen wir auf 
Staudinger, EGBGB, Einleitung E I — S. 21 a. CE. 
und B III — S. 8). Hiernach müßte alſo der engliſche Richter im 
vorl. Fall das deutſche Recht als das des Wohnſitzes der Mutter 
anwenden. 

Es iſt in Literatur und Rſpr. beſtritten, ob der Ausdruck 
Geſetz“ in Art. 21 nur die Sachnormen des Heimatſtaates der 
Kindesmutter oder auch deſſen Kolliſionsnormen umfaßt, d. h. ob 
für den Bereich des Art. 21 die ſog. Rückverweiſung gilt. Art. 21 
iſt in dem die Rückverweiſung regelnden Art. 27 nicht aufgezählt; 
doch wird dieſer Artikel überwiegend einer analogen Anwendung für 
zugänglich erachtet. Staudinger⸗Raape, Art. 21 Anm. K II, 
lehnt die Rückverweiſung für den Art. 21 ab; dagegen wird ſie vom 
RG. in der Entſch. v. 15. Febr. 1912 (ZW. 1912, 397) zugelaſſen. 
Es heißt dort: 

„Sind durch die Vorſchriften der Art. 7, 13, 15, 17, 21, 25 
EGBGB. ſchlechthin „die Gefetze des fremden Staates für maß⸗ 
gebend erklärt“, ſo iſt man nach einer altbewährten Auslegungs⸗ 
regel nicht berechtigt, Unterſcheidungen hineinzutragen, den in 
allen Kulturſtaaten geläufigen, ſehr allgemeinen Ausdruck Geſetz 
oder Recht in Gruppen zu ſpalten, je nachdem es ſich um materi⸗ 
elles Recht, um Sachnormen, oder um das auf den gegenſeitigen 
Verkehr der Staaten bezügliche internationale Recht, die Kolliſions⸗ 
normen, handelt, und demgemäß unter Geſetzen ſprachwidrig nur 
die Sachnormen zu verſtehen.“ 

Desgleichen ſpricht ſich das AG. Stuttgart in dem Fall einer 
den USA. angehörigen unehelichen Mutter für die Rückverweiſung 
aus (JW. 1931, 157; in den USA. gilt die lex fori, d. h. der 
Streitfall wird beurteilt nach dem Recht des Staates, deſſen Ge⸗ 
richte darüber zu entſcheiden haben). Die beiden von Staudin⸗ 
ger⸗Raape a. a. O. für ſeine Meinung angeführten Entſch. in 
dem Rundbrief des Archivs Deutſcher Berufsvormünder IV 134 und 
293 enthalten zu der Streitfrage nichts. Denn einmal laſſen ſie 
nicht erkennen, ob der — nach engliſchem Recht zu beurteilende — 
Wohnſitz der Mutter wirklich in Deutſchland war (der Wohnſitz⸗ 
begriff des engliſchen Rechts deckt ſich nicht mit dem unſrigen [val. 
staudinger⸗Raape, Einl. B III, S. 8]); zum anderen haben 
die beiden Gerichte die Frage der Rückverweiſung offenſichtlich des⸗ 
halb nicht erwogen, weil ſie an dieſe Möglichkeit überhaupt nicht 
gedacht haben 
Auch im übrigen möchten wir dem Urteil des LG. Frank⸗ 
jurt a. M., das einen Fall des Art. 30 im Gegenſatz zum AG. Stutt⸗ 
gart nicht für gegeben hielt, zuſtimmen. U. E. iſt Art. 30 EGBGB. 
im vorl. Fall nicht anwendbar, da das engliſche Recht ja keineswegs 
geglichen Anſpruch aus unehelichem Beiſchlaf verſagt, ſondern der 

utter, wenn auch nicht dem Kind, Anſprüche zubilligt. 
Aus dem Deutſchen Jugendarchiv: 
Direklor Dr. Webler. 


Rechtſprechung 


Darlehn nie empfangen haben (8607 BGB.). Die Forderung, für 
welche die Hypothek beſtellt ift, iſt alſo nicht entſtanden. Nach $ 1163 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. hat demnach die Hypothek immer den Grund⸗ 
ſtückseigentümern zugeſtanden. Der Gläubiger hat nur den Auſchein 
eines Rechts erworben, nicht aber wirklich ein Recht beſeſſen. Wenn 
aber kein Recht entſtanden iſt, kann es auch nicht Teil des Deckungs⸗ 
ſtocks geworden ſein. In der Löſchungsbewilligung für eine ſolche 
Eintragung liegt nicht die Aufgabe eines Rechtes, alſo keine Vfg., 
wie fie im 8 72 VerſAufſc̃. vorausgeſetzt wird. In einem ſolchen 
Falle den Nachweis der Beſtellung eines Treuhänders oder deſſen 
Zuſtimmung zu fordern, beſteht keine Veranlaſſung. 

Die Antragſteller können die Klarſtellung des Grundbuches im 
Wege des 8 22 EBD. erwirken. Zu dem Anerkenntnis des Gläu⸗ 
bigers, daß die Valuta nicht gezahlt iſt, iſt eine Mitwirkung des für 
die Verſicherungsgeſellſchaft beſtellten Treuhänders nicht erforderlich, 
da dieſes Anerkenntnis den Deckungsſtock nicht betrifft. 

Schon aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß die Beſchw. be⸗ 
gründet iſt. Der Beſchl. des GBA. iſt aber auch aus dem weiteren 
Vorbringen der BeſchwF. aufzuheben. 

b) Nach 866 VerſsAufſch. hat jedes Verſicherungsunternehmen, 
welches die Lebensverſicherung betreibt, einen Deckungsſtock zu bilden. 
Für dieſen Deckungsſtock beſtehen beſondere Sicherungsvorſchriften in 
den 8$ 70—76 VerſAufſch. — Dieſe Vorſchr. finden nur auf den Dek⸗ 
Kungsſtock, nicht aber auch auf das in der Regel in der gleichen Weiſe 
wie die Vermögenswerte im Deckungsſtock angelegte freie Vermögen 
der Verſicherungsgeſellſchaft Anwendung. 

Ein Mittel zur Sicherung des Deckungsſtocks iſt die Beſtellung 
eines Treuhänders (88 70, 71 VerſAufſG.). 

Der Deckungsſtock iſt nach § 72 BerfAufj®. ſo ſicherzuſtellen, 
daß nur mit Zuſtimmung des Treuhänders darüber verfügt werden 
kann. Im 8 72 Abſ. 1 VerſAufſch. ift der Aufſichtsbehörde die Er⸗ 
mächtigung gegeben, die näheren Beſt. über die Ausgeſtaltung der 
überwachung des Deckungsſtocks durch den Treuhänder zu erlaſſen. 
Auf Grund dieſer Ermächtigung hat das RAuffAPrivVerſ. das Rund⸗ 
ſchreiben v. 30. Mai 1933, A III 506 (Veröffentlichungen 1933, 182 f.) 
erlaſſen. Dieſe Vfg. iſt, da fie auf einer geſetzlichen Ermächtigung 
beruht, eine dem Geſetz in der Wirkung gleichgeſtellte Rechtsnorm. 
Sie iſt ebenſo zu beachten wie das Geſetz ſelbſt. 

Die Bfg. v. 30. Mai 1933 zeigt eine verſchiedene Behandlung 
der Anlagemöglichkeiten. Sind Mittel des Deckungsſtocks in inlän= 
diſchen Grundſtücken angelegt, ſo iſt ein Vermerk im Grundbuch zu 
erwirken, daß über das Grundſtück nur mit Zuſtimmung des Treu⸗ 
händers oder ſeines Stellvertreters verfügt werden darf. Bei Hypo⸗ 
theken, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldforderungen iſt unterſchieden 
zwiſchen Anlagen vor oder nach dem 30. Mai 1933 und zwiſchen 
Brief⸗ und Buchbelaſtungen. Nach dem 30. Mai 1933 aufgenommene 
oder erneuerte Buch belaſtungen ſind wie Grundſtücke zu behandeln. 
Vor dem 30. Mai 1933 in Buchbelaſtungen angelegte Mittel des 


Zu 5. Dem Beſchl. iſt rückhaltlos zuzuſtimmen. Die wohl⸗ 
wollenden und fürſorglichen Vorſchriften der 88 70 f. VerſAufſch. 
hatten zu Anfang in den Kreiſen der Lebensverſicherung erhebliche 
Beunruhigung mit Rückſicht auf die mit einer grundbuchmäßigen 
Sicherung verbundenen Notariats⸗ und Gerichtskoſten hervorgerufen. 
Dem hat das Aufſichtsamt durch fein Rundſchreiben v. 30. Mai 
1933 einen Riegel vorgeſchoben, indem es die Unternehmungen hin⸗ 
ſichtlich ihres alten Beſtandes an Buchhypotheken und hinſichtlich 
aller Briefhypotheken von jeder grundbuchmäßigen Sicherung be⸗ 
freite. 8 72 Abſ. 1 Halbſatz 2 ergibt die unanfechtbare Rechtsgrund⸗ 
lage für dieſe Verfügung. Der Verſuch des GBA, dieſe Koſten⸗ 
belaſtung auf einem anderen Wege wieder in das Verhältnis hinein⸗ 
zubringen, it vom BeſchwGG. mit Recht zurückgewieſen worden. Ge⸗ 
wiß enthält 8 72 Abſ. 1 ein geſetzliches Veräußerungsverbot i. ©. 
des § 135 BGB. (vgl. Koenige, Peterſen, Wirth, Verſ⸗ 
Aufſch. [1931], Anm. 1 zu § 72 S. 140), aber doch eben nur für 
ſolche Hypotheken, welche zum Deckungsſtock gehören. Sollte der 
Grundbuchrichter wirklich das Recht haben, bei jeder für eine 
Lebensverſicherungsgeſellſchaft eingetragenen Hypothek den Nachweis 
zu verlangen, daß dieſe Vorausſetzung nicht gegeben iſt? Es iſt 
klar, daß eine Bejahung dieſer Frage die empfindliche Koſtenbelaſtung, 
die man den Unternehnungen gerade erſparen wollte, zu einem er⸗ 
heblichen Teile wieder mit ſich gebracht hätte; denn wie das LG. 
dem Aufſichtsamt mit Recht vorhält, würde dieſer Nachweis die Be⸗ 
obachtung der Form des § 29 EBD. erfordern. Man könnte jagen, 
daß ſinngemäß ſchon das Rundſchreiben v. 30. Mai 1933 dieſe 
Prüfung ausſchließt. Aber auch abgeſehen hiervon beſteht doch keinerlei 
Vermutung dafür, daß eine einer Lebensverſicherungsgeſellſchaft ge⸗ 
hörige Hypothek nun auch in ihren Deckungsſtock übergegangen if. 
Die Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften über die zum Deckungs⸗ 
ſtock gehörigen Hypotheken vollzieht ſich, ſoweit nicht die in dem 
Beſchl. erwähnten Ausnahmen gegeben find, durchweg in einer 
Sphäre, die einem Eingreifen oder einer Nachprüfung des Grund⸗ 
buchrichters verſchloſſen iſt. 

Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Berlin. 
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Juriſt'ſche Wocheuſchrift 


Deckungsſtocks ſind ohne einen beſonderen Vermerk im Grundbuch 
dadurch geſichert, daß den Verſicherungsunternehmungen vorgeſchrie⸗ 
ben worden iſt (vgl. Nr. 3 der Pfg.), hierüber ein beſonderes Regiſter 
anzulegen und dieſes dem Treuhänder zu übergeben. Eines beſonderen 
Vermerks im Grundbuch bei dieſen Buchhypotheken bedarf es nach der 
Anweiſung des RAufſA. nicht. Hiervon iſt nach der Außerung des 
RAufſA. v. 9. Aug. 1934 bewußt Abſtand genommen worden. Es 
ſollte vermieden werden, daß die Verſicherungsunternehmungen mit 
den erheblichen Koſten belaſtet würden, die durch die Eintragung von 
Sperrvermerken für ihren geſamten alten Beſtand in Buchhypotheken 
entſtehen würden. 

Auch für die Sicherung der in Briefhypotheken, Brief-, Grund» 
und Rentenſchuldforderungen angelegten Mittel des Deckungsſtocks 
ſind Gründe der Koſtenerſparnis entſcheidend beſtimmend geweſen. 
Hier wird vom RAufſA. durchweg kein Grundbuchvermerk gefordert. 
Eine hinreichende Sicherung vor unbefugter Vfg. ohne Zuſtimmung 
des Treuhänders hält das RAufſA. dadurch für gewährleiſtet, daß die 
für dieſe Forderungen ausgeſtellten Briefe von dem Treuhänder unter 
Mitverſchluß der Verſicherungsunternehmung zu verwahren ſind. 

Das NAuffſA. halt auch eine beſondere Nachprüfung, ob ein 
Treuhänder beſtellt iſt und ob dieſer zugeſtimmt hat, bei Briefhypothe⸗ 
ken nicht für erforderlich. Die Eintragung eines Sperrvermerk zugun⸗ 
ſten des Treuhänders iſt nach Anſicht des RAuffA. ebenfalls über⸗ 
flüſſig. Nach der Anſicht des RAUF. hat ſich der Grundbuchrichter 
überhaupt nur in zwei Fällen mit der Frage zu befaſſen, ob die 
Vorſchr. der SE 70 f. VerfAuff®. gewahrt find, nämlich 

1. wenn ein Antrag auf Eintragung eines Sperrvermerks zu⸗ 
gunſten des Treuhänders vorliegt; 

2. wenn barch den Eintragungsantrag eine Rechtsänderung mit 
dinglicher Wirkung hinſichtlich eines Grundſtücks oder einer Buch⸗ 
hypothek (Buchgrundſchuld, Buchrentenſchuld), bei denen ein Sperr⸗ 
vermerk zugunſten des Treuhänders im Grundbuch eingetragen iſt, 
herbeigeführt werden ſoll. 

Zur Frage, in welcher Weiſe der Nachweis zu führen iſt, daß 
ein Grundſtück oder eine Hypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld) zum 
Deckungsſtock der Verſicherungsunternehmung gehört, führt das 
RAufſA. in feiner Stellungnahme v. 9. Aug. 1934 aus, daß ſich der 
Grundbuchrichter unbedenklich auf eine einfache Erklärung des Vor⸗ 
ſtandes des Verſicherungsunternehmens verlaſſen dürfe. Das RAuffA. 
weiſt darauf hin, daß jeder Vorſtand einer Verſicherungsunternehmung 
ſich nur in den Fällen der freien Verſügung über einen Vermögens⸗ 
wert begeben wird, in denen es das Geſetz oder die Anordnung der 
Aufſichtsbehörde von ihm verlangt. Auch eine einfache Erklärung des 
Treuhänders hält das Aufſ A. für ausreichend. Es erklärt ſich ſelbſt 
auch bereit, ſoweit es darüber ein Verzeichnis vorliegen hat, Beſchei⸗ 
nigungen zu erteilen. 

Im Ergebnis kommt das RAuffA. alſo dazu, daß der Vorſchlag 


Zu 1. A. Der Entſch. kann nicht zugeſtimmt werden. Richtig iſt 
natürlich der Satz: Es genügt nicht, daß er bei Verbreitung einer 
Druckſchrift damit rechnet, daß ſie derartige Behauptungen enthält. 
Zum bedingten Vorſatz gehört bekanntlich weiter eine willens⸗ 
mäßige Beteiligung des Täters, nämlich, daß er die Möglichkeit, 
daß die Zeitung derartige Behauptungen enthält, billigt, daß er ſie 
„in Kauf nimmt“. Nur wegen der rechtlichen Auswirkungen des 
vorangeſtellten Leitſatzes, auf den das Sondergericht abſtellt, auf 
Fälle dieſer Art, auf Fälle alſo, in denen die Annahme be⸗ 
dingten Vorſatzes von der gedachten Seite her nicht bemängelt 
werden kann, richtet ſich meine Stellungnahme. Daß der der Entſch. 
zugrunde gelegte Satz unrichtig iſt, ergeben folgende Erwägungen: 

Aufſtellen kann man Behauptungen nicht wohl, ohne ſie 
inhaltlich zu kennen. Das liegt im Begriff des Aufſtellens. Der 
Begriff des Verbreitens bereitet indeſſen in dieſer Hinſicht 
keine Schwierigkeit. Das Gericht leitet ſeine Bedenken auch nicht 
aus dieſem Begriffe her, aus dem Tätigkeitswort, ſondern aus 
dem Attribut „tatſächlicher Art“, das im Geſetz den Worten „un⸗ 
wahre Behauptungen“ beigegeben iſt. Ihm ſchwebt vor, daß dieſes 
Attribut „tatſächlicher Art“ irgendwie den ſubjektiven Tatbeſtand 
berührt. Es verſteht die Geſetzesworte in dem Sinne etwa, wie 
„Behauptungen, die in ihrer konkreten Tatſächlichkeit dem Täter 
bekannt ſind“. In Wirklichkeit hat aber das Attribut „tatſächlicher 
Art“ mit dem ſubjektiven Tatbeſtand unmittelbar nicht das Ge⸗ 
ringſte zu tun. Es ſollen damit lediglich Tatſachen behauptun⸗ 
gen von Werturteilen geſchieden werden, alſo eine Unter⸗ 
ſcheidung getroffen werden, die die objektive Tatſeite angeht. Würde 
der Täter die Zeitſchrift weitergereicht haben in der Annahme, es 
ſeien darin lediglich Beſchimpfungen der Regierung enthalten, die 
tatſächlichen Inhalts entbehren, ſo würde es am Vorſatz fehlen, auch 
wenn ſich in der Zeitung doch unwahre Tatſachen behauptun⸗ 
gen finden ſollten; denn das Tatbeſtandsmerkmal „tatſächlicher 
Art“ wäre dann zwar gegeben, aber nicht vom Vorſatz erfaßt. Wenn 
aber der Täter — ſolche Fälle ſind in der Praxis der von mir ge⸗ 
leiteten Staatsanwaltſchaft vorgekommen — zugeſtandenermaßen 
gewußt hat, daß in jeder Nummer der „AJZ.“ ſogenannte Lügen⸗ 


des Grundbuchrichters, alle Buchpoſten durch Hinzufügung einer Klau⸗ 
ſel, daß nur mit Zuſtimmung des Treuhänders verfügt werden darf, 
als zum Deckungsſtock der betreffenden Verſicherungsunternehmung 
gehörend kenntlich zu machen, deshalb nicht durchführbar ift, weil 
auch im freien Vermögen der Unternehmung ſich Buchpoſten be⸗ 
finden können. Dagegen kann der Grundbuchrichter nach Anſicht des 
RAuff A. bei ſämtlichen Briefpoſten und Poſten ohne Klauſel ſich ſchon 
15 105 Prüfung erſparen und die freie Verfügung über dieſe Poſten 
zulaſſen. 

Das Behr. ſchließt ſich der Stellungnahme des NAUFN. 
grundſätzlich an. Nicht hinreichend zum Ausdruck kommt in der 
Stellungnahme des RAuffA. vielleicht, daß in den Fällen, in denen 
eine Prüfungspflicht des GBA. anzunehmen iſt, die Beſt. des 8 29 
EBD. zu beachten iſt, wenn Eintragungsbewilligungen oder ſonſtige 
zur Eintragung erforderliche Erklärungen in Betracht kommen. Der⸗ 
artige Erklärungen werden in der im § 29 GBD. beſtimmten Form 
abgegeben werden müſſen. 

Aus den vorſtehenden Darlegungen folgt, daß zu der vom GBA. 
beabſichtigten Nachprüfung auch dann keine Veranlaſſung beſtehen 
würde, wenn die Hypothek tatſächlich als Recht der Vereinigten 
Lebensverſicherungsanſtalten a. G. entſtanden wäre und wenn ſie nicht 
eine Eigentümerhypothel geblieben wäre. 

Aus alledem ergibt ſich, daß die Beſchw. in vollem Umfange 
begründet iſt. 

(CG. Hamburg, 1. Z., Veit. v. 9. Okt. 1934, G Bs 32/34.) 
Ber. v. Aſſ. Dr. H. Vogel, Hamburg. 


Freiberg i. Sa. Sondergerichte 


1. Vorſätzliches Handeln i. S. des § 3 Abſ. 1 der VO. 
des RPräſ. zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die 
Regierung der nationalen Erhebung v. 21. März 1933 ſetzt 
voraus, daß der Täter die unwahren Behauptungen, die 
geeignet ſind, das Wohl des Reiches und das Anſehen der 
Reichsregierung ſchwer zu ſchädigen, bei Verbreitung tat” 
ſäch lich kennt. 5) 

„Das Sondergericht konnte nicht feſtſtellen, daß der Angel. 
bei Weitergabe der Druckſchrift (es handelte ſich um die AJ. 
eine im Auslande erſcheinende, bebilderte kommuniſtiſche Zeit- 
ſchrift) die in ihr enthaltenen unwahren Behauptungen tatſäch⸗ 
licher Art gekannt hat. Mithin konnte nicht feſtgeſtellt werden, daß 
er dieſe vorſätzlich weiterverbreitet hat. Wenn auch der Angekl. 
zugibt, gewußt zu haben, daß die „AJ. ganz allgemein ſtets 
Lügenmeldungen mit enthält, jo hat er doch nicht bedingt vorſätz⸗ 
lich gehandelt. Vorſätzliches Handeln i. S. des § 3 Abſ. 1 VO. des 


meldungen enthalten ſind, und wenn er die Zeitung offenbar gerade 
deshalb an Geſinnungsgenoſſen weitergereicht hat, fo iſt nicht ein? 
zuſehen, was am ſubjektiven Tatbeſtand fehlen ſoll. „Lügenmel⸗ 
dungen“, das iſt ja der volkstümliche Ausdruck für das, was der 
Geſetzgeber „unwahre Behauptungen tatſächlicher Art“ nennt, „die 
geeignet find, das Anſehen der Reichsregierung oder der NSDAP. 
ſchwer zu ſchädigen“. Das Gericht will dem Angekl. nur zur Fahr⸗ 
läſſigkeit zurechnen, daß er die Zeitung nicht zuvor auf ihren In⸗ 
halt geprüft habe. Warum ſollte er aber den Inhalt erſt prüfen, 
wenn gerade das Ergebnis einer Prüfung, das jeden wirklichen 
fahrläſſigen Täter von der Begehung der Tat abgehalten hätte, 
ihm erwünſcht und keineswegs geeignet war, ihn zu veranlaſſen, 
von der Verbreitung abzuſehen? Das zeigt am beſten, daß es der 
Sachlage keineswegs gerecht wird, wenn das Gericht unter Ab’ 
lehnung bedingten Vorſatzes Fahrläſſigkeit in Erwägung zieht. 
Man denke nur an den Fall, daß der Täter etwa auf rechtskun⸗ 
digen Rat gerade nur von einer Kenntnisnahme des Inhalts ab⸗ 
geſehen hat, um gegebenenfalls feine Verteidigung vor dem Son 
dergericht zu erleichtern! g 

Der Täter hat bewußt Gift im politiſchen Sinne, nämlich 
in dem von § 3 der Abwehr VO. erfaßten Sinne verbreitet, ohne 
allerdings die Giftſorte zu kennen. Wie iſt es denn, wenn jemand 
Gift im chemiſchen Sinne verbreitet, ohne zu wiſſen, um welche 
Giftart es ſich handelt? Selbſtverſtändlich wird, wer ohne polizei 
liche Erlaubnis bewußt Gift an andere überläßt, nach § 367 Ziff. 3 
SGB. beſtraft. Er kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß er 
nicht gewußt habe, ob es ſich um Cyankali, Arſenik oder irgendeine 
andere Giftſorte gehandelt habe. 

OStA. Kraner, Freiberg t. Sa. 


B. Das allerdings ſehr knapp begründete Urteil ſpricht NO 
weder zu dem Begriffe „Behauptung tatſächlicher Art“ noch zu den 
Begriffen „Behauptungen aufſtellen“ oder „verbreite N 
aus. Es ift der erhobenen Anklage nur inſoweit nicht gefolgt 
als dieſe dem Angekl. ein vorſätzliches Handeln i. S. von 9 
Abwehr VO. zur Laſt legte, während das Sondergericht nur Fahr” 
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RPräſ. zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die Regierung 
der nationalen Erhebung v. 21. März 1933 fett nach Anſicht des 
Sondergerichts voraus, daß der Täter die unwahren Behauptun⸗ 
gen, die geeignet ſind, das Wohl des Reiches und das Anſehen der 
Reichsregierung ſchwer zu ſchädigen, bei Verbreitung tatſächlich 
kennt. Es genügt dagegen nicht, daß er bei Verbreitung einer 
Druckſchrift damit rechnet, daß ſie derartige Behauptungen enthält. 
Dagegen hat aber der Angekl. bei Verbreitung der Druckſchrift 
„AJ. fahrläſſig gehandelt. Da er nach feinen eigenen Angaben 
damit rechnete, daß die „AJ Z.“, die er an H. weitergab, ebenfo 
wie die übrigen Nummern der „AJZ. Lügenmeldungen enthielt, 
hätte er die Pflicht gehabt, die Druckſchrift vor ihrer Weitergabe 
an H. daraufhin zu prüfen, ob ſie tatſächlich derartige Behauptun⸗ 
gen tatſächlicher Art enthält.“ 

Das Gericht verneint alsdann das Vorliegen grober Fahr⸗ 
läſſigkeit. 

(Sonderger. Freiberg, Urt. v. 13. Sept. 1934, SG 532/34.) 
Ber. von OStA. Kraner, Freiberg i. Sa. 


Dortmund Amtsgerichte 


1. 8868 Ziff. 1, 69 Abſ. 1, 83 RVerſorgG.; 8 850 3 PO. 
Iſt die Friſt des 8 78 NBerforg®. zur beſtimmungsge⸗ 
mäßen Verwendung der Kapitalabfindung abgelaufen, ſo 
iſt die Kapitalabfindung zur Hälfte der Pfändung unter- 
worfen. f) 

Durch den angefochtenen Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 


läſſigkeit für erweisbar hielt. Die Begr. hierfür läßt keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Den Feſtſtellungen des Sondergerichts nach ent⸗ 
hielt die unter Anklage ſtehende Nummer zwar „Behauptungen 
tatſächlicher Art“, wie fie $ 3 Abwehr O. unter Strafe ſtellt; 
der Angekl. kannte ſie jedoch nicht. Vielmehr war dem Angekl., der 
den Charakter der Zeitſchrift — offenbar aus dem Studium der 
früher erſchienenen Nummern heraus — im allgemeinen kannte, 
nur bewußt, daß die Druckſchrift ihren Leſern immer auch 
„Lügenmeldungen“ mit auftiſchte. Daß bei dieſer Sachlage auf 
ſeiten des Angell. kein „beſtimmter Vorſatz“ in Frage kam, be⸗ 
darf keiner Ausführung. Aber auch den „bedingten Vorſatz“ ver⸗ 
neint das Gericht mit Recht. Das Zugeſtändnis des Angekl. bezog 
ſich nur auf „Lügenmeldungen“, mit deren Vorhandenſein er rech⸗ 
nete. „Lügenmeldung“ iſt kein feſt umriſſener Begriff, ſo daß ohne 
nähere Erläuterung niemand weiß, was er darunter zu verſtehen 
hat. Vor allem iſt die „Lügenmeldung“ aber auch kein Begriff, 
den die Abwehr BO. verwertete. Sie verlangt „Behauptungen 
tatſächlicher Art“. Darunter find, wie RGSt. 68, 120 zu⸗ 
treffend darlegt, Behauptungen zu verſtehen, die ſich auf be⸗ 
ſtimmte einzelne Vorgänge oder Geſchehniſſe, auf „greifbare, 
des Beweiſes fähige Tatſachen“ beziehen. „Lügenmel⸗ 
dungen“ zählen hierunter nicht. Sie weiſen nicht auf beſtimmte 
Erſcheinungen oder Lebensvorgänge, die nachprüfbar wären, hin, 
ſondern laſſen der Phantaſie freien Spielraum, auf welchem Ge⸗ 
biete ſie die unwahren Meldungen ſuchen und welchen Inhalt ſie 
ihnen geben will. „Lügenmeldungen“ ſind der vollkommenſte 
Gegenſatz zu den „Behauptungen tatſächlicher Art“. Nicht 
nur, daß ſie jeden konkreten Inhalts ermangeln, ſtellen ſie über⸗ 
gaupt keine Tatſachenbehauptungen dar, ſondern bloße 
Werturteile. Ob eine Mitteilung als eine „Lügenmeldung“ 
aufgefaßt werden kann, läßt ſich immer erſt beurteilen, wenn man 
die Tatſache kennt, die in unwahrer Form berichtet ſein ſoll. 
Die „Lügenmeldung“ als ſolche laßt keine wie immer geartete 
Tatſache erkennen, ſondern betont nur, daß es ſich um eine 
Lüge, um eine bewußte Falſchmeldung handelt. 

Wenn in der Anm. A. der Tatbeſtand des § 367 Ziff. 3 
SGB. in Parallele geſtellt wird, fo handelt es ſich hierbei um 
einen Tatbeſtand, dem gerade die Eigenart des § 3 Abſ. 1 Abwehr⸗ 
BD, v. 21. März 1933 nicht anhaftet. Denn hier iſt im Gegen⸗ 
lag zu § 3 Abwehr VO. als Objekt der ſtrafbaren Handlung ein 
— auch in anderen Strafvorſchriften (8 229 StGB.) wieder⸗ 
kehrender — Rechts begriff verwendet, Auf die Giftſorte kommt 
es bei § 367 Ziff. 3 StGB. nicht an. Es genügt, wenn der Täter 
bewußtermaßen Stoffe zubereitet, feilhält, verkauft oder ſonſt an 
andere überläßt, welche die Geſundheit zu zerſtören geeignet ſind, 
und die demnach der Rechtskundige unter den Begriff „Gift“ 


einreiht. 
: GenStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


Zu 1. Die Entſch. widerſpricht den geſetzlichen Beſt. und dem 
Sinne des RBerjorg®. 


Die Kapitalabfindung iſt überhaupt kein Verſorgungs⸗ 


beſchluß ſind die angebliche Forderung des Schuldners gegen den 
Reichsfiskus auf Zahlung: 

a) einer Kapitalabfindung, 

b) der Schwerkriegsbeſchädigtenrente 
und weiterhin eine angebliche Gehaltsforderung des Schuldners 
gepfändet und der Gläubigerin zur Einziehung überwieſen wor⸗ 
den. Die Pfändung iſt erfolgt wegen eines Anſpruches der Gläu⸗ 
bigerin gegen den Schuldner auf Rückzahlung eines Betrages 
von 4500 %, (und der bisher entſtandenen Koſten), den die 
Gläubigerin dem Schuldner vorſchußweiſe als Darlehn auf die be⸗ 
willigte Kapitalabfindungsſumme gezahlt hat. 

Gegen die Pfändung des Anſpruchs auf Auszahlung der 
Kapitalabfindung hat das Hauptverſorgungsamt M., gegen die 
Pfändung der Schwerkriegsbeſchädigtenrente das Verſorgungsamt 
D. Erinnerung erhoben. 

Die Erinnerungen find zuläſſig nach §S 766 ZPO. Sie find 
ſachlich auch begründet, wenn auch die vom Hauptverſorgungsamt 
nicht in vollem Umfange. 

Die Pfändung von Anſprüchen auf Verſorgungsgebührniſſe, 
die nach § 850 Ziff. 5 ZPO. grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, iſt 
nach § 68 Ziff. 1 VerſorgG. (i. d. Faſſ. v. 22. Dez. 1927) aus⸗ 
nahmsweiſe u. a. zuläſſig, wenn ſie, wie in vorl. Falle, wegen 
eines Darlehns oder Vorſchuſſes auf die Anſprüche auf Verſor⸗ 
gungsgebührniſſe erfolgt. Die angeblichen Anſprüche des Schuld⸗ 
ners auf die Verſorgungsgebührniſſe, d. h. die Anſprüche auf Zah⸗ 
lung der an Stelle der Rente gegebenen Abfindungsfumme und 
auf Zahlung der Schwerkriegsbeſchädigten⸗Zuſatzrente, ſind daher 
an ſich pfändbar. Da jedoch die Anweiſung der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe des Schuldners nach der amtlichen Auskunft des Ver⸗ 
ſorgungsamts D. ſchon i. J. 1931 erfolgt und die Kapitalabfin⸗ 
dung auch ſchon 1932 bewilligt iſt, ſind die Anſprüche des Schuld⸗ 
ners auf die Schwerkriegsbeſchädigtenrente und die Kapitalabfin⸗ 
dung nicht in voller Höhe, ſondern nur zur Hälfte der Pfändung 
unterworfen nach § 69 Abſ. 1 NBerforg®. Die eine noch weiter⸗ 
gehende Beſchränkung enthaltende Vorſchr. des § 83 RVerſorgch., 
auf die die Erinnerung des Hauptverſorgungsamts geſtützt iſt, iſt 
in vorl, Falle ſchon deswegen nicht anwendbar, weil jedenfalls 
jetzt die dort beſtimmte Friſt des § 78 RVerſorgG. abgelaufen iſt, 
da dem Schuldner zur beſtimmungsgemäßen Verwendung der Ka⸗ 
pitalabfindung eine Friſt bis zum 1. Jan. 1933 geſetzt war. Die 
Pfändung des angeblichen Anſpruches auf die e Tinnung it 
daher nicht ganz, ſondern nurmehr im Rahmen der übrigen Belt. 
des RVerſorgG. (§8 68 Ziff. 1, 69 Abſ. 1), d. h. zur Hälfte des Be⸗ 
trages zuläſſig. 

(AG. Dortmund, Beſchl. v. 7. Nov. 1933, 6 M 279/33.) 


E 

— — — Dr 
anſpruch. Denn § 72 R2erforg®. ſagt ausdrücklich: „Perſonen, 
die ., können eine Kapitalabfindung erhalten.“ Sie ſtellt ſich 
ſomit als eine Kannbeſtimmung dar. Nun ſind ſeit einiger Zeit 
verſchiedene Gerichte dazu übergegangen, Kannbezüge auch einer 
Pfändung zu unterwerfen, weil ſich aus der Verpflichtung, die als 
ordnungsmäßig bewilligten Bezüge zu bezahlen, ein Anſpruch auf 
Zahlung im Rechtsſinne ergäbe. Man mag ſich zu dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung ablehnend oder zuſtimmend verhalten, fie kann bzgl. der 
Kapitalabfindung aber unter keinen Umſtänden Platz greifen. 
Denn § 83 NBerforg®. hat zur Vermeidung jeglichen Zweifels 
ausdrücklich beſtimmt, daß aus der Bewilligung der Abfindung 
nicht auf Auszahlung geklagt werden kann. Es ergibt ſich die 
Unpfändbarkeit auch aus dem im Geſetze genau feſtgelegten Zwecke 
der Abfindung, die nur zur Anſiedlung oder wirtſchaftlichen Stär⸗ 
kung vorhandenen Grundbeſitzes Verwendung finden darf. Es er⸗ 
folgt ſomit die Bewilligung unter der Auflage des Siedlungs⸗ 
zweckes. Das Geſetz geht aber zur Erreichung ſeines Zieles noch 
weiter, indem es in § 77 RBerjorg®. jagt: Die beſtimmungs⸗ 
gemäße Verwendung des Kapitals iſt durch die Form der Aus⸗ 
zahlung und durch Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger 
Weiterveräußerung des Grundſtückes zu ſichern. Zu dieſen Maß⸗ 
nahmen gehören das Weiterveräußerungsverbot und die in Höhe 
der Abfindung einzutragende Sicherungshypothek. Solange dieſe 
Bedingungen nicht erfüllt find, unterliegt die Abfindung zweifellos 
der Vfg. des Fiskus und kann daher von dritter Seite nicht in 
Anſpruch genommen werden. Iſt aber die Friſt zur beſtimmungs⸗ 
gemäßen Verwendung abgelaufen, ohne daß die Abfindung ihre 
Verwendung gefunden hat, ſo kann der Fiskus die Friſt zur be⸗ 
ſtimmungsgemätzen Verwendung weiter verlängern, oder er macht 
von ſeinem Rückforderungsrecht Gebrauch. Eine Freigabe zur be⸗ 
liebigen Verwendung erfolgt keinesfalls. 

Hiernach kann die Pfändbarkeit der Kapitalabfindung auch in 
beſchränktem Umfange, etwa zur Hälfte, nicht in Frage kommen. 
Dieſe Auffaſſung findet jedenfalls im Geſetze keine Stütze. 

RegR. Köſter, Koblenz. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


„Mayen 

2. 883 RVerſorgG.; § 850 3PO. Eine noch nicht 
beſtimmungsgemäß verwandte Kapitalabfindung unter- 
liegt der Verfügung des Hauptverſorgungsamtes und iſt 
daher unpfändbar. 

Durch Beſchluß des AG. iſt wegen eines vollſtreckbaren An⸗ 
ſpruchs des Gläubigers die angebliche Forderung des Schuld⸗ 
ners an: 

a) den Bezirksfürſorgeverband in M. und 

b) das Hauptverſorgungsamt Rheinland 
aus einer Kapitalabfindung gepfändet und dem Glaubiger zur 
Einziehung überwieſen worden. Das Hauptverſorgungsamt Rhein⸗ 
land hat gegen den Beſchluß Erinnerung gem. § 766 ZPO. ein⸗ 
gelegt mit dem Antrage, den Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
eſchluß aufzuheben, wobei es geltend macht, die Kapitalabfindung 
ſei der Pfändung nicht unterworfen. Dem Schuldner ſei die 
Kapitalabfindung bewilligt worden, damit er die Anſprüche ſeiner 
Geſchwiſter, die ſeinen Grundbeſitz zur Zwangsverſteigerung ge⸗ 
bracht hatten, befriedige. Dieſer Zweck ſei aber nicht erreicht wor⸗ 
den. Der Betrag habe deshalb an ſich zurückgefordert werden müſ⸗ 
fen ($ 79 RBerjorg®.). Hiervon ſei aber abgeſehen worden, da 
der Schuldner gebeten habe, das Geld zum Erwerb anderen 
Grundbeſitzes verwenden zu dürfen. Dieſem Antrage ſei unter 
der Bedingung zugeſtimmt worden, daß die durch die Fürſorge⸗ 
ſtelle in M. vorzunehmende Prüfung die Gewähr für die nützliche 
Verwendung des Geldes erbringe. Die Feſtſtellungen der Für⸗ 
ſorgeſtelle ſeien aber noch nicht abgeſchloſſen. 

Das Hauptverſorgungsamt iſt als Drittſchuldner berechtigt, 
im Wege der Erinnerung gem. § 766 ZPO. die Unpfändbarkeit 
der in Frage ſtehenden Forderung zur Geltung zu bringen (RG. 
93, 77). Die Erinnerung iſt auch ſachlich begründet. Die dem 
Schuldner bewilligte Kapitalabfindung iſt noch nicht beſtimmungs 
gemäß verwandt, unterliegt vielmehr noch der Vfg. des Haupt- 
verſorgungsamt. 

Die Pfändung des Anſpruchs aus der Kapitalabfindung iſt 
daher gem. 8 83 NBerforg®. unzuläſſig. 

(AG. Mayen, Beil. v. 10. April 1934, 2 M 7/34.) 


B. Arbeitsgerichte 
Reichs arbeitsgericht 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


* 1. 8 617 BGB.; § 63 HGB. Wird vertragsgemäß 
Wohnung und Koſt als Teil der Dienſtvergütung ge⸗ 
w hrt, fo iſt der Beſchäftigte im Zweifel nicht berechtigt, 
ſich Koſt und Wohnung anderweit zu beſchaffen und ſtatt 
deſſen Entſchädigung in Geld zu fordern. Anwendung 
dieſes Grundſatzes auf den Fall der Erkrankung. 

Die Kl., die in der Bäckerei der Bekl. als Verkäuferin unter 
Gewährung von Koſt und Wohnung angeſtellt war, bezog vereinbarungs⸗ 
gemäß ein Monatsgehalt von 120 AM, auf das für Koſt und Woh⸗ 
nung 52 N / in Abzug gebracht wurden, und Umſatzproviſion. Streitig 
unter den Parteien iſt, ob ſie für die Zeit vom 11. Sept. bis 15. Okt. 
1933, in der ſie wegen einer Erkrankung im Elternhauſe verpflegt 
worden iſt, für die nicht in Anſpruch genommenen Naturalleiſtungen 
der Bekl. Barvergütung verlangen kann. 

Das BG. gibt der Klage ſtatt, die Reviſionsbegründung ſagt 
aber mit Recht, daß bei Annahme eines Angeſtellten unter Gewährung 
von Koſt und Wohnung dieſe im Zweifel, d. h., wenn nicht beſondere 
(hier nicht vorliegende) Gründe für eine andere Auffaſſung ſprechen, 
einen weſentlichen Vertragsbeſtandteil derart bildet, daß der Arbeit⸗ 
geber Wohnung und Koſt als Teil der Dienſtvergütung zu gewähren 
hat, der Angeſtellte aber dieſen Teil der Vergütung nur in der 
vereinbarten Form des Unterhalts verlangen kann. Die Sachlage iſt 
alſo keineswegs ſo, daß der Arbeitnehmer Koſt und Wohnung ſich 
anderweit beſchaffen und ſtatt deſſen den vollen tariflichen Barlohn 
vom Arbeitgeber fordern könnte. Stellt dieſer Koſt und Wohnung zur 
Verfügung, jo hat der Augeſtellte in der Regel auch davon Gebrauch 
zu machen ohne einen Anſpruch auf Barentſchädigung, wenn er dies 
nicht tut. Damit iſt aber für den Streitfall die Entſch. gegeben. Die 
Kl. hat ſich während ihrer Krankheit zu ihren Eltern begeben, wie 
nach ihren eigenen Angaben zu unterſtellen iſt, einmal, um bei der 
Bell. Anſteckung zu vermeiden, ferner, um beſondere Pflege zu haben. 
Es ſteht ſonach nicht feſt, daß für den Wohnungswechſel der Kl. eine 
Notwendigkeit beſtanden hat. Die Kl. hat alſo während der fraglichen 
Krankheitszeit Koſt und Wohnung von anderer Seite empfangen, ohne 
daß ſie behaupten kann, dafür Aufwendungen gehabt zu haben, ſie 
hat auch Unterhaltsgewährung von der Bekl., namentlich in den 
Formen des § 326 BGB., gar nicht verlangt, und iſt daher nicht 
berechtigt, für ihr während ihrer Krankheit entgangene Natural⸗ 
leiſtungen Entſchädigung in Geld zu fordern. Daß die Bekl. die Kl. 


während der Krankheit nicht habe behalten wollen, behauptet die Kl. 
nicht. Die Bekl. hat im Gegenteil die Naturalleiſtungen auch in der 
fraglichen Zeit zur Verfügung gehalten. Von einer Unmöglichkeit der 
Gewährung oder Annahme dieſer Leiſtungen konnte keine Rede ſein. 
Die Bekl. war überdies berechtigt, nach 8 617 BGB. die Verpflegung 
der Kl. während ihrer Krankheit im Krankenhauſe herbeizuführen, 
ohne daß ihr dadurch angeſichts der beſtehenden Sozialverſicherung 
beſondere Unkoſten erwachſen wären. Da die Kl. von keiner dieſer 
Möglichkeiten zum Empfang der vertraglichen Naturalverpflegung 
Gebrauch gemacht hat, iſt das Verlangen der Kl. nach einer höheren 
Barentlohnung als der empfangenen demnach unbegründet (vgl. 
Staub-Bondi, HGB. 863 Anm. 5; Düringer⸗Hachenburg⸗ 
Hoeniger, HGB. 863 Anm. 6). 
(RArbG., Urt. v. 22. Sept. 1934, RAG 117/34. — Berlin.) 
* 


* 2. Eine Entlaſſung auf Grund von $2a WBG. oder 
Ziff. 4 der 2. Durchf VO. zum WBG. gilt nicht notwen- 
dig zugleich auf Grund des Dienſtvertrags. Wird alſo 
die Entlaſſung zurückgenommen, ſo bleibt ſie nur dann 
als vertragsmäßige Kündigung zum nächſten zuläſſigen 
Termin wirkſam, wenn ein dahingehender Wille im Ein⸗ 
zelfall aus dem Inhalt und den beſonderen Umſtänden 
der Entlaſſungserklärung erkennbar iſt. 

Durch Schreiben v. 16. Sept. 1933 wurde die bei der bekl. Orts⸗ 
krankenkaffe angeſtellte Kl. unter Berufung auf 82a WBG. v. 7. April 
u. 20. Juli 1933, vorſorglich auch auf Ziff. 4 der 2. DurchfVO. v. 
4. Mai 1933, friſtlos entlaſſen. Auf die Beſchw. der Kl. wurde ihr 
mit Brief der Bekl. v. 25. Jan. 1934 eröffnet, daß die Kündigung, 
ſoweit auf das WBG. geſtützt, zurückgenommen werde, ſie wurde 
jedoch gleichzeitig, wie ſchon in einem vorangegangenen Schreiben 
v. 11. Jan. 1934, als ordentliche Kündigung nach § 10 des Dienſt⸗ 
vertrages aufrechterhalten. Die Kl. erachtet dieſe Kündigung als 
früheſtens mit dem Schreiben v. 11. Jan. 1934 ausgeſprochen und 
daher erſt für den 30. Juni 1934 als wirkſam und verlangt bis dahin 
Gehalt. Die Bekl. hält die vertragliche Kündigung als ſchon durch 
ihr Schreiben v. 16. Sept. 1933 mit gedeckt. Sie betrachtet die Kl 
als mit Ende 1933 ausgeſchieden. 

Alle Inſtanzen haben der Klage ſtattgegeben. 

Die Entſch. hängt davon ab, ob einer auf Grund des WBG. 
und der 2. DurchfVO. v. 4. Mai 1933 erklärten Entlaſſung eines 
Angeſtellten nachträglich vom Entlaſſenden die Bedeutung und Wir⸗ 
kung einer vertragsmäßigen friſtgemäßen Kündigung beigelegt werden 
kann. Inſofern iſt zu beachten, daß die ſofortige Kündigung nach 
8626 BGB., 870 HGB. auf dem Dienſtvertrage beruht und 
dann gegeben iſt, wenn die Fortſetzung des Vertrages dem Kündigen⸗ 
den nach den Umſtänden des Vertrages unter Beachtung der 
Grundſätze von Treu und Glauben nicht mehr zugemutet werden kann. 
Infolgedeſſen beſteht an ſich kein durchſchlagender Hinderungsgrund, 
die nach jenen Vorſchriften erklärte Vertragslöſung auch in anderer 
vertraglich zuläſſiger Weiſe zu begründen und zugleich als hilfsweiſe 
ausgeſprochene vertragliche Kündigung aufzufaſſen, zumal der Wille 
des Kündigenden, das Vertragsverhältnis auf jeden Fall zu beenden, 
aus der Tatſache der ſofortigen Kündigung ohne weiteres zu erhellen 
pflegt. Die Auffaſſung der Tragweite der Kündigungserklärung iſt 
Auslegungsfrage. Der Fall der Anwendung des WBG. liegt inſofern 
grundſätzlich anders, als § 2 a i. d. Faſſ. des Gef. v. 20. Juli 1933 
die zwingende, dem öffentlicher Recht angehörende Vorſchrift gibt, 
daß kommuniſtiſch eingeſtellte Beamte — und dies findet nach 815 
WBG. auch auf Angeſtellte Anwendung — aus dem Dienſte zu ent⸗ 
laſſen ſeien. Darin liegt, da die kommuniſtiſche Geſinnung nicht ohne 
weiteres als eine Vertragswidrigkeit betrachtet werden kann, ein Ein⸗ 
griff des Reiches in das Dienſtverhältnis kraft Staatshoheitsaktes. 
Daraus folgt, daß eine nach $2a WBG. ausgeſprochene Entlaſſung 
— und dies gilt auch für die auf § 4 Durchf. v. 4. Mai 1933 
geſtützte Entlaſſung — keineswegs ohne weiteres zugleich eine Löſung 
des Dienſtverhältniſſes auf Grund des Vertrages in ſich ſchließen 
müßte, d. h. an ſich noch nicht notwendig den Willen enthalten muß, 
den Vertrag auch abgeſehen von dem ſtaatlichen Eingriff aufzuheben. 
Ein ſolcher Wille müßte vielmehr im Einzelfall aus dem Inhalt und 
den beſonderen Umſtänden der Entlaſſungserklärung erkennbar ſein. 
Das angefochtene Urt. ſtellt nun feſt, daß die im Schreiben v. 16. Sept. 
1933 ausgeſprochene Eutlaſſung der Kl. lediglich in Erfüllung der 
durch das WBG. für die Bekl. begründeten Obliegenheiten und Rechte 
erfolgt iſt, daß ſie nicht als Vertragskündigung gemeint war und 
ſomit für die Bekl. nicht die Möglichkeit beſtand, einen anderen Kür” 
digungsgrund nachzuſchieben. Da die Aufkündigung des Dienſtverhalt⸗ 
niſſes ſonach erſt mit den Briefen v. 11. u. 25. Jan. 1934 als erfolgt 
anzuſehen iſt, die Kl. aber nach ihrem Dienſtvertrage eine dreimonatige 
Kündigungsfriſt, laufend bis zum Quartalsſchluſſe, hatte, wirkte mil“ 
hin die Kündigungserklärung der Bekl. v. Jan. 1934 erſt für Ende 
Juni dieſes Jahres. 

(RArbch., Urt v. 22. Sepl. 1934, RAG 113/34. — Berlin.) 
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C. Verwaltungs behörden u. Verwaltungsgerichte 
I. Reich 
Reichsſinanzhof 


Berichtet von Senatspräſibent Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Arlt, Ott und Sölch 


I Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 16 Abſ. 1, 36 Abſ. I Nr. 1 EinkStG. Sind in 
nicht kaufmänniſch geführten kleineren gewerblichen Be— 
trieben Kinder des Steuerpflichtigen tätig, ſo iſt für die 
ſteuerliche Anerkennung eines Dienſtverhältniſſes u. a. 
Vorausſetzung, daß regelmäßig eine feſte Vergütung ger» 
zahlt wird und außerdem von den Beteiligten die Folge⸗ 
rungen aus dem Beſtehen des Arbeitsverhältniſſes ge— 
zogen werden. 

In Fällen, in denen erwachſene und entſprechend ausgebildete 
Söhne im größeren gewerblichen und kaufmänniſch geführten Betrieb 
des Vaters in erheblichem Umfange tätig find, kann davon aus- 
gegangen werden, daß die Dienſte der Söhne nach dem Willen der 
Beteiligten nicht nach 8 1617 BGB. unentgeltlich geleiſtet werden 
ſollen. Die den Kindern mit Rückſicht auf die Dienſtleiſtungen zu⸗ 
gebilligten Beträge können unter ſolchen Umftänden als Arbeits⸗ 
lohn anerkannt werden, ſoweit ſie ſich in angemeſſenen Grenzen 
halten und die Arbeitskraft der Kinder tatſächlich benötigt wird 
(vgl. Entſch. v. 21. Nov. 1928, VI A 1062/28: StW. 1929 Nr. 166). 
Dagegen iſt ein Dienſtverhältnis in nicht kaufmänniſch geführten und 
kleineren gewerblichen Betrieben nach der Verkehrsauffaſſung grund⸗ 
ſätzlich nur dann anzuerkennen, wenn nicht nur eine feſte Vergütung 
regelmäßig gezahlt iſt, ſondern wenn außerdem auch die Folge⸗ 
rungen aus dem Beſtehen des Arbeitsverhältniſſes von den Be⸗ 
teiligten gezogen worden find. Auch hier iſt ferner regelmäßig Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Arbeitskraft der Kinder tatſächlich benötigt wird, 
daß alſo entſprechende fremde Arbeitskräfte unter gleichen Bedingun⸗ 
gen einzuſtellen wären, wenn die Kinder im Betrieb nicht tätig wären. 
Nun handelt es ſich im vorl. Fall um einen kleineren gewerblichen 
Betrieb, in dem nach der Verkehrsauffaſſung Familienangehörige 
allgemein ohne Dienſtvertrag mitzuarbeiten pflegen. Ein Arbeits⸗ 
verhältnis hätte hier nur dann anerkannt werden können, wenn der 
Beſchwß. nicht nur dargetan hätte, daß er ohne die Mitarbeit der 
Kinder habe entſprechend fremde Perſonen bejchäftigen müſſen, fon» 
ern wenn er auch im übrigen die Folgerungen aus dem beſtehenden 
Arbeitsverhältnis gezogen hätte. Das wäre dann der Fall geweſen, 
wenn die Kinder eine Steuerkarte beſeſſen hätten und wenn die 
entſprechenden Beiträge zur Angeſtellten⸗ und Krankenverſicherung 
geleiſtet worden wären. Dieſe notwendigen Folgerungen haben jedoch 
die Beteiligten nicht gezogen. Deshalb iſt die Anſicht der Vor⸗ 
behörden nicht zu beanſtanden, daß im vorl. Falle ein Dienſtver⸗ 
hältnis zwiſchen dem BeſchwF. und feinen Kindern nicht anzuer⸗ 

ennen iſt. 


(RZH., 6. Sen., Urt. v. 12. Sept. 1934, VI A 351/33.) 
* 


2. 8 16 Abſ. 3 EinkStch. 

1. Wirtſchaftliche Abnutzung liegt vor, wenn Gebäude 
abgeriſſen werden, weil der gemeine Wert des Baugrund- 
füds den wirtſchaftlichen Ertragswert des Grundſtücks 
mit Gebäuden überſteigt. 


2. Abſetzungen wegen Abnutzung können nicht vorge⸗ 
nommen werden, wenn am 1. Jan. 1925 (8 110 Eink StG.) 
der reine Bauplatzwert mindeſtens ebenſo hoch war wie 
er gemeine Wert des Grundſtücks mit den darauf jtehen- 
en Gebäuden. 

„Die BeſchwF. haben gemeinſam in der Inflationszeit Grund» 
ſtücke erworben, um ihr Kapital vor Entwertung zu ſchützen. Es iſt 
dies einmal das Grundſtück Nr. 64, 65, welches mit zwei ziemlich 
verwahrloſten etwa 100 Jahre alten Fachwerkhäuſern bebaut iſt, 
ind andererſeits ein größeres Gelände in N. Auf einem Teil des 
Geländes in N. haben die Beſchwß. neue Mietwohnhäuſer errichtet. 
Das Grundſtück war zum Teil mit etwa vor 45 Jahren errichteten 
minderwertigen Kleinhäuſern bebaut. Die Beſchwy. haben, um das 
Gelände einer neuen Bebauung zuführen zu können, teilweiſe dieſe 
äuſer niedergeriſſen, ſoweit fie die Mieter zum Auszug veranlaſſen 
konnten. Die übrigen Häuſer ſind noch vermietet. Für 1930 ver⸗ 
langen die BeſchwF. für die niedergeriſſenen Häuſer eine Abſetzung 
für Abnutzung, die dem noch vorhandenen Werte dieſer Gebäude 
entſpräche. Für die noch ſtehenden Häuſer verlangen ſie eine erheblich 


erhöhte Abnutzung mit Rückſicht darauf, daß nach wirtſchaftlichen 
Grundſätzen auch dieſe Häuſer demnächſt abgeriſſen werden müßten. 
Das Finder. hat nur 10% vom Feuerkaſſenwert zugebilligt. Es 
geht davon aus, daß außergewöhnliche Abnutzung für die nieder⸗ 
geriſſenen Häuſer nicht in Frage käme und daß für die noch ſtehen⸗ 
gebliebenen Häuſer die Abſetzung von 1% vom Feuerkaſſenwert 
ausreiche. In der Rechtsbeſchwerde haben die BeſchwF. zur Mare 
ſtellung der Sachlage noch nähere tatſächliche Anführungen gemacht, 
aus denen ſich ergibt, daß die Beſchw§. dieſe Häuſer niedergeriſſen 
haben und die noch ſtehenden Gebäude niederreißen wollen, um das 
Geſamtgrundſtück zweckmäßiger bebauen zu können. 


Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 


Es handelt ſich um ein Vorſtadtgelände, das vor etwa 50 Jah⸗ 
ren den damaligen Verhältniſſen entſprechend wirtſchaftlich richtig 
bebaut worden ſein mag, das aber jetzt offenbar in die eigentliche 
ſtädtiſche Bebauungszone gekommen iſt und nunmehr in ſtädtiſcher 
Art neu bebaut werden ſoll. Das Fin A. hat bei der einheitlichen 
Gewinnfeſtſtellung bemerkt, daß es ſich um Grundſtücke handle, die 
auf Abbruch gekauft ſeien; es wäre danach anzunehmen, daß 
Grund und Boden allein etwa ebenſoviel wert ſeien wie Grund und 
Boden mit Gebäuden. Hiernach muß als möglich unterſtellt werden, 
daß es ſich im vorl. Falle um ein Gelände handelt, bei dem die 
Gebäude einen erheblichen wirtſchaftlichen Wert nicht mehr haben. 
Offenbar waren beim Abbruch der Gebäude die Einnahmen aus den 
Gebäuden ſo gering, daß der Bauplatzwert, ſoweit vorauszuſehen, 
auf die Dauer höher war als der wirtſchaftliche Ertragswert der 
Grundſtücke mit Gebäuden. In ſolchen Fällen wird man aber davon 
ausgehen müſſen, daß der Abbruch der Gebäude der Abſchluß der 
wirtſchaftlichen Abnutzung iſt. 


Bezüglich der noch ſtehenden Gebäude müßte geſchätzt werden, 
in welcher Zeit vorausſichtlich der Abbruch erfolgen wird. Es muß 
dann der noch nicht abgeſchriebene Betrag auf die Reſtnutzungsdauer 
verteilt werden. Bezüglich der abgeriſſenen Gebäude würden die 
Beſchwß. berechtigt fein, ſoweit nicht etwa erſichtlich fein ſollte, daß 
die Beſchw§ abſichtlich zu niedrige Abſezungen vorgenommen haben, 
den Geſamtreſtbeſtand der Gebäude im Jahre des Abbruchs abzu⸗ 
ſetzen (Rö. 34, 60 = StW. 1933 Nr. 710). Da das Finder. dieſe 
Rechtsgrundſätze verkannt hat, muß die Sache zur weiteren Auf⸗ 
klärung und zur erneuten Prüfung zurückverwieſen werden. 


Das Fincher. hat bei der weiteren Behandlung der Sache von 
$ 110 EinkStG. auszugehen. Der Feuerkaſſenwert hat für die recht⸗ 
liche Behandlung der Abnutzungsabſetzung keine Bedeutung. Die Ab⸗ 
ſetzung nach dem Feuerkaſſenwert uſw. iſt vom RM. nur für Fälle, 
wo kein Streit vorliegt, zwecks Vereinfachung der Veranlagung zu⸗ 
gelaſſen worden. Gemäß § 110 muß geprüft werden, welchen ge⸗ 
meinen Wert die Gebäude am 1. Jan. 1925 hatten; es muß dann 
von dieſem gemeinen Bauwert die bisherige Abſetzung abgezogen wer⸗ 
den, ſo daß der Reſt für die Abſetzung für 1931 bei den abgeriſſenen 
Gebäuden übrig bliebe. 


Wenn, wie es nach dem eigenen Vorbringen der Beſchweß., der 
Stellungnahme des Fine. und der ganzen Sachlage den Anſchein 
hat, bereits am 1. Jan. 1925 der Bauplatzwert überwog, ſo wird ein 
gemeiner Wert der Gebäude am 1. Jan. 1925 nur unbedeutend oder 
überhaupt nicht vorhanden geweſen ſein. Nach Lage der Sache er⸗ 
ſcheint es durchaus möglich, daß bereits am 1. Jan. 1925 die Ge⸗ 
baude neben dem Bauplatz überhaupt keinen Wert mehr hatten, und 
daß damals der Bauplatz als ſolcher nur deshalb nicht ausgenutzt 
worden iſt, weil die Vorſchr. der Wohnungszwangswirtſchaft den 
Abbruch der Gebäude verhinderten. Wenn das zutrifft, liegt ein ge⸗ 
meiner Bauwert nicht vor. Möglich wäre aber, daß i. J. 1926 die 
bauliche Entwicklung noch nicht ſo weit vorgeſchritten war, ſo daß 
immerhin die Gebäude noch einen geringen Wert gehabt hätten. 


(RTH., 6. Sen., Urt. v. 3. Okt. 1934, VI A 676/33.) 
* 


3. 88 2 Nr. 3b, 7 KörpStG.; 8A Abf. 1 Durchf VO. z. 
KörpStGG. Saldozinſen eines Verſorgungsbetriebs aus 
einem Bankguthaben ſind ſteuerfrei, wenn nicht der Sal. 
do verſorgungsfremden Zwecken dient oder zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt. 


Die RBeſchw. iſt begründet, inſoweit das Fincher. und das 
Fin A. die der BeſchwF., einem Verſorgungsbetrieb, anläßlich der 
Kapitalerhöhung zugefloſſenen Zinſen für ſteuerpflichtig angeſehen 
haben. Die Darſtellung der BeſchwF. über die Herkunft der Zinſen 
war nicht eindeutig. Das Fincher. hat angenommen, daß das bei 
der Bank eingezahlte Erhöhungskapital der Beſchw§. Zinſen ein⸗ 
getragen, daß es ſich alſo um Bankzinſen gehandelt hat. Wohl jeder 
Verſorgungsbetrieb iſt genötigt, ſich dem neuzeitigen Geldverkehr an⸗ 
zupaſſen und ſich eine Bankverbindung zu halten. Wenn der Ver⸗ 
ſorgungsbetrieb über ſein Bankkonto lediglich oder faſt ausſchließlich 


3158 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


die durch die reinen Verſorgungsgeſchäfte hervorgerufenen Einnahmen, 
und Ausgaben laufen läßt, fo betreibt er mit dieſem Bankverkehr 
keine verſorgungsfremden Geſchäfte. Saldozinſen eines Verſorgungs⸗ 
betriebes aus einem Bankguthaben ſind darum als ſteuerfrei an⸗ 
zuſehen, es ſei denn, daß der Saldo anderen als Verſorgungszwecken 
dient oder zu dienen beſtimmt iſt. 

Die Vorentſch. und die Einſpruchsentſch. unterlagen hiernach der 
Aufhebung. Bei freier Beurteilung iſt die Sache ſpruchreif. Wenn es 
ſich bei den Zinſen um Bankzinjern gehandelt haben ſollte, wie das 
FinGer. angenommen hat, iſt die Steuerfreiheit der Zinſen aus den 
dargelegten Gründen anzuerkennen. Sollte es ſich, wie in der RBeſchw. 
angegeben, um Stückzinſen gehandelt haben, die die Zeichner der 
jungen Aktien an den ſpäteren Einzahlungsterminen entrichtet haben, 
wäre die Steuerpflicht nicht anders zu beurteilen. Wenn keine An⸗ 
haltspunkte für die Annahme vorhanden ſind, daß die im Wege der 
Kapitalerhöhung hereingenommenen Mittel anderen als den eigent⸗ 
lichen Verſorgungszwecken dienen ſollen, können auch die bei der 
Kapitalerhöhung angefallenen Stückzinſen nicht als verſorgungsfremde 
Einkünfte behandelt werden. 


(Ro., 1. Sen., Urt. v. 4. Sept. 1934, 1 A 145/34.) 
* 


4. 852 Nr. 3b, 7 Körp&tG. Die Steuerbehörden 
haben kein Recht, die Verbrauchertarife öffentlicher Ver- 
ſorgungs betriebe auf ihre Angemeſſenheit nachzuprüfen 
und die Steuerfreiheit der Verſorgungsbetriebe nur inſo— 
weit anzuerkennen, als die Verbrauchertarife eine be⸗ 
ſtimmte Höhe nicht überſchreiten. 

Streitig iſt, ob ein öffentlicher Verſorgungsbetrieb ſeine Steuer⸗ 
freiheit durch zu hohe Verbraucherpreiſe teilweiſe einbüßt. 

Das Fin A. hat gegenüber der Stpfl., einem ſtädtiſchen Elek⸗ 
trizitätswerk, die Auffaſſung vertreten, daß es unter Ausnutzung 
feiner Monopolſtellung zu hohe Stromgebühren von den Verbrau- 
chern und dadurch eine Art von indirekter Steuer zur Deckung der 
allgemeinen Haushaltsbedürfniſſe der Stadt erhoben habe. Das Elek⸗ 
trizitätswerk habe inſoweit noch einer anderen Aufgabe als der „billi= 
gen“ Verſorgung der Bevölkerung gedient. Soweit es ſeine Strom⸗ 
gebühren über das notwendige Maß erhöht habe, ſei es mit den Ein⸗ 
künften aus dem Stromgeſchäfte ſteuerpflichtig. 

Das BG. hat ſich auf einen abweichenden Standpunkt geſtellt. 
Die Rechtsbeſchwerde des Fin A. iſt unbegründet. 

Den öffentlichen Verſorgungsbetrieben iſt allerdings die Steuer⸗ 
freiheit ihrer Einkünfte aus dem eigentlichen Verſorgungsgeſchäfte 
um deswillen zugebilligt worden, weil dieſe Betriebe nicht allein 
gewerbliche Zwecke, ſondern auch die öffentliche Aufgabe einer 
„billigen“ Verſorgung der Bevölkerung zu erfüllen haben. Dieſer 
Grundgedanke kommt z. B. in 8 1 Abſ. 4 Durchf VO. z. KörpStG. 
mittelbar zum Ausdruck, wonach die Einkünfte aus der Verpach⸗ 
tung eines öffentlichen Verſorgungsbetriebes ſteuerfrei bleiben, falls 
ſich der Verpächter eine maßgebende Einwirkung auf die Geſtaltung 
der Tarife vorbehalten hat (ſiehe auch RH. 25, 96, I A 412/32 
v. 30. Jan. 1934: RStBl. 1934, 337). Irgendwelche Grenzen für 
die Höhe der Verbrauchertarife hat aber weder das KörpStc. noch 
die DurchfVO. z. KörpSt®. aufgeſtellt. Nach der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes ſind daher die Einkünfte aus dem eigentlichen Verſorgungs⸗ 
geſchäfte grundſätzlich in ihrem ganzen Umfange für ſteuerfrei zu 
erachten. Durch die Rſpr. können die geſetzlichen Vorſchr. i. S. der 
Auffaſſung des Fin A. keine einengende Auslegung erfahren. Für 
die Feſtſetzung der Tarife der öffentlichen Verſorgungsbetriebe ſind in 
erſter Linie die Organe der Verſorgungsbetriebe ſelbſt verantwortlich. 
Soweit die Verſorgungsbetriebe in Verkennung ihrer Aufgabe einer 
billigen Verſorgung der Bevölkerung die Tarife übermäßig erhöhen 
würden, hätten die Aufſichtsbehörden der Betriebe die Pflicht, die 
Verbraucherſchaft vor einer mißbräuchlichen Tarifgeſtaltung zu ſchützen. 
Dagegen kann mangels einer beſonderen geſetzlichen Ermächtigung 
den Steuerbehörden nicht das Recht zugeſprochen werden, ihrerſeits 
die Tarife auf ihre Angemeſſenheit nachzuprüfen und die Steuer⸗ 
freiheit der Verſorgungsbetriebe nur inſoweit anzuerkennen, als die 
Verbrauchertarife eine beſtimmte Höhe nicht überſchreiten. Abgeſehen 
davon, daß den Steuerbehörden für eine ſolche Nachprüfung regel⸗ 
mäßig die erforderliche Sachkunde fehlen dürfte, würden ſie ſich mit 
einer Verantwortung für die Führung der Betriebe belaſten, zu deren 
Tragung ſie neben den in erſter Linie verantwortlichen Betriebs⸗ 
organen nicht berufen ſind. 

(R§H., 1. Sen., Urt. v. 18. Sept. 1934, I A 114/33.) 
* 


5. 8 4 Abſ. 2b KörpStG. Eine Genoſſenſchaft ver⸗ 
liert die Vergünſtigung des $ 4 Abi. 2b Körp StG. für 
einen Steuerabſchnitt dann nicht, wenn ſie in dieſem 
Steuerabſchnitt lediglich ſolche Geſchäftsbeziehungen zu 
Nichtmitgliedern abwickelt, die ſich als Folge eines in 


früheren Steuerabſchnitten erfolgten Hinausgehens über 
den Kreis der Mitglieder darſtellen. 
(RF H., 1. Sen., Urt. v. 28. Sept. 1934, I A 172/34.) 
* 


6. 8 11 Abſ. 1 Nr. 2 KörpStG. Die Frage, ob Grund- 
ſtücksbele ihungen außerhalb des Bezirks des Gewährsver— 
bandes als ſparkaſſeneigene Geſchäfte angeſehen werden 
können, iſt nach den Satzungen der einzelnen Sparkaſſe 
zu entſcheiden. 

Die BeſchwF. iſt Sparkaſſe des Landkreiſes T. Streitig iſt, 
ob ihre Realkreditgeſchäfte, die Grundbeſitz in der Stadt T. betreffen, 
ſparkaſſenfremd find. Das Fin A. hatte die Frage bejaht und die 
Beim. zur KörpSt. herangezogen. Einſpruch und Berufung wurden 
als unbegründet zurückgewieſen. Das Finder. ftellte feſt, daß die 
Geſchäfte der Beſchw§. nicht gegen die Sparkaffen- und Kredit⸗ 
ſicherungsVO. v. 22. März und v. 4. Mai 1928 (RGBl. I, 109, 155) 
verſtoßen. Das Finder. ſieht aber in dem PrGeſ. v. 23. Dez. 1912 
(PrGS. 1913, 3) und in der Ausf Anw. des PrMdJ. v. 8. Mai 1913 
(MBli V. 77) Vorſchriften, die ſich auch zur Entſcheidung der Frage 
eignen, ob die Realkreditgeſchäfte einer Sparkaſſe ſparkaſſeneigene 
oder ⸗fremde Geſchäfte waren. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. Das 
Geſ. v. 1912 diente der Hebung der Kurſe der öffentlichen Anleihen 
und der Verſtärkung der Liquidität der Sparkaſſen. Es kommt alſo 
als Rechtsquelle hier nicht in Betracht. Das Urt. des Finger. mußte 
daher aufgehoben werden. 

Die Sparkaſſen VO. und die Kreditſicherungs BD. enthalten keine 
Vorſchriften über die örtliche Begrenzung des Realkreditgeſchäfts der 
Sparkaſſen. Die Muſterſatzung, die ſonſt in Zweifelsfällen als Anhalt 
dient, enthält auch keine grundſätzliche Regelung der Frage, ob die 
Sparkaſſen nur im Bezirk ihres Gewährsverbandes oder auch in 
angrenzenden Bezirken Realkredit gewähren dürfen. § 25 der Muſter⸗ 
ſatzung überläßt dieſe Regelung den Satzungen der einzelnen Spar⸗ 
Kaſſen, damit die jeweiligen Verhältniſſe berückſichtigt werden können. 
Nach § 3 der Satzung der BeſchwF. v. 19. Juli 1909 werden die 
dauernd zu belegenden Gelder der Sparkaſſe „zinsbar gemacht durch: 
1. Ausleihungen gegen hypothekariſche Sicherheit, und zwar auf länd⸗ 
liche Grundſtücke innerhalb der erſten 2/; und bei ſtädtiſchen inner⸗ 
halb der erſten Hälfte des durch eine Taxe feſtgeſtellten Wertes. Bei 
Grundſtücken innerhalb des Landkreiſes T. kann die Taxe durch 
eine vom Vorſtande zu bewirkende Schatzung erſetzt werden“. Wenn 
alſo 8 30 bei Grundſtücken innerhalb des Landkreiſes T. eine er⸗ 
leichterte Taxe zuläßt, ſo kann daraus gefolgert werden, daß die 
Satzung eine Beleihung von Grundſtücken außerhalb des Landbreiſes 
für ſtatthaft hält. Denn ſonſt wäre die Beſchränkung der Tax⸗ 
erleichterung auf den Landkreis nicht verſtändlich. 

(R., 1. Sen., Urt. v. 4. Sept. 1934, I A 113/34.) 


* 


7. § 13 KörpStG.; § 13 EinfSt6. Auslandsforde⸗ 
rungen ſind regelmäßig mit dem Kurswert am Stichtage 
zu bewerten. Eine Rückſtellung auf Auslands forderungen 
kann in der Regel nicht mit der Begründung begehrt wer- 
den, am Stichtag ſei bereits zu erkennen geweſen, daß der 
Kurs der entſprechenden ausländiſchen Währungen am 
Stichtag nicht mehr dem wirklichen Wert entſprochen habe, 
jo daß deshalb mit einem Kursſturze habe gerechnet wer 
den müſſen. 

(Rh., 1. Sen., Urt. v. 4. Sept. 1934, I A 97/34.) 
* 


S. 8 14 Nr. 1 KörpStG. Die Steuerbegünſtigungs? 
horfchrift des $ 14 Nr. 1 KörpSt G. verlangt nicht, da 
ſatzungsmäßig eine beſtimmte Summe oder ein beſtimmter 
Teilbetrag des Reingewinns oder dergleichen zur Ber” 
wendung für ausſchließlich gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke genannt wird. 

(R., 1. Sen., Urt. v. 4. Sept. 1934, TA 148/34.) 
* 


9. 88 58 Abſ. 1, 59 Abſ. 1 Satz 1 KapVerkStG. 

1. Die Kompenſationsſteuer des 859 Abſ. 1 Satz 1 Kap? 
VerkStG. iſt auch dann zu entrichten, wenn der Ankauf 
und der Verkauf zu verſchiedenen Kurſen abgeſchloſſen 
wurden. l 

2. Zwangsregulierungsgeſchäfte find keine Kommis- 
ſionsgeſchäfte und erfordern nicht auch die in § 58 Abſ. ! 
KapVerk StG. vorgeſchriebene Steuer für ein Abwicklungs“ 
geſchäft. f) 

Streitig iſt, ob 

1. die Kompenſationsſteuer des § 59 Abſ. 1 Satz 1 KapVerk⸗ 


Zu 9. Die Kompenſationsſteuer nach § 59 Abſ. 1 KapVerk⸗ 
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StG. auch dann zu entrichten iſt, wenn der Ankauf und der Ver⸗ 
kauf zu verſchiedenen Kurſen abgeſchloſſen wurden, 

2. Zwangsregulierungsgeſchäfte Kommiſſionsgeſchäfte ſind 
und deshalb nach § 58 Abſ. 1 KapVerk StG. auch die Steuer für 
das Abwicklungsgeſchäft erfordern. 

Die Vorinſt. haben dies bejaht. 

Der wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Streitſache von 
der Varinſt. zugelaſſenen und in der mündlichen Verhandlung von 
der Beſchweß. vertretenen RBeſchw. konnte nur zum Teil ſtatt⸗ 
gegeben werden. 

Hinſichtlich des erſten Streitfalles kann der Senat der Entſch. 
der Vorinſt. und ihrer Begr. nur beitreten. § 59 Abſ. 1 Satz 1 Kap⸗ 
VertSt®. entſpricht nach Seite 33 der Begr. zum Entwurf eines 
KapVerkStc. in feinen Zwecke dem § 24 Abſ. 1 RStempStG. 
Beide Vorſchr. machen die Kompenſationsſteuerpflicht nur davon 
abhängig, daß die beiden Ausgleichsgeſchäfte an demſelben Tage 
ausgeführt werden. Daß ſie auch zu demſelben Kurſe ausgeführt 
werden, verlangen ſie nicht. Es würde auch dem Zweck der Ein⸗ 
führung der Kompenſationsſteuer nicht entſprechen. Sie ſollte nach 
S. 33 und 34 der Begr. zum Entwurf des KapVertSt®. und S. 33 
des Berichts der zweiten Reichstagskommiſſion zum Entwurf von 
1900 (RT DDruckſ. 1898/1900 Nr. 870) einmal verhindern, daß die 
gleichen Börſengeſchäfte bei den kleinen Bankiers, die regelmäßig 
nicht die den Großbanken infolge des Zuſammenſtrömens von An⸗ 
und Verkaufsaufträgen gegebene Anusgleichsmöglichkeit haben, 
ſteuerlich ſtärker getroffen werden wie bei den in ſolchen Fällen 
ein Kompenſationsgeſchäft vornehmenden Großbanken, und ſodann 
den bis dahin dem Reich durch ſolche Kompenſationen entſtandenen 
bedeutenden Steuerausfall ausgleichen. Dieſer Zweck aber würde, 
wie die Vorinſt. mit Recht ausführt, in vielen Fällen vereitelt 
werden können, wenn die Kompenſationsſteuerpflicht auch davon 
abhinge, daß die beiden RE zu demſelben Kurſe 
abgeſchloſſen würden, da an demſelben Tage verſchiedene Kurs⸗ 
notierungen erfolgen können. Der Geſetzgeber hat, wie der er— 
wähnte Bericht der zweiten Reichstagskommiſſion ergibt, wegen 
der Übernahme des Kursriſikos nur an verſchi edenen Ta⸗ 
gen ausgeführte Ausgleichsgeſchäfte von der Kompenſationsſteuer 
freilaſſen wollen, nicht aber bei verändertem Kurs auch a ndem⸗ 
ſelben Tage ausgeführte Ausgleichsgeſchäfte, obwohl ihm be⸗ 
kannt war, daß auch an demſelben Tage verſchiedene Kursnotie⸗ 
rungen erfolgen können. Der Geſetzgeber hat alſo, wie im Gegen⸗ 
ſatz zu der von der Beſchwff. vertretenen Anſicht feſtzuſtellen iſt, 
der Übernahme des Kursriſikos durch die ausgleichende Bank keine 
Bedeutung beilegen wollen, ſofern der Ausgleich an demſelben 
Tage erfolgte. Daß nach Angabe der BeſchwF. der Zentralverband 
des Deutſchen Bank⸗ und Bankiergewerbes in ſeinem Rundſchreiben 
vom 6. April 1932 über die Kompenſationsſteuer nichts darüber 
geſagt hat, ob der Kurs der gleiche fein müffe, und der Dezernent 
im RM. Einwendungen gegen dies ihm vorher vorgelegte Rund⸗ 
ſchreiben nicht erhoben hat, läßt durchaus nicht darauf ſchließen, 
daß man, wie die Beſchw. meint, das Vorhandenſein des gleichen 
Kurſes als eine ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung der Kompen⸗ 
ſationsſteuerpflicht angeſehen habe. Vielmehr hätte, wenn dies 
der Fall geweſen wäre, gerade die Faſſung der geſetzlichen Beſt. 
und ihre Entſtehungsgeſchichte geboten, eine ſolche Anſicht aus⸗ 
drücklich darzulegen und zu begründen. Daß, wie die Beſchwß. 
weiter einwendet, ein Kursmakler einen ſolchen Ausgleich (val. 
$ 59 Abſ. 1 Satz 2 KapVerk St., § 2 Abſ. 2 VO. zur Durchführung 
der BörfUmfSt. bei Kompenſationsgeſchäften v. 1. Febr. 1932 
Rag Bl. I, 38]) nur bei gleichem Kurs der beiden Geſchäfte vor⸗ 
nehmen darf, beruht auf den für die Kursmakler geltenden be⸗ 
ſonderen Beſt. Daher erklärt ſich auch, daß zwar der Kursmakler 
en Kurs, zu dem er die Aufträge ausgeglichen hat, im Kompen⸗ 
ſationsſchein anzugeben hat, nicht aber der ſelbſteintretende Händ⸗ 
ler, für deſſen Buchung der Vermerk „Kompenſation“ genügt (vgl. 
§ 2 Abſ. 2 und § 1 Abf. 2 der erwähnten VO. v. 1. Febr. 1932). 


—. 


St®. dient dem ausgeſprochenen Zweck, den Wettbewerb kleinerer 
und mittlerer Betriebe gegen Großbetriebe nicht auch noch durch 
ſteuerliche Mehrbelaſtungen zu erſchweren. Deshalb follen Groß⸗ 
betriebe keine ſteuerlichen Vorteile dadurch haben, daß ſie im Wege 
des Selbſteintritts ſteuerfreie Geſchäfte ausführen können, zu denen 
kleinere Betriebe börſenumſatzſteuerpflichtige Geſchäfte würden 
tätigen müſſen. Der volkswirtſchaftliche und auch der finanzielle 
Zweck dieſer Sonderſteuer wird um ſo mehr gefördert, je weiter 
das Anwendungsgebiet dieſer Sonderſteuer ausgedehnt wird. 

Das Geſetz verlangt als Vorausſetzung der Zuſatzſteuer nur 
die Ausführung der beiden ausgeglichenen Geſchäfte am gleichen 
Tage. Daraus folgt jedenfalls, daß die Steuer in Wegfall kommen 
muß, wenn die beiden Geſchäfte nicht am gleichen Tage 
ausgeführt werden. Hier bleibt es alſo bei der ſteuerlichen Bevor⸗ 
Neun der Großbetriebe. Über die andere hier zu entſcheidende 
Frage, ob die beiden Geſchäfte auch zum gleichen Kurſe 
ausgeführt ſein müſſen, finden ſich ausdrückliche Ausführungen 


Infolgedeſſen wird auch, ſoweit zu erſehen, im Schrifttum (vgl. 
Weinbach, Das KapVerkStG., 3. Aufl., Anm. 2 zu § 59, 
S. 764—766; Keßler, KapVerkStch., 2. Aufl., Anm. 2 zu 8 59, 
S. 370; Veiel, Das KapVerks t., 2. Aufl., Anm. 2—7 zu § 59, 
S. 423—427; Weinbach⸗Rüdel, Das KapVerk St., 4. Aufl., 
Anm 2 zu § 59, S. 613—616) nirgends die Anſicht vertreten, daß 
die Gleichheit des Kurſes Vorausſetzung der Kompenſationsſteuer⸗ 
pflicht ſei, wenn dieſe Gleichheit allerdings auch, wie das Beiſpiel 
in § 192 der früheren AusfBeſt. zum KapVerk StG. und die Vor⸗ 
inſt. annehmen, in der Regel vorliegen wird. Wohl aber bemerkt 
auch Mirre, Das KapVerkStG., Anm. 2 zu § 59, S. 115, daß 
Selbſteintritt an demſelben Tage genüge und infolgedeſſen die 
Kompenſationsſteuer auch in Fällen erforderlich ſei, in denen der 
Selbſteintritt nicht gefahrlos geweſen ſei. Da die Kompenſations⸗ 
ſteuer hiernach im vorl. Falle mit Recht gefordert und in Höhe von 
zweimal 3,60 = 7,20 e richtig berechnet iſt, war die RBeſchw. 
inſoweit als unbegründet zurückzuweiſen. 

Dagegen war die Beſchwß. unter entſprechender Abänderung 
der Vorentſch. und des Steuerbeſcheides von der Nachforderung der 
weiteren 0,80 RA Steuer freizuſtellen, da Zwangsregulierungs⸗ 
geſchäfte keine Kommiſſionsgeſchäfte ſind und infolgedeſſen auch die 
in § 58 Abſ. 1 KapVerkStch. vorgeſchriebene Steuer für ein Ab- 
wicklungsgeſchäft nicht in Frage kommt. Denn der Kommiſſions⸗ 
vertrag, nach dem gem. 8 383 HGB. der Kommiſſionär es ge⸗ 
werbsmäßig übernimmt, für Rechnung eines anderen in eigenem 
Namen zu kaufen oder zu verkaufen, iſt ein auf Geſchäftsbeſorgung 
gerichteter Dienſtvertrag (Staubs Komm. z. HGB., 14. Aufl., 
4. Bd., Anm. 19 zu § 383, S. 489). Die Zwangsregulierung aber 
wird nicht vorgenommen auf Grund eines Dienſtvertrages, ſondern 
auf Grund eines infolge Anerkennung der Börjen- oder Geſchäfts⸗ 
bedingungen dem anderen Vertragsteilnehmer eingeräumten 
Selbſthilferechts. Daß, wie das Fin A. ausführt, auch die Zwangs⸗ 
regulierung in eigenem Namen, aber für Rechnung des ſäumigen 
Vertragsteilnehmers vorgenommen werde, genügt wegen des Feh⸗ 
lens des erforderlichen Dienſtvertrages noch nicht zur Annahme 
eines Kommiſſionsgeſchäfts. Auch die Ber. des Fin A. auf das ein 
Kommiſſionsverhältnis annehmende Urt. des Sen. v. 8. Juni 1928, 
II A 567/27 (RStBl. 1928, 270) trifft nicht zu, weil in dem 
dortigen Falle die betreffende Firma die Geſchäfte auf Grund eines 
ihr pon dem anderen Teile erteilten allgemeinen Auftrages, alſo 
in Ausführung eines Dienſtvertrags, abgeſchloſſen hatte. 

(RIP, Urt. v. 6. Juli 1934, II A 431/83 8.) 


* 


10. 5 20 Erbjh&t®. 1925 ift auch anzuwenden, wenn 
der erfte Erwerb in der Zeit der Geldentwertung ftattge- 
funden hat und die für ihn feſtgeſetzte Steuer in entwer- 
teter Papiermark bezahlt iſt. 

Die BeſchwF. haben den Nachlaß ihrer am 10. Sept. 1931 
verſtorbenen Mutter geerbt. In dieſem Nachlaß befinden ſich nach 
Angabe der Beſchw§. Vermögensgegenſtände, die die Erblaſſerin 
von ihrer am 26. April 1922 verſtorbenen Mutter geerbt hat. Die 
Beſchw. verlangen, daß bei ihrer Veranlagung zur Erbſchaft⸗ 
ſteuer der auf dieſe Vermögensgegenſtände entfallende Steuer⸗ 
betrag gem. $ 20 ErbſchStGG. zu ¼ unerhoben bleibe. Das Fin A. 
hat dieſes Begehren vollen Umfangs abgelehnt, weil auf die Erb⸗ 
ſchaftſteuer für den Nachlaß der Großmutter i. F. 1922 infolge der 
Geldentwertung ſo gut wie nichts bezahlt, die Steuerfeſtſetzung 
damals auch durch ſchuldhaftes Verhalten der Erben verzögert 
worden ſei und deshalb eine Gewährung der beantragten Vergün⸗ 
ſtigung dem Zwecke und der wirtſchaftlichen Bedeutung des § 20 
ErbſchStcg. widerſprechen würde. Das Fincher. ift dem Fine. in⸗ 
ſoweit beigetreten, als es ebenfalls meint, daß es nicht dem Sinne 
des Geſetzes entſpreche, die fragliche Vergünſtigung zuzubilligen, 
wenn für den erſten Erbfall nichts oder nur ſehr wenig bezahlt ſei. 
Das FinGer. hat es aber nicht für richtig gehalten, den Beſchwß. 


weder im Geſetz noch in den Geſetzesmaterialien. Im Schrifttum 
iſt die Frage, wie das Urt. mit Recht hervorhebt, wenig erörtert. 
Es ſei aber immerhin darauf hingewieſen, daß anſcheinend Vetel 
(S. 423) die Ausführung der beiden Aufträge zum gleichen Kurſe 
für ganz ſelbſtverſtändlich hält. Ob Mirre mit feinen Ausfüh⸗ 
rungen (S. 115) gerade ausdrücklich an den Fall der Ausführung 
zu verſchiedenen Kurſen denkt, iſt nicht ganz zweifelsfrei. 

Syſtematiſche oder logiſche Gründe zwingen weder zu der 
einen noch zu der anderen Auslegung. Es kommt im weſentlichen 
darauf an, ob man das volkswirtſchaftliche Ziel mit ſtärkeren oder 
geringeren Mitteln verfolgt. Von dieſem Geſichtspunkt wird dem 
erſten Teil der Entſch. zuzuſtimmen fein. 

Die Ausführungen im zweiten Teil über die Behandlung der 
Zwangsregulierungsgeſchäfte bedürfen keiner weiteren Erläute⸗ 
rung; man kann nur überraſcht ſein, daß dieſe Frage überhaupt 
einer Entſch. durch den RAS. bedurft hat. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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jede Anrechnung der früher in Papiermark bezahlten Steuer zu 
verſagen, zumal da ihnen eine ſchuldhafte Verzögerung der Ver⸗ 
aulagung nicht nachzuweiſen ſei. Es müſſe auf die jetzt zu erhebende 
Steuer der Betrag angerechnet werden, den die Mutter der Be⸗ 
ſchwF. auf die zweimal vererbten Vermögenswerte unter Um⸗ 
rechnung des Papiermarkbetrags in den Goldmarkbetrag des Zah⸗ 
lungstages entrichtet habe. Dieſer Betrag ſei auf 30 Aa zu 
Eh Um dieſen Betrag ſei die veranlagte Erbſchaftſteuer herab⸗ 
zuſetzen. 

Die RBeſchw., die das Fincher. wegen der grundſätzlichen Be⸗ 
deutung des Streitfalls zugelaſſen hat, und die die Auffaſſung des 
Fincher, mit Rechtsgründen bekämpft, iſt begründet. Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendung des § 20 ErbſchStG. ih daß das mehr⸗ 
fach vererbte Vermögen „der Beſteuerung nach dieſem Geſetze 
unterlegen hat“, wobei die Erbf St. v. 7. Aug. 1922 und 22. Aug. 
1925 als ein und dasſelbe Geſetz anzuſehen ſind (Urt. v. 28. Mai 
1929, Ve A 850/28: Rh. 25, 147; Mrozeks Kartei, ErbſchStc. 
1925, 8 20 Rechtsſpruch 2). Der Beſteuerung unterlegen hat ein 
Vermögen dann, wenn nach dieſen Geſetzen ſein Erwerb erbſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig geweſen und für ihn endgültig eine Erbſchaftſteuer 
feſtgeſetzt worden iſt. Darauf, ob dieſe Steuer tatſächlich entrichtet 
worden iſt, kommt es nicht an. Es ſteht der Anwendung des § 20 
nicht entgegen, daß die Zahlung der Steuer den Erben auf Grund 
des § 131 RAID. erlaſſen worden iſt (Finger, Komm. zum 
ErbſchStch., 8 20 Anm. 4 0). Ebenſowenig kann es von Bedeutung 
ſein, daß der Goldmarkwert der feſtgeſetzten Steuer infolge der 
Geldentwertung zur Zeit der Zahlung gering geworden iſt. Der 
erſte Erbfall iſt nach den damals geltenden geſetzlichen Vorſchr. 
beſteuert worden, die Steuer iſt enkſprechend dieſen Vorſchr. be⸗ 
rechnet und eingefordert. Daß zwiſchen der Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld und ihrer Fälligkeit ein größerer Zeitraum gelegen und die 
währenddeſſen fortſchreitende Geldentwertung den Goldmarkwert 
dieſer Schuld erheblich verringert hat, ändert nichts an der Tat⸗ 
ſache, daß der erſte Erbfall ordnungsmäßig nach dem Geſetz be⸗ 
ſteuert iſt. Mit Recht heben die BeſchwF. hervor, daß die Entwer⸗ 
tung der Steuerſchuld in der Zeit der Geldentwertung für alle 
Steuerfälle mehr oder weniger kypiſch geweſen iſt, ohne daß des⸗ 
halb die Ordnungsmäßigkeit der Steuerveranlagung in Zweifel 
gezogen wurde. Wollte der Geſetzgeber die Anwendung des 8 20 
für die Fälle, in denen die Steuer für den erſten Erbfall mit ent⸗ 
werteter Papiermark bezahlt war, ausſchließen, ſo hätte er dies 
ohne Zweifel im Geſetz zum Ausdruck gebracht. Denn wenn er die 
Vorſchr. des § 25 ErbſchStc f. von 1922 in das Geſetz von 1925 
wörtlich übernahm, fo muß er ſich dabei darüber klar geweſen fein, 
daß ein erheblicher Teil der durch dieſe Vorſchr. berührten Anfälle 
in der Geldentwertungszeit ſtattgefunden hatte und hinſichtlich der 
Steuerentrichtung von den Folgen der Geldentwertung betroffen 
worden war. Daß die Erben des erſten Steuerfalls die weitgehende 
Entwertung ihrer Steuerſchuld ſchuldhaft herbeigeführt haben, iſt, 
wie das Fincker. zutreffend ausführt, nicht nachzuweiſen. Aber 
auch wenn dies der Fall geweſen wäre, würde die Rechtslage nicht 
anders beurteilt werden konnen, denn dann wäre es Sache des 
Find. geweſen, durch geeignete Maßnahmen, die ihm auch damals 
ausreichend zur Verfügung ſtanden, dem Streben der Steuerſchuld⸗ 
ner auf Ausnutzung der Geldentwertung zu begegnen. 

Hiernach iſt die angefochtene Entſch. als rechtsirrig aufzu⸗ 
heben. Das Finger. wird nunmehr feſtzuſtellen haben, welche der 
den BeſchwF. angefallenen Vermögenswerte bereits bei der Be⸗ 
erbung ihrer Großmutter durch ihre Mutter der Beſteuerung unter⸗ 
legen haben, und wird alsdann hinſichtlich dieſer Werte die Folge⸗ 
rungen aus 8 20 ErbſchStcg. zu ziehen haben. 

(RJ ., 3. Sen., Urt. v. 26. Juli 1934. IIe A 12/33.) 
d 


11. 8 2 Ziff. 4 RFlucht StVO.; § 17 der 1. St Amn VO. 
Entſcheidend für die Freigrenzen des § 2 Ziff. 4 RFlucht⸗ 
St O. iſt die vorläufige oder endgültige oder Berich⸗ 
tigungsveranlagung des Steuerpflichtigen. War ſeine 
Heranziehung mit Rückſicht auf die l. St Amn BO. v. 23. Aug. 
1931 u. 19. Sept. 1931 ausgeſchloſſen, ſo behält es für die 
Reichsfluchtſteuer bei der tatſächlichen Veranlagung ſein 
Bewenden. 

Nach § 2 Ziff. 4 RFlucht StVO. (a. F.) find von der RöluchtSt. 
befreit Perſonen, die weder am I. Jan. 1928 noch am sans 
1931 ſteuerpflichtiges Vermögen von mehr als 200000 AM gehabt 
und die außerdem weder in dem Steuerabſchnitt, der im Kalender⸗ 
jahr 1931 endigt, noch in den beiden vorangegangenen Steuer⸗ 
abſchnitten ſteuerpflichtiges Einkommen von mehr als 20000 N. 
gehabt haben. Nach der Entſch. des Sen. v. 15. Dez. 1932, III A 
302/32, RF H. 32, 139, insbeſ. 144 — StW. 1933 Nr. 163 — 
Mrozeks Kartei, RFluchtSt. §8 1 R. 4—7, iſt unter „gehabt 
haben“ nichts anderes zu verſtehen als „ind veranlagt worden 
nach .. Für das Steuerrecht iſt die Frage, welches ſteuer⸗ 
pflichtige Einkommen eine Perſon in einem Abſchnitt „gehabt“ hat, 


mit deren techtskräftiger Veranlagung endgültig erledigt. Eine Be⸗ 
richtigungsveranlagung würde inſoweit einer urſprünglichen Ver⸗ 
anlagung gleichſtehen. Eine vorläufige Veranlagung würde nur eine 
vorläufige Feſtſetzung der RFluchtSt. ermöglichen. Hier iſt der 
BeſchwF. unſtreitig weder von einem Vermögen von mehr als 
200 000 RM noch für die Jahre 1929, 1930 oder 1931 mit einem 
Einkommen von mehr als 20000 Rt veranlagt worden. Damit iſt 
die grundlegende Vorausſetzung für die Befreiung des Beſchwỹx. 
von der RFluchtSt. erfüllt. Daran kann der Umſtand nichts ändern, 
daß eine Berichtigungsveranlagung für 1929, die nach der Auf⸗ 
faſſung des Fincher, ein Einkommen von rund 30 000 AM ergeben 
hätte, mit Rückſicht auf die Amn VO. v. 23. Aug. 1931 unter⸗ 
bleiben mußte. Der gegenteilige Standpunkt des Finder. entbehrt 
der geſetzlichen Grundlage. Eine jo einſchneidende Steuer wie die 
RFluchtSt. kann ſich nur auf einer klaren und feſten Unterlage 
aufbauen, die Gegenſtand eines geordneten Verfahrens geweſen il, 
in dem der Stpfl. Gelegenheit zur etwaigen Anderung der Ver⸗ 
anlagung hatte. „Veranlagt“ von mehr als 20000 RM Einkommen 
iſt der BeſchwF. nicht, weder vorläufig noch — unter Mitwirkung 
des Steuerausſchuſſes — endgültig. Da die RFlucht StVO. in ſolchen 
Fällen einen Ausweg etwa in der Form einer lediglich für die 
Zwecke der RFluchtSt. vorgenommenen Veranlagung nicht kennt, 
muß die Freilaſſung des Beſchw§. von der RFluchtSt. hingenommen 
werden. Übrigens iſt die Einkommenſteuerpflicht aller nachbekannten 
Einnahmen des BeſchwF. keineswegs unzweifelhaft. 
(RFhH., 3. Sen., Urt. v. 26. Juli 1934, III A 186/34.) 
* 


12. 8 21 Abſ. 1 GréErwStGG. Über die Anwendung 
des zu § 21 Abſ. 1 GrErw StG. ergangenen Erlaſſes des 
R M. v. 17. Febr. 1932 (R St Bl. 255) iſt nicht im Berufungs- 
verfahren, ſondern im Beſchwerdeverfahren von den Fir 
nanzverwaltungsbehörden zu entſcheiden. 


Gegenſtand des Rechtsmittelverfahrens iſt ein Erſtattungs⸗ 
anſpruch, der darauf geſtützt iſt, daß ihm ein Rechts anſpruch 
auf die Steuervergünſtigung des § 21 Abſ. 1 GrErw Sts. i. Verb. 
m. der VO. des Reichsrats v. 15. Juni 1923 (RStBl. 231) und 
dem Erlaß des RF M. v. 17. Febr. 1932 (RStBl. 255) zuſtehe. 


Gegen die Ablehnung des Erſtattungsanſpruchs durch Be⸗ 
ſcheid der Steuerſtelle v. 27. Juli 1933 tft daher nach § 235 Nr. 4 
RAbgO. das ordentliche Rechtsmittelverfahren an ſich gegeben. 
In ſoweit konnte daher das Lin. die als „Beſchwerde“ gegen 
den Ablehnungsbeſcheid bezeichnete Eingabe des jetzigen Be⸗ 
ſchwerdegegners v. 14. Sept. 1933 zugleich als Einſpruch behan⸗ 
deln und dementſprechend an die Steuerſtelle zur eigenen Entſch. 
zurückgeben. Im Berufungsverfahren war dann von den Vor⸗ 
behörden darüber zu entſcheiden, ob dem Beſchwerdegegner tatſäch⸗ 
lich der geltend gemachte Erſtattungsanſpruch aus Rechts⸗ 
gründen zuſteht. War der Steuerbetrag, deſſen Erſtattung be⸗ 
antragt wurde, noch nicht rechtskräftig feſtgeſetzt, wie das FinGer. 
annimmt, ſo konnte allerdings der am 23. Mai 1933 bei der 
Steuerſtelle eingegangene Erſtattungsantrag ſelbſt als Einſpruch 
behandelt werden. Andererſeits aber iſt die Anwendung des 8 21 
Abſ. 1 GrErwStG. und der darauf geſtützte Erſtattungsanſpruch 
entgegen der Anſicht der Vorbehörden auch dann nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen, wenn beim Eintritt der Vorausſetzungen dieſer Steuerver⸗ 
günſtigung der Grunderwerßſteueranſpruch bereits feſtgeſetzt und 
dieſe Feſtſetzung auch ſchon rechtskräftig geworden war (vgl. Urt. 
des RH. II A 547/28 v. 14. Dez. 1928 und II A 94/29 v. 
24. April 1929). Demnach iſt es im vorl. Falle ohne Bedeutung, 
ob der auf Grund des § 29 Abſ. 2 GrErw St. formlos erlaſ⸗ 
ſene Steuerbeſcheid v. 10. Okt. 1931, wie die Steuerſtelle an⸗ 
nimmt, rechtskräftig geworden iſt, oder ob, wie das FinGer, unter 
Hinweis auf das Urteil des RF. 30, 99 geltend macht, die 
Einſpruchsfriſt wegen unrichtiger Rechtsmittelbelehrung überhaupt 
nicht in Lauf geſetzt war. Ebenſo kommt es inſoweit nicht darauf 
an, daß der Beſchwerdegegner den Steuerbetrag nur unter 
Vorbehalt auf Grund des § 24 GrErwStch. vorausgezahlt 
hat. War die Steuerfeſtſetzung v. 10. Okt. 1931 rechtskräftig ge⸗ 
worden, jo bildete die als Beſchw. bezeichnete Eingabe des Ver: 
anlagten v. 14. Sept. 1933 zugleich einen rechtzeitigen und auch 
ſonſt zuläſſigen Einſpruch gegen den Ablehnungsbeſcheid der 
Steuerſtelle v. 27. Juli 1933, der erſt nach dem 18. Aug. 1933 
dem Veranlagten zugeſtellt worden iſt. 

Was nun den Erſtattungsanſpruch ſelbſt angeht, ſo ſind deſ⸗ 
ſen rechtliche Vorausſetzungen jedenfalls z. Z. noch nicht ge⸗ 
geben. Der Tatbeſtand des § 21 Abſ. 1 i. Verb. m. der VO. des 
Reichsrats v. 14. Juni 1923 (Bek. des RM. v. 29. Juni 1928: 
RStBl. 231) ift nicht erfüllt, weil der Beſchwerdegegner keine 
Kapitalabfindung erhalten hat. Für den Fall, daß eine ſolche 
Kapitalabfindung lediglich mangels Mitteln nicht gewährt worden 
iſt, hat allerdings der RM. durch den bereits erwähnten Erlaß 
v. 17. Febr. 1932 beſtimmt, daß dem Kriegsbeſchädigten gleich⸗ 
wohl auf Antrag die Steuervergünſtigung des § 21 Abſ. 1 Gr⸗ 
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ErwStG. in den durch die Beſt. des Reichsrats gezogenen Gren⸗ 
zen zuzugeſtehen iſt, wenn er die in dem Erlaß vorgeſehene 
Beſcheinigung des Hauptverſorgungsamtes vorlegt, was im vorl. 
Falle geſchehen iſt. Dieſer Erlaß iſt jedoch keineswegs eine objel⸗ 
tives Recht begründende Rechtsverordnung, zu deren Erlaß der 
Rey M. nach § 13 RAbgO. auch nur mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
rats berechtigt geweſen wäre; er enthält vielmehr, ebenſo wie der 
ihm vorausgegangene Stundungserlaß v. 26. März 1931 (NSt- 
Bl. 288), lediglich eine auf Grund des ausdrücklich angezogenen 
§ 131 Abſ. 1 RAbgO. aus Billigkeitserwägungen ergangene Ver⸗ 
waltungsanweiſung an die Veranlagungsbehörde, deren Befol⸗ 
gung von den Beteiligten nicht im Berufungsverfahren, ſondern 
nur im Wege der Beſchw. bei den Finanzverwaltungsbehörden 
erreicht werden kann. Bei dieſer Rechtslage hätte, bevor über die 
ausdrücklich als „Beſchwerde“ bezeichnete Eingabe des Veranlag⸗ 
ten v. 14. Sept. 1933 im Berufungsverfahren durch Einſpruchs⸗ 
beſcheid der Steuerſtelle und durch Bu. des Fincher. entſchieden 
wurde, zunächſt eine Beſchwerdeentſcheidung des LFin A. über die 
Anwendung des MinErl. v. 17. Febr. 1932 herbeigeführt wer⸗ 
den müſſen. Dieſe Entſch. hätte ſich auch auf die Frage zu er⸗ 
ſtrecken, ob trotz der vom BeſchwG. vorgelegten Beſcheinigung des 
Hauptverſorgungsamtes auf Grund des letzten Abſatzes des Min⸗ 
Erl. im vork. Falle die Erſtattung der von dem Veranlagten ge⸗ 
zahlten Steuer abzulehnen iſt. Dabei wird von der Beſchwerde⸗ 
behörde über den Sinn des Schlußabſatzes, insbeſ. darüber, ob er 
ſich auch auf Vorauszahlungen nach $ 24 GrErwStG. bezieht, 
zweckmäßig eine Auskunft des RM. einzuholen fein. Erſt wenn 
die Verwaltungsbehörde auf Grund des MinErl. die Erſtattung 
angeordnet hat, würde dem BeſchwG. inſoweit ein Rechts⸗ 
anſpruch zuſtehen. 
(Rec., 2. Sen., Urt. v. 10. Aug. 1934, II A 187/34.) 
* 


13. 813 GewSt Rahmen GG.; 853 Abſ. 2 Nr. 2a RBewG. 
Die Geſchäftsguthaben der Genoſſen einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft find keine „Schulden“ der Genofſſenſchaft, 
die bei der Ermittlung des Werts ihres Gewerbekapitals 
dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs hinzuzu— 
ſetzen wären. 

Die Beſchwerdegegnerin, eine e&mbH., wurde zur oldenburg. 

Gewerbeſteuer für das Jahr 1932/33 nach $ 13 GewStRahmG. in 
der bis zum 1. April 1933 geltenden Faſſung aus 6% ihres Ge⸗ 
werbekapitals veranlagt; dabei waren zur Ermittlung des Wertes 
des Gewerbekapitals dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
die Geſchäftsguthaben der Genoſſen hinzugeſetzt. Das Fin®er. er⸗ 
achtete die Hinzuſetzung der Geſchäftsguthaben für unzuläſſig und 
veranlagte die Beſchwerdegegnerin nach ihrem gewerblichen Ertrag. 
Das Fin A. betreibt mit der RBeſchw. die Wiederherſtellung der 
urſprünglichen Veranlagung. Es iſt der Meinung, daß die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben der Genoſſen, die nach $ 47 Abſ. 2 RBewG. zur 
Ermittlung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs vom 
Rohvermögen abgezogen waren, bei der Wertbeſtimmung des Ge⸗ 
werbekapitals gem. § 58 Abſ. 2 Nr. 2 a RBewG. als nicht in 
laufenden Verbindlichkeiten beſtehende Schulden dem Einheitswert 
des gewerblichen Betriebs wieder hinzugerechnet werden müßten; 
denn da den ausſcheidenden Genoſſen das Geſchäftsguthaben aus⸗ 
zuzahlen ſei, liege eine wirkliche Verpflichtung der Genoſſen⸗ 
ſchaft vor. 
Bei der fiktiven Ertragsberechnung des § 13 GewStRahmG. 
iſt von dem nach den Vorſchr. des RBewG. für den gewerblichen 
Betrieb ermittelten Gewerbekapital auszugehen ($ 53 RBewG.). 
Nach § 53 Abſ. 2 RBewö. iſt der Wert des Gewerbekapitals der 
Einheitswert des gewerblichen Betriebs abzüglich der Summe der 
Einheitswerte der Betriebsgrundſtücke und zuzüglich gewiſſer ein⸗ 
zeln aufgeführter Hinzurechnungen. Hinzuzurechnen ſind dem Ein⸗ 
heitswert insbef. die nicht in laufenden Verbindlichkeiten beſtehen⸗ 
den Schulden, die Verpflichtungen an ſtille Geſellſchafter und an⸗ 
dere nicht als Mitunternehmer Beteiligte, die Verpflichtungen zur 
Leiſtung von Renten ſowie die dauernden Laſten. Die Hinzurech⸗ 
nung tritt nur inſoweit ein, als die Schulden und Laſten bei der 
Feſtſtellung des Einheitswerts für den Gewerbebetrieb abgeſetzt 
worden waren. 

Die NBeſchw. ſtellt lediglich die Frage zur Entſch., ob die 
Geſchäftsguthaben der Genoſſen „nicht in laufenden Verbindlich⸗ 
keiten beſtehende Schulden“ der Genoſſenſchaft ſind. Die Frage 
iſt zu verneinen. Die Geſchaftsanteile der Genoſſen ſind keine 
Schulden im Rechtsſinn; ſte begründen kein Forderungsrecht gegen⸗ 
über der Genoſſenſchaft, ſondern ein Mitgliedſchaftsrecht (vgl. die 
Urt. des RF. v. 31. Juli 1928, 1 A 323/28, v. 6. März 1930, 
III A 436/29: Mrozeks Kartei, Rechtsſpr. 11 und 31 zu $ 28 
NBewB. 1925, ferner RH. 14, 341/42). Es bedurfte deshalb auch, 
um den Abzug der Geſchäftsguthaben vom Rohvermögen zur Er⸗ 
mittlung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs herbeizu⸗ 
führen, einer beſonderen Beſt. im zweiten Abſatz des $ 28 RBewöG. 


1925 (= 47 R Bew. 1931); der im erſten Abſatz dieſes Para⸗ 
graphen vorgeſchriebene Abzug der „Schulden“ hätte zum Abzug 
der Geſchäftsguthaben nicht berechtigt. Daß dies die Auffaſſung des 
Geſetzgebers war, ergibt die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchr., die 
entgegen der Regierungsvorlage erſt bei Beratung im RT. in 
den § 28 Abſ. 23 RBewG. 1925 eingefügt wurde (RT Druckſ. 
Nr. 1237 von 1924/25 und Antrag Nr. 189 der Druckſachen des 
6. Ausſchuſſes des RT.); auch den geſetzgeberiſchen Vorgängern der 
Beſt. (insbeſ. § 12 VermStG. 1922, $ 17 MotopferG.) liegt 
zweifellos die Auffaſſung zugrunde, daß Geſchäftsguthaben der 
Genoſſen keine „Schulden“ der Genoſſenſchaft ſind. Auch für das 
preuß. Gewerbeſteuerrecht, wo die gleiche Frage bei $ 6 GewSt O. 
(Bek. v. 15. März 1927 [GS. 21]) zu entſcheiden war, hat das 
Pr OVG. die gleiche Auffaſſung zur Geltung gebracht, und zwar 
unter Hinweis auf die unzweideutig zuſtimmende Meinung des 
preuß. Geſetzgebers (Entſch. des Pr OVG. v. 21. Febr. 1928: R.⸗ u. 
PrVerwBl. 49, 773; ferner Entſch. v. 27. Sept. 1932, VIII G St 
529/31, vgl. Hog⸗Arens, Die preuß. Gewerbeſteuer, 4. Aufl., 
1928, Bem. 8 zu 8 6 GewSt O.). 
(NFH,, 4. Sen., Urt. v. 4. Juli 1934, IV A 259/33.) 
* 

14. 5 1 Nr. 1 UmſStG. Erhebt ein Elektrizitätswerk 
von jedem ſaumigen Zahler eine feſte Verwaltungsgebühr 
von 0,50 , jo handelt es ſich um einen Schadenserſatz, 
dem kein Leiſtungsaustauſch zugrunde liegt. Die Verwal⸗ 
tungsgebühren ſind umſatzſteuerfrei. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 7. Sept. 1934, V A 586/33.) 
* 

15. 88 2 Nr. 4, 2 Nr. 9, 8 Abſ. 5, 16 UmſStG. 1926 
(88 2 Nr. 7, 2 Nr. 13, 8 Abſ. 5, 17 UmſStG. 1932); 88 16 
Abſ. 1, 18a Satz 1 der 1. St Amn VO.; 88 92 Abſ. 3, 243 Abſ. 3 
Satz 2 RAbgd. 

1. Die Darbietung von Kurkonzerten und die Bereit” 
ſtellung von Kuranlagen und Leſezimmern ſind weder 
ärztliche und ähnliche Hilfeleiſtungen, noch Lieferungen 
von Heil- und Hilfsmitteln i. S. des 8 2 Nr. 9 Umſ StG. 1926. 

2. Der Lieferer einer Ware zu feſtem Einheitspreis 
kann die von ihm getragene Rückfracht für Leergut nicht 
auf Grund des $ 16 UmſStG. 1926 von der Geſamtheit 
ſeiner ſteuerpflichtigen Entgelte abſetzen. 

3. (Der Steuerpflichtige hat einem Lichtbildner für 
beſtimmte Plätze die ausſchließliche Erlaubnis erteilt, 
Lichtbildaufnahmen zu machen und die Bilder feilzubieten.) 
Gemiſchte Vertragsverhältniſſe, die die Verpachtung oder 
Vermietung eines Grundſtücks nicht zum weſentlichen Ver- 
tragsinhalt haben, ſtehen Verpachtungen und Vermietun⸗ 
gen i. S. des 8 2 Nr. 4 Umf&t®. 1926 nicht gleich. 

4. (Der Steuerpflichtige verſendet die Ware zu einem 
feſten Einheitspreis, der unabhängig bleibt von der Ent⸗ 
fernung des Empfängers vom Verſandort. Der Empfänger 
zahlt die Beförderungskoſten und kürzt ſie vom Einheits⸗ 
preis.) Wird der Empfänger einer Ware durch die Höhe 
der für ihre Zuſendung tatſächlich entſtehenden Fracht⸗ 
koſten überhaupt nicht berührt, ſo iſt für die Anwendung 
der Vorſchrift des 88 Abſ. 5 UmſStG. 1926 kein Raum. 

5. Hat ein Steuerpflichtiger von der Summe der von 
ihm vereinnahmten Eutgelte umſatzſteuerpflichtige Be⸗ 
träge als umfatzſteuerfrei abgezogen und nur den Reſt⸗ 
betrag in ſeiner Umſatzſteuererklärung ausgewieſen, ſo 
liegt keine Angabe ſteuerpflichtiger Werte mit einem zu 
niedrigen Betrag i. S. von 8 18a Satz 1 der 1. St Amn VO. 
vor, ſondern Nichtangabe ſteuerpflichtiger Werte i. S. des 
§ 16 Abſ. 1 0 a. O. Eine darauf gerichtete Amneſtieanzeige 
iſt nicht deshalb unwirkſam, weil der Steuerpflichtige zu- 
gleich die Steuerpflichtigkeit der angezeigten Werte be- 
ſtreitet. 

6. Das Verböſerungs verbot in 8243 Abſ. 3 Satz? R Abg. 
bezieht ſich auch dann nur auf das Geſamtergebnis der 
Vorentſcheidung, wenn dieſe mehrere Steuerabſchuitte be⸗ 
trifft. Ein dem FinGer. zuungunſten des Steuerpflichtigen 
unterlaufener Rechenfehler kann jedoch ſtets in vollem 
Umfang berichtigt werden. 

(RZH., 5. Sen., Urt. v. 20. Aug. 1934. V A 985132.) 
* 


16. 89 RAbgD.; 88 Abſ. 4 UmſStG. 1926 und 1932. 

1. Der Satz, Ausnahmevorſchriften ſeien eng auszu⸗ 
legen, hat keine rechtliche Geltung. 

2. Die Begünſtigung der Anzeigenvermittler (Annon⸗ 
cenexpeditionen) bezieht ſich nicht auf die Vermittlung 
von Plakatanſchlägen. 

Unſtreitig hat die beſchwerdeführende Annoncenexpedition 
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für die in ihrem eigenen Namen in die Zeitungen eingerückten 
Anzeigen ihrer Kunden gem. § 8 Abſ. 4 UmſStcG. nur die Ver⸗ 
mittlungsgebühr zu verſteuern. Dieſe ergibt ſich aus dem geſam⸗ 
ten Entgelt, das der Vermittler von ſeinem Kunden erhält, ab⸗ 
züglich des Entgelts, das er ſelbſt an die Zeitung bezahlt. Selbit- 
verſtändlich iſt für dieſen Abzug nicht maßgebend der 
Preis, den die Zeitung dem Vermittler in Rechnung ſtellt, 
ſondern allein der Teil des Preiſes, den der Vermittler nach 
Abzug aller Nachläſſe, die ihm die Zeitung gewährt, tatſäch⸗ 
lich an dieſe entrichtet, gleichviel ob die Nachläſſe als Rabatt 
oder als Proviſion bezeichnet ſind. 

Die Beſchweß. hat bereits in ihrer Ber Begr. behauptet, in den 
ſtreitigen Jahren 1930—1932 ſei fie zur Umſatzſteuer herangezo⸗ 
gen worden nicht mit den betr. Unterſchiedsbeträgen, ſondern mit 
den als Proviſion bezeichneten Summen, die die Zeitung ihr 
nachgelaſſen habe. Auf dieſe Einwendung iſt das FinGer. nicht 
eingegangen. Die Vorentſcheidung war daher aufzuheben. Bei der 
neuen Prüfung wird das Kinder. auch die Ausführungen in der 
RBeſchw. zu dieſem Punkte berückſichtigen. 

In dem ſtreitigen Zeitraum hat die BeſchwF. auch Gemein⸗ 
den und private Unternehmer im eigenen Namen und für eigene 
Rechnung mit dem Anſchlag von Plakaten ihrer Kunden beauf- 
tragt; ſie will auch wegen dieſer Tätigkeit die Umſatzſteuer nicht 
entrichten für das geſamte von den Kunden bezahlte Entgelt, ſon⸗ 
dern nur für die Vermittlungsgebühr. Das Finder. hat die Be⸗ 
günſtigung ſchon deshalb verſagt, weil der ſtreitige $ 8 Abſ. 4 
eine Ausnahmevorſchrift und deshalb eng auszulegen ſei. Dieſe 
Begr. iſt entſchieden zurückzuweiſen. Ein ſolcher Rechtsſatz beſteht 
nicht; die dem Satze zugrunde liegende Einſtellung widerſpricht 
überdies durchaus der für die Auslegung von Steuergeſetzen maß⸗ 
gebenden Beſt., wonach es auf den Zweck und die wirtſchaftliche 
Bedeutung der Geſetzesvorſchrift ankommt (§ 9 RAbgO .). Dieſen 
Geſichtspunkten iſt auch bei Ausnahmevorſchriften unbeſchränkt 
Rechnung zu tragen (RH. 29, 253; 30, 191; 33, 130). Tatſäch⸗ 
lich iſt das Fin®er. auch im zweiten Teile feiner Ausführungen 
dieſem Gebote gefolgt. Zutreffend weiſt es darauf hin, daß ſich der 
Zweck der Begünſtigung ſchon aus der Wahl des Ausdrucks „An⸗ 
zeigeneinrückungen“ im Geſetzestext ergebe, der auf den An⸗ 
ſchlag an Säulen unanwendbar ſei. Schließlich ergibt ſich die 
Unzuläſſigkeit der Ausdehnung der Vorſchr. auf Plakatvermittler 
auch aus ihrer Entſtehungsgeſchichte, in der die Abſicht, gerade 
die Vermittler von Zeitungsanzeigen zu ſchützen, deutlich zum 
Ausdruck kommt (vgl. Urt, v. 11. Juni 1934, V A 556/33). In⸗ 
ſoweit iſt daher die RBeſchw. unbegründet. 

NFH., 5. Sen., Urt. v. 20. Aug. 1934, V A 272/84 S.) 

x 

17. SS 80 Ab ſ. 1, 81 Abi. 1 Ziff. 1 RUHgD. Iſt die 
inländiſche Wohnung endgültig aufgegeben, jo genügt die 
bloße Abſicht, fpäter wieder eine Wohnung im Inland zu 
nehmen, nicht, um den inländiſchen Wohnſitz aufrechtzuer— 
halten. Durch eine vorübergehende Unterbrechung der 
Innehabung einer inländiſchen Wohnung wird jedoch der 
inländiſche Wohnſitz nicht beendet, falls die Umſtände, die 
auf die Abſicht der Beibehaltung einer ſolchen Wohnung 
ſchließen laſſen, beſtehen bleiben. Durch eine vorüber 
gehende Abweſenheit wird der gewöhnliche Aufenthalt im 
allgemeinen nicht beendet. 

(RFH., 3. Sen., Urt. v. 13. Sept. 1934, III A 283/34.) 

* 

S. 58 86, 96 RAbg O. a. F. Ficht der Finanzants- 
vorſteher die Einſpruchsentſcheidung mit der Begründung 
an, daß der Steuerausſchuß zu Unrecht Nachſicht wegen 
Verſäumung der Einſpruchsfriſt gewahrt habe, fo hat das 
Fin Ger. nachzuprüfen, ob die Nachſicht zu Recht erteilt iſt, 
ohne an die Schranken des $ 96 RAbg O. a. F. gebunden 
zu ſein. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 12. Sept. 1934, VI A 1471/31.) 

* 

19. 8 115 Abſ. 2 RAbg O. n. F.; 822 EinfSt®. In einem 
gegen den Ehemann ſchwebenden Rechtsmittelverfahren 
kann nicht ohne weiteres die Parteibezeichnung auf die 
Ehefrau ausgedehnt werden. 

Die Sache befindet ſich im zweiten Rechtsgang. 

Der BeſchwF. rügt u. a., daß das Finder. in feinem zweiten 
Urteil die Parteibezeichnung auf den Rittergutsbeſitzer Max G., 
d. h. den Beſchwy. und feine geſchiedene Ehefrau 
Martha G., ausgedehnt habe. Dies iſt nach Auffaſſung des 
Beſchwß. unzuläſſig geweſen, da bisher gegen Frau G. weder ein 
Steuerbeſcheid noch ein Haftungsbeſcheid ergangen ſei. Bei Frau 
G. ſei zu Unrecht in deren Vermögen vollſtreckt worden. Dieſe 
Vollſtreckung ſei mangels vorangegangener Zuſtellung eines Be⸗ 
ſcheides unzuläſſig geweſen, was vom Finger. hätte feſtgeſtellt 
werden müſſen. Im übrigen beſtreitet die RBeſchw. nicht, daß die 


Vorausſetzungen über die Zuſammenveranlagung in dem hier ſtrei⸗ 
tigen Steuerabſchnitt 1925/26 für beide Ehegatten gegeben wak. 
Hierzu ſei folgendes bemerkt: Liegen die Vorausſetzungen für 
eine Zuſammenveranlagung vor (8 22 EinkStG.), fo iſt grund⸗ 
ſätzlich der Ehemann allein Stpfl. (vgl. VIA 672/27 v. 7. Dez. 
1927: StW. 1928 Nr. 57). Die Ehefrau haftet inſoweit lediglich 
als Geſamtſchuldnerin (8 115 Abſ. 2 RAbgoO. n. F.; 8 95 Abſ. 2 
RAD. a. F.). Dieſer Rechtslage würde es ſowohl entſprechen, 
wenn der Steuerbeſcheid nur an den Ehemann als den Stpfl. 
gerichtet iſt und gegen die Ehefrau, die als Haftende in Anſpruch 
genommen werden ſoll, noch ein beſonderes Leiſtungsgebot ergeht, 
als auch wenn gleich zwei getrennte Steuerbeſcheide ergehen un 
in em an die Ehefrau gerichteten Steuerbeſcheid zweckmäßiger 
weiſe zum Ausdruck gebracht wird, daß der Steuerbeſcheid an ſie 
als Mithaftende für die Steuerſchuld des Mannes gerichtet iſt (Urt. 
v. 7. Sept. 1928, VI A 681/28: StW. 1928 Nr. 812). Ob jo ver⸗ 
fahren worden ift, iſt vom FinGer. nicht geprüft worden, erſcheint 
auch nach Aktenlage zweifelhaft. Aber ſelbſt wenn entſprechende 
Feſtſtellungen getroffen werden könnten, würde deshalb noch nicht 
feſtſtehen, daß die vom Ehemann eingelegten Rechtsmittel (Ein- 
ſpruch und Berufung) auch im Namen ſeiner Frau hinſichtlich der 
Haftung eingelegt ſind. Es muß daher bedenklich erſcheinen, wenn 
das FinGer. ohne weiteres die Parteibezeichnung und damit die 
Rechtsmittelentſch. auf die Ehefrau ausdehnt, unter Umſtänden, 
ohne daß dieſe ſich an dem Verfahren beteiligt hat. Dieſe Ber 
denken würden erſt recht daun beſtehen, wenn nur dem Ehemann 
perſönlich ein dem amtlichen Muſter des Einkommenſteuerbeſcheides 
entſprechender Steuerbeſcheid zugeſtellt worden iſt, deſſen Anſchrift 
dann auf Herrn und Frau Max G. gelautet hätte. Zur Behebung 
der beſtehenden Zweifel erſcheint es hier angebracht, daß das Fin⸗ 
Ger. nach § 241 Abſ. 2 NAD. verfährt. Bemerkt ſei weiter, 
daß auch für den Fall, daß das Fin. im Zuſammenhang mit der 
Zuſtellung des Steuerbeſcheids für 1925/26 die Haftbarmachung der 
Ehefrau G. nicht genügend zum Ausdruck gebracht hätte, das Fin. 
nicht gehindert wäre, dieſe Haftbarmachung nachzuholen. Die Ver⸗ 
jährung würde dem kaum entgegenſtehen, da dieſe wohl durch die 
gegen die Ehefrau vorgenommenen Vollſtreckungshandlungen un⸗ 
terbrochen wäre (§ 147 RAbgd.). 


(NFH., 6. Sen., Urt. v. 8. Aug. 1934, VIA 928/33.) 
* 


20. 8116 Abſ. 1 RAbgd. 

a) Bei Erwerb eines Unternehmens, deſſen Betrieb, 
weil in ihm ſteuerbare Gegenſtände gewonnen, hergeſtellt 
oder umgeſetzt werden, der Anmeldungspflicht unterliegt 
(§ 191 R Abg.), iſt die Haftung nach § 116 RAbg0O. nicht 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß der Betrieb vor dem 
Übergang auf den Erwerber abgemeldet worden iſt— 

b) Auch bei Nichtweiterführung eines Betriebs kann 
die Haftung nach $ 116 jedenfalls dann gegeben fein, 
wenn der Erwerber den Betrieb zu dem Zweck ſtillegt, um 
ſich eines mit ihm im Wettbewerb ftehenden Unterneh” 
mens zu entledigen. 

Die Beſchw§. hat am 1. Juni 1932 das Brauereianweſen des 
am 29. Juli 1939 in Konkurs geratenen Brauers A. zum Preiſe 
von 11000 AM in Wege der Zwangsverſteigerung erworben. Schon 
früher, und zwar im März 1931 hatte die Beſchwß. auch den an 
erſter Stelle im Grundbuch auf die Liegenſchaften des A. ein 
getragenen Grundſchuldbrief im Nennwerte von 100000 % zum 
Preiſe von 67000 % erworben. Im Okt. 1931 wurde in der 
Brauerei zum letzten Male Bier hergeſtellt; die Beſchw§. erwarb 
vom Konkursverwalter während des Konkursverfahrens die noch 
vorhandenen Biervorräte. Nachdem dieſes Bier aufgebraucht wor— 
den war, belieferte die Beſchuc. den Teil der Kunden der Brauerei, 
den fie übernommen hatte, mit eigenem Bier. Im März 1932, alſo 
noch vor der Zwangsverſteigerung, wurde die Brauerei beim Zoll. 
abgemeldet. 

Das HauptzollA. und mit ihm die Vorinſtanz haben auf Grund 
dieſes Sachverhalts die Beſchwy. gem. $ 116 RAbgd. als Haftende 
für die feſtgeſetzte, vom Vorbeſitzer noch nicht entrichtete Bierſteuer 
nebſt Verzugszinſen in Anſpruch genommen. Die BeſchwF. Der 
ſtreitet ihre Haftung aus § 116 RAbgoO. grundſätzlich. Sie kann 
damit aber keinen Erfolg haben. 

Die Rechtsbeſchwerde macht u. a. geltend, daß ein lebender 
Betrieb nicht mehr vorgelegen habe, weil die Brauerei beim Über“ 
gang auf die Beſchw§. längſt nicht mehr in Betrieb geweſen und 
ſchon bei der Zollbehörde abgemeldet geweſen ſei. h 

Nach der Rſpr. des RF H., an der feſtgehalten wird, iſt ein 
Betrieb nicht ſchon dann erloſchen, wenn er vorübergehend ſtill⸗ 
gelegen hat. Es genügt, wenn der Erwerber nach Ergänzung de 
Inventars den Betrieb fortzuführen in der Lage iſt (vgl. Urt. 
v. 30. Sept. 1932, V A 2/32: Mrozeks Kartei, R. 6 zu 8 116 
Abſ. 1 RAD. 1931). Daß im vorl. Falle für die Beſchw§ die 
Möglichkeit beſtand, den Betrieb fortzuführen, iſt von der Vor“ 
inſtanz ohne Verſtoß feſtgeſtellt. 
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An dem Ergebnis, daß die Beſchw§. einen lebenden und nicht 
einen erloſchenen Betrieb übernommen hat, kann auch der Umſtand 
nichts ändern, daß die Brauerei im März 1932 bei der Zoll⸗ 
behörde abgemeldet wurde. Für die Frage, ob ein lebensfähiger 
Betrieb vorhanden iſt, kann die Förmlichkeit der Abmeldung 
des Betriebs bei der Zoll⸗ oder Steuerbehörde nicht von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein. Durch die Abmeldung gibt der Ab⸗ 
meldende lediglich zu erkennen, daß er den Betrieb nicht fortführen 
will; das berechtigt aber nicht zu dem Schluß, daß eine Fort⸗ 
führung des Betriebs nicht mehr möglich iſt. Der Annahme der 
Vorinſtanz, daß der Betrieb der Brauerei trotz der Abmeldung 
lebensfähig geblieben war, ſteht auch der Umſtand nicht entgegen, 
daß im Falle der Wiederaufnahme des Betriebs in der abgemel⸗ 
deten Brauerei die erhöhten Steuerſätze nach Art. 5 des Gef. v. 
15. April 1930 (RGBl. I, 136) Platz greifen würden; denn die 
Frage, ob ein lebender Betrieb auf den Erwerber übergegangen 
iſt, kann nicht davon abhängen, ob der Erwerber auf Grund der 
angeführten Geſetzesbeſtimmung (oder etwa auch auf Grund des 8 3 
Abf. 3 Bier StG.) die Bierſteuer nach höheren Sätzen zu entrichten 
hat als der bisherige Beſitzer. Wenn eine Brauerei, die bei der 
Zollbehörde dauernd abgemeldet worden iſt, in Anſehung der Be⸗ 
ſteuerung nach Art. 5 des Geſ. v. 15. April 1930 bei Wiederauf⸗ 
nahme des Betriebs als neuer Betrieb anzuſehen iſt (ſiehe Zapf 
Siegert, Bier StG., 3. Aufl., S. 390 Anm. 2), jo kann daraus 
nicht gefolgert werden, daß ein ſolcher Betrieb durch die bloße An⸗ 
meldung bei der Zollbehörde in Anſehung der Haftung nach 8 116 
NAGGD. feine Lebensfähigkeit verloren habe. Andernfalls wäre es 
ein leichtes, bei Betrieben, die, weil ſie ſteuerbare Erzeugniſſe her⸗ 
ſtellen, der Anmeldungspflicht unterliegen (8 191 RAbgo .), um die 
Haftung aus § 116 dadurch herumzukommen, daß der Betrieb vor 
Übergang auf den Erwerber bei der Behörde abgemeldet wird. 

Zu alten bleibt noch die Frage, ob die Haftung der Beſchwß. 
nicht deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil ſie die Brauerei, wie feſt⸗ 

eſtellt iſt, mit der beſtimmten Abſicht erworben hat, den Betrieb 
tillzulegen, und weil ſie den Betrieb auch tatſächlich nicht wieder 
aufgenommen hat, m. a. W., ob es für die Haftung nach 8 116 
AADGD. darauf ankommt, daß beim Erwerber nicht nur der Er⸗ 
werbswille, ſondern auch der Wille, das Unternehmen weiter- 
zuführen, vorhanden iſt. Die geſetzgeberiſche Erwägung, aus der 
die Haftungsvorſchrift des $ 116 hervorgegangen iſt, iſt die, daß 
in dem Unternehmen als ſolchem eine Sicherung für die ſich auf 
den Betrieb gründende Steuerſchuld gegeben iſt, die durch den 
Übergang des Unternehmens in andere Hände nicht verlorengehen 
ſoll, und daß derjenige, der durch übernahme eines beſtehenden 
Betriebs die damit verbundenen Vorteile erlangt, auch in einem 
gewiſſen Umfang die durch den Betrieb bisher entjtandenen Steuer⸗ 
laſten tragen ſoll (NZH. 23, 111). Bei Berückſichtigung dieſer ge⸗ 
ſetzgeberiſchen Abſicht wird man die Haftung aus $ 116 grundſätzlich 
auch bei Nichtweiterführung des Betriebs jedenfalls dann bejahen 
müſſen, wenn der Erwerber den Betrieb zu dem Zwecke ſtillegt, 
um ſich eines mit ihm im Wettbewerb ſtehenden Unternehmens zu 
entledigen, wenn alſo dem Erwerber aus der Stillegung des Unter⸗ 
nehmens wirtſchaftliche Vorteile für ſein eigenes, ſchon bisher von 
ihm geführtes Unternehmen erwachſen. Ein ſolcher Fall iſt hier 
nach dem eigenen Vorbringen der Beſchw§. gegeben. Die Vor⸗ 
inſtanz führt zu dem vorl. Falle zutreffend aus, daß der Betrieb 
des A. in dem Betrieb der BeſchſoF. weiterwirkt. Die Rſpr. des 
NFH. hat denn auch von jeher den Standpunkt eingenommen, daß 
die Haftung des Erwerbers ohne Rückſicht auf den Zweck des Er⸗ 
werbs eintritt, daß es insbeſ. nicht darauf ankommt, ob der Er⸗ 
werber beabſichtigt, das Unternehmen weiterzuführen oder nicht, 
und daß die Hafkung ſchon gegeben iſt, wenn ein lebendiger, d. h. 
fortſetzbarer Betrieb übergeht (RF H. 7, 342 ff.; 11, 195; 31, 
134; Urt. IV A 565/26 v. 26. Jan. 1927 a. E.; V A 194/28 
v. 23. Mai 1928 a. E.; V A 226/82 v. 7. Juni 1932; V A 107/33 
v. 26. Jan. 1933: Mrozeks Kartei, R. 10 u. 26 zu $ 96 
NAD. a. F.; R. 7 u. 13 zu § 116 Abſ. 1 RAbgoO. u. F.). Aller⸗ 
dings könnte aus einzelnen Enkſch. des 5. Sen. des RF H. gefolgert 
werden, daß die Haftung des Übernehmers eines Betriebs für die 
Steuerſchulden feines Bejibvorgängers nicht in Frage komme, wenn 
er, obwohl er Herr des Betriebs geworden iſt, den Betrieb tat⸗ 
ſächlich nicht weiterführt und auch nicht weiterführen will (RF. 
22, 73 ff.; 27, 231; V A 847/30 v. 20. Jan. 1931: R. 2 zu 
§ 116 Abs. 1 RAbgO. n. F.). Die dieſen Entſch. zugrunde liegenden 
Tatbeſtände waren aber weſentlich anders gelagert als der vor⸗ 
liegende, und der 5. Sen. hat unter ausdrücklichem Hinweis auf 
feine Entſch. v. 26. Sept. 1927, V A 516/27 (RF H. 22, A) in 
der Entſch. V A 86/83 v. 7. Juli 1933 (Mro zeks Kartei, R. 12 
zu § 116 Abſ. 1 RAbgoO. n. F.) ausgeſprochen, daß der RF. 
einen-Grundſatz dahin, daß die Haftung des Erwerbers eines Be⸗ 
triebs nur dann Platz greife, wenn der Erwerber den Betrieb tat⸗ 
ſächlich fortführt, nicht aufgeſtellt habe. 

(RFH., 4. Sen., Urt. v. 18. Inli 1934, IV A 12/34 S.) 
* 


21. 8152, 153 RAbgD. n. F.; § 102 Abſ. 3 EinkStG.; 
825 KörpstGG. Zu Unrecht vorgenommene Steuerabzüge 
vom Kapitalertrage find nach $ 152 RAbg O. n. F., inner⸗ 
halb der dort vorgeſehenen Friſt, erſtattungsfähig. Da⸗ 
neben gibt es nicht ein weiteres Erſtattungs verfahren nach 
8 102 Abſ. 3 EinkStG., § 153 RAbg O. n. F. 

(AFH., 1. Sen., Urt. v. 28. Sept. 1934, I A 80/34.) 
* 


22. 58 162 Abſ. 10, 193 Abſ. 4 RAbgD. n. F. Die Buch⸗ 
prüfung eines Großbetriebes ſtellt keine Handlung dar, 
durch die eine Verjährung des Steueranſpruchs gegen ein 
1 ei dieſes Unternehmens unterbrochen 
wird. 


In den Jahren 1928 und 1931 fand bei der R.⸗AktGG. eine 
Buchprüfung gem. § 162 Ziff. 10 RAbg O,. ftatt. Auf Grund der 
Buchprüfung wurde der BeſchwF. mit einem Einkommen als 
Aufſichtsratsmitglied für die Jahre 1925—1930 gem. § 3 Abſ. 4 
EinkStG. zur Einkommenſteuer veranlagt. Einſpruch und Ber. 
wurden zurückgewieſen. Die RBeſchw. iſt für die Jahre 1925 
und 1926 begründet, im übrigen nicht begründet. 

Der in Neuyork lebende BeſchwF. iſt ſeit 1925 Aufſichts⸗ 
ratsmitglied der R.⸗Aktcch. Der BeſchwFF. führt aus, er ſei nach 
dem früheren 83 Ziff. 4 EintSt®. mit feinen Bezügen aus Auf⸗ 
ſichtsratstätigkeit nicht einkommenſteuerpflichtig geweſen, weil er 
dieſe Aufſichtsratstatigkeit im Inland nicht ausgeübt hätte. Er ſei 
Leiter der ſelbſtändigen R.⸗Korporation Neuyork in Amerika und 
ſei nur in den Aufſichtsrat gewählt worden, damit ſeine Stellung 
in Amerika dadurch hervorgehoben würde und er ſo die ameri⸗ 
kaniſche Firma wirkſamer vertreten könne. Es liege der Fall vor, 
der in der Entſch. des RF. v. 1. Febr. 1933, VI A 828/32: 
Rey. 32, 294 StuW. 1933 Nr. 336, ausdrücklich als Aus⸗ 
nahmefall erwähnt ſei, daß Beſteuerung nicht Platz griffe, wenn 
ein ausländiſches Aufſichtsratsmitglied nach beſonderer Verein⸗ 
barung nur mit der Überwachung der ausländiſchen Zweigſtellen 
eines inländiſchen Unternehmens betraut ſei. 

Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. Es 
liegt der in der erwähnten Entſch. behandelte Fall, daß ein Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied nur mit der Überwachung ausländiſcher Zweig⸗ 
ſtellen betraut iſt, nicht vor. Es kann deshalb dahingeſtellt blei⸗ 
ben, ob ein ſolcher Fall bei einen Aufſichtsratsmitgliede einer 
deutſchen Aktcß. überhaupt vorkommen kann, da nach den deut⸗ 
ſchen Geſetzen ſämtliche Mitglieder des Aufſichtsrats an der all⸗ 
gemeinen Überwachung der Geſellſchaftsorgane uſw. beteiligt ſind. 
Tatfächlich hatte der BeſchwFß. auslandiſche Zweigſtellen nicht zu 
überwachen, da es ausländiſche Zweigſtellen der R.⸗AktGG. in 
Amerika nicht gibt, die von dem Beſchw. geleitete Geſellſchaft 
vielmehr der N.-Att®. gegenüber rechtlich ſelbſtändig iſt. Es iſt 
wohl möglich, daß der Beſchw. in der Hauptſache zum Aufſichts⸗ 
rat deshalb gewählt worden iſt, damit er in der Lage iſt, feine 
Geſellſchaft in Amerika wirkſamer zu vertreten. Hierauf beſchränkt 
ſich aber die Aufſichtsratstätigkeit des Beſchwöf. nicht. Wie ſich aus 
feinem eigenen Vorbringen ergibt, hat er i. J. 1926 an verſchie⸗ 
denen Aufſichtsratsſitzungen teilgenommen. 

Der Beſchweß. macht noch geltend, daß die Steuerforderungen 
für die Jahre 1925 und 1926 verjährt ſeien, weil die Heran⸗ 
ziehung erſt i. J. 1932 ſtattgefunden hat. Die Vorbehörden haben 
das zurückgewieſen in der Erwägung, daß durch die Buchprüfung 
1928 und 1931 die Verjährung unterbrochen worden ſei. Dem 
kann nicht zugeſtimmt werden. E 

Nach dem Gutachten des RF. v. 9. Mai 1928, I D 2/28: 
NTH 24, 1 = Stu W. 1928 Nr. 478, darf die Buch⸗ und Be⸗ 
triebsführung eines Großbetriebes nicht zu dem Zwecke vor⸗ 
genommen werden, um die ſteuerlichen Verhältniſſe anderer 
Stpfl. zu ermitteln. Der Rc. hat auch die Frage verneint, ob 
die für den Direktor bei ſeinem Unternehmen geführten Konten 
anläßlich der Prüfung des Unternehmens nach $ 162 Abſ. 10 
RAbgO. einer eingehenden Nachprüfung unterzogen werden kön⸗ 
nen mit dem Zwecke, die ſteuerlichen Verhältniſſe des Direktors 
zu klaren. Dann kann aber auch die Buchprüfung bei einem Groß⸗ 
betriebe nicht eine Handlung zur Feſtſtellung des Steueranſpruchs 
gegen andere StPfl. fein. Nach der RAbgO. 1931 ($ 193 Abi. 4) 
mag die Sache bei Arbeitnehmern des Großbetriebes vielleicht an⸗ 
ders liegen. Das Aufſichtsratsmitglied iſt aber nicht Arbeitnehmer. 


(RFH., 6. Sen., Urt. v. 8. Aug. 1934, VI A 603,34.) 
* 


23. 88 195, 202 RAbgO. Das Fin A. kann bei einer 
Buch⸗ und Betriebsprüfung von einem Aufſichtsratsmit⸗ 
glied einer AktG. auf Grund des § 195 Satz 2 R Abg. 
nicht die Vorlage des Berichts einer Treuhandgeſellſchaft 
verlangen und erzwingen, den das Aufſichtsratsmitglied 
nicht für Zwecke der Geſellſchaft, ſondern lediglich für 
eigene Zwecke eingefordert und erhalten hat. 

Der Beſchwß. it ſtellvertretender Aufſichtsratsvorſitzender 
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einer Alt., bei der Anfang des Jahres 1934 eine Buch- und 
Betriebsprüfung vorgenommen wurde. Dabei verlangte der Buch⸗ 
prüfer auch die Vorlage des Berichts über eine im Auftrage des 
Beſchw§. durch eine Treuhandgeſellſchaft i. J. 1931 vorgenommene 
Rev. Da der Vorſtand der AktG. ſich außerſtande erklärte, den 
Bericht vorzulegen, mit der Begr., daß der Bericht aus rein 
privaten Gründen des BeſchwF. veranlaßt ſei, hat das Fin A. von 
dem Beſchwß. die Vorlage des Berichts unter Zwangsandrohung 
gefordert. Die Beſchw. hat das LFin A. als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Die Vorinſtanz hat die Verpflichtung des Beſchw§. auf Vor⸗ 
lage des Treuhandberichts auf 8 195 Satz 2 RUbgD. 1931 ge⸗ 
gründet. Danach haben die Stpfl. und ihre Angeſtellten jede Aus⸗ 
kunft und Nachweiſung zu erteilen, deren die Beamten der Fink. 
für die Prüfung bedürfen, und ihnen alle für die Prüfung in Betracht 
kommenden Schriftſtücke zur Einſicht vorzulegen. Der Beſchwß. 
bekämpft die Anwendung dieſer Vorſchr. mit folgenden Dar⸗ 
legungen: die Rev. der AktG. durch die Treuhandgeſellſchaft ſei 
ar vorgenommen worden, weil der Beichivf. feinen Beſitz an 
H. Aktien zur Finanzierung eines rein privaten Geſchäfts habe lom⸗ 
bardieren wollen, und zu dieſem Zwecke einwandfreie Unterlagen 
für die Bewertung der Aktien benötigt habe; der Reviſionsbericht 
habe weder dem Vorſtande noch dem Aufſichtsrat, insbeſ. nicht 
dem Aufſichtsratsvorſigenden vorgelegen. 8 195 Satz 2 Rubgd. ſei 
deshalb nicht anwendbar, weil der Bejchivg. weder Angeftellter der 
AktG. ſei, noch der Bericht als ein Schriftſtück der AktG. an⸗ 
zufehen ſei. 

Die Apr. des Rc. (RF. 25, 148 = Mrozels Kartei, 
RAID. 8 198 R. 5) behandelt den Vorſitzenden des Aufſichtsrats 
einer Aktch. als einen „Angeſtellten“ der Akt®. i. S. des 8 198 
Satz 2 RAbgdO. a. F. (jetzt F 195 Satz 2), der zur Vorlage eines 
Treuhandberichts verpflichtet ſei (ogl. auch RF H. 13, 187 = Mro- 
zeks Kartei, RAbgdO., § 173 R. 11 bis 13). Daß es ſich vor⸗ 
liegend um einen ſtellvertretenden Vorſitzenden eines Auf⸗ 
ſichtsrats einer AktG. handelt, kann natürlich eine andere Be⸗ 
urteilung hinſichtlich der Frage der Angeſtellteneigenſchaft i. S. des 
9195 Satz 2 n. F. ($ 198 Satz 2 RAbgd. a. F.) nicht rechtfertigen. 
Die Eigenſchaft des Beſchwcf. als ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Aufſichtsrats der AktG. kann ihn aber nur zur Vorlage des 
Treuhandberichts auf Grund des 8 195 Satz 2 NABID. n. F. ver⸗ 
pflichten, wenn er in dieſer ſeiner Eigenſchaft für die Geſell⸗ 
ſchaft bei Einforderung des Berichts gehandelt hat, ſei es auch 
nur, um ſich die Kenntniſſe über die Lage und die Verhältniſſe der 
Geſellſchaft zu verſchaffen, deren er zur Ausübung feiner Kontroll- 
tätigkeit bedurfte (vgl. RF. 13, 191). Anders iſt aber die Rechts⸗ 
lage, wenn der Beſchw§. nicht für Zwecke der Geſellſchaft, ſondern 
für eigene, alſo private Zwecke, den Treuhandbericht angefordert 
und erhalten hat. Was der Beſchwß. nach dieſer Richtung in der 
Rechtsbeſchwerdeinſtanz vorgetragen hat, daß er lediglich für die 
Verwertung ſeines Aktienbeſitzes durch den Treuhandbericht eine 
Grundlage habe gewinnen wollen, alſo lediglich private Zwecke 
verfolgt habe, war ſchon im weſentlichen Beſtandteil der Akten, 
die dem Lin. bei der Entſch. vorgelegen haben. Hierzu hätte 
das LFin A. Stellung nehmen müffen. Denn wenn es richtig iſt, 
daß der Veſchwß. den Treuhandbericht lediglich für den angegebe⸗ 
nen, rein privaten Zweck angefordert und erhalten hat, fo würde 
die Anordnung auf Grund des von der Vorinſtanz angewandten 
§ 195 Satz 2 RAbgd. n. F. nicht aufrechterhalten werden können. 


Aus dieſem Grunde war die angefochtene Entſch. aufzuheben 
john die nicht ſpruchreife Sache an die Vorinſtanz zurückzuver⸗ 
weiſen. 


Den Einwand des Beſch w., daß er ſich nicht im Beſitz des 
Treuhandberichts befinde, hat die Vorinſtanz mit einwandfreier 
Begr. zurückgewieſen. Der BeſchwF. weiſt auf die Entſch. des 
5. Sen, des Ri., V e A 727/33 v. 16. Febr. 1934 (Y StBl. 
1934, 259 = Mrozeks Kartei, RAbgO. 1931, 8 171 R. 2) hin. 
Wenn in dieſer Entſch. unter Hinweis auf andere Entſch. des Ri. 
ausgeſprochen iſt, daß jemand nur zur Vorlegung der ihm zur 
Verfügung ſtehenden Urkunden verpflichtet ſei und nicht zur Be⸗ 
ſchaffung von Urkunden auf feine Koſten genötigt werden köune, 
fo kann dieſer zu 8171 RAbgd. ergangenen Enkſch. für den ganz 
anders gelagerten vorl. Fall um ſo weniger Bedeutung beigemeſſen 
werden, als derſelbe Sen. in der oben ſchon genannten zu § 198 
RAbgO. a. F. (8 195 n. F.) ergangenen, in Rö. 25, 148 ab- 
gedr. Entſch. das Verlangen auf Vorlage eines Treuhand- 
berichts durch den Aufſichtratsvorſitzenden auch dann für begründet 
erklärt hat, wenn der Bericht der Treuhandgeſellſchaft zurück⸗ 
gegeben worden iſt. 


(& F., 4. Sen., Urt. v. 18. Juli 1934, IV A 109,84.) 


Reichspateutamt 
Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Gieſe und 
Bindewald, Berlin 


[** Wird in der amtlichen Zeitſchrift „Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt.] 

* 1. 82 PatG. Zur Frage, ob mit der Schreibmaſchine 
geſchriebene Diſſertationen öffentliche Druckſchriften im 
Sinne dieſer Vorſchrift ſind. 

Bezüglich der Bewertung der mit der Schreibmaſchine ge⸗ 
ſchriebenen Diſſertation als Druckſchrift iſt den Gründen des Ver⸗ 
ſagungsbeſchluſſes beizutreten. Im übrigen iſt noch darauf hin⸗ 
zuwetſen, daß ſich auf dem 1. Blatt der Diſſertation folgender Ver⸗ 
merk befindet: „Dieſe Diſſertation iſt von ihren Benutzern wie 
ein gedrucktes Buch zu zitieren“; als Ausgabejahr iſt auf Blatt 2 
das Jahr 1925 angegeben. Dieſer Auffaſſung ſtehen auch bei⸗ 
ſpielsweiſe die Kommentare von Lutter, PatG. 1928, S. 26 
Abſ. 1 und Damme⸗Lutter, Das Patentrecht, 1925, S. 169 
unten, nicht entgegen, da hier ausdrücklich zum Ausdruck gebracht 
iſt, daß Schreibmaſchinenſchrift in der Regel kein Druck i. S. 
des Geſetzes iſt. Hier handelt es ſich aber gerade um einen Aus⸗ 
nahmefall, da unter dem Einfluß außerordentlicher Verhältniſſe 
der Druck unterblieben iſt. Trotzdem ſollte die Vervielfältigung 
genau wie eine gedruckte Diſſertation der Verbreitung 
dienen. Sie wurde zu dieſem Zwecke an die öffentlichen Biblio⸗ 
theken weitergegeben und ſoll nach dem oben angegebenen Ver⸗ 
merk wie ein gedrucktes Buch behandelt werden .. . (Zwiſchen⸗ 
beſcheid v. 17. Aug. 1934). 


Mit Beſcheid v. 17. Aug. 1934, auf den ausdrücklich Bezug 
genommen wird, wurden die Gründe auseinandergeſetzt, aus denen 
ee a eine patentfähige Erfindung nicht mehr 

arſtellt. 

Im 2. Abſ. dieſes Beſcheides wurde insbeſ. bereits darauf 
hingewieſen, daß die mit der Schreibmaſchine geſchriebene Differ- 
tation von Voß aus dem Jahre 1925 als öffentliche Druckſchrift 
i. S. des 8 2 Bat®. zu gelten hat. In der mündlichen Verhandlung 
v. 14. Sept. 1934 haben die Anmelder dieſe Auffaſſung als unzu⸗ 
treffend bekämpft. Der Senat hat jedoch auch nach erneuter Prü⸗ 
fung der Frage den im Beſcheid v. 17. Aug. 1934 eingenommenen 
Standpunkt beibehalten, und zwar aus folgenden Gründen: 

Zu den „Druckſchriften“ i. S. des § 2 PatG. zählen in 
erſter Linie und unbeſtrittenermaßen die Erzeugniſſe der Buch⸗ 
druckerpreſſe. Es gehören aber zu ihnen nach allgemeiner Auf— 
faſſung auch durch mechaniſche oder chemiſche Mittel anderer Art 
bewirkte Vervielfältigungen von Schriften (ogl. hierzu z. B. Lut⸗ 
ter, PatG. 1928, S. 25/26). 75 

Auf S. 1 des Beſcheides v. 17. Aug. 1934 iſt weiter bereits 
gezeigt, daß nach der geltenden Rechtsauffaſſung auch die Schreib⸗ 
maſchine als Mittel zur Erzeugung von derartigen Vervielfälti⸗ 
gungen, mithin von Druckſchriften i. S. des PatG. in Frage 
kommen kann, wenn auch eine Schreibmaſchinenſchrift in der 
Mehrzahl der Fälle keine Druckſchrift iſt. 

Hieraus ergibt ſich, daß für die Entſch. der Frage, ob nicht 
mit der Buchdruckerpreſſe, ſondern mit Hilfe der Schreibmaſchine 
(für Vervielfältigungen auderer Art muß das gleiche gelten) her 
geſtellte Vervielfältigungen einer Schrift als Druckſchriften zu 
werten ſind, die Weſensart des Mittels (Schreibmaſchine) nicht 
von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. Das gleiche Mittel, die 
gleiche Schreibmaſchine, vermag gegebenenfalls Bervielfältigun 
gen mit oder ohne den Charakter von Druckſchriften i. S. des 
PatG. zu liefern. Entſcheidend dafür, ob das eine oder das andere 
der Fall iſt, iſt vielmehr die Zweckbeſtimmung der erzeugten Ver 
vielfältigung. . 

In dieſer Beziehung tft aber im vorl. Fall kein Zweifel mög 
lich. Die Zweckbeſtimmung der lediglich mit Hilfe der Schreib⸗ 
maſchine und ihres Zubehörs (Kohlepapier) hergeſtellten Verviel⸗ 
fältigungen einer Diſſertationsſchrift, die beſtimmungsgemäß nicht 
nur der betr. Fakultät, ſondern auch in verſchiedene öffentliche 
Bibliotheken eingereicht werden müſſen, iſt die gleiche wie die 
der unzweifelhaft als Druckſchrift zu wertenden gedruckten Diſſer⸗ 
tation, die zu erſetzen fie ja beſtimmt iſt — ein Umſtand, auf den 
im übrigen durch den auf S. 1 des Beſch. v. 17. Aug. 1934 er⸗ 
wähnten Vermerk auf S. 1 der Diſſertation noch ausdrücklich hin⸗ 
gewieſen worden iſt. Daß der Eat, d. h. alſo die mit der 
Schreibmaſchine gefertigten Vervielfältigungen der Diſſer⸗ 
tationsſchrift infolge ihrer verhältnismäßig geringen Anzahl den 
unter normalen Verhältniſſen mit dem normalen Vervielfälti⸗ 
gungsmittel, der Buchdruckerpreſſe, herzustellenden weit zahlrei⸗ 
cheren Vervielfältigungen in der Erfüllung ihrer Zweckbeſtim⸗ 
mung, den Inhalt des vervielfältigten Schriftſtücks zu verbreiten, 
nicht vollkommen gleichwertig ſein können, liegt auf der Hand, 
bedeutet aber keinen prinzipiellen Unterſchied. 1 

Seitens der Anmelder wurde demgegenüber in der mild“ 
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lichen Verhandlung beſonders der Einwand gemacht, daß die Auf⸗ 
faſſung, mit der Schreibmaſchine hergeſtellte Vervielfältigungen 
von Nachkriegsdiſſertationen ſeien als Druckſchriften anzuſehen, in 
unlösbarem Widerſpruch zu der Tatſache ſtehe, daß den doch vol⸗ 
lig gleichartigen, zur Auslage gebrachten Gebrauchsmuſterunter⸗ 
agen der Charakter von Druccſchriften nach allgemeiner Meinung 
nicht zukomme. Dieſer Einwand geht indeſſen in ſeiner Grund⸗ 
vorausſetzung fehl. Die Gebrauchsmuſterunterlagen find den mit 
er Schreibmaſchine hergeſtellten Vervielfältigungen von Diſſer⸗ 
tationsſchriften nicht vergleichbar; denn ihnen fehlt das der Druck⸗ 
ſchrift t. S. des § 2 PatG. weſentliche Merkmal der Vervielfäl⸗ 
igung. 

Es bedarf keiner weiteren Erörterung, daß die Voß ſche Diſ⸗ 
ſertation auch eine öffentliche Druckſchrift iſt. In dieſer Be⸗ 
ziehung ift angeſichts der Tatfache ihrer Einreihung in öffentliche 
d. h. jedermann offenſtehende Bibliotheken kein Zweifel möglich. 

(RPat A., 9. BeſchwSen., Zwiſchenbeſcheid v. 17. Aug. 1934 und 
Entſch. v. 21. Sept. 1934, 58 h Sch 8/30 B 45/4.) [Dr. G. 


Reichsverſicherungsamt 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin 


en Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt! 

lo Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt. 


„01. 5 129 ArbVermG.; $ 1266 Abſ. 1 Nr. 3 RO. 
Die Reichsanſtalt für Arbeits vermittlung und Arbeits⸗ 
oſenverſicherung konnte im Jahre 1932 für eine vor dem 
Inkrafttreten des ArbVermG. (1. Okt. 1927) abgelaufene 
gefährdete Anwartſchaftsfriſt Beitragsmarken zur In va⸗ 
lidenverſicherung nicht mehr gemäß $ 129 Arb VermG. 
rechtswirkſam nachentrichten. 

Nach § 220 ArbVermG. iſt das Geſetz am 1. Okt. 1927 in 
Kraft getreten und gleichzeitig die BD. über Erwerbsloſenfuürſorge 
v. 16. Febr. 1924 (RGBl. I, 127) mit ihren Ergänzungen, unter 
anderem auch derjenigen v. 10. Dez. 1926 (RGS Bl. I, 493), die in 
Art 2 Abſ. 1 den § 26a einfügte und damit den Gemeinden erit- 
malig die Möglichkeit gab, aus Mitteln der Erwerbsloſenfürſorge 
ie für die Erhaltung der Anwartſchaft in der Invalidenverſiche⸗ 
rung notwendigen Beiträge zu entrichten, aufgehoben worden. Die 
durch die VO. v. 6. Okt. 1931 eingetretene Anderung des § 129 
ArbVermG. kann daher auch nur Rückwirkung vom 1. Okt. 1927 
ab haben, an dem das ArbBerm®. überhaupt erſt in Kraft trat. 
$ 129 Abſ. 1 a. a. O. begründet nach feiner klaren Faſſung eine 
Verpflichtung oder Berechtigung der Reichsanſtalt zur Entrichtung 
don Beiträgen auch nur „für die Zeit der Hauptunterſtützung“. 
Hauptunterſtützung i. S. dieſer Vorſchr,. kann aber nur eine auf 
Grund des Arb VermG. und der dazu ergangenen VO. und Erlaſſe 
eruhende Leiſtung ſein. Die Hauptunterſtützung iſt ein feſtſtehen⸗ 
der Begriff, den das ArbVermeh. erſt im $ 103 geprägt hat. Sie 
konnte daber erſt vom 1. Okt. 1927 ab bezogen werden. Die BO. 
über Erwerbsloſenfürſorge v. 16. Febr. 1924 (ſiehe Uberſchrift vor 
9 3 und die SS 3 ff.) gebrauchte nur die Ausdrücke „Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge“, „Erwerbsloſenunterſtützung“ oder ſchlechthin „Unter⸗ 
ſtützung“. Das Recht der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 

rbeitsloſenverſicherung zur Nachentrichtung von Beiträgen fur 
gefährdete Anwartſchaften kann mithin ſchon nach dem Wortlaut 
des Geſetzes nicht auf die vor dem Inkrafttreten des Arb erm. 
gewährte Erwerbsloſenfürſorge bezogen werden. Die Worte „für 
die Zeit des Bezuges der Hauptunterſtützung“, die nach der VO. 
v. 21. März 1932 (RG Bl. I, 157) an die Stelle der Worte „wäh- 
rend des Bezuges der Hauptunterſtützung“ getreten ſind, bedeuten 
nach der Entſch. 4473: ANachrfRVerſ. 1932, IV 446 = EuM. 33, 94 
%.35, daß die Reichsanſtalt im allgemeinen nicht für eine vor 
em Beginn oder nach dem Ende des Unterſtützungsbezuges lie⸗ 
gende Zeit Beiträge entrichten kann. Ein Recht der Reichsanſtalt 
zur Enfrichtung von Beiträgen für die Zeit vor dem 1. Okt. 1927 
äme bis zum 1. Jan. 1934 auch nur dann in Frage, wenn die 
Reichsanſtalt Geſamtrechtsnachfolgerin der früheren öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe wäre. Das iſt aber nicht der Fall. Es fehlt inſo⸗ 
eit an einer ausdrücklichen Vorſchr. im ArbBermG. Andererſeits 
ergeben auch die im 8. Abſchn. dieſes Geſetzes enthaltenen Uber⸗ 
gangsvorſchr., daß die Reichsanſtalt Rechtsnachfolgerin lediglich 
özgl. einzelner, ganz beſtimmter, im Geſetz näher bezeichneter und 
ier nicht in Betracht kommender Verhältniſſe geworden iſt (zu 
gl, 88 225, 228, 231, 234, 241). Auch der $ 240 d. 4. O. kann 
nö herangezogen werden; er ſchreibt lediglich vor, daß Arbeits⸗ 
oſen, die bei dem Inkrafttreten des ArbVermG. Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung oder Kriſenunterſtützung beziehen, zunächſt die Ar⸗ 
geitsloſenunkerſtützung fortgewährt wird, enthält aber keine 
Vorſchr. für die vor dem 1. Okt. 1927 liegende Zeit, insbeſ. nicht 


über eine Verpflichtung der Reichsanſtalt, im Rahmen des 8 129 
Abſ. 1 a. a. O. Beiträge inſoweit zu entrichten, als die Träger 
der Erwerbsloſenfürſorge auf Grund des § 262 Gef. v. 10. Dez. 
1926 (RG Bl. I, 493) dazu verpflichtet waren. Gerade der Um⸗ 
ſtand, daß der Geſetzgeber im § 240 es für erforderlich gehalten 
hat, nochmals ausdrücklich zu betonen, daß eine bei Inkrafttreten 
des ArbBerm®. laufende Erwerbsloſenunterſtützung ohne weiteres 
als Arbeitsloſenunterſtützung fortgewährt wird, beweiſt die Rich⸗ 
tigkeit des oben Ausgeführken, daß nämlich Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung nach der VO. v. 16. Febr. 1924 und Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung nach dem ArbVerm®. an ſich etwas Verſchiedenes find und 
nur für die Übergangszeit hinſichtlich des Erforderniſſes des An⸗ 
trages gleichgeſtellt und als ein einheitliches Ganzes angeſehen 
werden. Auch § 240 Abſ. 4 ArbVermG. zeigt, daß Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung und Arbeitsloſenunterſtützung etwas Berſchiedenes 
ſind, da eine Ablehnung der erſteren nicht einen Neuantrag auf 
die letztere ausſchließt. Das gleiche ergibt ſich aus § 241, wonach 
Anträge auf Erwerbsloſen⸗ und Kriſenunterſtützung nach dem 
früheren Recht nach Inkrafttreten des Geſetzes über Arbeitsver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung als ſolche auf Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung anzuſehen ſind. Es hätte einer ſolchen Vorſchr. nicht 
bedurft, wenn die Reichsanſtalt mit ihren Arbeitsämtern ohne 
weiteres Rechtsnachfolgerin der früheren öffentlichen Arbeitsnach⸗ 
weiſe geworden wäre. Auch § 242 ArbBermb. ſpricht für die oben 
vertretene Auffaſſung. Er ſtellt die frühere Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung der verſicherungsmäßigen Arbeitsloſenunterſtützung nur 
hinſichtlich der Erſchöpfung des Anſpruchs auf Unterſtützung i. S. 
des § 99 ArbVermG. gleich. Hätte der Geſetzgeber den § 129 Arb⸗ 
VermG. auch auf die Zeiten des vor dem 1. Okt. 1927 liegenden 
Bezugs der Erwerbsloſenunterſtützung nach der VO. von 1924 
ausgedehnt wiſſen wollen, ſo hätte er das bei der Ausnahmenatur 
des § 129 a. a. O. ausdrücklich ſagen müſſen und auch zweifellos 
geſagt. Da er das nicht getan hat, find die i. F. 1932 für das Jahr 1926 
vom Arbeitsamt nachgebrachten 11 Beiträge mit Recht als ungültig 
beanſtandet worden. An dieſer Rechtslage hat ſich auch durch das Gel. 
v. 7. Dez. 1933 (RG Bl. I, 1039) nichts geändert. Denn die Vorſchr. 
feines § 14 (jetzt § 1266 Abſ. 1 Nr. 3 RVO. i. d. Faſſ. der VO. v. 
17. Mai 1934 [RG Bl. I, 419]), daß die Zeit, für die ein Arbeits⸗ 
loſer verſicherungsmäßige Arbeitsloſenunterſtützung oder Kriſen⸗ 
unterſtützung oder Unterſtützung aus öffentlicher Füſorge erhalten 
hat, als Erſatzzeit für die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft an⸗ 
gerechnet wird, iſt nach § 34 Abſ. 2 a. a. O. ausdrücklich erſt mit 
Wirkung vom 1. April 1933 in Kraft geſetzt worden. Sie betrifft 
daher nach ihrem klaren Wortlaut nur Anwartſchaftszeiten, die 
in die Zeit vom 1. April 1933 ab fallen. 


(AVerſel., 2. Rev Sen., Urt. v. 22. Juni 1934, IIa 6939/23.) [.) 


II. Länder 


Oberverwaltungsgerichte 
Preußen 
Preußifches Oberverwaltungsgericht 


1. 88 3, 4, 54 Volks Sch. v. 28. Juli 1906 ( S. 335); 
§ 12 Gef. über Regelung verſchiedener Punkte des Ge⸗ 
meinde verfaſſungsrechts v. 27. Dez. 1927 (GS. 211). Aus- 
einanderſetzung zwiſchen Schulverbänden. Über die Vor⸗ 
ausſetzun gen der Auseinanderſetzung nach $ 4 VolksSchch. 
Ein aus mehreren Gemeinden und einem Gutsbezirke be⸗ 
ſtehender Geſamtſchulverband wird in ſeinen Rechten und 
Pflichten nicht dadurch berührt, daß der zu ihm gehörige 
Gutsbezirk aufgelöſt und einer der zum Geſamtſchulver⸗ 
band gehörigen Gemeinden zugeſchlagen wird. Dieſe Ge⸗ 
meinde wird Rechtsnachfolger des Gutsbezirks, während 
der Geſamtſchulverband in feinem bisherigen räumlichen 
Bereich unverändert bleibt. In ſolchem Fall iſt durch die 
Auflöſung des Gutsbezirks ein Anlaß zur Vermögens- 
auseinanderſetzung gemäß § 4 Volks Sch. nicht gegeben. 

Das Schulgebäude in D. wurde 1905 von dem verſtorbenen 
Fideikommißbeſitzer A. von H. auf eigene Koſten für den Geſamt⸗ 
ſchulverband Z.⸗D., der damals aus den Landgemeinden Z. und D. 
und dem Gutsbezirk D. beſtand, auf dem zum Fideikommiß D. ge⸗ 
hörigen Grund und Boden erbaut und von dem Schulverband am 
1. April 1906 in Benutzung genommen. Das Fideikommiß wurde 
1928 aufgelöſt. Ferner wurde auf Grund des Gef. v. 27. Dez. 
1927 über die Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindever⸗ 
faſſungsrechts der Gutsbezirk D. aufgelöft und mit der Land⸗ 
gemeinde D. vereinigt. Der Geſamtſchulverband Z.⸗D. blieb in 
ſeinen bisherigen Grenzen beſtehen. 

L. von H. teilte im Juni 1929 dem Schulverbande mit, daß 
mit Auflöſung des Gutsbezirkes D. das Nutzungsrecht an der 
Schule auf die politiſche Gemeinde D. als Rechtsnachfolgerin des 
Gutsbezirkes und damit auf den Schulverband Z.⸗D. übergegangen 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſei. Er wies darauf hin, daß das Schulgrundſtück in ſeinem Eigen⸗ 
tum verbleibe, und erklärt ſich damit einverſtanden, daß der Schul⸗ 
verband das Schulgrundſtück gegen eine jährliche Miete von 
500 S und Übernahme der Unterhaltungskoſten weiterbenutze. 

Die Regierung, Abt. für Kirchen- und Schulweſen, in M. er⸗ 
ließ darauf in ihrer Eigenſchaft als Schulaufſichtsbehörde auf An⸗ 
trag des Schulverbandes Z.⸗D. unter ausdrücklicher Berufung auf 
§ 4 Volks Schcg. v. 28. Juli 1906 am 25. Jan. folgenden Beſchluß: 

„Das Schulgrundſtück in D. bleibt im Eigenbeſitz des Schul⸗ 
verbandes Z.⸗D., ſolange als der Schulverband Z.D. desſelben 
für Schulzwecke bedarf. Ein geldlicher Ausgleich mit dem früheren 
Gutsvorſteher des früheren Gutsbezirkes D. findet nicht ſtatt. Die 
Verpflichtung der baulichen Unterhaltung des Schulgrundſtücks iſt 
mit der Auflofung des Gutsbezirkes von dem Gutsherrn auf den 
Schulverband übergegangen.“ 

Nunmehr erhob L. von H. in D. Klage beim BezAusſch. in 
M. gegen den Geſamtſchulverband Z.⸗D. mit dem Antrag auf Auf⸗ 
hebung dieſes Beſchluſſes. 

Nachdem der BezAusſch. die Klage abgewieſen hatte, fette auf 
Rev. des Kl. das OVG. den Beſchluß außer Kraft. 

Die Zuläſſigkeit der Verwaltungsſtreitklage ergibt ſich aus 
$ 4 Satz 2 VolksSchcg. Hiernach ſteht gegen den Beſchluß, den 
die Schulaufſichtsbehörde auf Grund § 4 Satz 1 VolksSchch. er⸗ 
laſſen hat, „den Beteiligten“ gegeneinander innerhalb zwei Wochen 
die Klage im Verwaltungsſtreitverſahren beim BezAusſch. zu. Als 
Beteiligter in dieſem Sinne iſt Kl. anzuſehen, gleichviel ob er an 
ſich zu den „Beteiligten“ des Auseinanderſetzungsverfahrens ge⸗ 
hört; denn der Beſchluß der Regierung v. 25. Jan. 1950 tft gegen 
ihn ergangen. Es kommt hierbei nicht darauf an, ob der Beſchluß 
gegen ihn erlaſſen werden durfte. Auch wenn dies nicht der Fall 
iſt, ſteht ihm die Verwaltungsſtreitklage zu, damit die ihm nach⸗ 
teiligen Rechtswirkungen des Beſchluſſes beſeitigt werden können. 

Nach § 4 Satz 1 VolksSchcg. beſchließt die Schulaufſichts⸗ 
behörde über die Vermögensauseinanderſetzung, die infolge der 
Bildung, Anderung oder Auflöſung der Schulverbände notwendig 
wird. Der Bez Ausſch. nimmt an, daß die Vorausſetzungen für 
einen ſolchen Beſchluß hier vorlägen. Hierin kann ihm nicht gefolgt 
werden. 

Die Anwendbarkeit des § 4 Satz 1 VollsSh®. ſetzt voraus, 
daß infolge der Bildung, Anderung oder Auflöſung 
der Schulverbände eine Vermögensauseinanderſetzung notwendig 
wird, und zwar zwiſchen „den Beteiligten“. Unter den Beteiligten 
i. S. dieſer Vorſchr. können aber nur die Schulverbände verſtanden 
werden, die durch die Auseinanderſetzung betroffen werden. Aus 
der angefochtenen Entſch. geht hervor, daß der BezAusſch. als Be⸗ 
teiligte im vorl. Falle den ehemaligen Gutsbezirk D. und die 
übrigen Mitglieder des Geſamtſchulverbandes anſieht. Der Bez⸗ 
Ausſch. nimmt an, daß der damalige Schulverband Z.⸗D. an dem 
Schulgrundſtück ein Benutzungsrecht erworben habe und daß auch 
den einzelnen Mitgliedern des Schulverbandes ein gemeinſchaft⸗ 
liches Recht i. S. des § 4 VolksSchch. zur unentgeltlichen Be⸗ 
nutzung des Grundſtücks für Schulzwecke zuſtehe. Dieſe Anſicht iſt 
irrig. Wenn überhaupt, jo ſtand lediglich dem Schulverband Z.⸗D. 
(Geſamtſchulverband) ein Benutzungsrecht an dem Schulgrundſtück 
zu, aber nicht den einzelnen politiſchen Gemeinden (Gutsbezirken), 
die zu dem gemeinſamen Schulverbande i. S. des § 1 Abſ. 2 Volks⸗ 
Sh®. vereinigt waren. 

Nach Auskunft des RegPräſ. ift der Geſamtſchulverband 3.-D, 
nach Auflöſung des Gutsbezirkes beſtehen geblieben und iſt ein 
Beſchluß der Schulaufſichtsbehörde nach 8 3 VolksSchcg. über die 
Bildung, Auflöſung und Anderung des Geſamtſchulverbandes nicht 
ergangen. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob u. U. auch ohne einen 
derartigen Beſchluß durch Auflöſung eines Gutsbezirkes kraft Ge⸗ 
ſetzes eine Anderung des Schulverbandes i. S. des § 4 Volks Sch., 
die eine Vermogensauseinanderſetzung erfordert, eintreten kann. 
Jedenfalls kann von einer Anderung des Schulverbandes in dem 
angegebenen Sinne dann nicht die Rede ſein, wenn — wie hier — 
der Geſamtſchulverband in ſeinen räumlichen Grenzen 
unverändert fortbeſteht. Der Gutsbezirk D. iſt nicht etwa aus dem 
Geſamtſchulverband Z.⸗D. räumlich ausgeſchieden; er iſt nur 
in kommunalpolitiſcher Beziehung aufgelöſt worden. Dabei iſt er 
— und dies iſt entſcheidend — nicht einer ſolchen Gemeinde zu⸗ 
geſchlagen worden, die außerhalb des örtlichen Kreiſes des 
Geſamtſchulverbandes ſteht, ſondern der Landgemeinde D., die als 
Mitglied des Geſamtſchulverbandes innerhalb dieſes Kreiſes 
ſteht. Dieſe iſt Rechtsnachfolgerin des Gutsbezirkes geworden. Dieſe 
Rechtsnachfolge iſt, wie der Senat wiederholt entſchieden hat, mit 
der Eingemeindung von ſelber eingetreten (vgl. Steinberg, 
Auflöſung der Gutsbezirke, S. 66, 67). Im Geſamtſchulverband 
hat ſich alſo nur ſoviel geändert, daß, unter Beibehaltung ſeiner 
früheren Grenzen, die Dreizahl ſeiner Träger (Landgemeinden Z. 
und D. und Gutsbezirk D.) auf eine Zweizahl zuſammenge⸗ 
ſchrumpft iſt, indem der Gutsbezirk D. in der Landgemeinde D. 
aufging. Daß durch dieſe, übrigens unſtreitige, Rechtsnachfolge die 
dem Geſamtſchulverbande zuſtehenden Rechte eine Anderung er⸗ 


fahren haben könnten, iſt weder behauptet noch erſichtlich. Streitig 
iſt vielmehr nur, ob Kl. zu den Schullaſten des Geſamtſchulver⸗ 
bandes beizutragen hat. 

Da ſich hiernach durch die Auflöſung des Gutsbezirkes weder 
an dem räumlichen Beſtand noch an den Vermögensverhältniſſen 
des Geſamtverbandes etwas geändert hat, ſo war für eine Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung i. S. des § 4 VolksSchcß. kein Raum. 
Der Geſamtſchulverband Z.⸗D. hat an dem Schulgrundſtück die 
gleichen Rechte, die ihm vor Auflöſung des Gutsbezirkes D. zu⸗ 
ſtanden. Im Wege des § 4 Volks Schch. durfte daher die Schul 
aufſichtsbehörde keine Entfch. treffen. Da der BezAusſch. dieſe 
Rechtslage verkannt hat, ſo war ſeine Entſch. aufzuheben. Bei 
freier Beurteilung iſt die Sache ſpruchreif. 

Da es an der geſetzlichen Grundlage für den angegriffenen 
Beſchluß der Schulauffichtsbehörde fehlt, fo war der Beſchl. v. 
25. Jan. 1930 außer Kraft zu ſetzen. b 

Der Streit zwiſchen Kl. und dem Schulverband Z.⸗D. über 
das Benutzungsrecht an dem Schulgebäude, das im ehemaligen 
Gutsbezirk D. errichtet ift, kann in dem Verfahren gem. § 4 Satz? 
VolksSchch. nicht zum Austrag gebracht werden. Es mag jedoch 
darauf hingewieſen fein, daß § 54 Volks Schcd ſowohl dem Ver⸗ 
bandsvorſteher die Möglichkeit bietet, eine Entſch. darüber herbei⸗ 
zuführen, ob der jetzige Kl. nach öffentlichem Rechte zur Hergabe 
des Schulgebäudes verpflichtet iſt (S 54 Abſ. 1—6), als auch dem 
jetzigen Kl. den Weg der ſogenannten Intereſſentenklage eröffnet 
(8 54 Abſ. 7). Weiterhin beſteht die Möglichkeit, im Rahmen des 
§ 12 Gef. v. 27. Dez. 1927 eine Auseinanderſetzung zwiſchen der 
Landgemeinde D. und dem Gutsbeſitzer des früheren ſelbſtändigen 
Gutsbezirks D. in die Wege zu leiten und in dieſe Auseinander⸗ 
ſetzung auch das ſtreitige Schulgrundſtück einzubeziehen. Der Ge⸗ 
ſamtſchulverband als ſolcher gehört freilich nicht zu den Beteiligten 
i. S. des 8 12 g. a. O., fo daß die Frage in dieſem Verfahren nur 
zwiſchen der Landgemeinde und dem Gutsbeſitzer ausge 
tragen werden könnte. 

(PrOVG., 8. Sen., Urt. v. 3. Juli 1934, VII C 72/32.) 


Ber. von Sen Präſ. von Kries, Berlin. 
* 


2. 835 RGewO. Unterſagung des Gewerbebetriebs 
als Immobilienmakler. Wird der geſetzliche Vertreter 
einer nicht prozeßfähigen Partei im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren nicht hinzugezogen, ſo iſt das Verfahren unwirk⸗ 
ſam; doch kann die Unwirkſamkeit jederzeit, auch noch in 
der Reviſionsinſtanz durch Genehmigung des Verfahrens 
durch den beſtellten geſetzlichen Vertreter geheilt werden. 
Der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte beſitzt nicht die 
für den Gewerbebetrieb eines Immobilienmaklers erfor“ 
derliche Zuverläſſigkeit. 

Der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte iſt nur beſchränkt 
geſchäftsfähig (SS 114, 106 BGB.) und daher auch nur beſchränkt 
prozeßfähig (§ 52 ZPO.). Die Prozeßfähigkeit der wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigten ift nur ausnahmsweiſe vorgeſehen (88 113, 
114 BGB., außerdem in Ehe-, Kindſchafts⸗- und Entmündigungs⸗ 
ſachen), ſo daß, da einer der Ausnahmefälle in dem hier vorl. Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren wegen Unterſagung des Gewerbebetriebs 
als Immobilienmakler nicht gegeben iſt, der wegen Geiſtesſchwäche 
entmündigte Bekl. für den Verwaltungsrechtsſtreit die Prozeß⸗ 
fähigkeit nicht beſitzt. Der Mangel von Prozeßvorausſetzungen iſt, 
wie im Zivilprozeß, ſo auch im Verwaltungsſtreitverfahren von 
Amts wegen zu berückſichtigen, und zwar in allen Inſtanzen, alſo 
auch in der RevInſt. (OVG. 76, 479, 486). Das ohne Hinzu⸗ 
ziehung des Vormundes ſtattgehabte Prozeßverfahren erſter DR 
ſtanz war daher unwirkſam. Doch kann die Unwirkſamkeit jederzeit, 
auch noch in der Revenſt., durch Genehmigung des Verfahrens 
ſeitens des beſtellten geſetzlichen Vertreters geheilt werden 
(Stein, ZBDO., 15. Aufl., Anm. 1 1 Abſ. 3 zu §S 54 3 NO.; Roh. 
66, 2441); 86, 162); 126, 263 3); JW. 1894, 214; 1895, 42, 288; 
1900, 6535 Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze, 24. Aufl., Bd. 1, 
Anm. 9 zu 8 63). Das iſt in der vorl. Sache geſchehen. Der Vor⸗ 
mund A. hat die Genehmigung erteilt. Damit war der dem bis⸗ 
herigen Verfahren anhaftende Mangel behoben. 5 

In fachlicher Beziehung wird das angefochtene Urt, allein 
ſchon von der Erwägung getragen, daß jemand, der wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche entmündigt iſt, nicht als zuverläſſig i. S. des § 35 RGewdO. 
angeſprochen werden kann. Zwar bedeutet geiſtige Minderwertig⸗ 
keit nicht ohne weiteres auch einen Mangel an Zuverläſſigkeit, wie 
er zur Unterſagung des Gewerbebetriebs auf Grund des § 35 
RGewd. Hider werden muß (vgl. OVG. 72, 385; Gewarch. 
17, 479). Anders liegt es aber, wenn Geiſteskrankheit oder Geiſtes⸗ 
ſchwäche einen derartigen Grad erreicht haben, daß deswegen die 
Entmündigung ausgeſprochen worden iſt. Bei dem, der wegen 
Geiſtesſchwäche entmündigt iſt, iſt gerichtlich feſtgeſtellt, daß ſeine 
geiſtigen Kräfte ſo unvollkommen entwickelt ſind, daß ihm die 


1) JW. 1907, 516. 2) JW. 1915, 97. 3) JW. 1931, 55. 
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Fähigkeit zur ſelbſtändigen Beſorgung ſeiner Angelegen⸗ 
heiten abgeht. Das Unvermögen zur Beſorgung der Angelegen⸗ 
heiten erſtreckt ſich dabei nicht auf einzelne, ſondern auf alle Ge⸗ 
biete der Lebensführung. Der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte 
ſteht nach § 114 BGB. in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit einem 
Minderjährigen gleich und wird unter Vormundſchaft geſtellt 
($ 1896 BGB.). Es bedarf keiner Erörterung, daß eine derartige 
Perſönlichkeit den Anforderungen, die das Gewerbe eines Immo⸗ 
bilienmaklers an das Verantwortungsbewußtſein, die geiſtige 
Spannkraft und geſchäftliche Überſicht des Betriebsinhabers ſtellt, 
nicht gewachſen ſein und eine zuverläſſige Geſchäftsführung ſomit 
nicht gewährleiſten kann (in demſelben Sinne betreffs eines Rechts⸗ 
beraters OVG. 39, 291). 
(PrO G., 3. Sen., Urt. v. 28. Juni 1934, III C 8/34.) 
Ber. von SeuPräſ. von Kries, Berlin. 
* 


3. Wegerecht. Komunalfreies Grundſtück. OſtlKreis. 
v. 15. Dez. 1872 u. 18. März 1881 (G S. 1881, 179). Zur Frage 
der ſtillſchweigenden Widmung eines öffentlichen Weges 
durchdie Wegepolizei. Ein kommunalfreies Grundſtück kann 
Beſtandteil eines Amtsbezirks ſein. 

Fehl geht die Rüge der Rev., daß der BezAusſch. zu Unrecht 
angenommen habe, der fragliche Umgehungsweg ſei ein öffenk⸗ 
licher Weg. Die Rev. meint, daß die zur Entſtehung eines öffent⸗ 
lichen Weges erforderliche Widmung durch die Wegepolizei vom 
Bez.⸗Ausſch. nicht ausreichend feſtgeſtellt ſei, weil irgendwelche 
Handlungen, aus denen man einen entſprechenden Willen der Po⸗ 
lizei folgern könnte, nicht vorlägen. Dieſer Anſicht kann nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Das DVG, hat allerdings in einer Entſch. 
Re: u. PrVerwBl. 47, 192 III Nr. 4) davon geſprochen, daß für 
die Entſtehung eines öffentlichen Weges entweder Akte der Polizei 
nachgewieſen werden müßten, die eine ausdrückliche Widmung des 
Weges für den öffentlichen Verkehr bedeuteten, oder daß polizei⸗ 
liche Handlungen ſich feſtſtellen laſſen müßten, welche die Polizei 
in der Überzeugung, daß ihr die Herrſchaft über den Weg zuſtehe, 
vorgenommen habe. Dieſe Anſicht, daß eine ſtillſchweigende Wid⸗ 
mung eines Weges durch die Polizei nur durch Handlungen er⸗ 
folgen könne, wird jedoch ſonſt in der Rſpr. des OVG. nicht ver⸗ 
treten (vgl. OVG. 59, 410; 76, 370). An dieſer Rſpr. iſt feſtzuhal⸗ 
ten, und es muß daher in Übereinſtimmung mit ihr davon aus⸗ 
gegangen werden, daß die (ſtillſchweigende) Widmung auch der 
Wegepolizei nicht nur aus Handlungen, ſondern auch aus Unter⸗ 
laſfungen und auf Grund einer Würdigung aller in Betracht kont⸗ 
menden Umſtände ſchlüſſig gefolgert werden kann (vgl. Brau⸗ 
chütſch, Bd. II, 2. Halbbd. S. 553; Scholz, Handbuch des ge⸗ 
ſamt. öffentl. Grundſtücksrechts, S. 627). Richtig iſt allerdings, 
daß die ſtillſchweigende Widmung tatſächliche Vorgänge vorausſetzt, 
welche den z. Z. dieſer Vorgänge vorhandenen Widmungswillen er⸗ 
kennen laſſen. Demgemäß können allein aus einem völlig un⸗ 
tätigen Verhalten der Wegepolizei, die lediglich den Verkehr auf 
dem Wege nicht hindert, keine Schlüſſe auf eine Widmung ge⸗ 
zogen werden (PrVerwBl. 88, 160). So iſt die Sachlage 
aber hier nicht. Der BezAusſch. ſtellt vielmehr ausdrücklich feſt, 
daß der Umgehungsweg infolge der Sperrung des urſprünglich 
über den Schloßhof führenden Wegeteils als Fortſetzung und Ver⸗ 
bindung zwiſchen zwei Teilen eines aner gen Weges unbedingt 
erforderlich war, der Landrat ſowie die Amtsvorſteher von S. 
und B. dienſtlich Keuntnis von der Sperrung des urſprünglichen 
ſowie von der Anlegung des Umgehungsweges erhalten und trotz 
dieſer Kenntnis nicht widerſprochen haben. Wenn der Be: Ausſch. 
hieraus unter den obwaltenden Umſtänden den Schluß zieht, daß 
der Amtsvorſteher von B. als Wegepolizei mit der Widmung des 
Umgehungsweges für den öffentlichen Verkehr einverſtanden war, 
ſo iſt hiergegen nichts einzuwenden. Im übrigen hat der Amts⸗ 
vorſteher von B. als Wegepolizei auch Handlungen vorgenommen, 
die eine ſtillſchweigende Widmung des Weges für den öffentlichen 
Verkehr erkennen laſſen. Er hat nämlich, wie nach dem Urt. des 
BezAusſch. nicht beſtritten iſt, Beſchw. über den für den Verkehr 
nicht ausreichenden Zuſtand des Weges teils ſelbſt erledigt, indem 
er die Gartenverwaltung von S. als Vertreterin des wegebau⸗ 
pflichtigen Gutsherrn benachrichtigte und veranlaßte, den Mängeln 
abzuhelfen; teils hat er die Beſchw., ſoweit ſie auch den außerhalb 
ſeines Amtsbezirks gelegenen Wegeteil betroffen haben mogen, an 
den Amtsvorſteher in S. weitergeleitet. Er hat alſo den Weg als 
er wegepolizeilichen Herrſchaft unterliegend angeſehen und durch 
ſeine Handlungen ſeinen Widmungswillen zum Ausdruck gebracht. 

Die Rev. wendet ſich weiter gegen die Annahme des Bez⸗ 
Ausſch., daß der beklagte Amtsvorſteher zum Erlaß der Pol fg. 
örtlich zuſtändig geweſen ſei. Auch dieſer Angriff dringt nicht durch; 
denn der Anſicht der Rev., daß der Weg, weil er kommunalfrei ſei, 
nicht Beſtandteil des Amisbezirks des Bekl. zu 1 — der die ange⸗ 
fochtene Wegepol Vfg. erlaſſen hat — ſein könne, iſt nicht beizu⸗ 
treten. Der Rechtsſtandpunkt der Rev. läßt ſich nicht durch den 
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Hinweis auf § 48 Nr. 2—4 OſtlKrO. ſtützen. Dort find zwar 
„Grundſäte“ über die Bildung von Amtsbezirken aus Gemeinden 
aufgeſtellt. Dieſe Grundſätze ſtehen aber einer abweichenden Rege⸗ 
lung im Einzelfall nicht entgegen, fte verbieten insbeſ. nicht die 
Einbeziehung auch eines kommunalfreien Grundſtücks in einen 
Amtsbezirk und demgemaß auch nicht die weitere Zugehörigkeit von 
Gebieten, die Teile einer Gemeinde geweſen, dann aber kommunal⸗ 
frei geworden ſind. Ein derartiges Verbot kann auch nicht aus 
§ 21 Abſ. 2 a. a. O. entnommen werden, wo ſchlechthin beſtimmt 
iſt, daß die Amtsbezirke aus einer oder mehreren Landgemeinden 
beſtehen. Denn ein Grundſatz, daß die Entlaſſung eines Grund⸗ 
ſtücks aus dem Gemeindeverband zugleich das Ausſcheiden aus dem 
Amtsbezirk zur Folge habe, müßte weiter auch nach § 21 Abſ. 1 
d. a. O. zun Ausſcheiden aus dem Kreiſe und damit auch aus 
ſtaatlichen Verbänden, alſo zu einem unannehmbaren Ergebnis 
führen. Hiernach tritt ein Verluſt der Zugehörigkeit zum Anits⸗ 
bezirk jedenfalls nicht ohne weiteres dadurch ein, daß Teile eines 
Amtsbezerks kommunalfrei werden. 
(PrO G., 4. Sen., Urt. v. 2. Juli 1934, IV C 77/33.) 
Ber. von SenPräſ. von Kries, Berlin. 
* 


4. 8 16 Abſ. 4, 5 Gew.⸗ u. Handelslehrer-BeſoldG. v. 
16. April 1928 (G S. 89); 8 2 GegenſeitigkeitsbeſteuerG. v. 
10. Aug. 1925 (RG Bl. I, 252); 88 1, 216 Arb VermG. v. 16. Juli 
1927 i. d. Faſſ. des Geſ. v. 12, Okt. 1929 (RG Vl. I, 162). Be⸗ 
rufsſchulbeitragspflicht der Reichsanſtalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung. Die Reichsanſtalt 
für Arbeits vermittlung und Arbeitsloſenverſicherungkann 
zu Berufsſchulbeiträgen von größeren Gemeinden heran- 
gezogen werden. 

Nach § 16 Abſ. 4 b, Abſ. 5 Gew.⸗ u. Handelslehrerbefold®. v. 
16. April 1928 (GS. 89) in Verbindung mit dem Gemeindebeſchluß 
über die Berufsſchulbeiträge unterliegen im Bereich der Stadt B. 
der Berufsſchulbeitragspflicht die nichtgewerbetreiben⸗ 
den Arbeitgeber, ſoweit die Jugendlichen der einzelnen bei 
ihnen A ten Arbeiter⸗ und Angeſtelltengruppen berufsſchul⸗ 
pflichtig ſind. Der Beitrag beträgt 3 RM für jeden der von ihnen 
am 10. Okt, 1930 beſchäftigt geweſenen Arbeiter und Angeftellten. 
Da im vorl. Fall unſtreitig 65 Arbeitnehmer jener Art in Betracht 
kommen, ſo würde der hier ſtreitige Abgabeanſpruch der Stadt B., 
Bez AA. Mitte, gegen die Nebel. nach Grund und Höhe gerechtfertigt 
fein, falls nicht etwa der RepKl. — der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung uſw. — ein beſonderer geſetzlicher Befreiungs⸗ 
grund zur Seite ſteht. Nach dem preußiſchen Recht iſt ein 
ſolcher Befreiungsgrund nicht gegeben. Die Berufsſchulbeitrags⸗ 

flicht trifft unterſchiedslos ale Arbeitgeber, auf die die Voraus⸗ 

I, der vorgenannten Rechtsvorſchriften zutreffen. Nach der 
Apr. des OVG. find auch die Maden enden Behörden 
feloft dann, wenn fie hoheitliche Aufgaben allsüben, von der Be⸗ 
rufsſchulbeitragspflicht nicht befreit (OVG. 90, 232). Eine Aus⸗ 
1 beſteht lediglich kraft Reichsrechts für das Reich nach Maß⸗ 
gabe des RBeſteuerG. v. 15. April 1911 (RGBl. 187) und des 
Gegenſeitigkeitsbeſteuer G. v. 10. Aug. 1925 (vgl. R.⸗ u. PrVerwBl. 
48, 250; 49, 252; OVG. 80, 140). Nach $ 2 letztgenannten Geſetzes 
hat das Reich den Ländern und den Gemeinden (Gemeindeverbän⸗ 
den) Beiträge nur inſoweit zu entrichten, als dieſe von Grund⸗ 
eigentümern und Gewerbetreibenden erhoben werden dürfen. Ob 
Berufsſchulbeiträge überhaupt zu den „Beiträgen“ i. S. des $ 2 
d. a. O. zu zählen find, eine Frage, die der erk. Sen. in Entſch. 
OVG. 82, 187 (195) im weſentlichen verneint hat, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Jedenfalls treffen die Vorausſetzungen einer Bei⸗ 
tragspflicht aus § 2 a. g. O. auf Reichsbetriebe dann nicht zu, wenn 
der Beitrag nicht mit Rückſicht auf Grundeigentum oder Gewerbe⸗ 
betrieb erhoben wird, Daher hat der Senat den Reichswehrfiskus 
als nicht berufsſchulbeitragspflichtig anerkannt (R.⸗ u. PrPerw⸗ 
Bl. 49, 769). Dieſelbe Entſch. wäre auch im vorl. Falle geboten, 
wenn Kl. als Beſtandteil oder Organ des „Reichs“ anzuerkennen 
wäre. 

Die RepKl. ſtellt nicht in Abrede, daß, weil fie eine von der 
Reichsperſönlichkeit getrennte, ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit be⸗ 
ſitzt, das Gegenſeitigkeitsbeſteuerß. auf fie nicht unmittel⸗ 
bar angewendet werden könne; ſie glaubt aber die entſpre⸗ 
chende Anwendbarkeit daraus herleiten zu ſollen, daß die Reichs⸗ 
anftalt mit dem Reichshaushalt eng finanzrechtlich verflochten fei. 
Dieſer Auffaſſung vermag der Senat nicht beizutreten. Mit Recht 
hat der BezAusſch. die „entſprechende“ Anwendung der für das 
Reich geltenden Belt. jenes Geſetzes auf die klagende Reichs⸗ 
anjtalt verneint. 

Die Reichsauſtalt iſt nach dem Aufbau des Arb VermG. nicht 
Beſtandteil oder Organ der Rechtsperſönlichkeit des Reichs, viel⸗ 
mehr eine ſelbſtändige Körperſchaft des öffentlichen Rechts (§ 1 
Abf. 3 ArhBermG.). Durch das Arb VermG. hat das Reich für die 
Zwecke der Arbeitsloſenverſicherung eigene — ſelbſtändige — Ver⸗ 
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ſicherungstrager geſchaffen, in denen die Beteiligten unter unparte: 
licher öffentlicher Führung die Angelegenheiten der Verſicherung 
verantwortlich leiten und verwalten (vgl. RTDruckſ. Nr. 2885, RT. 
3. Wahlper. 1924/27, Entw. eines Geſ. über Arbeitsloſenverſtche⸗ 
rung, S. 34). Der Verſicherungsträger erwirbt Vermögen und bat 
ſeinen eigenen Haushalt, der von ſeinen Organen feſtgeſetzt wird 
(a. a. O. S. 36). Das ArbBerm®. ſieht finanzielle Selbſtändigkeit 
der Verſicherungsträger vor. Sie ſollen aus ihren Einnahmen ihre 
Ausgaben beſtreiten. Nun iſt zwar, wie der Entwurf bemerkt 
(a. a. O. S. 42), das Riſiko der Arbeitsloſigkeit ſo unregelmäßig, 
daß es nötig iſt, in Notzeiten außerordentliche Mittel aus anderen 
Quellen bereitzuſtellen. Dies geſchieht jedoch, ſoweit die reine Ver⸗ 
ſicherung in Betracht kommt, in der Form von Darlehn (8 163 
ArbVermG.), jo daß die Verſicherungsträger, wie der Entwurf 
weiterhin bemerkt, von der finanziellen Verantwortung letzten 
Endes doch nicht entlaftet find (a. a. O. S. 42). Der Entwurf hält 
dieſe finanzielle Selbſtändigkeit für einen der wichtigſten Grund⸗ 
ſätze geſunder Finanzwirtſchaft, der ſich aus den Erfahrungen der 
Sozialverſicherung ergeben habe (a. a. O. S. 42). Die von der 
Reichsanſtalt zur Durchführung ihrer Aufgaben benötigten Mittel 
werden daher nach § 142 ArbBern®. durch Beiträge der Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer aufgebracht. Nur hinſichtlich des durch die 
Kriſenunterſtützung entſtehenden notwendigen Aufwands iſt im 
§ 167 ArbVermöG. ein anderes beſtimmt. 


Der Revckl. kann auch darin nicht beigetreten werden, daß 
ihre wirtſchaftliche Selbſtändigkeit durch die NotVO. des RPräf. 
über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe uſw. v. 
14. Juni 1932 (RCH Bl. I, 273) beeinträchtigt worden ſei, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß dieſe VO. erſt am 16. Juni 1932 in Kraft ge⸗ 
treten iſt und daher für das hier maßgebliche Rechnungsjahr 1931 
überhaupt nicht in Betracht kommt. Im übrigen iſt gerade jener 
Vorſchr., auf die ſich die RevStt, beruft (Teil 1 Kap. J Art. 1 Nr. 3 
a. a. O.), zu entnehmen, daß die Reichsanſtalt nicht mit dem 
Reich gleichbedeutend iſt. Andernfalls hätte es der in dieſer Vorſchr. 
für Zwecke der Arbeitsloſenhilfe ausgeſprochenen Ermächtigung der 
Reichsregierung zur Verfügung über die in der Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung entſtehenden Überſchüſſe überhaupt nicht bedurft. 


Nach Zweck und Ausbau hat die klagende Reichsanſtalt eine 
ähnliche Rechtsſtellung wie die anderen öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
ſicherungsträger, insbeſ. wie die RVerſAnſt. für Angeſtellte. Es be⸗ 
ſteht daher kein Anlaß, die Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung in bezug auf Berufsſchulbeiträge an⸗ 
ders zu behandeln als die anderen bffentlich⸗rechtlichen Verſiche⸗ 
rungsträger. Zu dieſen gehören auch die Ortskrankenkaſſen, deren 
Berufsſchulbeitragspflicht in keiner Weiſe in Zweifel geſtellt wer⸗ 
den kann. Daß der Reichsanſtalt in dieſer Beziehung den anderen 
Trägern der Reichsverſicherung gegenüber keine Sonderſtellung zu⸗ 
kommt, ergibt ſich auch aus der von dem zuſtändigen RT Ausſch. in 
zweiter Leſung (vgl. RTDDruckſ. Nr. 3507, 3. Wahlper. 1924/27, 
S. 128, 129) eingefügten Vorſchr. des $ 216 ArbBermG., wonach 
das Vermögen der Reichsanſtalt von Reichs⸗, Landes⸗ und Kom⸗ 
munalſteuern und ⸗abgaben im gleichen Umfang frei ift wie das 
Vermögen anderer reichsgeſetzlicher Verſicherungsträger. Dieſe 
Vorſchr. ſtellt ein ſpäteres Sondergeſetz dar im Verhältnis zum 
Gegenſeitigkeitsbeſtenercß. Daß aber jene anderen reichsgeſetzlichen 
Verſicherungsträger dem Reiche nicht gleichgeſtellt find, hat das KG. 
wiederholt entſchieden (KJ. 43, 320; 45, 338). Wenn für die hier 
in Frage ſtehende Reichsanſtalt das NS. allerdings Gleichſtellung 
mit dem Reich ausgeſprochen hat (JW. 1931, 1245), ſo betraf dies 
den $ 5 Abſ. 1 a PrStempStG., wonach öffentliche Anſtalten und 
Kaſſen dem Reich gleichgeſtellt werden können. Im vorl, Falle 
fehlt eine ſolche geſetzliche Zulaſſung der Gleichſtellung; vielmehr 
handelt es ſich hier lediglich um den Begriff des „Reichs“ im 
GegenſeitigkeitsbeſteuerG. 

Das Gegenſeitigkeitsbeſteuercg. regelt die Unterwerfung des 
Reichs unter die Abgabenhoheit der Länder und Gemeinden er⸗ 
ſchöpfend (fo für das frühere NBefteuer®. v. 15. April 1911, Entſch. 
OVG. 80, 140). Die Abgabenpflichtigkeit des Reichs kann daher 
nach allgemeinen Grundſätzen des Abgabenrechts nicht durch ent⸗ 
ſprechende Anwendung erweitert werden (vgl. Scholz: RK u. 
PrVerw Bl. 55, 234). Daher hat der Senat die vorerwähnte Vorſchr. 
des $ 2 dieſes Geſetzes nicht etwa entſprechend auch auf die Berufs- 
ſchulbeiträge ausgedehnt. Bei einer weitergehenden Auslegung des 
2 würde das Reich von Berufsſchulbeiträgen nicht befreit fein. 
Somit iſt allgemein eine enge Auslegung dieſes Geſetzes geboten. 

Die Heranziehung der Reichsanſtalt zu Berufsſchulbeiträgen 
in der an ſich unſtreitigen Höhe iſt daher gerechtfertigt. 


(PrOBG., 8. Sen., Urt. v. 5. Juni 1934, VIII C 46/83.) 
Ber. von SenPräſ. von Kries, Berlin. 


Rechtſprechung 
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5. Dienſtſtrafrecht. Zur Frage der entgeltlichen 
Nebenbeſchäftigung von Gemeindebeamten. 

Dem Kreisbaumeiſter B. wurde im Dienſtſtrafverfahren Aus⸗ 
übung entgeltlicher Nebenbeſchäftigung ohne Genehmigung des Land⸗ 
rats vorgeworfen. Das OVG. führte hierzu aus: 

Vor Erörterung des dem Vorwurf zugrunde liegenden Sachver⸗ 
halts war Kklarzuſtellen, ob B. einer Genehmigung für die in Betracht 
kommende Tätigkeit überhaupt bedurfte. Dieſe Frage war zu be⸗ 
jahen. 

Zwar konnten die neueren verſchärften Beſt. des Reichsrechts in 
Kap. 4 Geſ. zur Anderung von Vorſchr. auf dem Gebiete des all⸗ 
gemeinen Beamten⸗ uſw. Rechts v. 30. Juni 1933 (Rc Bl. I, 433) 
und die dazu ergangenen DurchfBeſt. v. 29. Aug. 1933 (RGBl. I, 
612) ſowie die preuß. Richtlinien für die Durchf. des gen. Kapitels 
v. 8. Nov. 1933 (PrBeſgl. 237, 240) hier keine Anwendung finden, 
da die B. zur Laſt gelegten Verfehlungen ſich vor dem Inkrafttreten 
dieſer Rechtsnormen ereignet haben. War ſonach der Verhandlungs⸗ 
ſtoff nach früherem Recht zu beurteilen, ſo war feſtzuſtellen, daß poſi⸗ 
tive Geſetzesvorſchr. über private Nebentätigkeit damals nur für 
Reichsbeamte (8 16 RBG.) und preuß. unmittelbare Staatsbeamte 
(KabOrd. v. 13. Juli 1839, GS. 235), nicht aber für Gemeindebeamte 
(mittelbare Staatsbeamte) beſtanden. Auf dieſe war die erwähnte 
Kabinettsorder, welche die übernahme eines Nebenamtes oder einer 
Nebenbeſchäftigung, „mit welcher eine fortlaufende Renumeration ver⸗ 
bunden iſt“, betraf, lt. Erl. d. Min. d. Inn. v. 21. Jan. 1882 
(MBliV. 47/48) ausdrücklich für nicht anwendbar erklärt worden. 
Über die Frage, ob auch gelegentliche entgeltliche Nebenbeſchäf⸗ 
tigungen, d. h. die nicht mit „fortlaufender Renumeration“ verbun⸗ 
denen — um ſolche handelt es ſich hier —, genehmigungspflichtig 
ſeien, waren ſchon bzgl. der unmittelbaren Staatsbeamten die im 
Schrifttum und der Rſpr. vertretenen Auffaſſungen geteilt (Dult⸗ 
zig, DiſzGeſ., Berlin 1914, 30; Brand, Preuß. Dienſtſtrafordn., 
2. Aufl., S. 88 Anm. 10 zu 82 BDSD.). Dieſe Streitfrage ent⸗ 
behrte aber für den vorl. Fall der praktiſchen Bedeutung, weil hier 
durch ausdrückliche Anordnung der Anſtellungsbehörde im Einzelfalle 
eine bindende Regelung getroffen war, gegen deren Zuläſſigkeit aus 
folgenden Gründen keine rechtlichen Bedenken beſtehen: 

Aus dem für alle Beamten geltenden Grundſatze des allgemeinen 
Beamtenrechts, daß der Beamte ſeine ganze Arbeitskraft dem Amte 
zu widmen hat, folgt, daß auch die Gemeinde (Gemeindeverband) als 
Anſtellungsbehörde darüber befinden kann, ob ſie einen Teil der 
Leiſtungsfähigkeit ihrer Beamten für Nebenbeſchäftigungen freigeben 
will oder nicht. Weiterhin ſteht der Gemeinde (dem Gemeindeverband) 
auch das Recht zur Entſch. darüber zu, ob ſich eine von dem Beamten 
gewählte — auch einmalige — Nebenbeſchäftigung mit dem Amtsver⸗ 
hältnis überhaupt oder mit dem Amte des betr. Beamten im Einzel⸗ 
falle verträgt. Dieſe beiden Geſichtspunkte, die im übrigen auch in 
der Rſpr. (OVG. 57, 508 ff.) anerkannt find, bilden die klare Rechts⸗ 
grundlage dafür, daß die Anſtellungsbehörde beſondere Vorſchr. im 
Wege des Statuts oder im Einzelfalle bei der Anſtellung mit bindender 
Wirkung für den betr. Beamten erlaſſen Konnte (Brand a. a. O. 
S. 85). Aus den erwähnten allgemeinen Grundſätzen des Beamten⸗ 
rechts folgt weiterhin aber auch, daß die Gemeinde (der Gemeinde⸗ 
verband) auch außerhalb des Geltungsbereichs der allgemein durch 
Statut oder der bei der Auſtellung getroffenen Sonderregelung, al ſo 
auch nachträglich, jede Nebenbeſchäftigung eines Gemeinde⸗ 
beamten von einer Genehmigung abhängig machen durfte, ſofern im 
Einzelfalle nur ein erkennbares, von der Anſtellungsbehörde wahr⸗ 
zunehmendes Intereſſe und nicht Willkür obwaltete (Entſch. d. OVG. 
v. 29. April 1927, R.⸗ u. PrVerwBl. 49, 22 ff.). 


(PrO G., 9. Dienſtſtraf⸗] Sen., Urt. v. 21. Juni 1934, IX D 3/34.) 
Ber. v. SenPräſ. von Kries, Berlin. 


Berichtigungen 

JW. 1934, 2842 rechte Spalte, Überſchrift zu Ziff. 2, Zeile 19 
von oben iſt hinter § 60 einzufügen: „ZwVerſtch.“. n 

JW. 1934, 2862 rechte Spalte, BayObschEntſch. Ziff. 1, iſt in 
der Überſchrift Zeile 2 ſtatt § 241 a zu ſetzen: „§ 41 a“. 

JW. 1934, 2878 rechte Spalte, PrOVGEntſch. Nr. 1, Leitſatz, 
iſt vor Zeile 5 von oben zu ſetzen: „§ 76“. 

JW. 1934, 2912 rechte Spalte, Entſch. Ziff. 11, iſt hinter Art. 14 
einzufügen: „AusfGeſ. zum“. 

JW. 1934, 2914 rechte Spalte, Ziff. 17, iſt in der Überſchrift 
am Ende ſtatt „StB. zu ſetzen: „StPO.“. 

JW. 1934, 2926 linke Spalte, Entſch. Ziff. 33, Überſchrift Abſ. 1 
am Ende, iſt ſtatt 8 429 d zu ſetzen: „§ 429 b“. 
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